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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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KOHLEALARM/729: Klimakampf und Kohlefront - ein positives Beispiel ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Alle Dörfer bleiben - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Pödelwitz hat Zukunft: Bewohner stellen Maßnahmenpapier vor

Gerettetes Dorf soll Vorzeigeprojekt des Braunkohle-Strukturwandels
werden 



Pödelwitz. Das lange von der Abbaggerung für die Braunkohle bedrohte Dorf
Pödelwitz wurde 2019 gerettet: In ihrem Koalitionsvertrag hat sich die
sächsische Landesregierung für den Erhalt des Dorfes ausgesprochen. Die
Bürgerinitiative "Pro Pödelwitz" hat nun zusammen mit den Dorf-
Bewohner*innen und zahlreichen Bündnispartnern ein Maßnahmenpapier zur
Zukunft des Ortes vorgelegt. Das Papier sieht unter anderem vor, dass sich
das Dorf vollständig mit erneuerbaren Energien selbst versorgt, kleine
Betriebe und Genossenschaften entstehen und Menschen aller Generationen
zusammenleben.

"Wir haben über 10 Jahre für den Erhalt unseres Dorfes gekämpft, jetzt
wollen wir zusammen mit den Entscheidungsträgern auf Kommunal- und
Landesebene die Wiederbelebung des Ortes planen und umsetzen. Unser
Maßnahmenpapier ist dafür die Basis. Pödelwitz hat das Potential, ein
Vorzeigeprojekt für den Strukturwandel in der Region zu sein -
demokratisch, ökologisch und sozial. Packen wir's an!", so Jens Hausner aus
Pödelwitz.

Die Dorfbewohner*innen fordern im Maßnahmenpapier "Pödelwitz hat Zukunft"
zunächst Rechtssicherheit: Pödelwitz dürfe nicht länger als
"Vorbehaltsgebiet Braunkohleabbau" gelten. Die Gebäude im Besitz des
Braunkohlekonzerns Mibrag sollen in staatliche Hand übergehen und dann an
junge Familien und Gruppen für den Eigenbedarf verkauft werden. Im Papier
entwerfen die Pödelwitzer*innen sodann ihre Vision eines "Dorfes der kurzen
Wege", in dem es Arbeitsplätze im Handwerk, einem Gasthof und der
Landwirtschaft gibt. In der ehemaligen Schule soll ein Seminarhaus
entstehen. Die Pödelwitzer*innen sprechen sich gegen Neubauten aus,
stattdessen sollen die historischen Gebäude des Dorfes erhalten und die
umliegenden Tagebaue nach ihrer Nutzung zu Naturschutzgebieten erklärt
werden.

Nach dem Willen der Dorfbewohner*innen soll die Entwicklung des Dorfes über
das Strukturstärkungsgesetz, sowie spezielle Fördertöpfe des Landes für die
Revitalisierung von Pödelwitz finanziert werden. Da jahrelang von
staatlicher Seite davon ausgegangen worden war, dass das Dorf abgebaggert
werde, gebe es einen riesigen Investitionsstau. Zudem habe die Mibrag
Bergschäden verursacht, die entschädigt werden müssten.

Ein erstes Treffen zum Maßnahmenpapier fand bereits mit Bürgermeister Maik
Kunze der Stadt Groitzsch statt, der Pödelwitz angehört. Bürgermeister
Kunze nahm sich viel Zeit für die Anliegen der Dorfbewohner*innen und
zeigte sich für ihre Ideen aufgeschlossen.


Das vollständige Maßnahmenpapier "Pödelwitz hat Zukunft":

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2020/06/Poedelwitz-hat-Zukunft.pdf

Weitere Informationen:

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

https://twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.06.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juni 2020 
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MELDUNG/217: Berliner Humboldt Forum mit Kreuz gekrönt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Berliner Humboldt Forum mit Kreuz gekrönt

Von Frank Nicolai, Humanistischer Pressedienst, 2. Juni 2020



Bereits im Vorfeld gab es viel Kritik an dieser Zurschaustellung
christlicher Macht. Zumal in Berlin, der wahrscheinlich säkularsten
Stadt Deutschlands. Doch als wäre das nicht genug, steht nun über der
deutschen Hauptstadt "dass im Namen Jesu sich beugen sollen aller
derer Kniee, die im Himmel und auf Erden und unter der Erde sind."

Selbst die Kuratorin Mahret Kupka sieht hier [1] eine vertane Chance.
"Das Kreuz stehe zwar mit dem Stadtschloss als Ursprungsgebäude in
Verbindung. Mit der ohnehin nicht originalen Rekonstruktion hätte das
Symbol aber auch überdacht und reflektiert werden können."

Das Spruchband, das die Unterwerfung aller Menschen unter das
Christentum fordere, ist ihrer Auffassung nach "eine sehr krasse
Aussage, die tatsächlich alles unterläuft, was das Humboldt Forum
vorgibt, sein zu wollen." Das Kreuz wie auch der auf die Bibel
zurückzuführende Spruch stehen auch in der Tradition eines längst
überwundenen Kolonialismus. "Das Christentum ist ein Kanal gewesen,
über den auch der Kolonialismus mitfunktionierte und bestärkt wurde.
Es geschah quasi im Namen des Christentums, das Dinge geraubt oder
zerstört wurden." Was diese Machtzuschaustellung für eine
multikulturelle, heterogene, postmigrantische Gesellschaft wie
Deutschland bedeute; darüber haben sich die Befürworter des Kreuzes
viel zu wenig Gedanken gemacht.

Ganz anders sieht das [2] (erwartungsgemäß) Johann Hinrich Claussen,
Kulturbeauftragter der Evangelischen Kirche. "Erstens steht ja keine
Zwangsmissionierung Berlins bevor, und zweitens wird man diesen Spruch
von unten kaum lesen können." Bei dieser Argumentation muss allerdings
die Frage erlaubt sein: Weshalb musste der Spruch denn dann sein?

Jürgen Zimmerer, Professor für Globalgeschichte an der Universität
Hamburg, kritisiert, dass man mit dem Kreuz und dem Spruch die
Geschichte Preußens unangemessen heroisiere. "Das Kreuz steht in
diesem Kontext auch für das Gottesgnadentum der Hohenzollern, also für
eine undemokratische Ausrichtung, für einen universellen
Herrschaftsanspruch."

In der FAZ [3] weist Andreas Kilb darauf hin, dass das Kreuz auf den
alten Stadtschloss "eine Machtgeste des preußischen Königs Friedrich
Wilhelm IV. [war], der damit sein Verständnis monarchischer Herrschaft
illustrierte. [...] Im Klartext heißt das, dass Friedrich Wilhelm die
Ansichten anderer über sein angemaßtes Gottesgnadentum egal waren.
Seine Untertanen hatten ihm ebenso bedingungslos zu gehorchen wie dem
Wort Christi." Und das darf keinesfalls als Wahlspruch über dem
Humboldt Forum stehen, das sich selbst [4] als "Forum für Kultur und
Wissenschaft" versteht. Kalb schreibt weiter: "In einem
Online-Dossier, das die Stiftung Humboldt Forum auf ihrer Website
veröffentlicht hat, gibt Monika Grütters zu Protokoll [5], das
Kuppelkreuz sei ein Symbol für 'Nächstenliebe, Freiheit, Weltoffenheit
und Toleranz'. Der ehemalige Bundestagspräsident Wolfgang Thierse
erklärt, das Kreuz sei 'Teil unserer Pluralität'. Haben die beiden die
Umschrift nicht gelesen? Sie ist der Text, der das Symbol erläutert:
als Insignie der Intoleranz."

Grütters jedoch hält das Kreuz nicht für ein Zeichen des
Alleinanspruchs der christlichen Religion. "Davon sind wir in dieser
sehr säkularen Stadt Berlin und auch in einem Deutschland, was sehr
genau unterscheidet zwischen der Rolle der Glaubensgemeinschaften und
dem Staat weit entfernt", so die Kulturstaatsministerin: "Insofern ist
die Provokation, die in dieser Frage liegt, vielleicht eine gute
Stimulanz für eben die Kontroversen und die Auseinandersetzung, die
wir dazu führen werden."

Seltsam nur, dass diese von ihr angeregten "Kontroversen und
Auseinandersetzungen" erst geschehen sollen, wenn Tatsachen geschafft
wurden und das Kreuz sowie der Allmachtsanspruch des Christentums im
Himmel über Berlin thront.


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/berliner-humboldt-forum-kreuz-gekroent-18097


Anmerkungen:

[1] https://www.stern.de/kultur/kuratorin-uebt-kritik-berliner-stadtschloss-wird-mit-umstrittenem-kreuz-gekroent-9281574.html

[2] https://www.dw.com/de/humboldt-forum-streit-ums-kreuz/a-53605593?maca=de-rss-de-all-1119-rdf

[3] https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/das-kuppelkreuz-auf-dem-humboldt-forum-glaenzt-mit-falscher-symbolk-16790336.html

[4] https://www.humboldtforum.org/de/

[5] https://www.rbb24.de/kultur/beitrag/2020/05/berlin-stadtschloss-humboldtforum-kuppel-kreuz.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/4457: Stuttgart online - Nuruddin Farah, Im Norden der Dämmerung, 24.06.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2020

Mittwoch, 24.06.20 / 19.30 Uhr

Nuruddin Farah

Im Norden der Dämmerung

Lesung und Gespräch, + Livestream

Ilija Trojanow (Moderation)



Einer der ganz Großen: Nuruddin Farah gehört zu den bedeutendsten
Schriftstellern Afrikas, wurde im südsomalischen Baidoa geboren und
lebt heute in Kapstadt. Im Norden der Dämmerung heißt sein neuer
Roman. Bedingt durch die gegenwärtige Situation kann er selbst nicht
nach Stuttgart reisen, wir aber bringen ihn per Video zu uns ins
Gespräch mit dem preisgekrönten Schriftsteller Ilija Trojanow. Im
Norden der Dämmerung ist ein Roman über Familie, Politik und Gewalt:
Seit Jahrzehnten leben Gacalo und Mugdi in Oslo, wo sie ein ruhiges
und weitgehend assimiliertes Leben geführt und ihre zwei Kinder
großgezogen haben. Doch nachdem ihr geliebter Sohn Dhaqaneh sich den
Dschihadisten in Somalia angeschlossen hat und bei einem
Selbstmordattentat ums Leben gekommen ist, gerät ihre Welt aus den
Fugen. Schweren Herzens bieten sie seiner somalischen Familie an,
nach Oslo zu kommen. Als sich aber ihre Schwiegertochter immer mehr
in die Religion vertieft, während ihre Kinder sich nach den
Freiheiten ihrer neuen Heimat sehnen, gibt es einen Bruch in der
Familie, der ihrer aller Leben unwiderruflich verändern wird.

Eintritt: Euro 10,-/8,-/5,- (Livestream kostenlos)

Kartenverkauf ausschließlich online ab 15.06.20

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1557: Berlin, LCB online - Die ideale (post-)sozialistische Frau? Digital Essay, 18.06.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2020

Donnerstag, 18.06.20, 19:00 Uhr

Die ideale (post-)sozialistische Frau?

Sex- und Genderstereotype in Osteuropa aus der Sicht von
Yevgenia Belorusets, Katja Fedulova und Katarzyna Kalwat

Konzept: Constance Krüger

Präsentation Digital Essay



Die sozialistischen Gesellschaften galten lange als die Geburtsstätte
der Gleichberechtigung, indem sie auf die Eingliederung der Frauen in
die Erwerbsbevölkerung setzten. Ewige Kämpferin, Arbeiterin, kluge
Lebensgefährtin, sorgende Mutter und natürlich die unnahbare Schöne -
diese normativen Rollenbilder werden heute in Osteuropa kritisch
hinterfragt und aufgebrochen. Das Rollenbild der Frau indes, das
heute zumeist öffentlich kultiviert wird, ist das der Hüterin des
Familienherds und der glücklichen Mätresse. Eine Renaissance der
Häuslichkeit ist zu beobachten, und mit der Implementierung immer
restriktiverer Abtreibungsgesetze in einigen Ländern eine Verstärkung
der staatlichen und kirchlichen Kontrolle über den weiblichen Körper.
Inwiefern war die in kommunistischen Regimen proklamierte
Gleichberechtigung tatsächlich gelebte Realität und wie haben sich
die Rollenbilder in der Gegenwart verschoben? Wir baten die
ukrainische Autorin Yevgenia Belorusets, die russische Filmemacherin
Katja Fedulova und die polnische Theaterregisseurin Katarzyna Kalwat
sich gemeinsam mit der Gender- und Kunsthistorikerin Constance Krüger
auf eine persönliche Spurensuche zu begeben und in einem Digital
Essay zu verarbeiten, wie sich die Thematik in ihrer künstlerischen
Arbeit wiederfindet.

www.lcb.de/openclosedborders

Der Digital Essay entsteht im Rahmen des Grenzgänger-Festivals //open
: closed borders//, gefördert von der Robert Bosch Stiftung, und des
Festivals POSTWEST der Volksbühne Berlin, gefördert durch die
Kulturstiftung des Bundes.

Rahmenprogramm //open : closed borders// #3

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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REZENSION/723: Bruce Lee - Die Geheimnisse meines Erfolgs (SB)

Bruce Lee



Know Yourself

Die Geheimnisse meines Erfolgs



 
Als Bruce Lee am 20. Juli 1973 bei Dreharbeiten in Kowloon mit nur 32
Jahren überraschend starb, löste dies bei Millionen seiner Fans rund
um die Welt Bestürzung und Trauer aus. Lee galt als fittester Mann auf
Erden. Mit einer Reihe höchst erfolgreicher, von ihm choreographierter
Kung-Fu-Kinostreifen hat er nicht nur den Actionfilm revolutioniert,
sondern auch weltweit reges Interesse an fernöstlichen Kampfkünsten
entfacht. Deshalb kursierten damals Gerüchte, Lee sei einem
mysteriösen Anschlag zum Opfer gefallen - entweder seitens der
chinesischen Triaden, mit denen er sich als Jugendlicher in Hongkong
angelegt hatte, worauf ihn seine Eltern an die Hochschule nach Seattle
schickten, oder irgendwelcher Kung-Fu-Mönche, die verhindern wollten,
daß er ihre Geheimtechniken publik machte. Laut Obduktionsbericht fiel
Lee einem Hirnschlag zum Opfer, der eventuell durch die Einnahme von
Schmerzmitteln und Kortison zur Behandlung eines Bandscheibenvorfalls
begünstigt bzw. herbeigeführt wurde.

Bruce Lee, einst Schüler des Wing-Chung-Großmeisters Yip Man, geht als
größter Kampfkünstler des 20. Jahrhunderts in die Geschichte ein -
zurecht. Der Zweikampf zwischen ihm und dem damaligen
Karateweltmeister Chuck Norris aus den USA in den Katakomben des
römischen Kolosseums im Film "The Way of the Dragon" ("Die Todeskralle
schlägt wieder zu"), aus dem Jahr 1972 stellt einen absoluten
Meilenstein der Cinematographie dar. Von nicht geringerer Bedeutung
ist auch die Tatsache, daß Lee als Hauptdarsteller seiner Filme das
damals im Westen gängige Klischeebild des Chinesen, der in Western
entweder als namenloser Eisenbahnverleger oder als Koch, wie Hop Sing
in der TV-Serie Bonanza, oder in Horrorstreifen als finstere Gestalt
wie der nach Weltherrschaft strebende Dr. Fu Manchu zu sehen gewesen
war, vollkommen zertrümmerte. In dem ebenfalls 1972 erschienenen "Fist
of Fury" ("Todesgrüße aus Schanghai") kämpft Lee als nationalistischer
Kung-Fu-Vertreter gegen Angehörige des japanischen Besatzungsregimes
zu Beginn des 20. Jahrhunderts im Paris des Orients, entlarvt deren
hölzernen Karate-Stil als unterlegen und erklärt stolz am Ende, die
Chinesen seien nicht länger die "Kranken Männer Asiens".

1972 war auch das Jahr, in dem sich China durch den historischen
einwöchigen Besuch des US-Präsidenten Richard Nixon einschließlich des
Treffens zwischen ihm und Revolutionsführer Mao Zedong in Peking der
Welt wieder öffnete. Nach mehr als einem Jahrhundert grausamster
kolonialer Ausbeutung, zweier verheerender Weltkriege sowie eines
blutigen Bürgerkriegs zwischen Kommunisten und Nationalisten hatte
sich ab 1949 die neue Volksrepublik von der Welt praktisch
abgeschottet, um die Wunden zu heilen und wieder auf die Beine zu
kommen. Wie der Zufall so will, verkörperte Lee Anfang der siebziger
Jahre geradezu das wiedererwachte China und wurde deshalb auch von
Millionen von Menschen in den Ländern Asiens und Afrikas, die sich ab
1945 von der europäischen oder japanischen Kolonialherrschaft befreien
konnten, angehimmelt.

Gerade in einer Phase, in der sich die Beziehungen zwischen den USA
und der aufstrebenden Supermacht China rapide und drastisch
verschlechtern - nicht zuletzt wegen der extrem aggressiven Haltung
der Regierung Donald Trumps - mutet es mehr als opportunistisch an,
daß Regisseur Quentin Tarantino, nach eigenem Dafürhalten der größte
Kenner und Bewunderer asiatischer Kung-Fu-Filme überhaupt, in seiner
jüngsten Produktion "Once Upon a Time in Hollywood", die Ende der
sechziger Jahre in der Traumfabrik in Los Angeles spielt, den noch
nicht berühmten Bruce Lee als arroganten, eingebildeten Luftikus
zeigt, der am Filmset für die TV-Serie "Green Hornet" vor versammelter
Crew behauptet, im Ring hätte Schwergewichtsboxweltmeister Muhammad
Ali gegen ihn nicht die geringste Chance, und dafür gleich bei einem
Sparring-Duell mit dem amerikanischen Stuntman Clint Booth, gespielt
von Brad Pitt, recht schnell auf den harten Boden der Realität
geschickt wird.

Zweifelsohne hätte es Lee in seiner kurzen Filmkarriere ohne eine
gehörige Portion Selbstbehauptungswillen und Durchsetzungsvermögen
nicht so weit gebracht. Doch von Freunden und Kollegen wurde er sehr
geschätzt. Steve McQueen und James Coburn, gleich zwei von John
Sturges' "Glorreichen Sieben", waren Schüler Lees in Los Angeles. Die
beiden großen Actionhelden haben Lee bei seiner Beerdigung in Seattle
am 30. Juli 1973 als Sargträger die letzte Ehre erwiesen. McQueen und
Coburn kommen am Ende des Buchs "Know Yourself - Die Geheimnisse
meines Wissens", einer Sammlung der philosophischen Reflexionen Lees,
zu Wort. Sie bezeugen seine Offenheit, Brüderlichkeit sowie seinen
Drang zu ständiger Selbstkritik. Der große Basketball-Star Kareem
Abdul-Jabbar, der während seiner Zeit als Spieler für die L.A. Lakers
ebenfalls bei Lee dessen Stil Jeet Kune Do studierte, hebt sogar die
"Integrität, mit der Bruce sein Leben führte ... Philosophie gelehrt
und versucht [hat], Wissen und Weisheit zu verbreiten" hervor. Alle
drei Männer bezeugen den großen Einfluß, den die Gespräche mit Lee auf
ihr Leben gehabt haben.

Zu behaupten, Lee habe ein eigenes philosophisches Denkgebäude
hinterlassen, wäre übertrieben. Das Buch "Know Yourself" gewährt dem
Leser gleichwohl einen tiefen Einblick in die Gedankenwelt Lees, läßt
ihn an seinen Ansichten und Eindrücken teilhaben. Die vorliegende
Lektüre besteht aus Notizen, die Lee zwecks besserer Selbsterkenntnis
angelegt hatte. Seine Lebensphilosophie, wenn man so will, besteht zum
größten Teil aus Elementen der östlichen Glaubensrichtungen Taoismus
und Zen-Buddhismus, dazu kommen ethische Aspekte aus dem
Konfuzianismus sowie Anregungen aus der humanistischen Psychologie
Abraham Maslows. Alles steht im Zeichen der Selbstverwirklichung, als
müßte man nur "sich selbst treu" sein, um ein glückliches, erfülltes
Leben führen zu können.

Da Lee praktisch ganz am Anfang seiner philosophische Reise stand, als
er starb, wäre es vollkommen ungerecht, ihm an dieser Stelle
Oberflächlichkeit vorzuwerfen. Hätte er länger gelebt, hätte Bruce Lee
seine persönlichen Notizen vermutlich niemals in dieser Form der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht, sondern bestenfalls als
Sammelablage für ein tiefergehendes Schriftwerk benutzt. So werden
zahlreiche Begriffe wie "Selbst" oder "Wahrheit" unhinterfragt als
Axiome benutzt. Völlig nebulös bleiben auch Anweisungen wie "sei wie
Wasser". Heißt das, der Mensch sollte sich in eine Qualle verwandeln?
"Die Geheimnisse" von Lees Erfolg sind in Wirklichkeit keine. Dafür
jedoch lernt man die Motivlage und die Ansichten eines der
profiliertesten Grenzgängers zwischen Ost und West auf dem Höhepunkt
seines Ruhms kennen und wird zudem von diesem an die fernöstliche
Philosophie - Prinzipien wie Yin und Yang oder auch Wu-hsin -
herangeführt. Wem das genügt - und es ist nicht wenig - kommt mit
"Striking Thoughts", so lautet der englische Originaltitel, voll auf
seine Kosten.

9. Juni 2020
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EUROPA/426: Überwachungstechnik - EU-Kommission muss für strengere Exportkontrolle sorgen

Amnesty International - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Überwachungstechnik: EU-Kommission muss für strengere Exportkontrolle
sorgen 



Der Einsatz von Dual-Use-Technik, die gleichzeitig für zivile und
militärische Zwecke verwendet werden kann, führt immer wieder zu
Menschenrechtsverletzungen. Die EU-Kommission muss daher dafür sorgen, dass
der Export solcher Güter menschenrechtskonform kontrolliert wird. Dies
fordert Amnesty International gemeinsam mit weiteren
Nichtregierungsorganisationen in einem offenen Brief.

Amnesty International und weitere Menschenrechtsorganisationen schlagen
heute Alarm und wenden sich in einem offenen Brief an die Europäische
Kommission. Denn in deren neuem Entwurf für die Reform der
Exportregulierung von Dual-Use-Gütern sind wichtige Einschränkungen
entfallen. Europäische Firmen könnten so mit ihren Produkten weiterhin
Regierungen weltweit dabei unterstützen, Menschenrechtsverteidiger oder
ganze Bevölkerungen zu überwachen und auszuspionieren.

"Der jetzt vorliegende Kompromissvorschlag der EU-Kommission stellt einen
dramatischen Rückschritt in den Verhandlungen dar", sagt Lena Rohrbach,
Expertin für Menschenrechte im digitalen Zeitalter bei Amnesty
International in Deutschland. So wurden aus früheren Entwürfen etwa
menschenrechtliche Sorgfaltspflichten für die exportierenden Unternehmen
jener Güter, die sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke
verwendet werden können, gestrichen. "Europäische Firmen könnten weiter die
Augen vor Menschenrechtsverletzungen im Empfängerland ihrer Produkte
verschließen", befürchtet Rohrbach.

Auch vielversprechende Vorschläge, um neue Technologien schneller in die
Exportkontrolle aufzunehmen, fehlen jetzt im vorliegenden Papier. "Ohne
solche Maßnahmen dauert es aber mehrere Jahre, neue Technologien zu
kontrollieren, sofern sie denn überhaupt einer Exportkontrolle unterworfen
werden. In diesen Jahren des Wartens können die Dual-Use-Güter schon viel
Schaden angerichtet haben", so Rohrbach.

Amnesty International kritisiert, dass der Export von
Überwachungstechnologie aus Europa vollkommen unzureichend kontrolliert
wird. Derzeit ist es Unternehmen möglich, beispielsweise
Gesichtserkennungssoftware nach China zu exportieren, ohne dass dabei die
dortige Menschenrechtslage und der mögliche Missbrauch berücksichtigt wird.
Ein Beispiel für die Wichtigkeit effektiver Exportkontrollen ist der
Menschenrechtler, Blogger und Dichter Ahmed Mansoor, der seit 2006 die
Menschenrechtslage in den Vereinigten Arabischen Emiraten dokumentierte.
Mansoor wurde 2016 mit einer Software der NSO Group ausgespäht, nachdem er
zuvor mindestens zweimal mit Software der deutsch-britischen Gamma Group
und des italienischen Unternehmens Hacking Team attackiert wurde. Er ist
aktuell als gewaltloser politischer Gefangener in Haft.

Die nun laufenden Verhandlungen über die Reform der Dual-Use-Verordnung
sind eine Chance, endlich europaweit starke Menschenrechtskriterien in der
Gesetzgebung zu verankern. "Die Bundesregierung muss sich in ihrer
anstehenden EU-Ratspräsidentschaft für die Stärkung von Rechtstaatlichkeit,
Menschenrechten und Meinungsfreiheit einsetzen. Dazu gehört eine wirksame
menschenrechtskonforme Exportkontrolle für Dual-Use-Technik", erklärt
Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland.
"Angesichts des nun vorliegenden Reformentwurfs droht aber unter dem Dach
der deutschen Ratspräsidentschaft ein Freibrief für europäische Firmen,
weltweit die Technologie auszuliefern, mit der Journalisten und
Menschenrechtsverteidiger zunehmend überwacht, diskreditiert und verfolgt
werden."

Folgende 6 Punkte sollten aus Sicht von Amnesty International in der Reform
umgesetzt werden:


	Eine umfassende Liste der zu kontrollierenden Güter, die auch neue Technologien umfasst, wie etwa biometrische Überwachung und Systeme zur Vorratsdatenspeicherung.

	Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten für die exportierenden Unternehmen, damit diese ihre geplanten Exporte unter anderem auf Menschenrechtsrisiken prüfen, diesen vorbeugen und gegebenenfalls vom Verkauf absehen.

	Schnelle und effektive Verfahren, um neue (Überwachungs-)Güter auf die Kontrollliste zu setzen, die der Dual-Use-Verordnung beigefügt ist.

	Eine Auffangklausel, um Exporte von Gütern auch dann zu stoppen, wenn sie nicht in der Liste der zu kontrollierenden Güter verzeichnet sind - aber dennoch ein Risiko für die Menschenrechte darstellen.

	Menschenrechtsaspekte müssen ein wesentliches Kriterium für die Entscheidung über die Vergabe von Exportgenehmigungen an die europäischen Unternehmen werde: Regierungen dürfen keine Genehmigungen erteilen, wenn das Risiko besteht, dass der Export zu Menschenrechtsverletzungen beiträgt.

	Mehr Transparenz darüber, für welche Güter nationale Behörden der Mitgliedsstaaten eine Exportgenehmigung erteilt oder verweigert haben, einschließlich des Wertes, Ziellandes und letztlichen Nutzers.



Diese und weitere Forderungen erhebt Amnesty International zusammen mit
anderen Nichtregierungsorganisationen im heute veröffentlichen offenen
Brief an die EU-Kommission.


Link zum offenen Brief:

"Human rights organisations call to strengthen the European Commission
position on dual-use recast"

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2020-06/Offener-Brief-an-EU-Kommission-Dual-Use-Verordnung-Ueberwachungstechnologie-Juni-2020.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/825: Angst vor Covid-19 in Malaysia

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Angst vor Covid-19 in Malaysia 

Menschenrechtsorganisation fordert Freilassung von 269 Rohingya-Boatpeople



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert die Freilassung
von 269 geflüchteten Rohingya-Boatpeople in Malaysia. Die
Geflüchteten waren gestern festgenommen worden, als ihr Boot in den
frühen Morgenstunden nahe der Ferieninsel Langkawi im Nordwesten des
Landes landete. "Statt Solidarität schlägt den muslimischen
Geflüchteten in diesem muslimischen Land Hass und Ablehnung entgegen.
Die Pandemie macht die traumatisierten Menschen erneut zu Opfern",
erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen. Rund
100.000 geflüchtete Rohingya aus Myanmar (Burma) haben in Malaysia
Zuflucht gesucht, seit im Jahr 2012 völkermordartige Übergriffe auf
die Minderheit in ihrer Heimat begannen.

"Seit Ausbruch der Pandemie wird in Malaysia immer häufiger
gefordert, keine weiteren Geflüchteten aufzunehmen - aus Sorge, dies
könne die Ausbreitung des Virus fördern", berichtet Delius. "In
Petitionen an die Regierung wird die Abschiebung aller Geflüchteten
gefordert. In sozialen Medien schlagen ihnen Ablehnung und Hass
entgegen." Die Behörden hätten daraufhin Razzien gegen illegale
Migranten verstärkt, bei denen mindestens 2.000 Geflüchtete
festgenommen wurden. Erst Mitte Mai 2020 hatte die GfbV gemeinsam mit
83 weiteren Nichtregierungsorganisationen aus dem In- und Ausland ein
Ende der Welle des Hasses gegen Rohingya in Malaysia gefordert.
Inzwischen hat sich ihre Lage auch sozial und wirtschaftlich
dramatisch verschlechtert: Rund 80 Prozent der Rohingya, die
Arbeitsstellen gefunden hatten, haben sie aufgrund des Virus wieder
verloren.

Auf Druck der Öffentlichkeit hatte Malaysias Regierung Anfang April
2020 schon einmal ein Boot mit 202 geflüchteten Rohingya aufgebracht
und alle Personen an Bord festgenommen. Insgesamt haben malaysische
Behörden seit Jahresbeginn 665 Boatpeople verhaftet, unter ihnen auch
Frauen und Kinder. Mindestens 22 Flüchtlingsboote wurden abgewiesen
und wieder auf das Meer hinausgeschickt. Malaysia hat die Genfer
Flüchtlingskonvention nicht unterzeichnet. Entsprechend fühlt sich
das Land nicht an die Verpflichtung gebunden, Menschen Schutz zu
gewähren, wenn sie vor schwersten Menschenrechtsverletzungen
flüchten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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STANDPUNKT/478: Abzug der US-Truppen - Weniger Militär bedeutet mehr Frieden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Goodbye US-Truppen - Weniger Militär bedeutet mehr Frieden

Von Reto Thumiger, 8. Juni 2020



Der US-Präsident hat entschieden, bis zu 15.000 Soldaten aus
Deutschland abzuziehen. Diese Mitteilung des Spiegel [1] von
Ende letzter Woche schlug bei den Transatlantikern fast wie eine Bombe
ein.

Bei der Hälfte der Bevölkerung in Deutschland, die für einen
kompletten Abzug der US-Truppen sind, ist die Nachricht eher eine
Friedenstaube am Horizont.

Gemäss des Wall Street Journal habe Trumps Sicherheitsberater Robert
O'Brian bereits ein entsprechendes Memorandum unterschrieben.

"Was wir von Donald Trumps Ankündigungen halten müssen, wissen wir
spätestens seit seinen Aussagen, Truppen aus Afghanistan und Syrien
abzuziehen. Er lügt, wenn er den Mund aufmacht", relativieren Reiner
Braun und Pascal Luig vom Koordinierungskreis der Kampagne Stopp Air
Base Ramstein die Ankündigung.

US-Truppen in Europa gefährden den Frieden, sie erhöhen die
Kriegsgefahr und tragen zur Militarisierung dieser Länder bei. Sie
sind eine tägliche Bedrohung für die Bevölkerung und die Umwelt. Sie
sind Kernbestandteil der Konfrontationspolitik mit Russland. Weniger
Truppen und Militär können den Weg zu einer Politik der gemeinsamen
Sicherheit in Europa öffnen.

Die Entscheidung, die ohne die sonst übliche Absprache zwischen
NATO-Partnern gefällt wurde, stellt gleichzeitig eine historische
Chance dar. Ist es doch der richtige Zeitpunkt, dass die
Bundesregierung das Stationierungsabkommen mit der USA kündigt.

"Trump, nimm mit Deinen Truppen auch gleich die Atomwaffen aus Büchel
mit nach Hause!", fordert Reiner Braun erneut und fügt auch gleich
hinzu, dass es sich jetzt rächt, dass die Politik in Rheinland-Pfalz
und an vielen anderen Orten von Deutschland Konversionspläne nicht
einmal in Erwägung gezogen hätten.

DIE LINKE begrüsst als einzige Bundestagspartei Trumps Ankündigung
eines möglichen Abzugs von US-Truppen aus Deutschland und hofft, dass
es sich nicht nur um Wahlkampfgetöse handelt.

"Die Bundesregierung muss den überfälligen Komplettabzug der
US-Soldaten aus Deutschland samt Atomwaffen in die Wege leiten und in
der NATO verhindern, dass die Sicherheit Europas durch provokative
US-Truppenverlegungen an die Grenze zu Russland gefährdet wird",
erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und Obfrau der Fraktion DIE
LINKE im Auswärtigen Ausschuss.

"Der Teilabzug der US-Truppen sollte mit den Soldaten beginnen, die
auf der US Air Base in Ramstein in Rheinland-Pfalz am
völkerrechtswidrigen Killerprogramm des Drohnenkrieges beteiligt sind.
Mit einem Abzug der US-Truppen samt Atomwaffen aus Deutschland wären
auch die nukleare Teilhabe der Bundeswehr und die von
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer geplante
Anschaffung neuer Atombomber aus US-Produktion für die Bundeswehr
obsolet. Die frei werdenden Mittel werden dringend für Gesundheit und
Bildung gebraucht", so Dagdelen weiter.


Anmerkung:

[1] https://www.spiegel.de/politik/ausland/usa-donald-trump-plant-massiven-truppenabzug-aus-deutschland-a-50b6a2ce-76f9-4a40-a24b-0c99398e46ed


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/6661: Berlin - LCB online, weiter lesen, Thorsten Nagelschmidt, »Arbeit«, 27.06.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2020

27.06.20, Samstag, 19:04 Uhr

weiter lesen | Thorsten Nagelschmidt

»Arbeit« (S. Fischer, 2020)

Im Gespräch mit Franziska Walser



Sie sind da zuhause, wo normalerweise kein Rampenlicht hinreicht: Die
Menschen, die Thorsten Nagelschmidt in »Arbeit« (S. Fischer, 2020)
porträtiert. Sie sind nachts wach, aber nicht, weil sie Party machen:
eine Sanitäterin, eine Späti-Verkäuferin, einen Taxifahrer, einen
Hostelportier und einige mehr begleitet der Autor durch die Berliner
Nacht. Für »weiter lesen« liest er Auszüge und berichtet über seine
Recherche, den Schreibprozess und sein Leben in Zeiten von Corona.

»weiter lesen - das LCB im rbb« ist eine Podcast-Lesebühne des
Literarischen Colloquiums Berlin (LCB) und des Rundfunks
Berlin-Brandenburg (rbb). Die Podcasts basieren auf dem geplanten
Programm im LCB. Sie laufen jeden Donnerstag und Samstag um 19.04 h
auf rbbKultur und sind dort jederzeit zum Hören und Downloaden
abrufbar.

www.lcb.de / weiter lesen

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6660: Berlin - LCB online, weiter lesen, Katrin Schumacher, "Füchse. Ein Portrait", 16.06.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2020

16.06.20, Dienstag, 19:04 Uhr

weiter lesen | Katrin Schumacher

»Füchse. Ein Portrait« (Matthes & Seitz, 2020)

Im Gespräch mit Anne-Dore Krohn



Manche legen ihn sich um den Hals, andere vergöttern ihn, andere
schimpfen ihn einen Halunken und Hühnerdieb - das neue Tierporträt in
der inzwischen legendären Naturkunden-Reihe aus dem Verlag Matthes &
Seitz widmet sich dem Schlitzohr unter den Tieren, dem Fuchs. Die
Radiojournalistin Katrin Schumacher unternimmt einen persönlichen,
natur- und kulturwissenschaftlichen Streifzug auf seinen Spuren,
untersucht Märchen, Mythen und Motive.

»weiter lesen - das LCB im rbb« ist eine Podcast-Lesebühne des
Literarischen Colloquiums Berlin (LCB) und des Rundfunks
Berlin-Brandenburg (rbb). Die Podcasts basieren auf dem geplanten
Programm im LCB. Sie laufen jeden Donnerstag und Samstag um 19.04 h
auf rbbKultur und sind dort jederzeit zum Hören und Downloaden
abrufbar.

www.lcb.de / weiter lesen

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6659: Stuttgart - Monika Helfer, Die Bagage, 15.06.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2020

Montag, 15.06.20 / 19.00 Uhr

Monika Helfer

Die Bagage

Auf Sendung

Lesung und Gespräch

Anja Brockert (Moderation)



Hier, nimm die Stifte, male ein kleines Haus, einen Bach ein Stück
unterhalb des Hauses, einen Brunnen, aber male keine Sonne, das Haus
liegt nämlich im Schatten! Monika Helfer

Mit großer Wucht erzählt Monika Helfer in Die Bagage die Geschichte
ihrer eigenen Herkunft. Josef und Maria Moosbrugger leben mit ihren
Kindern am Rand eines Bergdorfes. Sie sind die Abseitigen, die Armen.
Es ist die Zeit des ersten Weltkriegs und Josef wird zur Armee
eingezogen; Maria und die Kinder bleiben allein zurück und werden
abhängig vom Schutz des Bürgermeisters. In diesen Zeiten der
Unsicherheit taucht Georg aus Hannover auf, der nicht nur hochdeutsch
spricht und wunderschön ist, sondern eines Tages auch an die Tür der
Bagage klopft. Maria wird schwanger mit Grete, dem Kind der Familie,
mit dem Josef sodann nie ein Wort sprechen wird: der Mutter der
Autorin.

Lesung und Gespräch sind nachzuhören auf SWR2 am 23.6. um 22.03 Uhr
sowie danach abrufbar unter www.swr2.de

In Zusammenarbeit mit dem SWR2

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,-

Dem limitierten Kartenkontingent sind nummerierte Sitzplätze
zugewiesen.

Zu Zwecken der Kontaktnachverfolgung werden mit dem Einverständnis
der Besucher*innen am Veranstaltungstag Namen, Mailadresse oder
Telefonnummer erhoben und nach 4 Wochen gelöscht. Der Check-In-Tresen
befindet sich im Erdgeschoss im Literaturhaus und ist wie gewohnt
eine Stunde vor Veranstaltungsbeginn geöffnet. Bitte kommen Sie
rechtzeitig für die Registrierung und überbrücken Sie die Zeit bis
zum Einlass mit einem Apèro auf der VINUM-Terrasse (Fon 0711 / 25 39
444).

Der 1. Stock und Veranstaltungssaal werden 10 Minuten vor
Veranstaltungsbeginn geöffnet.

Bitte tragen Sie im Eingangsbereich, Treppenhaus bis zu Ihrem
Sitzplatz Ihren Mund-Nasen-Schutz und folgen Sie dem markierten
Wegesystem.

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/9010: Und morgen, den 10. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 10.06.2020 bis zum 11.06.2020 +++






[image: Jean-Luc 9010 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonne pur und Wolken dicht

wechselt heut' das Himmelsbild,

und die Lüfte stehen schlicht

und dann wirbeln sie wie wild.
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ITALIEN/337: Faschistische Randale in Rom wollte die Regierung stürzen (Gerhard Feldbauer)

Faschistische Randale in Rom wollte die Regierung stürzen,

Lega-Führer Salvini seinen Abstieg aufhalten

von Gerhard Feldbauer, 8. Juni 2020



In Rom demonstrierten am Sonnabend auf dem Gelände des historischen
Circo Massimo mehrere hundert Faschisten verschiedener Couleur,
darunter Fußball-Ultras von Lazio Rom und Inter Mailand, der größten
Ultra-Gruppe, mit der Sturmtruppe der Lega, der Forza Nuova (Neue
Kraft), an der Spitze, um die Regierung mit den Sozialdemokraten
(Partito Democratico - PD) und der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) zu
stürzen. Wie die Nachrichtenagentur "ANSA" berichtete, grölten
Sprechchöre "Duce, Duce", warfen Brandflaschen und Rauchbomben,
setzten den Rasen in Brand und griffen Journalisten an. Bei
Zusammenstößen mit einem starken Polizeiaufgebot mit Wasserwerfern
gab es 15 Verletzte, mehrere Personen wurden verhaftet.

Die Rechnung von Lega-Führer Salvini, der Zigtausende Teilnehmer
angekündigt hatte, ging jedoch nicht auf. Noch vor der
Abendveranstaltung war "der Circus Maximus kurz nach 17 Uhr bereits
leer", so "ANSA". Die neuen faschistischen Ausschreitungen riefen
ungewöhnlich scharfe antifaschistische Proteste hervor. Der
Regionalrat der von dem PD unter ihrem Sekretär Nicola Zingaretti
angeführten Regierung des Lazium, Daniele Ognibene, von der
Linkspartei Freie und Gleiche (LeU), charakterisierte die
Gewaltausbrüche als Ergebnis der seit Monaten von der Lega Salvinis
und den Brüdern Italiens von Meloni mit terroristischen Methoden
geführten Kampagne, das Kabinett Conte zu stürzen, um selbst die
Regierung zu übernehmen. Die Forza Nuova habe dabei "den Staffelstab
übernommen und setze das Zentrum Roms in Brand". Das sei "eine
Rückkehr zum Terror der Spannungsstrategie der 70er und 80er Jahre".
Es "sei Zeit, die Höhlen des Neofaschismus, ihre mit keltischen
Kreuzen trapierten Kneipen, wie in der Via Taranto, zu schließen" und
die Gesetze, die "jegliche Propaganda und Bezugnahme auf den
Faschismus verbieten, anzuwenden."

Das kommunistische Online-Portal "Contropiano" verwies am Sonntag
darauf, dass es sich um die vierte faschistische Randale in den
vergangenen fünf Tagen handelte, an der auch eine "neonazistische
nationale Partei" beteiligt gewesen sei. Das zielt auf eine im
Dezember 2019 von der Antiterrorpolizei Divisione Investigazioni
Generali e Operazioni Speciali (DIGOS) aufgedeckte
"Nationalsozialistische italienische Arbeiterpartei" (NSIAP) mit
einem weitverzweigten Terrorapparat. Wie "ANSA" damals berichtete,
wurden "umfangreiches faschistisches, antisemitisches
Propagandamaterial, darunter ein Parteiprogramm, sowie Waffen, Bomben
und Sprengstoff sichergestellt".

Einen Hoffnungsschimmer hatte diesbezüglich das Eingreifen der
Staatsanwaltschaft von Rom vermittelt, die am Donnerstag die Zentrale
der Casa Pound, einer weiteren mit der Lega liierten Stoßtruppe, die
zu den Initiatoren der Kundgebung am Sonnabend gehörte, beschlagnahmt
hatte. Es handelte sich um ein Haus in der Via Napoleone III, das die
Faschisten seit Jahren besetzt und in dem sie ihr Hauptquartier
aufgeschlagen hatten. Gegen Casa Pound, die sich wiederholt an der
Vertreibung von Sinti und Roma und an Morddrohungen gegen sie
beteiligt hatte, wurden Ermittlungen wegen Verbreitung von Rassenhass
eingeleitet. Die römische Bürgermeisterin Virginia Raggi von M5S
nannte die Schließung der Casa-Pound-Zentrale "einen Sieg für die
Stadt". Die Operation erfolgte auf Grund einer Anzeige, die der
Nationale Partisanenverband ANPI erstattet hatte.

Der von Salvini am Sonnabend großmäulig angekündigte Aufmarsch von
Zigtausenden dürfte nach Meinung von Beobachtern auch zum Ziel gehabt
haben, das eigene im Sinken begriffene Image aufzubessern. Seit Beginn
der Corona-Pandemie verlieren seine Trümpfe ihre Wirkung. Seine
Auftritte an den Stränden, die Bäder in der Menge, der ständige
Wahlkampf auf Straßen und Plätzen fielen aus, die Corona-Toten wurden
zu einer tausendmal realeren Gefahr und rückten seine
Migranten-Verfolgung an den Rand. Der PD gewinnt an Einfluss in der
Regierung, die mit den Stimmen von M5S aus der Wahl 2018 (gut
32 Prozent) die Mehrheit in beiden Kammern des Parlaments behauptet.
Laut dem Online-Portal "Aus Sorge um Italien" vom 21. Mai setze
"langsam aber stetig Salvinis Abstieg ein". Zwar bleibe die Lega in
den Umfragen noch stärkste Partei, sinke aber von 38 Prozent im August
2019 auf knapp 27 Prozent und komme "in Sichtweite des PD, der immer
noch bei gut 21 Prozent" liegt, obwohl er inzwischen 3 Prozent an
Renzis Abspaltung Italia Viva verloren habe.

In der Lega habe das, wie der römischen Tageszeitung "La Repubblica"
bereits am 25. Mai zu entnehmen war, dazu geführt, über einen
Führungswechsel nachzudenken. Als Nachfolger ist derzeit der
Gouverneur (Regierungschef) von Venetien, Luca Zaia, im Gespräch.
Seine Maßnahmen gegen eine Ausbreitung der Corona-Epidemie seien
wirksam gewesen und seine Region werde, so "La Repubblica", als
"Modell für ganz Italien" gesehen.

Wie "ANSA" am Montag weiter meldet, hat der PD Einwände, dass Premier
Conte auf einer "Generalstände" genannten Versammlung mit der
Opposition über die Nutzung des Wiederaufbauplanes der EU verhandeln
will. Leitungsmitglied Matteo Orfini habe betont, es sei "an der
Regierung", die Entscheidungen zu treffen und dem Parlament zur
Abstimmung vorzulegen. Am Dienstag berichtet "ANSA", der
Ministerpräsident bleibe bei der Absicht, die sogenannten
Generalstände zur Beratung seines Planes zur Beantragung der
Finanzhilfen aus dem Wiederaufbauplan der EU einzuberufen ungeachtet
der von der PD vorgebrachten Kritik an der Teilnahme der rechten
Opposition.

Nach Lage der Dinge wolle er zunächst mit seinen "Verbündeten" - also
den Regierungsparteien - beraten. Die Konsultationen sollen am
Freitagnachmittag beginnen. Aus Regierungsquellen verlautbarte, dass
es "keine Spannung mit dem Delegationsleiter des PD" Nicola Zingaretti
gebe, es bestünde kein "Kontrast zu Conte", aber es sei "ein
Wendepunkt erforderlich", so ANSA.

Die Agentur zitiert Zingaretti mit den Worten, dass das Szenario "neue
Entscheidungen und eine entscheidende Änderung mit den Verbündeten"
erfordere. Dies sei "das Herzstück der Konfrontation, mit der Conte in
diesen Stunden" befaßt sei, sie werde in den kommenden Wochen
fortgesetzt. Dringende Antworten, die die Stahlwerke Mittal und
Alitalia betreffen, müßten gefunden werden.

Den Hintergrund bildet die Einschätzung des Statistischen Amtes ISTAT,
wonach 2020 "ein deutlicher Rückgang des BIP von 8,3% und eine
teilweise Erholung im Jahr 2021 mit einem Anstieg von 4,6%" zu
erwarten sei. Wie das Institut unterstreicht, werden die "Ausbreitung
der Covid-19-Epidemie und die daraus resultierenden von der Regierung
beschlossenen Eindämmungsmaßnahmen" tiefgreifende Auswirkungen
hinsichtlich der Perspektiven für die Wirtschaft des Landes haben. Die
Pandemie sei ein "beispielloser Schock", dessen Quantifizierung durch
"große Unsicherheit" gekennzeichnet sei. Vorherige Einschätzungen für
das laufende Jahr, "die eine Abwärtskorrektur des BIP von
insgesamt etwa 9 Prozentpunkten" vorsahen, wurden bereits korrigiert.

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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ARBEITERSTIMME/394: Wie der Kommunismus nach China kam - Teil 3

Arbeiterstimme Nr. 207 - Frühjahr 2020

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Wie der Kommunismus nach China kam - Teil 3

Eine Rekonstruktion revolutionärer Politik in China



Nach längerer Unterbrechung wird die Untersuchung der Voraussetzungen,
Bedingungen und Verläufe kommunistischer Politik wieder aufgenommen,
weil wir davon überzeugt sind, dass das Thema für linke Politik
hierzulande noch wichtiger geworden ist. Zunehmend verändert sich die
Wahrnehmung von der Volksrepublik im Westen. Stand vor Jahren noch der
nachfrage- und zahlungsstarke Wirtschafts"partner" China im Zentrum,
der zwar dank seiner Billigarbeitskräfte den Weltmarkt mit
Massenprodukten flutete, aber sich insgesamt doch anschickt, von "uns"
zu lernen, so hat sich der Wind gedreht. Spätestens mit dem
strategischen Entwicklungsplan "Made in China 2025" und der "One Belt,
One Road"-Initiative ("Neue Seidenstraße"), die von gigantischen
Finanzmitteln gespeist werden, wird China nicht nur als ein
Konkurrent, sondern als der weltpolitische Rivale Europas und
der USA wahrgenommen und inzwischen mit harten Bandagen kommentiert.
Die "gelbe Gefahr" der 1950er und 1960er Jahre ist wieder auferstanden
und gewinnt zunehmend das Potenzial, in Umkehrung eines bekannten
Marx-Wortes, von der Farce zur Tragödie zu werden.

Die Arbeiterstimme Nr. 189 (Herbst 2015) thematisierte den
katastrophalen Abstieg Chinas im 19. Jahrhundert, ausgelöst durch den
rasch wachsenden Entwicklungsrückstand eines völlig überkommenen
Regimes, der von den europäischen Kolonialmächten rücksichtslos zum
eigenen Vorteil genutzt wurde.

Die notwendige politische Reaktion auf das Regierungsversagen der
letzten Kaiserdynastie, die zunehmende Ausrichtung auf die Ideen, die
aus dem Westen kamen und Erfolg versprachen, und schließlich die
Gründung einer winzig kleinen, rein intellektuell ausgerichteten
Kommunistischen Partei standen in der Arbeiterstimme Nr. 193
(Herbst 2016) im Mittelpunkt.

1921 kamen zwölf Delegierte in Shanghai, dem Ort der größten lokalen
Gruppe, zusammen, um unter konspirativen Bedingungen die
Kommunistische Partei zu begründen. Weder ein Tagungsprotokoll noch
die Dokumentation der Reden existieren. Unter den jungen Männern und
wenigen Frauen, eine Generation der Zwanzig- bis Dreißigjährigen,
befand sich auch Mao Zedong, der Studienleiter eines kleinen
marxistischen Zirkels vom Lande, aus Changsha, Hauptstadt der
Agrarprovinz Hunan. Die damaligen Verhältnisse mag schlaglichtartig
die Tatsache erhellen, dass von dem Dutzend Gründungsmitgliedern nur
sechs Personen die Gründung der VR China 1949 erlebten.

Fast alle anderen fielen dem Terror der Guomindang ab 1927 und im
Bürgerkrieg zum Opfer. Chen Gongbo lief während der Kämpfe zur GMD
über, wurde 1944 Premierminister des Marionettenregimes der Japaner
und schließlich 1946 wegen Hochverrats hingerichtet.[1]

Das Gründungsparteiprogramm ist in einem revolutionären Geist
verfasst, der über die verschwindend kleine Zahl an Kommunisten
hinweggeht und von ihren Mitgliedern den Einsatz ihres Lebens fordert.
Bezugspunkt aller revolutionären Tätigkeit ist dabei das Proletariat,
sind die Lohnarbeiter in den Städten und auf dem Land, nicht aber
Bauern und/oder Pächter. Bemerkenswert ist, dass eine
Zusammenarbeitsperspektive mit progressiven Kräften und
sympathisierenden Schichten abgelehnt wird.

Die Verbindungen zur "gelben" intellektuellen Klasse - was waren die
Kommunisten der ersten Stunde anderes als Intellektuelle? -, zu
anderen Parteien und der anwachsenden nationalistischen Bewegung
sollen abgebrochen werden. Nichts geringeres als den Sturz der
kapitalistischen Klasse mit Hilfe der revolutionären Massen des
Proletariats, die Abschaffung aller Klassen und den Aufbau der
arbeitenden Klassen, um die Klassenunterschiede zu beseitigen, schrieb
sich dieses Häuflein Kommunisten auf seine Fahnen.[2]

In der Praxis, bei der Agitation und Schulung, erlebten die
Revolutionäre schnell und unerbittlich ihre engen Grenzen, kleine
Erfolge ergaben an wenigen Orten (Hafenstädte und Bergwerke) das
Konzept, Arbeiterschulen einzurichten, um Arbeiter politisch zu
schulen (und allgemein zu unterrichten). Betriebszellen der Aktivisten
scheiterten häufig am Widerstand der Betriebsherren und nicht zuletzt
an den elenden Arbeitsbedingungen.

Hilfreich für die eigene Konsolidierung und den wachsenden Einfluss
aus kleinsten Anfängen war eine erste Streikwelle im Jahr 1922 mit 100
Streiks und 30.000 Teilnehmern. Aufgrund der neuen Erfahrungen fasste
die KP ihre Ziele zunehmend konkreter und stellte im Kampf gegen die
Warlords die Herstellung des Friedens im Land in den Mittelpunkt ihrer
Arbeit. Ebenso war das Ende der imperialistischen Unterdrückung mit
dem Ziel der vollständigen chinesischen Unabhängigkeit in die
Programmatik aufgenommen worden. In der Konsequenz rückte die
Bündnisfrage in den Mittelpunkt, dazu kam der Einfluss der Komintern,
die auf ein Bündnis der Gongchandang (KP) mit der Guomindang Chiang
Kai-sheks orientierte. Anlässlich einer Krisensitzung des fünfköpfigen
ZKs der Gongchandang und des wohlbekannten Emissärs der Komintern,
Maring,[3] prallten die gegeneinander gerichteten Positionen
aufeinander. Die chinesischen Genossen lehnten die Zusammenarbeit mit
der GMD ab, weil sie zur Verwirrung der eigenen schmalen
Mitgliedschaft führe und ihre Handlungsfreiheit gefährde. Allein der
leichtere legale Zugang zu den Massenbewegungen könne eine positive
Wirkung zeitigen.

Maring, der die strategischen Interessen der UdSSR mit ihrem Einfluss
auf Chiang Kai-shek im Auge hatte, erzwang den Gehorsam mit Hinweis
auf die Parteidisziplin und Autorität der Komintern[4] So sollte eine
Übereinkunft darin bestehen, dass die KP-Mitglieder als Einzelpersonen
der GMD beitreten, die Partei behalte so ihre Unabhängigkeit und
Aktionsfreiheit.

Die Mühsal dieses notdürftigen Kompromisses hatte noch die härtesten
Folgen, die zwar 1922 nicht absehbar waren, der aber auch zu dieser
Zeit ein grundlegendes Problem abbildet. War es gerechtfertigt, einer
zu diesem Zeitpunkt winzigen revolutionären Kaderorganisation eine
Bündnisverpflichtung vorzugeben, die den außenpolitischen Überlegungen
der jungen und gefährdeten UdSSR entsprach? Noch Jahre später spiegelt
sich dieser Konflikt in der Analyse Manabendra Nath Roys[5] wider.
Nath Roy war bereits aus der Kommunistischen Internationalen
ausgeschlossen worden, weil er sich gegen die Instrumentalisierung
kommunistischer Parteien und Bewegungen durch die sowjetische
Außenpolitik wandte. Trotzdem vertrat er in seiner äußerst
instruktiven Darlegung zur "Revolution und Konterrevolution in
China" 1930 im Wesentlichen weiter den Standpunkt der Komintern.
"Eine Organisation, die verschiedene soziale Elemente mit
widersprechenden Interessen umfasst, kann niemals eine in sich
gefestigte politische Partei sein. Bis zu ihrer Reorganisation im
Jahre 1924 war [die GMD] die Partei der Bourgeoisie. (...) Doch nach
der Reorganisation[6] wurde ihre Zusammensetzung noch
widerspruchsvoller. Streng genommen hörte [sie] auf, eine politische
Partei zu sein. Sie wurde eine revolutionäre
Klassengemeinschaft."[7]

Das bedeutet aber, dass die Kommunisten in der GMD ihre Chancen, die
revolutionären (Mitglieder)-Massen gegen ihre reaktionären Führer
aufstehen zu lassen, nicht genutzt haben. Nicht die Komintern hat ihre
chinesischen Revolutionäre aus eigennützigen Gründen verheizt, sondern
diese sind Opfer ihrer eigenen Fehler geworden.

Beiden Gruppierungen auf chinesischer Seite war der Charakter des
Zweckbündnisses auf eine beschränkte Zeit bewusst. Die Komintern hat -
wohlwollend formuliert - die Chance gesehen, dass die soziale
Revolution mit der nationalen Erhebung der GMD zusammen gegen eine
brüchige Regierungsmacht, gegen die zentrifugalen Kräfte der Warlords
und die imperialistischen Mächte mit ihren Ansprüchen gegen China
einen entscheidenden Schritt nach vorne macht und eine wesentliche
Rolle bei der Durchsetzung bürgerlich-demokratischer Verhältnisse
spielt. Und schließlich könne der revolutionäre Impuls der Ereignisse
die Basis der GMD weiter nach links treiben ...

Streng urteilt Nath Roy, wenn er die vernichtende Niederlage der KP in
den Städten im Nachhinein kommentiert: "Die imperialistische
Intervention, der Verrat der Bourgeoisie, die Barbarei der
feudal-militaristischen Reaktion, der Treubruch der kleinbürgerlichen
Führer - alles das war an der Niederlage schuld. Aber noch ein andrer
Faktor trug zur Niederlage bei: Das war die Unerfahrenheit der jungen
kommunistischen Partei. Es mußte erwartet werden (!), daß die Führung
der national- demokratischen Revolution später auf die Arbeiterklasse
übergehen würde. (...) Die Kommunistische Partei, als Führerin der
Arbeiterklasse, hätte sich für diese Perspektive vorbereiten müssen.
Die Politik des Beitritts zur Kuo Ming Tang war richtig, denn sie war
ein Schritt in dieser Richtung. Die ursprünglich ablehnende Haltung
der kommunistischen Führung war eine linke Dummheit, es war
Überradikalismus. Wäre dieser Fehler unter der Leitung der
Kommunistischen Internationale nicht korrigiert worden, dann wäre die
Kommunistische Partei eine Sekte und vom politischen Leben des Landes
ausgeschaltet geblieben. Nach ihrem Eintritt in die Kuo Ming Tang
schlug sie ins andere Extrem um. Sie vergaß das Ziel ihrer Politik.
Das war Opportunismus. (...)"[8] Die wenigen Kommunisten in der
GMD legten ihre Schwerpunktarbeit auf die Organisierung und Schulung
von Arbeitern an den betrieblichen Brennpunkten. Und die gab es
flächendeckend. Die Eisenbahnarbeiter waren schnell zu organisieren,
hatten in kurzen Arbeitskämpfen auch beachtliche Erfolge bei
Arbeitszeiten und Löhnen erzielt und sollten jetzt zu einer
einheitlichen Gewerkschaft zusammengefasst werden. Den Widerstand der
Bosse und der lokalen Warlords, die ihre Einnahmen in Gefahr sahen,
wollte man mit einem Generalstreik brechen. Soldaten besetzten die
Stadt und jagten Arbeiterbünde auseinander. Dutzende Arbeiter wurden
erschossen, Gewerkschaftsführer auf offener Straße hingerichtet, der
Streik im Blut ertränkt.[9]

Der furchtlose Kampf der Kommunisten unter ihnen konnte Niederlagen
nicht vermeiden, doch die Verhältnisse ließen immer neue Kämpfe
entstehen. Der Einfluss der Kommunisten[10] unter den Arbeitern wie
der GMD-Mitgliedschaft wuchs und führte zu neuen Arbeitskämpfen. 1924
waren die Gespräche von Sun Yatsen und Chiang Kai-shek mit der
Sowjetunion über die Finanzierung einer ersten Militärakademie zum
Abschluss gekommen, in der eine eigene Parteiarmee aufgebaut werden
sollte. Die Ausbildung genossen verlässliche Kader der rechten
Parteiführung, den Kommunisten war die Rolle der politischen Erzieher,
der "Politoffiziere", zugefallen. Allerdings waren sie von Beginn an
organisatorisch und politisch isoliert, ihr Einfluss auf die
Mannschaften wurde neutralisiert mit einem herrschenden
Kadavergehorsam, den die Befehlshaber unerbittlich durchsetzten.

Rasch war ersichtlich geworden, dass Sun und Chiang Kai-shek ihre
Machtinteressen durchsetzen wollten zwischen Privatmilizen und
wechselnden Bündnissen mit verschiedenen Warlords. Mit einer eigenen
Armee jenseits einer Söldnertruppe wurde die GMD ein ernstzunehmender
Machtfaktor. Das nationale Interesse, worauf fleißig verwiesen wurde,
war ein wohlfeiles Argument. Und die Kommunisten gaben - noch - das
schmückende Beiwerk dazu ab, denn noch wurden sie von der GMD
benötigt, weil sie zunehmenden Masseneinfluss hatten, den sie zu
Gunsten der nationalen "Befreiung" nutzten.

Die Propagierung und Organisierung gewerkschaftlicher
Zusammenschlüsse, die 1924 im Zentrum der kommunistischen Arbeit
standen, erlangte im Folgejahr tatsächlich Masseneinfluss. Der Zweite
Gesamt-Nationale Arbeiterkongress in Kanton, der von kommunistischen
Aktiven organisiert wurde, mündete in die Gründung der
Gesamt-Nationalen Arbeitergewerkschaft Chinas,[11] nach den
tatsächlichen Verhältnissen ein kommunistisch dominierter Dachverband,
der mehrere hunderttausend Arbeiter vertrat. Und das bei weniger als
1000 Parteimitgliedern. Die Zahl der Streiks in einem Land ohne
Streikrecht - einschließlich der blutigen Konsequenzen, die die
Beteiligten zu spüren bekamen - nahm zu.

Die politische Schulung der Arbeiter trug Früchte, aber auch die
starke Inflation sorgte für eine höhere und stärker politisch
ausgerichtete Streikbereitschaft.[12]

Um das Bündel der Problemlagen im damaligen China zu umreißen, sollen
exemplarisch die Ereignisse aufgezeigt werden, die zur "Bewegung vom
30. Mai 1925" führten.[13] Über 40 Spinnereien mit einem Drittel aller
in der Textilindustrie beschäftigten chinesischen ArbeiterInnen,
"konzentriert auf drei Städte, waren in japanischem Besitz. Knapp
100.000 Arbeitskräfte wurden unter skandalösen Bedingungen
beschäftigt, bis zu 40% von ihnen aus über 20 Spinnereien legten
gemeinsam die Arbeit nieder. Es folgten Druckerstreiks in Beijing und
erneute Weberstreiks in Qingdao. Trotz Militäreinsatzes wurde der
Textilstreik weitergeführt.

Als Reaktion der Besitzer sollten die großen Textilfabriken in
Shanghai, dem Zentrum dieses Industriezweiges in China, geschlossen
werden. Bei der Besetzung der Fabrik wurde ein kommunistischer
Aktivist von einem japanischen Aufseher erschossen, weitere
Gewerkschafter wurden verletzt. Demonstrations und Protestzüge gegen
die Willkürhandlungen im Unternehmerauftrag führten zu erweiterten
Streikaktionen in Qingdao. Die Streiks von etwa 30.000 Beschäftigten
wurden von 3.000 Soldaten gewaltsam beendet. Der Zorn vieler
Beteiligter richtete sich mehr und mehr gegen alle Ausländer, gegen
die Einschränkungen der Chinesen in den ausländischen
Konzessionsgebieten Shanghais und die geltenden Ungleichen Verträge,
die den imperialistischen Mächte diese Vorrechte einräumten. Entgegen
den Absichten der kommunistischen Gewerkschafter, die Kämpfe als
Arbeitskämpfe weiterzuführen und zu vertiefen, war eine politische
Frage daraus geworden. Die Antwort ließ nicht lange auf sich warten.
Ein Demonstrationszug von einigen tausend Studenten und Arbeitern in
das Konzessionsgebiet wurde an der internationalen Polizeistation
gestoppt, der britische Stationsleiter ließ scharf schießen.
Mindestens ein Dutzend Demonstranten wurde getötet, bis zu 200
Personen verwundet.

Der sich anschließende Generalstreik, bevorzugt gegen die
ausländischen Kapitalisten, führte erneut zu Todesopfern, für die
chinesische Polizei verantwortlich war. Die "unübersichtliche
Situation" in Shanghai war Vorwand für die Landung ausländischer
Marineinfanterie. Übergriffe und Morde waren an der Tagesordnung. Auf
Demonstrationen und Gewaltmaßnahmen gegen ausländischen Besitz und
konsularische Einrichtungen Japans und Großbritanniens antwortete die
chinesische Staatsmacht mit weiteren Gewaltexzessen, die Dutzende von
Toten forderten.

Schließlich griffen die Aufstände auf Hongkong über, wo der Notstand
ausgerufen wurde. Nach 16 Monaten (!) wurden die Streiks Ende 1926 von
der GMD mit Zwang beendet. Statt energisch gegen die Verhängung des
Kriegsrechts und des Verbots der Streiks zu protestieren, gaben die
Genossen der KP gegenüber Chiang Kai-shek klein bei. Die
Mitgliedschaft der Kommunisten in der GMD zeitigte ihre
verhängnissvolle Wirkung. Zwischen der eigenen Zielstellung und dem
Bekenntnis zur gemeinsamen Organisation mit ihrem unbestrittenen
Führer entschieden sie sich für die falsche Seite. So überließen die
Kommunisten die Vorbereitung und Durchführung des Aufstandes gegen den
Warlord Shanghais 1926 einem Gefolgsmann Chiang Kai-sheks und
scheiterten unter fremder Führung erbärmlich.[14]

Vielleicht hatten diese taktisch falschen Zugeständnisse auch damit zu
tun, dass die Gongchandang mit den Flächenstreiks und Kämpfen des
Jahres 1926 die Mitgliedszahlen verzehnfachen konnte, allein 9.000
Mitglieder umfasste die kommunistische Jugendgruppe.

Die Erfolge der kommunistischen Abteilung in der GMD lösten, nach dem
Tode Sun Yatsens, Kämpfe um die künftige Ausrichtung der Nationalen
Volkspartei aus.

Chiang Kai-shek, der im Militärrat der Partei das Sagen hatte,
profitierte vom gelungenen Attentat auf Liao Zhongkai, der für die
Zusammenarbeit mit der UdSSR stand, und entsandte Hu Hanmin, seinen
Rivalen in der Parteiarmee, zur "politischen Erziehung" nach Moskau,
andere Gegner wurden in den Norden geschickt. Allein ein politischer
Rivale, Wang Chingwei, verblieb noch. Auch die Sowjetunion schien sich
schon für Chiang Kai-shek entschieden zu haben. Doch auch die offen
rechten Kräfte in der GMD sammelten sich und mobilisierten gegen einen
behaupteten "Linksschwenk" der Partei. Nicht nur die Nähe zur
Sowjetunion und ihrer Weltanschauung sollte beendet werden, die
"Parasiten" der KP, die in die GMD aufgenommen worden war, gerieten in
das Fadenkreuz der Rechten.[15]

Die "Westberge-Fraktion" wurde Sammelbecken und Parallelorganisation
der Parteirechten, die mit ihren Beschlüssen die Führung unter Wang
unter Druck setzte.

Die Parteiführung unterlag, Wang wurde aus der Partei ausgeschlossen,
im ersten Schritt wurden alle Kommunisten aus dem Exekutivkomitee der
Partei (darunter auch Mao Zedong) entfernt, dann der Beratervertrag
mit der UdSSR und der Politische Rat der Partei aufgelöst. Allein
Chiang Kai-shek, der sich nach außen pro sowjetisch und revolutionär
gab, wurde von den Rechten nicht angegriffen. Ein scheinbarer
Linksruck während des Nationalen Kongresses der GMD 1926 mit der
Rehabilitierung Wangs war nur mehr ein Zwischenspiel. Einen fingierten
Zwischenfall nutzte Chiang Kai-shek zum Staatsstreich, er ließ etwa 50
Kommunisten, die in der Militärakademie arbeiteten (darunter Zhou
Enlai) verhaften und stellte die sowjetischen Berater unter
Hausarrest. Die Sowjetunion gab nach, um die GMD nicht gänzlich zu
verlieren, zog ihre Berater ab. Chiang beschwor im Gegenzug die
russisch-chinesische Allianz und wurde zum unbestrittenen starken Mann
des Landes. Die "linke" Fraktion in der GMD stürzte wie ein Kartenhaus
zusammen und übrig blieben die isolierten kommunistischen Kräfte in
dieser Partei mit einer Viertel Million Mitgliedern.

Der Versuch Chiang Kai-sheks, in einem Nordfeldzug die territoriale
Einheit Chinas wieder herzustellen, gelang 1926 nur teilweise. In
diesem gigantischen Militärunternehmen, das mindestens eine Million
Soldaten auf allen Seiten aufbot, waren die Fronten sehr schnell nicht
mehr eindeutig gezogen. Die Heere mehrerer Warlords umfassten zum Teil
größere Truppenkontingente als die Armee der GMD.

Auch die imperialistischen Mächte mischten kräftig mit. So brauchte es
zeitweise Bundesgenossen, dazu kamen die riesigen Entfernungen und es
gab keine Garantie, dass "befriedete" Gebiete auch unter Kontrolle
blieben, wenn die Sieger weiterzogen. Denn eine gewaltige Bedrückung
der Bevölkerung waren beide Seiten. Schließlich spalteten die Miss-
und Teilerfolge die GMD selbst.

Kanton und Nanchang, das militärische Hauptquartier Chiang Kai-sheks,
waren unter seiner Kontrolle, Wuhan wurde nationalistisch eingenommen,
aber von Chiangs Gegnern in der Partei regiert.

Wuhan war damit der Rückzugsort der Kommunisten geworden, sie
starteten Kampagnen gegen Chiang und waren damit endgültig zum Feind
geworden.

Auf dem Lande, wo Bauern und Pächter ihren Lohn für die Unterstützung
einforderten, die den Nationalisten gewährt worden war (und den sie
nicht bekamen), erhielt die Lage revolutionäre Züge: man nahm sich mit
Gewalt Land von den Besitzern, verweigerte Pachtleistungen und
vertrieb Landbesitzer und Kaufleute in die Städte. "Gerade zu jener
Zeit war Mao Zedong mit einer Studie über die bäuerliche Revolution in
der Nähe von Changsha beschäftigt. Er hieß die Gewalt (...) gegen die
Landbesitzer und alle feudalen Kräfte auf dem Land gut und begrüßte
die Machtübernahme durch die Bauern ( ...)"[16] Damit war er
allerdings in der KP Außenseiter, die Spitze der Partei setzte auf
Mäßigung, um sich selbst aus der Schusslinie der Nationalisten zu
nehmen. Es war längst zu spät.

Der Marsch nationalistischer Truppen gegen Shanghai, der offiziell der
Befreiung der Stadt von lokalen Herrschern dienen sollte, wurde in der
Stadt noch von Streiks und Aufständen gering bewaffneter Arbeiter
gegen die Warlord-Milizen unterstützt. Hunderten von Streikenden
wurden die Köpfe abgeschlagen und anschließend zur Schau gestellt.

Später wurden die Schlächter der Arbeiterbewegung in Shanghai von
Chiang Kai-shek belohnt. Auch die ausländischen Mächte, die erneut
Gewehr bei Fuß standen, waren darüber höchst erfreut.

Säuberungen und Hinrichtungen prägten das Bild Shanghais der folgenden
Wochen, ungezählte Tote zeugen von den Massakern an Kommunisten und
ihren Sympathisanten. Nach Schätzungen fielen in den Wochen vor und
den Monaten nach dem Einmarsch Chiang Kai-sheks etwa 25.000
Kommunisten dem Terror der Nationalisten, der Imperialisten, der
Warlords und kriminellen Banden zum Opfer.

Ein Viertel der bekennenden Mitglieder war ausgelöscht worden. Und
noch schlimmer: die meisten Gewerkschafter, Organisatoren, politischen
Bildungsarbeiter in den Städten waren tot oder mussten fliehen.

Dem Sozialismus in China war die Basis in den Städten weggebrochen,
eine neue Strategie nimmt dessen Stelle ein: der chinesische
Sozialismus. Und mit ihm setzt sich eine neue Führerfigur durch.


Anmerkungen:

[1] Die folgenden Sachangaben sind der Studie von Dieter Kuhn: Die
Republik China von 1912 bis 1937 (Heidelberg 2007, 3. überarbeitete
Auflage), hier besonders ab Kapitel 8.2. (S. 260ff.), entnommen.
Andere Quellen werden bei Bedarf herangezogen und zitiert. Auswertung
und politische Bewertung der Fakten liegen in der Verantwortung des
Verfassers.

[2] Auszüge des Programms fasst Kuhn, S. 267 mit Quellenverweis auf
eine chinesische Quelle (Guo Hualun, 1969) zusammen.

[3] Maring, Tarnname des niederländischen Gewerkschafters und
Kommunisten Henk Sneevliet, organisierte sehr früh in den
Niederlanden Streiks, vor allem im Schifffahrtsbereich, ging vor dem
1.Weltkrieg nach Indonesien, kämpfte und organisierte
Aufstandsaktionen gegen die Kolonialmacht und wurde nach der
russischen Revolution durch die niederländischen Behörden des Landes
verwiesen. 1920 wurde er, der als Delegierter der indonesischen KP in
Moskau war, von Lenin zum Gesandten der Komintern in China ernannt.
Dort gründete er die KP mit und war noch einige Jahre
Verbindungsglied zur Komintern. Nach seinem Bruch mit ihr und der
Annäherung an Trotzki ging er, der beständig Arbeitskämpfe
organisierte und leitete, in die Niederlande zurück. Dort wurde er,
Organisator eines Streiks gegen die faschistischen Besatzer, im April
1942 von den Deutschen hingerichtet.

[4] Kuhn, S. 273f

[5] Manabendra Nath Roy (hier: Revolution und Konterrevolution in
China, Berlin 1930) war bei der Gründung und Organisation mehrerer
kommunistischer Parteien (Indien, Mexiko, Mittlerer Osten, China)
federführend 1927 leitete er die chinesische Delegation bei der
Komintern. Nach seiner Kritik an Stalins Generallinie zur Komintern
wurde er ausgeschlossen und wandte sich der Internationalen
Kommunistischen Opposition zu. Nach langen Haftjahren in Indien wegen
seiner antikolonialen Haltung entfremdete er sich der kommunistischen
Bewegung.

[6] Reorganisation meint hier im Wesentlichen die Aufnahme
kommunistischer Kader in die Organisation

[7] Nath Roy, S. 325

[8] Nath Roy, S. 410f.; bemerkenswert ist der Tonfall des Urteils,
gerade wenn man bedenkt, dass dieser erfahrene und mutige Revolutionär
eben erst seine eigenen Erfahrungen mit dem eliminatorischen
stalinistischen Wahrheitsanspruch gemacht hatte

[9] Kuhn, S. 281f.

[10] Anfang 1924 hatte die Gongchandang maximal 1000 Mitglieder, aber
steigenden Einfluss in den Gewerkschaften, Jugendverbänden und
Bildungsvereinen (Kuhn, S. 291). Die Guomindang selbst umfasste etwa
20.000 Mitglieder, sie wuchs in diesen Jahrena ebenfalls schnell an.

[11] Kuhn, S. 322

[12] ebd., S. 323

[13] ebd., S. 324ff.

[14] Peter Schier: Die chinesische Arbeiterbewegung. (in: Lorenz
(Hg.): Umwälzung einer Gesellschaft, Frankfurt/Main 1977), S. 324

[15] Kuhn, S. 332

[16] ebd., S. 364f.
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Corona-Krise

Warten auf bessere Zeiten

In der Angstblase

Von Maria Braig



Wir wollen in dieser und den nächsten Ausgaben die
sozio-ökonomischen Folgen der Covid-19-Pandemie und deren Auswirkungen
auf unser (Zusammen-)Leben zeigen. Den Auftakt machen wir in dieser
Ausgabe mit dem Beitrag von Maria Braig, die ihr Erleben in der
gegenwärtigen Situation beschreibt. Auf den nächsten Seiten (S. 4 f.)
findet ihr die Schilderungen eines Mitarbeiters in einem polnischen
Krankenhaus. (GWR-Red.)


Die Welt lebt derzeit in einer Angstblase, jedenfalls der Teil
der Weltbevölkerung, der keine so existenziellen Probleme zu
bewältigen hat, dass die Bedrohung der Zivilisation durch eine Seuche,
die den gleichen Namen trägt wie ein Bier und die Schutzpatronin gegen
Seuchen, zweitrangig, wenn nicht gar unerheblich erscheint.

Corona ist die Seuche, die die Reichen der Welt in Angst und Schrecken
versetzt, aber in erster Linie (wie so oft) die Armen trifft.


Auch ich lebe derzeit in einer Angstblase, allerdings
unterscheiden sich meine Ängste wohl von denen der Mehrheit. Mir macht
nicht der gesundheitliche Aspekt dieses Virus Angst, sondern das, was
um uns herum passiert. Da ist das Zusammenrücken von links bis kurz
vor rechtsaußen (die AFD lassen wir gerade mal noch außen vor).

#staythefuckhome wird mir auch von linken Freund*innen zugerufen, die
noch vor kurzer Zeit antinational und intersektional aufgestellt
waren, jetzt aber vorrangig an Social Distancing denken und die
Rettung in #staythefuckhome sehen. Vielleicht ist es ja wirklich der
richtige und notwendige Weg, ich kann es nur glauben, mit meinem
laienhaften Wissen nicht wirklich beurteilen. Aber gehen wir einfach
mal davon aus, dass es so ist. Halten wir also Abstand und bleiben wir
zu Hause so weit möglich, wie es uns angeraten, bzw. verordnet wird.
Aber vergessen wir darüber nicht, dass diejenigen, die sich jetzt als
Retter in der Not profilieren, die Misere (mit) zu verantworten haben.
Schließlich geht es bei den ganzen Einschränkungen, die derzeit unser
Leben bestimmen, nicht per se darum, die Menschen vor einer tödlichen
Infektion zu schützen, sondern darum, ein kaputtgespartes und
profitorientiertes Gesundheitssystem vor der todbringenden Überlastung
zu retten.

Und vergessen wir auch nicht, dass Krankheitserregern durch
industrielle Landwirtschaft, Monokulturen, Massentierhaltung,
Abholzung der Regenwälder und die damit im Zusammenhang stehende
Klimaveränderung die besten Voraussetzungen zur Entwicklung und
Verbreitung geboten werden. Das alles ist nicht neu, das alles wusste
man lange vorher, eine Veränderung rechnete sich aber nicht. Wo das
Kapital herrscht, haben Menschen keinen Wert. Wir wissen das längst,
nun zeigt es sich in aller Deutlichkeit - wenn man es denn sehen will.

Die das angerichtet haben, profilieren sich nun als die Retter der
Nation, halten andere Punkte für wichtig. Die Seuche ist da, warum,
woher, wieso und wer sie zu verantworten hat, darüber reden wir
später, vielleicht - besser es bleibt der Eindruck einer
Naturkatastrophe. Stattdessen wird in diesen Tagen viel von
Solidarität gesprochen. Man hilft sich gegenseitig, junge Menschen
bieten an, für Ältere einzukaufen (selbst wenn diese tagtäglich zur
Arbeit gehen), Facebook-Gruppen sprießen aus dem Boden, in denen Hilfe
gesucht und Hilfe angeboten wird, Radiosender bieten Aushänge fürs
Treppenhaus zum Download an. Eigentlich doch eine positive
Entwicklung, wenn die Menschen solidarisch werden. Ein Erfolg von
Social Distancing, so heißt es: "Die Gesellschaft rückt zusammen."

Aber tut sie das wirklich? Man klatscht abends auf dem Balkon für die
Pflegekräfte (anstatt bessere Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen
zu fordern) und Musiker*innen singen aus ihren Fenstern "für
Deutschland", während die Grenzen geschlossen werden und Geflüchtete
in Lagern eingesperrt und dort ihrem Schicksal überlassen werden.

Die am Rande dieser Gesellschaft leben, die nie wirklich dazugehört
haben, die niemand haben will, von denen wird jetzt noch weiter
abgerückt. Vielleicht nicht einmal aus bösem Willen, sondern weil es
jetzt um "uns" geht, um "unsere" Gesundheit und vor allem die
"unserer" Alten. Die anderen bleiben draußen, um sie kann man sich
wieder kümmern, wenn die Zustände sich gebessert haben, wenn der Virus
nicht mehr Todesangst verbreitet, als handle es sich um Ebola oder die
Beulenpest. Tafeln werden geschlossen, Beratung für Geflüchtete
eingestellt, Asylanträge gehen nur noch schriftlich, abgeschoben wird
weiter, und sollte sich in den zum Abstand halten zu eng belegten
Lagern der Virus ausbreiten, dann hilft auch hier
#stayhomeinyourlager, dann kommt einfach niemand mehr raus.
Obdachlose dagegen bleiben draußen auf den Straßen, verlieren oft ihre
Notfallanlaufstellen - und wer bislang vom Flaschensammeln lebte steht
vor dem Nichts.

Wo stehen wir in diesen Tagen? Was uns bis vor Kurzem grundlegend
beschäftigte, ist plötzlich in den Hintergrund gerückt. Fast vergessen
sind die Geflüchteten in Griechenland und im Niemandsland zwischen
Türkei und Europa, vergessen ist die Klimakatastrophe, vergessen sind
die elementaren Probleme des Neoliberalismus und der Globalisierung.
Kann es wirklich sein, dass wir uns ganz plötzlich nur noch um die
Aufrechterhaltung der "Volksgesundheit" kümmern? Wer nicht dazugehört
bleibt dabei auf der Strecke? Kann es so schnell gehen, dass wir
unsere Solidarität, die wir bislang doch so hoch geschätzt haben,
vergessen?


Die Welt zieht sich um uns herum zusammen, alles wird enger,
alles wird beklemmender als wir das bisher erlebt haben. Es geschieht,
was wir, trotz aller Kritik an der herrschenden Politik nie für
denkbar gehalten hätten: Innerhalb weniger Tage werden die Grenzen
geschlossen, Kulturveranstaltungen und "Menschenansammlungen" jeder
Art sind plötzlich verboten, Ausgangssperren werden verhängt. Es
hagelt Verbote, einfach so, nichts muss mehr diskutiert werden, nichts
wird mehr in Frage gestellt.

"Meidet soziale Kontakte, dann werdet ihr gerettet", das ist das Motto
der Stunde.

#stayhome sagen uns auch diejenigen, die bislang immer den kritischen
Blick bewahrt haben. #staythefuckhome - dann retten wir die die Welt.
Aber was ist mit denen, die niemanden haben, mit dem sie zu Hause
bleiben können? Die ihre letzten Kontakte verlieren, weil sie (aus
Rücksichtnahme) niemand mehr besuchen kommt, weil man zwar für sie
einkauft, die Einkäufe aber kontaktlos vor der Tür abstellt. Was ist
mit denen, für die ihr Zuhause ein unsicherer Ort ist? (Frauenhäuser
haben jetzt Hochkonjunktur). "Was mache ich, wenn die Kneipen
schließen?", fragte noch vor wenigen Tagen ein Brett-Sitzer. "Dann bin
ich ja noch mehr Stunden am Tag mit mir allein."

Jetzt sind die Kneipen geschlossen, aus Rücksichtnahme auf die
Risikogruppen, heißt es. Aber man kann auch an Einsamkeit sterben,
ganz ohne Infektion.

Eine Schockstarre hat die Gesellschaft erreicht, und sie macht keinen
Halt vor denen, die sonst alles sehr kritisch beobachtet haben, was
von den Herrschenden kam. Alles für die Gesundheit, alle solidarisch
mit den eigenen Risikogruppen - die Herrschenden werden es schon
richten.

Was ist mit uns geschehen? Ging Corona der Untertanenvirus voraus und
hat uns infiziert? Oder ist es eben doch diese Angstblase, die uns
alle auf die ein oder andere Weise einfängt?

Verunsicherung durch die unterschiedlichen und häufig
widersprüchlichen Informationen, die fortwährend über uns
hereinbrechen, laienhaftes Halbwissen, die Angst, sich gegen die
allgemeine Fokussierung auf unsere Gesundheit zu stellen, wenn sogar
linke Kreise nur noch #staythefuckhome verbreiten - das alles lähmt
enorm. Währenddessen geht das Leben trotz Corona weiter, und es wird
auch ein Danach geben. Dürfen wir auf die Gefahren für die Demokratie
hinweisen, die ja vorher schon nicht die beste war. Dürfen wir
nachfragen, was eigentlich nach Corona kommt, oder halten wir besser
still und ducken uns weg bis der Sturm weiter gezogen ist?

Früher oder später wird alles wieder anlaufen, aber niemand weiß, in
welchem Zustand die Gesellschaft dann sein wird. Es ist nicht zu
übersehen, dass sich manche Politiker*innen momentan geradezu in ihrem
Element fühlen, wenn sie Verbote und Einschränkungen verhängen dürfen,
ohne sich rechtfertigen zu müssen. Es ist anzunehmen, dass vieles, was
jetzt in der Arbeitswelt als notwendige Maßnahme verkauft wird, um die
Gesundheit der Arbeitnehmer*innen zu schützen, zugleich ein Testballon
für die Zukunft ist.

Dabei wäre jetzt die Gelegenheit zu akzeptieren, dass der Kapitalismus
eine Gefahr für alle bedeutet und weltweit neue Weichen gestellt
werden müssen. Es ist nicht mehr zu übersehen, wohin uns die
Profitorientierung des Gesundheitswesens gebracht hat. Es ist nicht
mehr zu übersehen, was Klimaveränderung, industrielle Landwirtschaft,
Monokultur und Abholzung der Regenwälder mit sich bringen. Wenn alles
so weitergeht wie bisher, wird Corona nicht der letzte und nicht der
schlimmste Virus sein, der unsere heile Welt zerstört. Dann genügt es
beim nächsten Mal möglicherweise nicht mehr, zwei Meter Abstand zu
halten und Hände zu waschen.

Doch der Fokus der Herrschenden liegt auf den wirtschaftlichen
Verlusten durch Corona und die müssen, wenn alles wieder seinen
normalen Gang geht, ausgeglichen werden. Aller Voraussicht nach indem
man so weitermacht wie bisher.

Anstrengende Zeiten stehen uns bevor, anstrengender noch als diese
Auszeit, in der wir jetzt mehr oder weniger im Wartestand leben. Wir
werden voraussichtlich lange Zeit mit dem Wiederaufbau und der
wirtschaftlichen Rekonvaleszenz linker Strukturen beschäftigt sein.
Aber auch nach Corona wird es Geflüchtete geben und andere Menschen am
Rande der Gesellschaft, die unsere Hilfe brauchen. Möglicherweise mehr
als zuvor. Auch nach Corona werden Ausländer*innenfeindlichkeit und
Rassismus ein großes Problem sein, möglicherweise ein noch größeres
als bisher. Auch nach Corona, so ist zu befürchten, wird das
Geschacher um Prozente beim CO²-Ausstoß kein Ende haben und die
Klimaveränderung mit großen Schritten weitergehen. Der Abbau von
Sozialleistungen und die globale Ausbeutung werden uns mit Sicherheit
weiterhin beschäftigen. Das Netz, das sich um uns zusammengezogen hat
zu entfernen, wird nicht einfach werden. Aber einfach war es noch nie.

Was hilft, die Angstblase zu durchdringen: Mit jedem Tag der vergeht,
mehren sich auch die kritischen Stimmen. Bleiben wir also gemeinsam am
Ball, bleiben wir solidarisch mit allen, die unsere Solidarität
brauchen, ganz egal welche Grenze uns trennt. Was jetzt gilt: Kontakte
halten und intensivieren, Vorbereitungen auf das Leben danach treffen,
Krönchen richten und dann, sobald es wieder möglich ist, hinaus auf
die Straßen.

#reclaimthestreets #reclaimtheworld
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Budgetäre Klimmzüge

EU-Kommission legt neue Vorschläge für die (Rüstungs-)Haushalte 2021
bis 2027 vor

von Jürgen Wagner



In einem ersten Aufschlag Ende Mai und dann noch einmal Anfang Juni
2020 unterbreitete die EU-Kommission neue Vorschläge für die
Einrichtung gleich mehrerer Rüstungstöpfe im kommenden EU-Haushalt für
die Jahre 2021 bis 2027.

Das ist allein schon aus dem Grund bemerkenswert, weil
militärrelevante Ausgaben - eigentlich - nicht aus dem EU-Haushalt
bezahlt werden dürfen. Geregelt ist dies in Artikel 41 Absatz 2 des
Vertrags von Lissabon, der für die EU-Ebene mit einem Grundgesetz
vergleichbar ist. Dort heißt es:

"Die operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses
Kapitels [Allgemeine Bestimmungen über das Auswärtige Handeln der
Union] gehen ebenfalls zulasten des Haushalts der Union, mit Ausnahme
der Ausgaben aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder
verteidigungspolitischen Bezügen und von Fällen, in denen der Rat
einstimmig etwas anderes beschließt."[1]

So eindeutig diese Passage eigentlich ist, so misslich wird sie von
denjenigen empfunden, für die die Herausbildung einer Militärmacht
Europa oberste Priorität hat. Bis sich der Brexit abzuzeichnen begann,
scheiterte aber die Einrichtung offizieller EU-Rüstungstöpfe am Veto
Großbritanniens, das stets auf eine strikte und dem Wortsinn
entsprechende Auslegung von Artikel 41,2 gepocht hatte. Seit dem
britischen Austrittsreferendum im Juni 2016 brechen hier aber alle
Dämme und die Kommission hat sich augenscheinlich auf die Fahnen
geschrieben, die anvisierte Militärmacht Europa durch rechtlich
überaus fragwürdige Klimmzüge mit den für erforderlich gehaltenen
finanziellen Mitteln auszustatten.


Rüstungshaushalte unter einem Dach

Bereits im September 2016 schlug der damalige EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker erstmals die Einrichtung eines "Europäischen
Verteidigungsfonds" (EVF) vor[2]. Im Mai 2018 folgte dann ein
offizieller Kommissionsvorschlag[3] für den nächsten EU-Haushalt 2021
bis 2027. Vorgesehen waren darin 11,5 Mrd. für den EVF, dessen Sinn
und Zweck darin besteht, die Erforschung und Entwicklung europaweiter
Rüstungsprojekte zu finanzieren. Ferner waren 5,8 Mrd. Euro für die
"Militärische Mobilität" enthalten, mit der die Infrastruktur in
Osteuropa für schnelle Truppen- und Gütertransporte Richtung Russland
"ertüchtigt" werden soll. Und schließlich wurden 14,2 Mrd. Euro für
Europäische Raumfahrtprogramme eingestellt, vor allem für Copernicus
und Galileo, die von großer militärischer Bedeutung sind. Bei diesen
Angaben handelt es sich immer um Preise von 2018, die deutlich unter
den laufenden Preisen liegen (beim Verteidigungsfonds etwa 13 Mrd.
Euro statt der 11,5 Mrd. Euro in Preisen von 2018).

Verwaltet werden sollen diese Fonds nach Verabschiedung von der seit
Dezember 2019 existierenden "Generaldirektion Verteidigungsindustrie
und Weltraum" (DG Defence), die die militärisch relevanten Bereiche
bündeln soll. Dass hier eben auch die - extrem kostspieligen -
Weltraumprogramme mit eingepackt wurden, macht aus Sicht der
Kommission Sinn. Thierry Breton, Chef der DG Defense, wurde dazu im
Februar 2020 beim Fachportal Bruxelles2[4] mit den Worten zitiert:

"Ich halte es für unerlässlich, dass sich der Raumfahrtsektor der EU
an die neuen geopolitischen, strategischen, industriellen und
technologischen Gegebenheiten anpasst. [...] Auf europäischer Ebene
war es lange Zeit ein Tabu, aber ich glaube, es ist an der Zeit, es zu
brechen. [...] Ja, Galileo hat eine Verteidigungsdimension. Ja,
Copernicus kann Sicherheitsaufgaben dienen. Und ja, dieser Trend muss
in Zukunft noch verstärkt werden."


"Auf den Trümmern des Rechts"

Um besonders den Europäischen Verteidigungsfonds mehr schlecht als
recht mit dem Finanzierungsverbot aus Artikel 41,2 in Einklang zu
bringen, fährt die Kommission eine zweigleisige Strategie: Einmal
argumentiert sie, hier handele es sich um Industrie- bzw.
Forschungspolitik zur Wettbewerbsförderung, weshalb das Verbot aus
Artikel 41,2, das sich auf den Bereich der Außen- und
Sicherheitspolitik beziehe, ohnehin nicht greife. Und wer davon -
völlig zu Recht - nicht überzeugt ist, den verweist die Kommission auf
den englischen Vertragstext, in dem statt von "Maßnahmen" von
"Operations" die Rede ist. Dies nutzt die Kommission dann zu der
abenteuerlichen Aussage, das Verbot der Verwendung von EU-
Haushaltsgeldern würde sich ohnehin lediglich auf eine Finanzierung
von Militäroperationen beschränken.

Aufgrund der dubiosen Rechtsauslegung der Kommission beauftragte die
Linksfraktion Gue/Ngl den Bremer Juraprofessor Andreas Fischer-Lescano
mit einem "Rechtsgutachten zur Illegalität des Europäischen
Verteidigungsfonds"[5], das am 30. November 2018 veröffentlicht wurde.
Nach einer ausführlichen Prüfung gelangte Fischer-Lescano darin zu dem
Ergebnis, der Verordnungsvorschlag (VO) der Kommission enthalte "keine
hinreichende Rechtsgrundlage für die Einrichtung des Europäischen
Verteidigungsfonds (EVF)." Es sei eindeutig, dass hier militärische
Belange im Vordergrund stünden, die wiederum dem Finanzierungsverbot
aus Artikel 41, 2 unterlägen: "Kurzum: Es gibt im Inhalt und der
Begründung der EVF-VO deutliche Indizien, dass die in der VO geregelte
Industrie- und Forschungsförderung nur ein Mittel zum eigentlichen
Zweck der Verteidigungsförderung darstellt und dass der Hauptzweck der
EVF-VO darin liegt, die strategische Autonomie der EU im Bereich der
Verteidigung zu gewährleisten."

Unter anderem Spiegel Online[6] griff das Gutachten auf und zitierte
Fischer-Lescano mit den Worten, beim EVF handele es sich um eine
"Militarisierung der EU auf den Trümmern des Rechts." Schützenhilfe
erhielt Fischer-Lescano auch vom Göttinger EU-Rechtler Alexander
Thiele, der im selben Artikel zitiert wird, bei dem
Kommissionsvorschlag handele es sich um einen "qualifizierten Verstoß"
gegen europäisches Recht.

Somit bleibt es abzuwarten, ob der EVF gerichtlich Bestand haben wird,
sollte er schlussendlich einmal beschlossen sein.


Außerbudgetäres EU-Kriegsbudget

Trotz der "interessanten" rechtlichen Interpretationsversuche blieb
aber selbst aus Sicht der Kommission unstrittig, dass eine
Finanzierung von EU-Militäreinsätzen aus dem EU-Haushalt nicht vom
EU-Recht gedeckt ist.

Dieses Problem wurde mit der parallel zum ersten Haushaltsentwurf der
EU-Kommission im Mai 2018 vorgeschlagenen "Europäischen
Friedensfazilität" (EFF) adressiert. Auch hierbei handelt es sich um
ein reichlich abenteuerliches Konstrukt: Die EFF ist explizit
außerhalb des EU-Haushalts angesiedelt, wird mit Geldern der
Einzelstaaten befüllt, soll aber u.a. zur Finanzierung von
EU-Militäreinsätzen dienen, über die wiederum auf EU-Ebene entschieden
wird.

Bereits bislang gibt es ein ähnliches Finanzierungsmodell namens
ATHENA-Mechanismus, über das es aber nur möglich war, zwischen 5 und
15% der Kosten von EU-Militäreinsätzen zu finanzieren. Den Rest
mussten die beteiligten Staaten für ihren Anteil am Einsatz aus
eigener Tasche bezahlen, was - nachvollziehbarerweise - der Motivation
diverser Länder, sich militärisch zu engagieren, nicht eben förderlich
war.

Aus dem EFF-Entwurf[7] von Außenbeauftragter und Kommission wird
deshalb ersichtlich, dass hierüber ein "Anreizsystem" zur Beteiligung
an Militäreinsätzen geschaffen werden soll, indem der Anteil der
gemeinsam zu finanzierenden Einsatzkosten auf 35 bis 40% angehoben
werden soll:

"Mit der Fazilität wird ein fester Fonds geschaffen, was die
Einleitung neuer Operationen erleichtern und die Wirkung und
Planbarkeit laufender Maßnahmen verbessern wird. Die mehrmaligen
Überprüfungen des Mechanismus Athena haben nicht zu einer deutlichen
Erweiterung des Umfangs der gemeinsam zu finanzierenden Kosten
geführt. Der Vorschlag für die Fazilität hat zum Ziel, mehr Kosten
gemeinsam zu finanzieren und ein Anreizsystem für die Mitgliedstaaten
zu schaffen, sodass militärische EU-Operationen oder militärische
Aufgaben, die der Rat gemäß Artikel 44 EUV einer Gruppe von
Mitgliedstaaten übertragen kann, leichter durchgeführt werden können."

Auch ein zweiter Bereich soll künftig über die EFF finanziert werden:
Die Ausbildung und besonders Aufrüstung befreundeter Regierungen oder
Rebellen. Hierzu schreiben Kommission und Außenbeauftragte:

"Überdies wird die Fazilität den militärischen Operationen der EU
ermöglichen, im Rahmen ihres Mandats integrierte Paketlösungen, die
Sicherheit, Ausbildung, Bereitstellung von Ausrüstung und direkte
militärische Unterstützung bündeln, anzubieten und so im Einsatzgebiet
voll und umfassend tätig zu werden."[8]

Auch hierfür existierte bislang ein außerhalb des EU-Haushaltes
angesiedelter Topf, die ausgerechnet mit Geldern des "Europäische
Entwicklungsfonds" bestückte "Afrikanische Friedensfazilität".
Allerdings unterlag dieses Instrument aus Sicht der Befürworter einer
expansiven Militärpolitik erheblichen Einschränkungen: Geographisch
betraf das die Beschränkung auf afrikanische Länder und funktional war
es untersagt, "letale" Güter, also besonders schweres Kriegsgerät, zu
liefern.

Zur weltweiten Aufrüstung mit EU-Mitteln sollen über die EFF diese
beiden Beschränkungen überwunden werden, wofür die Kommission im Juni
2018 vorschlug, 9,2 Mrd. Euro für die Jahre 2021 bis 2027 einzustellen
(wieder in Preisen von 2018).


Kampf um den Haushalt

Dem EU-Haushalt 2021 bis 2027 müssen sowohl die Kommission, das
Parlament als auch die im Rat versammelten Staaten zustimmen. Nachdem
es unter den Mitgliedsländern teils massive Widerstände gegen die von
Kommission und Parlament gewünschte Erhöhung des EU-Gesamthaushaltes
gab, überraschte die finnische Ratspräsidentschaft im Dezember 2019
mit einem "Verhandlungsbox" genannten Vorschlag[9], in dem einige der
geplanten Rüstungstöpfe erheblich gekürzt wurden.

Vergleichsweise glimpflich kamen noch die großen Weltraumprogramme
davon, für die 12,7 Mrd. Euro statt noch im Kommissionsvorschlag 14,2
Mrd. Euro vorgeschlagen wurden. Kräftig Federn lassen mussten aber die
Friedensfazilität mit 4,5 Mrd. Euro sowie die Militärische Mobilität
mit 2,5 Mrd. Euro. Und auch der Europäische Verteidigungsfonds kam
alles andere als ungeschoren davon: Für ihn schlug die finnische
Ratspräsidentschaft nur noch 6 Mrd. Euro statt der von der Kommission
anvisierten 11,5 Mrd. Euro vor.

Das wollte nun die Kommission wiederum nicht hinnehmen und
präsentierte Anfang Juni ihre Vorstellungen[10] für die Europäische
Friedensfazilität, die nun mit 8 Mrd. Euro befüllt werden soll. Schon
zuvor, Ende Mai, wurden die Vorschläge[11] für den nächsten
EU-Haushalt vorgelegt und die Zahlen wieder teils erheblich nach oben
verschoben. Konkret sind für die Weltraumprogramme 14,9 Mrd. Euro
vorgesehen (wieder alles in Preisen von 2018), also sogar noch mehr
als noch im Mai 2018. Für den Europäischen Verteidigungsfonds schlägt
die Kommission einen Betrag von 9,08 Mrd. Euro vor, was wieder
deutlich über den Vorstellungen der finnischen Ratspräsidentschaft
liegt. Einzig die Militärische Mobilität musste mit nunmehr nur noch
1,69 Mrd. Euro weiter Federn lassen.

Die sich aufdrängende Frage, weshalb die militärischen
Infrastrukturvorhaben hier unter Druck gerieten, liefert die gut
informierte rüstungsnahe Internetseite Bruxelles2[12]. Es handele sich
dabei um einen auf die Niederlande gerichteten Seitenhieb, da sich das
Land massiv gegen eine Erhöhung des Gesamthaushaltes stelle. Um
ihrerseits Druck auszuüben, nahm sich die Kommission ein Programm vor,
das den Niederlanden am Herzen liegt:

"Diese Maßnahme 'richtete sich klar und direkt an die Niederlande,
die sich stark für die militärische Mobilität einsetzen, aber
gleichzeitig jede Erhöhung des Gemeinschaftshaushalts ablehnen',
bestätigte eine gut informierte Quelle an B2. 'Auch die Europäische
Kommission weiß, wie man Politik spielt'."

Offensichtlich wir in den Auseinandersetzungen um den EU-Haushalt auf
verschiedenen Ebenen mit Haken und Ösen gekämpft - man darf gespannt
sein, wie die ab Juli übernehmende deutsche Ratspräsidentschaft diese
Konflikte zu lösen gedenkt.


Anmerkungen:

[1] https://dejure.org/gesetze/EU/41.html

[2] https://ec.europa.eu/germany/news/juncker-rede-zur-lage-der-union-2016-hin-zu-einem-besseren-europa-%E2%80%93-einem-europa-das-sch%C3%BCtzt_de

[3] https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2018/625148/EPRS_IDA(2018)625148_DE.pdf

[4] https://club.bruxelles2.eu/2020/02/lespace-et-la-defense-doivent-marcher-main-dans-la-main-il-ny-a-plus-de-tabou-pour-thierry-breton/

[5] https://www.sabine-loesing.de/kontext/controllers/document.php/97.3/8/3cfa20.pdf

[6] http://www.spiegel.de/politik/ausland/ruestung-eu-verteidigungsfonds-laut-gutachten-illegal-a-1242792.html

[7] http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9736-2018-INIT/de/pdf

[8] http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9736-2018-INIT/de/pdf

[9] https://www.consilium.europa.eu/media/41630/st14518-re01-en19.pdf

[10] https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/46285/european-peace-facility-eu-budget-fund-build-peace-and-strengthen-international-security_en

[11] https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/about_the_european_commission/eu_budget/1_en_act_part1_v9.pdf

[12] https://club.bruxelles2.eu/2020/02/une-mobilite-militaire-reduite-a-zero/
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Weisse Rose, blühe!

von Sabine Hunziker



99 Jahre Sophie Scholl: Die 1921 geborene Widerstandskämpferin
gegen den deutschen Faschismus wurde aufgrund ihres Engagements in der
Gruppe "Weisse Rose" ermordet. Was meint widerständiges Kämpfen
heute?

Rosen können nicht nur Farben und Düfte haben. Wenn der Stock
winterfest verpackt wird, kann es sein, dass die Blumen auch im
kommenden Frühjahr und Sommer ihre Blüten in voller Pracht entfalten
können. Die weisse Rose steht mit ihrer Farbe seit der Gruppe um
Sophie und Hans Scholl für Toleranz und Humanität, mit ihrer
Fähigkeit, dem Winter trotzen zu können, auch für nötige Kontinuität
des antifaschistischen Kampfes.


Widerstand ist Pflicht ...

Praktisch sah der Widerstand der Rose anfangs der 1940er-Jahre wie
folgt aus: Mitglieder in München verschickten ihre aufklärerischen
Flugblätter, legten sie in Telefonkabinen oder in Wartesälen hin. Auch
in anderen Städten wie Berlin, Hamburg oder Wien wurden Aktionen
durchgeführt. Sophie Scholls Mitarbeit bestand in der Herstellung und
Verbreitung der Flugschriften, deren Inhalt sich in kurzer Zeit
radikalisierte, vom passiven Widerstand bis hin zum Aufruf zum Sturz
der Hitler-Regierung.

Insgesamt sechs Flugblätter verfasste und verbreitete die Münchner
Widerstandsgruppe. Ein wichtiger Punkt, der in der dritten Schrift
dargelegt wurde, gilt noch heute: Widerstand gegen einen
verbrecherischen Gewaltstaat ist (sittliche) Pflicht. Jede*r Einzelne
soll versuchen, den Nationalsozialist*innen in seinem jeweiligen
Lebensumfeld entgegen zu treten und zwar entsprechend der damaligen
Situation: So sind beispielsweise rüstungs- und kriegswichtige
Betriebe aufgelistet, um Sabotageakte durchzuführen. Aufgerufen wurde
auch, Versammlungen sowie Kundgebungen durchzuführen, oder auch
Organisationen und Gruppen gegen die nationalsozialistische Partei zu
gründen.


... auch heute noch!

Die Botschaft rund um die "Weisse Rose" lautet: Jede*r ist in der
Lage, etwas beizutragen zum Sturz des Faschismus. Bald wurde die
Gestapo auf diese antifaschistischen Aktionen aufmerksam und es lief
eine intensive Fahndung nach den Aktivist*innen. 1943 schnappte die
Falle zu. Sophie und Hans Scholl wurden mit Flugblättern in der
Münchner Universität verhaftet. Tage später und nach intensivem Verhör
der Gestapo wurden die Geschwister Scholl von Vertretern des
nationalsozialistischen Regimes ermordet - so wie viele andere
Aktivist*innen im Widerstand und mit unterschiedlichen linken
Ausrichtungen. 99 Jahre Sophie Scholl - und zum Glück gibt es keinen
Nationalsozialismus mehr. Doch der Faschismus ist nicht tot. Wie er
bereits vor der "Machtergreifung" von Adolf Hitler da war, so ist er
auch heute präsent.

Aktuell hat die rechte Ideologie in der Corona-Krise ein Sprachrohr.
Sie sammelt sich unter dem Deckmantel der "Menschenrechte". Oft werden
Geflüchtete als Überträger*innen des Virus dargestellt und in den
Demonstrationen tummeln sich Personen aus der rechtsextremen Szene
oder aus einschlägig bekannten Parteien. Aber auch der Widerstand ist
wachsam, denn er weiss: Jede*r ist in der Lage, etwas beizutragen!

 * 
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THEMENREIHE/475: BR - Bayerns schönste Reiseziele, 11.6. - 1.7.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Wir in Bayern-Aktion

Bayerns schönster Fleck

Donnerstag, 11. Juni bis Mittwoch, 1. Juli 2020

Montag bis Freitag zwischen 16.15 und 17.30 Uhr



Das Heimatmagazin "Wir in Bayern" im BR Fernsehen stellt ab
Fronleichnam im Rahmen der Aktion "Bayerns schönster Fleck!" 15
Urlaubsregionen in ganz Bayern vor. Jede Freizeitregion wird von einer
Patin oder einem Paten präsentiert, die oder der aus der vorgestellten
Gegend stammt. Die Zuschauerinnen und Zuschauer können online unter
www.wirinbayern.de abstimmen, welches der attraktiven Reiseziele den
Titel "Bayerns schönster Fleck!" verdient hat. Das Ergebnis wird am
Donnerstag, 2. Juli live in der Sendung bekanntgegeben.


"Bayerns schönster Fleck!": Abstimmen und gewinnen

Von Donnerstag, 11. Juni bis Mittwoch, 1. Juli 2020 stellt jeden Tag
eine Patin oder ein Pate "ihre" oder "seine" Region vor. Sie
präsentieren reizvolle Orte oder besondere Plätze und werben für
"ihre" Region um die Gunst der Zuschauer. Darunter sind prominente
Ziele genauso wie Schönheiten, die es erst zu entdecken gilt. Alle 15
Beiträge sind ab Aktionsstart unter www.wirinbayern.de abrufbar, und
die Zuschauerinnen und Zuschauer können über ihre Lieblingsregion
abstimmen. Unter allen Teilnehmenden verlost das Heimatmagazin 15 Mal
zwei "Wir in Bayern"-Bierkrugtassen. Donnerstag, 2. Juli ist
Entscheidungstag: Um 17.00 Uhr endet die Online-Abstimmung, und um
17.15 Uhr wird live in der Sendung verkündet, welche Region das Rennen
um den Titel "Bayerns schönster Fleck!" gemacht hat.


Die 15 Regionen

Aus Oberbayern werden die Zugspitz-Region, der Chiemgau und das
Fünfseenland vorgestellt. Für Niederbayern bereist das Magazin den
Bayerischen Wald sowie das Niederbayerische Bäderdreieck. Der
Oberpfälzer Wald vertritt die Oberpfalz. In Schwaben führt die Reise
ins Allgäu und in die Region Bayerisch-Schwaben. Die Fränkische
Schweiz und das Fichtelgebirge vertreten Oberfranken, für
Mittelfranken sind es das Altmühltal und Fränkische Seenland. In
Unterfranken werden die Rhön, der Spessart und das Fränkische Weinland
vorgestellt.


Die Patinnen und Paten

Zugspitz Region / Lüftlmaler Bernhard Rieger aus Krün

Chiemgau / Fischwirtgeselle Tassilo Lex aus Frauenchiemsee

Fünfseenland / Zimmermeisterlehrling Johannes Bernlochner aus
Weßling-Hochstadt

Bayerischer Wald / Naturpark-Rangerin Anette Lafair aus Cham

Niederbayerisches Bäderdreieck / Biersommelière Annalena Köck aus Bad
Füssing

Oberpfälzer Wald / Burgenkenner Alfred Wolf aus Bärnau

Allgäu / Malerin Maria Huber aus Füssen

Bayerisch-Schwaben / Öko-Laden-Besitzerin Roswitha Stöpfel aus
Dillingen an der Donau

Fränkische Schweiz / Streuobstpädagogin Christine Berner aus
Obertrubach

Fichtelgebirge / Hobbyradler Günter Stöhr aus Wunsiedel

Altmühltal / Hobbykünstlerin Laura Ersfeld aus Markt Berolzheim

Fränkisches Seenland / Marion Schwarz, Vorsitzende des Heimatvereins
Wald-Streudorf in Gunzenhausen

Rhön / Musikantin Ilona Zirkelbach aus Schönau an der Brend

Spessart / Wanderführerin Heike Buberl-Zimmermann aus Hösbach-Rottenberg

Fränkisches Weinland / Kellermeister Klaus Wagenbrenner aus Rimpar


"Wir in Bayern"

Das Heimatmagazin "Wir in Bayern" sendet von Montag bis Freitag
zwischen 16.15 und 17.30 Uhr faszinierende Geschichten aus und über
Bayern. Die Moderatorinnen und Moderatoren Andrea Lauterbach, Dominik
Pöll, Sabine Sauer und Michael Sporer plaudern im "Wir in
Bayern"-Wohnzimmer mit interessanten Tagesgästen, bereiten mit Koch-
und Backprofis leckere Köstlichkeiten zu und präsentieren praktische
Servicetipps für alle Bereiche des Alltags.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Juni 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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FEATURE/1481: Deutschlandfunk Kultur - Deponie für die Ewigkeit, 11.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Deponie für die Ewigkeit

Kann Finnland zum Vorbild für Deutschlands Endlagersuche werden?

Von Dirk Asendorpf

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 11. Juni 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit über 60 Jahren erzeugen Atomkraftwerke Strom und hochradioaktiven
Müll. In der EU haben sich schon weit über 50.000 Tonnen angehäuft.
Bisher lagern die strahlenden Abfälle in Zwischenlagern, meist direkt
neben den Atomkraftwerken. Ein sicheres Endlager gibt es nirgendwo.
Finnland hat als weltweit einziger Staat zumindest mit dem Bau
begonnen: In 400 Metern Tiefe wird an der Ostseeküste des Landes die
Endlagerung in Granitgestein erprobt. Proteste gibt es nicht, und
erste Politiker denken darüber nach, das finnische Endlager auch für
atomare Abfälle aus anderen Ländern zu vermarkten. Doch der Export von
deutschem Atommüll ist gesetzlich verboten. Und für ein Endlager gibt
es noch nicht einmal einen Standort. Taugt das finnische Vorbild für
die Suche nach einer Deponie für das strahlende Erbe?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/3210: Deutschlandfunk - Die Berliner Philharmoniker 1945, 11.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen Endzeit und Neubeginn

Die Berliner Philharmoniker 1945

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 11. Juni 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Als am 1. September 1944 der totale Kriegseinsatz der
Kulturschaffenden von NS-Propagandaminister Joseph Goebbels verkündet
wurde, stellten sämtliche Theater, Opernhäuser und Konzertsäle ihren
Betrieb ein. Allerdings ließ der Erlass auch Ausnahmen zu: Die
Berliner Philharmoniker, das einstige Aushängeschild der
Reichshauptstadt, durften weiterarbeiten. Bis zum März 1945 wirkten
sie sowohl bei Produktionen als auch in vom Rundfunk übertragenen
Livekonzerten mit. Nur drei Wochen nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges gab das Orchester unter der Leitung von Leo Borchard am
26. Mai wieder ein öffentliches Konzert. Und bereits Ende Juni
starteten die Berliner Philharmoniker wieder mit ersten
Rundfunkproduktionen. Die "Historischen Aufnahmen" erinnern an ihre
Aktivitäten zwischen Endkampf um Berlin und Neuanfang in Trümmern vor
75 Jahren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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AUGEN/513: Forschung - Sehvermögen durch Gentherapie wiederherstellen (idw)

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 04.06.2020

Sehvermögen durch Gentherapie wiederherstellen

Neuer Ansatz zur Behandlung bislang unheilbarer Netzhautdegeneration



Menschen verlassen sich in erster Linie auf ihr Augenlicht. Der Verlust
des Sehvermögens bedeutet, dass wir nicht mehr lesen, Gesichter erkennen
oder Gegenstände finden können. Makuladegeneration ist einer der
Hauptgründe für Sehschwäche im Alter, weltweit leiden fast 200 Millionen
Menschen daran. Verantwortlich für das Einfangen des Lichts aus unserer
Umgebung sind die Photorezeptoren in der Netzhaut unserer Augen. Erkrankte
Photorezeptoren aber verlieren ihre Empfindlichkeit gegenüber dem Licht,
welches zu einer Beeinträchtigung des Sehvermögens oder sogar zur völligen
Erblindung führen kann. Im Rahmen einer internationalen Kooperation haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom Institut für Molekulare und
Klinische Ophthalmologie Basel (IOB) und vom Deutschen Primatenzentrum
(DPZ) - Leibniz-Institut für Primatenforschung in Göttingen einen völlig
neuen Therapieansatz entwickelt, der auf einer Gentherapie beruht. Es ist
ihnen gelungen, die degenerierten Photorezeptoren durch Nahinfrarotlicht
zu aktivieren und damit den Sehverlust umzukehren (Science).

Die Hauptursache für Blindheit in den Industrieländern ist die
Degeneration der Photorezeptoren, einschließlich der altersbedingten
Makuladegeneration und der Retinitis pigmentosa. Während des
Fortschreitens der Photorezeptordegeneration kommt es dazu, dass
lichtempfindliche und lichtunempfindliche Photorezeptorregionen in der
Netzhaut nebeneinander koexistieren. Patienten mit einer
Makuladegeneration verlieren beispielsweise das Sehvermögen im zentralen
Teil ihrer Netzhaut, aber behalten das periphere Sehvermögen.

Einem internationalen Forscherteam ist es nun gelungen, einen neuen
therapeutischen Ansatz zu entwickeln, um die Lichtempfindlichkeit der
degenerierten Netzhaut wiederherzustellen, ohne dabei das noch vorhandene
Sehvermögen negativ zu beeinflussen. Inspiriert wurden sie dabei von
Fledermäusen und Schlangen, die das vom Körper ihrer Beutetiere
ausgesandte Nahinfrarotlicht wahrnehmen können. Dies geschieht durch den
Einsatz wärmeempfindlicher Ionenkanäle, die in der Lage sind, die Wärme
des Nahinfrarotlichts zu empfangen, welches den Fledermäusen und Schlangen
ermöglicht, thermische und visuelle Bilder im Gehirn zu überlagern und so
präziser auf ihre Umgebung zu reagieren. Um die Photorezeptoren in der
Netzhaut für das Nahinfrarotlicht zu sensibilisieren, haben die Forscher
ein Drei-Komponenten-System entwickelt. Die erste Komponente beinhaltet
eine genetisch konstruierte DNA, die dafür sorgt, dass das für den
wärmeempfindlichen Kanal kodierende Gen nur in den Photorezeptoren
exprimiert wird. Die zweite Komponente ist ein Gold-Nanorod, ein kleiner
Partikel, der das Nahinfrarotlicht effizient aufnimmt. Die dritte
Komponente ist ein Antikörper, der für eine starke Bindung zwischen dem
wärmeempfindlichen Kanal in den Photorezeptoren und den Gold-Nanorods
sorgt.

Die Forscher haben das System zunächst an gentechnisch veränderten Mäusen
getestet, die mit vier Wochen eine Netzhautdegeneration entwickeln. Sie
konnten bestätigen, dass das Nahinfrarotlicht effektiv die Photorezeptoren
anregt und dieses Signal an retinale Ganglienzellen weitergeleitet wird,
die die Verbindung der Netzhaut mit den höheren Sehzentren im Gehirn
darstellen. Im Weiteren konnten sie zeigen, dass die Stimulation des
Mausauges mit dem Nahinfrarotlicht auch von Neuronen in einem für das
bewusste Sehen wichtigen Hirnareal, dem primären visuellen Kortex,
aufgenommen wird. Anhand eines speziell entwickelten Verhaltenstests
konnten die Wissenschaftler zeigen, dass unbehandelte, blinde Mäuse nach
einer Stimulation mit Nahinfrarotlicht nicht in der Lage waren, eine
einfache Aufgabe zu erlernen, während hingegen blinde Mäuse, die mit dem
Drei-Komponenten-System behandelt wurden, die Aufgabe mit
Nahinfrarot-Stimulation ausführen konnten.

In Kooperation mit Arnold Szabo, einem Co-Autor der Studie und
Assistenzprofessor an der Semmelweis-Universität in Ungarn, konnten die
Forscher ihren neuen Ansatz an menschlichen Netzhäuten testen, die
monatelang in Kulturmedium am Leben gehalten werden konnten, obwohl die
Erblindung etwa einen Tag nach dem Tod einsetzt, da die Photorezeptoren
ihre Fähigkeit verlieren, Licht wahrzunehmen. Die Ergebnisse zeigten, dass
nach der Behandlung mit der Drei-Komponenten-Gentherapie-Methode, die
Sehschaltungen der menschlichen Netzhaut durch die
Nahinfrarotlicht-Exposition reaktiviert werden konnten.

"Wir gehen davon aus, dass die Nahinfrarot-Stimulation ein wichtiger
Schritt ist, um blinden Menschen wieder das Sehen zu ermöglichen und die
Fähigkeit wiederzuerlangen, Gesichter zu erkennen", sagt Daniel Hillier,
Leiter der Nachwuchsgruppe Visual Circuits and Repair am DPZ, und fügt
hinzu: "Mit diesen Erkenntnissen wollen wir blinden Menschen Hoffnung
geben und werden unsere Forschungsaktivitäten in diesem Bereich hier am
DPZ im Rahmen unseres Hauptprojekts, das auf die Wiederherstellung des
Sehvermögens fokussiert, in Zukunft weiter intensivieren".


Originalpublikation:

Nelidova et al. (2020): 

Restoring light sensitivity using tunable near-infrared sensors. 

Science.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dpz.eu/de/startseite/einzelansicht/news/sehvermoegen-durch-gentherapie-wiederherstellen-2.html 

(Pressemitteilung auf DPZ-Webseite)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution305

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 04.06.2020
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CHIRURGIE/525: Studie - Erhöhtes postoperatives Sterberisiko bei SARS-CoV-2-Patienten (idw)

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e. V. - 02.06.2020

COVID-19 infizierte Patienten, die sich einer Operation unterziehen, haben
ein erhöhtes postoperatives Sterberisiko 

Ergebnisse einer globalen
Studie



Die Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH) macht ihre Mitglieder und
die Mitglieder ihrer assoziierten Fachgesellschaften auf die erste
Publikation einer weltweiten Forschungskooperation im "The Lancet" (Impact
Faktor 59,1) aufmerksam. Die DGCH hatte im April die chirurgischen
Abteilungen deutscher Krankenhäuser aufgefordert, an einer globalen
Datenerhebung über operierte Patienten, die von der Universität Birmingham
geleitet wird und unter dem Acronym "COVIDSurg" firmiert, teilzunehmen.

Jetzt liegen bereits die ersten Ergebnisse dieser weltweiten Datenerhebung
vor und bringen Evidenz in bisherige Vermutungen:

- Experten der Universität Birmingham - unter der Leitung der NIHR Global
Research Health Unit on Global Surgery - haben jetzt ihre Ergebnisse
veröffentlicht, wonach SARS-CoV-2-infizierte Patienten, die sich einer
Operation unterziehen, postoperativ wesentlich schlechtere
Behandlungsergebnisse aufweisen als bei ähnlichen Patienten ohne
SARS-CoV-2-Infektion zu erwarten wäre.

- Perioperativ mit SARS-CoV-2 infizierte Patienten, die sich einer Operation
unterziehen, haben demnach ein stark erhöhtes Risiko, postoperativ zu
versterben. Die Sterblichkeitsraten sind annähernd so hoch wie bei den am
schwersten erkrankten Patienten, die nach der Ansteckung mit dem Virus auf
die Intensivstation eingewiesen wurden.

Die Forscher untersuchten die Daten von 1.128 Patienten aus 235
Krankenhäusern. Insgesamt nahmen 24 Länder teil, vorwiegend in Europa,
obwohl auch Krankenhäuser in Afrika, Asien und Nordamerika beteiligt
waren.

- Insgesamt lag die 30-Tage-Sterblichkeit in der Studie bei 23,8%. Die
Letalität war in allen Untergruppen unverhältnismäßig hoch, darunter
elektive (planbare) Operationen (18,9%), Notfalloperationen (25,6%),
kleinere Operationen wie Blinddarmoperationen oder Hernienreparaturen
(16,3%) und größere Operationen wie Hüftoperationen oder
Dickdarmkrebsoperationen (26,9%).

- Die Studie zeigt, dass die Sterblichkeitsrate bei Männern (28,4%) im
Vergleich zu Frauen (18,2%) und bei Patienten im Alter von 70 Jahren oder
älter (33,7%) im Vergleich zu Patienten unter 70 Jahren (13,9%) höher war.
Zu den Risikofaktoren für den postoperativen Tod gehörten neben Alter und
Geschlecht auch schwere vorbestehende medizinische Probleme,
Krebsoperationen, größere Eingriffe und Notoperationen.

Der Generalsekretär der DGCH, Prof.Dr.Dr. H.J.Meyer, sagt dazu: "Die
Sterblichkeitsrate bei Patienten, die sich einem kleinen und elektiven
chirurgischem Eingriff unterziehen, liegt bei 1% oder darunter, aber diese
Studie deutet darauf hin, dass diese Sterblichkeitsrate bei
SARS-CoV-2-Patienten sowohl bei kleinen Operationen (16,3%) als auch bei
elektiven Operationen (18,9%) deutlich höher liegt. Auch sind diese
Sterblichkeitsraten höher, als bei Hochrisikopatienten vor der Pandemie
beobachtet wurde".

Patienten, die sich einem chirurgischen Eingriff unterziehen, sind eine
gefährdete Gruppe, bei der das Risiko einer SARS-CoV-2-Exposition im
Krankenhaus besteht. Sie können besonders anfällig für nachfolgende
pulmonale Komplikationen sein, die durch entzündliche und immunsuppressive
Reaktionen auf Operationen und mechanische Beatmung hervorgerufen werden.
Die Studie ergab, dass insgesamt 51% der Patienten in den 30 Tagen nach
der Operation eine Lungenentzündung und/oder ein akutes Atemnotsyndrom
entwickelten oder eine unerwartete Beatmung benötigten. Dies könnte die
hohe Sterblichkeit erklären, da bei den meisten (81,7%) der verstorbenen
Patienten pulmonale Komplikationen aufgetreten waren. Ob sich diese Daten
auch auf deutsche Verhältnisse übertragen lassen, wird in einem
Forschungsprojekt, das die DGCH über ihre Studienzentrale (SDGC) und dem
angeschlossenen bundesweiten Studiennetzwerk ChirNet gestartet hat, u.a.
untersucht werden.

Der Präsident der DGCH, Prof.Dr.Th.Schmitz-Rixen, kommentiert: "Wir sind
jetzt in der Phase der abklingenden Pandemie und eine zweite Welle wird
aktuell als nicht sicher angesehen. Uns erwarten weltweit etwa 28
Millionen aufgeschobene Operationen. Die Daten rechtfertigen jetzt
evidence based die Entscheidung, diese zeitlich unkritischen Operationen
aufzuschieben. SARS-CoV-2 ist aber nicht verschwunden und diese Daten
zeigen auch, wie gefährlich es ist, in eine mögliche Infektion
hineinzuoperieren. Es sollten vor einer elektiven Operation alle
Anstrengungen unternommen werden, durch sorgfältige Anamneseerhebung
betreffs COVID-19 Symptomen und konsequente Abstriche, infizierte
Patienten zu identifizieren und die geplante Operation bei positivem
Befunden aufzuschieben. Dies ist aktiver Patientenschutz und auch
Arbeitsschutz für das medizinische Personal. Betreffs der regionalen
Notwendigkeit der Virus-Abstriche bei niedriger Prävalenz setzen wir in
der jetzigen Phase auf die Empfehlungen der regional zuständigen
Gesundheitsämter."

Wo kann man die Arbeit finden?

Die Arbeit "Mortality and pulmonary complications in patients undergoing
surgery with perioperative SARS-CoV-2 infection: an international cohort
study (Mortalität und pulmonale Komplikationen bei Patienten, die sich
einer Operation mit perioperativer SARS-CoV-2-Infektion unterziehen: eine
internationale Kohortenstudie)" kann kostenfrei unter

https://www.thelancet.com heruntergeladen werden.

Der Artikel ist frei zugänglich und steht für jedermann zum Lesen und
Herunter-laden zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1250

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e. V. - 02.06.2020
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UROLOGIE/359: Harnsteinerkrankung - Die häufigste urologische Notfalleinweisung (idw)

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 04.06.2020

Die häufigste urologische Notfalleinweisung: 

Neues zu Harnsteinerkrankungen auf dem 72. DGU-Kongress



Die Sommerhitze steht vor der Tür und damit auch die saisonale Häufung von
Harnsteinerkrankungen. Hohe Temperaturen, verstärktes Schwitzen und eine
unzureichende Trinkmenge begünstigen das als "Sommerkrankheit Harnsteine"
bekannte Phänomen. "Aktuelle Entwicklungen bei der Diagnostik, den
minimal-invasiven Therapien und der Prävention von Steinerkrankungen
werden wir auf dem 72. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Urologie
diskutieren", sagt der Präsident der Fachgesellschaft, Prof. Dr. Dr. Jens
Rassweiler.

Der Direktor der Klinik für Urologie und Kinderurologie der SLK-Kliniken
Heilbronn leitet die weltweitdrittgrößte urologische Fachtagung, die vom
23. bis 26. September 2020 in Leipzig stattfinden soll.

Harnsteinerkrankungen zählen zu den sogenannten Volkskrankheiten. Als
ursächlich für die ansteigende Häufigkeit in Deutschland und anderen
westlichen Industrieländern gelten zunehmendes Übergewicht und veränderte
Lebensumstände. Ungesunde Ernähungsgewohnheiten, wenig Ballaststoffe und
unzureichende Bewegung fördern das Risiko. Dazu ist Diabetes ein
relevanter Risikofaktor für die Bildung von Harnsteinen, die im gesamten
Harntrakt vorkommen und je nach Lage als Nierensteine, Harnleitersteine
und Blasensteine bezeichnet werden.

"Harnsteinerkrankungen sind der häufigste Anlass für eine urologische
Notfalleinweisung. Etwa jeder zehnte Deutsche wird zumindest einmal in
seinem Leben einen Stein bilden", sagt Prof. Dr. Thomas Knoll aus der
Steuerungsgruppe der "S2K-Leitlinie zur Diagnostik, Therapie und
Metaphylaxe der Urolithiasis" der Deutschen Gesellschaft für Urologie e.V.
(DGU). Männer sind nach seinen Worten häufiger betroffen als Frauen, wobei
der Unterschied weltweit geringer wird. Der Altersgipfel liege im fünften
und sechsten Lebensjahrzehnt. "Bei Kindern ist die Steinerkrankung sehr
selten und meist genetisch bedingt. Bei Adoleszenten ist allerdings eine
zunehmende Häufigkeit zu beobachten, wohl auch durch Fettleibigkeit und
andere bekannte Risikofaktoren verursacht", so Prof. Knoll.

Kleinere Steine können mit medikamentöser Unterstützung und ausreichender
Flüssigkeitszufuhr spontan ausgeschieden werden. Dabei scheinen, nach
Prof. Knoll, bestimmte Alphablocker bei Harnleitersteinen von mehr als 5
mm den Spontanabgang des Steins zu begünstigen.

Die interventionellen Therapien von größeren Nieren- und Harnleitersteinen
erfolgen heute in praktisch allen Fällen ohne offene Schnittoperationen,
sondern minimal-invasiv. Das Spektrum reicht von der Zertrümmerung der
Steine durch Schallwellen von außen, der sogenannten extrakorporalen
Stoßwellen Lithotripsie (ESWL), bis hin zu endoskopischen Verfahren der
Schlüssellochchirurgie. "Bei den minimalinasiven Therapien hat die ESWL in
den letzten Jahren vor allem gegenüber der Ureterorenoskopie erheblich an
Stellenwert verloren", sagt Urologe Knoll.

Eine neue Studie soll die verschiedenen Verfahren miteinander vergleichen.
"In den vergangenen 40 Jahren wurden mit der Einführung der
Stosswellentherapie und der modernen endourologischen Techniken große
Fortschritte in der minimalinvasiven Therapie der Steinerkrankung erzielt.
Die Datenlage hinsichtlich eines Vergleichs der verschiedenen
interventionellen Therapieverfahren ist allerdings weiterhin schlecht",
sagt Prof. Dr. Martin Schönthaler aus dem DGU-Arbeitskreis Harnsteine, der
die "Deutsche Steinstudie" initiiert hat und auf dem 72. DGU-Kongress eine
Pilotstudie vorstellen wird.

"Mit der Pilotstudie zur 'Deutschen Steinstudie', deren Publikation
aktuell vorbereitet wird, konnte gezeigt werden, dass eine methodisch
anspruchsvolle randomisierte chirurgisch-urologische Studie auch im Rahmen
des deutschen Gesundheitssystems und den entsprechend hohen
regulatorischen Anforderungen durchgeführt werden kann", sagt Prof.
Schönthaler, der 2019 bereits das Nationale Harnsteinregister auf den Weg
gebracht hat. Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
geförderte voll-automatisierte digitale Forschungsregisters für
rezidivierende Urolithiasis des oberen Harntraktes (RECUR) unter Leitung
von Prof. Martin Schönthaler steht unter der Schirmherrschaft der DGU.
"Mit den gewonnenen Erkenntnissen wird die individuelle Versorgung von
Patientinnen und Patienten mit rezidivierenden Harnsteinleiden verbessert,
aber auch die gesellschaftliche Belastung durch häufige Hospitalisierungen
und hohe Therapiekosten reduziert werden können", erklärt Schönthaler.
"Erste Ergebnisse aus der Aufbauphase von RECUR werden in Leipzig
präsentiert werden", sagt DGU- und Kongresspräsident Prof. Dr. Dr. Jens
Rassweiler, der in einem neuen Video-Cast über den aktuellen Stand der
Kongressplanung in Corona-Zeiten informiert.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgu-kongress.de

http://www.urologenportal.de

https://player.vimeo.com/video/423989268 

(Video-Cast mit dem DGU-Präsidenten Prof. Rassweiler)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795
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DIAGNOSTIK/626: Lässt sich der Verlauf von COVID-19 anhand des Blutes vorhersagen? (idw)

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.06.2020

Lässt sich der Verlauf von COVID-19 anhand des Blutes vorhersagen?

Charité-Studie entdeckt Unterschiede im Blut schwer und leicht Erkrankter



Ein Forschungsteam der Charité - Universitätsmedizin Berlin und des
Francis Crick Institute hat im Blut von COVID-19-Patienten 27 Proteine
identifiziert, die je nach Schwere der Erkrankung in unterschiedlicher
Menge auftreten. Diese Biomarker-Profile könnten in Zukunft zur Vorhersage
des Krankheitsverlaufs genutzt werden und so behandelnden Ärzten die
Entscheidung über die Art der Therapie erleichtern. Die Studie ist jetzt
im Fachmagazin Cell Systems(*) erschienen.

Menschen reagieren sehr unterschiedlich auf eine Infektion mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2. Während bei einigen Patientinnen und
Patienten keine Symptome auftreten, verläuft die Erkrankung in anderen
Fällen schwerwiegender und zum Teil tödlich. Es besteht deshalb ein
dringender Bedarf nach biologischen Merkmalen - den sogenannten Biomarkern
-, die eine zuverlässige Vorhersage des Erkrankungsverlaufs und eine
genaue Bestimmung des Schweregrads erlauben. Für die Suche nach geeigneten
Biomarkern nutzte eine Forschungsgruppe unter Leitung von Prof. Dr. Markus
Ralser, Direktor des Instituts für Biochemie der Charité und
Einstein-Professor, nun modernste Analysemethoden, um die Menge verschiedener
Proteine im Blutplasma in großer Geschwindigkeit zu bestimmen. Mit diesem
Ansatz gelang es den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, eine
größere Zahl von Protein-Biomarkern im Blutplasma von COVID-19-Patienten
zu erkennen, die mit der Schwere der Erkrankung zusammenhingen.

Für ihre Analyse entwickelten die Forschenden eine
Massenspektrometrie-Plattform zur Hochdurchsatz-Analyse, mit der das Proteom - also die
Gesamtheit aller vorhandenen Proteine - von 180 Proben pro Tag sehr
präzise gemessen werden kann. Mit dieser Technologie untersuchte das Team
das Blutplasma von 31 Frauen und Männern mit unterschiedlich stark
ausgeprägten COVID-19-Symptomen, die an der Charité behandelt wurden. So
konnten die Forschenden 27 Proteine identifizieren, deren Konzentration im
Blut abhängig von der Schwere des Krankheitsverlaufs erhöht oder
verringert war. Diese molekularen Signaturen validierten sie dann bei
einer Gruppe von 17 COVID-19-Patienten und 15 gesunden Probanden. Dabei
zeigte sich, dass die Protein-Signaturen den Schweregrad der Erkrankung -
gemäß den Kriterien der Weltgesundheitsorganisation - bei den Patienten
korrekt beschrieben.

"Diese Ergebnisse legen die Basis für zweierlei Anwendungsmöglichkeiten:
Zum einen könnte unsere Methode in Zukunft zur Vorhersage der
Krankheitsprognose genutzt werden", erklärt Prof. Ralser, der auch
Gruppenleiter am Francis Crick Institute in London ist. "Sie soll also
behandelnden Medizinern ermöglichen, anhand einer frühen Blutuntersuchung
abschätzen zu können, ob ein COVID-19-Patient schwere Symptome entwickeln
wird oder nicht. Und das kann potenziell Leben retten: Je früher Ärztinnen
und Ärzte wissen, welche Patienten intensive medizinische Behandlung
benötigen, desto schneller können sie die verfügbaren
Therapiemöglichkeiten ausschöpfen." Um diesem Ziel näher zu kommen, werden
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun untersuchen, wie sich die
Signaturen der Biomarker über den zeitlichen Verlauf der Krankheit
verändern.

"Zum anderen liegt die Nutzung unserer Technologie als diagnostischer Test
nahe, der im Krankenhaus Klarheit über den Zustand des Patienten gibt -
unabhängig davon, wie der Kranke selbst seine Verfassung beschreibt",
ergänzt der Biochemiker. "Unter Umständen scheinen die Symptome des
Patienten nämlich besser, als sein Gesundheitszustand eigentlich ist - da
kann eine objektive Einschätzung per Biomarker-Profil sehr wertvoll sein".
Das Forschungsteam wird das Verfahren nun an einer größeren Anzahl von
Patienten prüfen, um weiter auf einen solchen diagnostischen Test
hinzuarbeiten.

(*) Messner CB et al. 

Ultra-high-throughput clinical proteomics reveals classifiers of COVID-19 infection. 

Cell Systems (2020)

doi: 10.1016/j-cels.2020.05.012.


Die Veränderungen im Protein-Profil

Unter den 27 Proteinen, die den Schweregrad einer COVID-19-Erkrankung
anzeigen, fanden sich einige, die bisher nicht mit einer Immunantwort in
Verbindung gebracht worden waren. Zu den identifizierten Biomarkern
gehörten aber beispielsweise auch Gerinnungsfaktoren und
Entzündungsregulatoren. Einige dieser Proteine wirken auf molekularer
Ebene auf das entzündungsfördernde Interleukin 6 ein, das ersten Studien
zufolge mit schweren COVID-19-Symptomen zusammenhängt. Eine Reihe der
jetzt identifizierten Biomarker könnten daher geeignete Angriffspunkte für
neue Therapien darstellen.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.cels.2020.05.012

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.charite.de/service/pressemitteilung/artikel/detail/massenspektrometrie_fuer_die_praezisionsmedizin_berliner_spitzenforschung_buendelt_expertise/ 

(Pressemitteilung vom 10. Februar zur Massenspektrometrie in der Präzisionsmedizin)

https://biochemie.charite.de/ 

(Institut für Biochemie)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.06.2020
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STATISTIK/136: Gesundheitsverhalten während der Covid-19-Pandemie - Online-Umfrage gibt rasch Einblicke (idw)

Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 04.06.2020

Gesundheitsverhalten während der Covid-19-Pandemie: Online-Umfrage gibt rasch Einblicke



Verglichen mit anderen europäischen Ländern und den USA übernahmen die
Deutschen früh die Maßnahmen zur Kontaktbeschränkung, noch bevor sie
offiziell angeordnet wurden. In allen befragten Ländern haben Frauen ihr
Verhalten stärker verändert als Männer. Außerdem halten sich Ältere besser
an das Social Distancing.




[image: © Max-Planck-Institut für demografische Forschung]

Covid-19 Gesundheitsverhalten

© Max-Planck-Institut für demografische Forschung



Rostock. "Wir haben herausgefunden, dass Frauen Covid-19 als bedrohlicher
wahrnehmen als Männer," erklärt Daniela Perrotta. Die Forscherin am
Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock stellt
zudem fest: "Frauen sind auch eher bereit, ihr Verhalten zu ändern, um
sich vor Covid-19 zu schützen." Das sei interessant, da mehr Männer als
Frauen an der Infektion gestorben sind.

In den meisten Ländern vertrauen die befragten Frauen auch weniger darauf,
dass nationale und internationale Institutionen auf die Pandemie
angemessen reagieren.

Die Daten erhob ein Forscher*innen-Team um Daniela Perrotta und André Grow
über Facebook. Seit März rekrutieren sie über das Soziale Netzwerk
Teilnehmende für eine Online-Umfrage. Zum Zeitpunkt der vorliegenden
Auswertung nahmen mehr als 65.000 Personen in sieben europäischen Ländern,
darunter Deutschland, Italien, Spanien und Frankreich, sowie den USA teil.

"Über Facebook konnten wir schnell viele Teilnehmende für unsere Umfrage
gewinnen. Nachdem wir die Daten statistisch korrigiert haben, können wir
nun Muster und Trends in den Reaktionen auf die Pandemie untersuchen",
sagt André Grow.

Da Facebook nur bedingt einen Querschnitt der Gesellschaft abbildet, ist
die Umfrage erst einmal nicht repräsentativ. Erst durch die Aufbereitung
der Daten, bei der die Wissenschaftler*innen die Altersverteilung, das
Geschlechterverhältnis und die regionale Bevölkerungsverteilung der
jeweiligen Länder berücksichtigen, werden die Daten repräsentativ für die
jeweilige Bevölkerung.

Die Forscher*innen stellten vor allem Fragen zum allgemeinen
Gesundheitszustand der Teilnehmenden, ihren Verhaltensweisen, ihren
sozialen Kontakten und ihrer Einstellung zu Maßnahmen während der
Pandemie. Erste Ergebnisse präsentieren die Forscher*innen nun in eine
Studie, die als vorläufige Version im Pre-Print online verfügbar ist.

Im Umfragezeitraum haben die Teilnehmenden die Maßnahmen zur Verringerung
der Ansteckung unterschiedlich stark umgesetzt. So gaben nur 6 Prozent der
Befragten in den Niederlanden an, einen Mund-Nasen-Schutz zu tragen. In
Italien waren es dagegen fast 60 Prozent. Das sind im internationalen
Vergleich am meisten. In allen Ländern haben dagegen über 85 Prozent der
Teilnehmenden angefangen, sich häufiger die Hände zu waschen. Diese
Angaben werden nur noch von der Umsetzung der Kontaktbeschränkungen
übertroffen. Mit 93 Prozent ist der Wert im Vereinten Königreich am
geringsten, in Italien mit 98 Prozent am höchsten.

Im Vergleich zu anderen Ländern, war das Vertrauen von Frauen und Männern
in die Behörden und ins Gesundheitssystem in Deutschland von Anfang an
hoch und stieg sogar im Laufe der vergangenen Wochen noch weiter an.
Gleichzeitig sank in Deutschland die Angst vor der Erkrankung. Am
stärksten fühlten sich die Italiener*innen von Covid-19 bedroht, gefolgt
von den Brit*innen und Spanier*innen.


Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen. Die
Wissenschaftler*innen des Instituts erforschen politikrelevante Themen wie
den demografischen Wandel, Altern, Geburtendynamik und die Verteilung der
Arbeitszeit über die Lebensspanne, genauso wie den digitalen Wandel und
die Nutzbarmachung neuer Datenquellen für die Erforschung von
Migrationsströmen. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt international zu den
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört der
Max-Planck-Gesellschaft an, der weltweit renommierten deutschen
Forschungsgemeinschaft.

www.demogr.mpg.de


Originalpublikation:

Perrotta, D., Grow, A., Rampazzo, F., Cimentada, J., Del Fava, E.,
Gil-Clavel, S., Zagheni, E.: Behaviors and attitudes in response to the
COVID-19 pandemic: Insights from a cross-national Facebook survey 

DOI: https://doi.org/10.1101/2020.05.09.20096388

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution763
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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STELLUNGNAHME/289: Grobe Mängel in der Datentransparenzverordnung des Bundesgesundheitsministeriums (Gesell. für Informatik)

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - 5. Juni 2020

GI-Arbeitskreis sieht grobe Mängel in der Datentransparenzverordnung des BMG

Der Präsidiumsarbeitskreis Datenschutz und IT-Sicherheit der
Gesellschaft für Informatik (GI) kritisiert fehlende Maßnahmen zu
Datenschutz und IT-Sicherheit in der Datentransparenzverordnung
(DaTraV) des Gesundheitsministeriums und empfiehlt dringende
Nachbesserungen.



Berlin, 5. Juni 2020 - Die Datentransparenzverordnung (DaTraV) des
Bundesgesundheitsministeriums (BMG) soll Details zum 2019
verabschiedeten Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) regeln, so auch die
Weitergabe von Daten zu Forschungszwecken. In einer nun
veröffentlichten Stellungnahme kritisiert der Präsidiumsarbeitskreis
Datenschutz und IT-Sicherheit der Gesellschaft für Informatik (GI) die
vorgesehene zentrale Datensammlung sämtlicher gesetzlich Versicherter
ohne Widerspruchsmöglichkeit scharf. Datenschutz und IT-Sicherheit
sind nicht ausreichend berücksichtigt worden.

Prof. Dr. Hartmut Pohl, Sprecher des Präsidiumsarbeitskreises
Datenschutz und IT-Sicherheit: "Im vorliegenden Referentenentwurf
werden keinerlei Sicherheitsvorgaben oder Sorgfaltspflichten der
Krankenkassen und des Spitzenverbands formuliert, mit denen
Datenschutz und Sicherheit der Daten gewährleistet werden könnten. Aus
der offiziellen Kommentierungsfrist von nur neun Tagen kann ich nur
schließen, dass das BMG an einem Dialog mit der Fachöffentlichkeit
nicht ernsthaft interessiert ist."

Die Expertinnen und Experten des Präsidiumsarbeitskreises kritisieren,
dass trotz der Verwendung von Pseudonymen eine eindeutige
Identifizierung der Versicherten möglich ist. Zwar sei die
Datenweitergabe zu Forschungszwecken grundsätzlich begrüßenswert, es
bedürfe aber klarer Beschränkungen für die Nutzung dieser Daten.

Prof. Dr. Hartmut Pohl: "Der Zugriff auf die Datenbestände der
Versicherten ohne jegliche Beschränkung und Kontrolle stellt eine
enorme Bedrohung für alle persönlichen und personenbezogenen
Gesundheitsdaten dar. Wir fordern daher Nachbesserungen sowie eine
umfangreichere Beteiligung des Bundesamts für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI), des Bundesbeauftragten für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit in (BfDI) und der Fachöffentlichkeit."


Über den Präsidiumsarbeitskreis Datenschutz und IT-Sicherheit
der Gesellschaft für Informatik (GI)

Sicherheits- und Datenschutzaspekte werden stark zunehmend von
Gesellschaft, Unternehmen und auch der Politik adressiert. In der GI
befassen sich eine Vielzahl von Fachbereichen (u.a. Sicherheit -
Schutz und Zuverlässigkeit) mit diesen Themen, so dass das Präsidium
den alle Fachbereiche übergreifenden Arbeitskreis Datenschutz und
IT-Sicherheit mit der Bearbeitung beauftragt hat. 

Weitere Informationen finden Sie unter 

https://pak-datenschutz.gi.de/

Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000
persönlichen und 250 korporativen Mitgliedern die größte und
wichtigste Fachgesellschaft für Informatik im deutschsprachigen Raum.
2019 feiert die GI ihr 50-jähriges Gründungsjubiläum. Seit 1969
vertritt sie die Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in
Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und
Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und
unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle
Disziplinen in der Informatik. Weitere Informationen finden Sie unter

www.gi.de

Die GI-Mitglieder binden sich an die Ethischen Leitlinien für
Informatikerinnen und Informatiker der Gesellschaft für Informatik e.V.: 

https://gi.de/ethische-leitlinien

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)

Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Geschäftsstelle Berlin

im Spreepalais am Dom, Anna-Louisa-Karsch-Str.2, 10178 Berlin

Telefon: 030 / 72 61 566-15, Fax: 030 / 72 61 566-19

E-Mail: presse@gi.de

Internet: www.gi.de
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EPIDEMIE/198: Demografisches Skalierungsmodell - Wie viele Menschen haben tatsächlich Covid-19? (idw)

Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 04.06.2020

Wie viele Menschen haben tatsächlich Covid-19?



Die tatsächliche Zahl Covid-19-Infizierter in verschiedenen Ländern
möglichst genau mit nur wenigen Daten abzuschätzen, das ermöglicht das
demografische Skalierungsmodell, das Forscher*innen am Max-Planck-Institut
für demografische Forschung in Rostock und der Universität Helsinki
entwickelt haben. Danach ist die Fallzahl in Deutschland nur 1,8 Mal höher
als die bestätigte Zahl Infizierter. Für Italien hingegen schätzen die
Forscher*innen, dass sechs Mal so viele Menschen infiziert sind, wie
gemeldet.

Rostock. "Für die zehn am meisten von der Covid-19-Pandemie betroffenen
Länder schätzen wir mit unserem demografischen Skalierungsmodell ab, wie
hoch die Dunkelziffer infizierter Personen ist", sagt Mikko Myrskylä,
Direktor am Max-Planck-Institut für demografische Forschung. So gebe es
dort nach Stand der Zahlen vom 13. Mai 2020 durchschnittlich vier Mal so
viele Infizierte, wie bestätigte Fälle.

Für Italien geht das Modell von etwa 1,4 Millionen infizierter Menschen
aus. Das sind sechs Mal so viele, wie von den Behörden offiziell gemeldet.
In den USA gehen die Forscher*innen mit 3,1 Millionen Erkrankten von mehr
als doppelt so vielen Infizierten aus. In Deutschland dagegen, wo sehr
viele Menschen auf Covid-19 getestet werden, schätzt das Modell die
Dunkelziffer nur 1,8 Mal so hoch ab.

"Allerdings ist die Unsicherheit für unsere Modellschätzungen groß",
ergänzt die Mitautorin der Studie, Christina Bohk-Ewald, die derzeit an
der Universität Helsinki arbeitet. Denn die Dunkelziffern lägen demnach im
Bereich zwischen doppelt und elf Mal so hoch. Auch die Unterschiede
zwischen den einzelnen Ländern seien groß. Ihr Modell stellt das
Forscher*innenteam in einer Studie vor, die als Pre-Print-Version ohne
Peer-Review auf medRxiv online abrufbar ist.

Für ihre Modellrechnung verwenden die Forscher*innen hauptsächlich Angaben
zu den Covid-19-Todesfällen und zur Infektionssterblichkeit. Da aber die
COVID-19 Infektionssterblichkeit für die meisten Länder noch nicht bekannt
ist, übertragen sie die Forscher*innen mit Hilfe der sogenannten
Restlebenserwartung von einem Referenzland auf andere Länder. Diese
demografische Größe erlaubt es, Unterschiede in der Altersstruktur, den
Vorerkrankungen in der Bevölkerung und im Gesundheitssystem der Länder zu
berücksichtigen.

Das demografische Modell beruht somit vor allem auf zwei Annahmen: Zum
einen geht es davon aus, dass die Zahl der Menschen, die an Covid-19
verstorben sind, überall recht genau erfasst wird. Zum anderen legen die
Forscher*innen zu Grunde, dass die Infektionssterblichkeit aus einer
Referenzregion (hier aus Hubei, China), nach mathematisch-demografischer
Anpassung, auch auf andere Länder übertragbar ist. Den drei
Wissenschaftler*innen ist bewusst, dass diese beiden Annahmen nur
Annäherungen sind und nicht überall exakt so zutreffen.
Die Forscher*innen sind überzeugt, ein breit einsetzbares Modell
entwickelt zu haben, das mit leicht verfügbaren Daten nützliche
Schätzungen der tatsächlichen Zahl Covid-19-Infizierter liefert. "Unser
Modell eignet sich auch dazu, die geschätzten Infektionszahlen anderer
Ansätze und Studien, die zum Beispiel die Verbreitung von Antikörpern in
der Bevölkerung messen, vorläufig auf Plausibilität zu prüfen", sagt
Christian Dudel. Demnach seien die nur regional durchgeführten
Antikörpertests und die daraus gewonnen Daten häufig nicht repräsentativ
für die ganze Bevölkerung eines Landes.


Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen. Die
Wissenschaftler*innen des Instituts erforschen politikrelevante Themen wie
den demografischen Wandel, Altern, Geburtendynamik und die Verteilung der
Arbeitszeit über die Lebensspanne, genauso wie den digitalen Wandel und
die Nutzbarmachung neuer Datenquellen für die Erforschung von
Migrationsströmen. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt international zu den
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört der
Max-Planck-Gesellschaft an, der weltweit renommierten deutschen
Forschungsgemeinschaft.

www.demogr.mpg.de

Originalpublikation:

Vorläufige Veröffentlichung (Pre-Print ohne Peer Review)

Bohk-Ewald, C., Dudel, C., Myrskylä, M.: 

A demographic scaling model for estimating the total number of COVID-19 infections

https://doi.org/10.1101/2020.04.23.20077719

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.demogr.mpg.de/go/Covid-19-Infizierte

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80083

Wie viele Menschen haben tatsächlich Covid-19?
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GENETIK/160: Gendefekt identifiziert, der beim Menschen zu Haarlosigkeit führt (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 04.06.2020

Neues Gen führt beim Menschen zu Haarlosigkeit



Haarlosigkeit, Hautveränderungen, eine starke Überempfindlichkeit gegen
Licht: Das sind die Symptome des so genannten IFAP-Syndroms.
Wissenschaftler der Universitäten Peking, Hamburg und Bonn haben nun einen
Gendefekt identifiziert, der die seltene Störung auslöst. Die Ergebnisse
sind im "American Journal of Human Genetics" erschienen.

Das IFAP-Syndrom ist sehr selten; deutschlandweit leiden vermutlich nicht
einmal 100 Menschen unter dieser angeborenen Störung. Die Betroffenen sind
spärlich behaart bis hin zu kompletter Haarlosigkeit, selbst Augenbrauen
und Wimpern können ihnen fehlen. Ihre Haut ist oft schuppenartig verhornt;
Sonnen- oder starkes Kunstlicht schmerzt ihnen in den Augen. Das Kürzel
"IFAP" steht für die medizinischen Bezeichnungen dieser drei Leitsymptome.

Bereits 2009 konnte eine Arbeitsgruppe der Universität Marburg um Prof.
Dr. Karl-Heinz Grzeschik Mutationen identifizieren, die das Syndrom
auslöst. Sie betrifft eine Erbanlage auf dem X-Chromosom. Dieses ist bei
Frauen doppelt vorhanden; sie können dem Defekt daher meist ein intaktes
Gen entgegensetzen und erkranken selber nicht oder nur schwach. Männer
haben dagegen nur ein X-Chromosom und können die Mutation nicht
kompensieren. "Die Veränderung erklärt also vor allem IFAP-Erkrankungen
bei Jungen und Männern", betont Prof. Dr. Regina Betz vom Institut der
Humangenetik der Universität Bonn, die schon an der damaligen Studie
beteiligt war.

Als Betz und ihre Kollegen auf ein Mädchen mit denselben Symptomen
stießen, war daher ihre Neugierde geweckt. Da sowohl Vater als auch Mutter
der Betroffenen gesund waren, vermuteten sie eine spontane Mutation als
Ursache. Sie verglichen daher sämtliche Gene der Eltern mit denen ihrer
Tochter. Tatsächlich stießen sie dabei auf eine Erbanlage, die bei der
Patientin gegenüber ihren Eltern verändert war. "Es handelt sich um das
Gen für einen so genannten Transkriptionsfaktor", erklärt Betz. "Dieser
Faktor reguliert die Aktivität vieler weiterer Erbanlagen, die im
Fettstoffwechsel eine wichtige Rolle spielen."

Um seine Funktion zu erfüllen, muss der Transkriptionsfaktor mit dem
Kürzel SREBP-1 in den Zellkern gelangen. Denn der Kern beherbergt die
Chromosomen, auf denen wiederum sämtliche Gene gespeichert sind. Die
gefundene Mutation verhindert den Transport in den Kern. "Da wir
anfänglich nur eine Patientin mit einem solchen Defekt hatten, konnten wir
nicht ganz sicher sein, dass er tatsächlich Ursache des IFAP-Syndroms
ist", betont Aytaj Humbatova, die am Institut für Humangenetik zum Thema
"genetisch bedingte Haarlosigkeit" promoviert.

Pekinger Arbeitsgruppe macht dieselbe Entdeckung

Deshalb fahndeten die Wissenschaftler nach weiteren IFAP-Fällen, die eine
Mutation im selben Gen aufwiesen - mit Erfolg: Bei vier Patienten der
ehemaligen Marburger Arbeitsgruppe wurden sie fündig. Noch mehr Gewicht
bekam der Befund jedoch, als Wissenschaftler um den Dermatologen Prof. Dr.
Zhimiao Lin vom Peking University First Hospital Kontakt zu den deutschen
Forschern aufnahmen. Sie waren nämlich bei zwei vom IFAP-Syndrom
betroffenen Familien auf Veränderungen desselben Gens gestoßen. Hinzu kam
ein Fall aus Hamburg und ein weiterer aus China. "Die Stelle, die für den
Transport des Transkriptionsfaktors in den Zellkern wichtig ist, scheint
besonders anfällig für Mutationen zu sein", erläutert Humbatova.

Die Pekinger Arbeitsgruppe konnte zusammen mit ihren Bonner Kollegen zwei
Proteine identifizieren, die als Folge der Mutation fehlreguliert werden.
Eine davon spielt unter anderem bei der Synthese von Cholesterin eine
wichtige Rolle. Ist SREBP-1 defekt, wird sie nicht mehr so häufig
abgelesen. Folge ist ein Cholesterinmangel. "Dieser betrifft aber vor
allem die Haut und die Haarwurzel-Zellen", erklärt Prof. Lin. "Der
Blutcholesterinspiegel ändert sich durch die Mutation dagegen nicht. Es
gibt getrennte Stoffwechselwege für die Cholesterin-Herstellung, die
jeweils in unterschiedlichen Geweben und Organen aktiv sind."

Mittelfristig könnte die Studie auch neue Wege zur Behandlung des
IFAP-Syndroms eröffnen. Vielleicht lässt sich zum Beispiel der
Cholesterinmangel in der Haut durch spezielle fetthaltige Salben
verbessern. Ob das wirklich funktioniert, müssen aber noch weitere Studien
zeigen. Schon jetzt gewähren die Ergebnisse jedoch einen Einblick in die
vielfältigen Prozesse, die für eine gesunde Entwicklung von Haut und
Haaren zusammenspielen müssen.


Originalpublikation:

Huijun Wang u.a.: 

Mutations in SREBF1, Encoding Sterol Regulatory Element
Binding Transcription Factor 1, Cause Autosomal Dominant IFAP Syndrome

American Journal of Human Genetics 

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ajhg.2020.05.006
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RHEUMA/307: Studie zu COVID-19 und Rheumatherapie (idw)

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 04.06.2020

Studie zu COVID-19 bei Rheuma gibt Patienten Sicherheit bei der Einnahme von immunsupprimierenden Medikamenten



Zur Behandlung von rheumatischen Erkrankungen werden verschiedene
Medikamentengruppen eingesetzt. Sie sollen das fehlgeleitete Immunsystem
unterdrücken, das den eigenen Körper angreift. Ob der Einsatz von
Immunsuppressiva das Risiko für einen schweren Verlauf bei einer Infektion
mit SARS-CoV-2 erhöht, ist bisher unklar. Eine im Vorfeld des Europäischen
Rheumatologenkongresses EULAR publizierte Studie hat nun 600
COVID-19-Erkrankungen von Rheuma-Patienten aus 40 Ländern analysiert und
untersucht, welchen Einfluss die Wahl der Rheumatherapie auf einen
möglichen Klinikaufenthalt und auf den Verlauf einer COVID-19-Infektion
hat.

Daten über den Verlauf einer Erkrankung an COVID-19 bei Menschen mit
rheumatischen Erkrankungen sind nach wie vor rar und auf kleine Fallzahlen
beschränkt. Patientinnen und Patienten mit Rheuma sind besorgt darüber,
inwieweit ihre Erkrankung das Risiko für einen schweren Verlauf erhöht und
welchen Einfluss die Einnahme ihrer Immunsuppressiva darauf hat. "Es
herrscht eine große Unsicherheit über das Medikamentenmanagement bei
rheumatischen Erkrankungen", erklärt EULAR-Präsident Professor Dr. med.
Iain B. McInnes, The University of Glasgow, Schottland, Großbritannien.

Wissenschaftler sind nun der Frage nachgegangen, inwieweit die
unterschiedlichen Medikamentengruppen(1) die Wahrscheinlichkeit für einen
Krankenhausaufenthalt bei Rheuma-Kranken mit einer COVID-19-Infektion
erhöhen. Hierfür wurde eine Fallserie von Personen mit rheumatischen
Erkrankungen und COVID-19 aus dem "EULAR and Global Rheumatology Alliance
COVID-19"-Register vom 24. März 2020 bis 20. April 2020 analysiert.
Insgesamt gingen 600 Fälle aus 40 Ländern in die Studie ein.

Die Forscher analysierten Alter, Geschlecht, Raucherstatus, Diagnose
rheumatischer Erkrankungen, Komorbiditäten und Medikamente gegen
rheumatische Erkrankungen, die unmittelbar vor der Infektion eingenommen
wurden. Das Ergebnis: Die Einnahme konventioneller
krankheitsmodifizierender Antirheumatika (csDMARDs) - wie
Anti-Malaria-Mittel oder Medikamente aus der Krebstherapie - allein oder in Kombination
mit Biologika oder die Einnahme von nichtsteroidale Antirheumatika (NSAR)
war nicht mit einem Krankenhausaufenthalt assoziiert. Die Einnahme von TNF
alpha-Hemmern war mit einer verringerten Wahrscheinlichkeit eines
Krankenhausaufenthalts verbunden, während kein Zusammenhang mit der
Einnahme von Malariamitteln beobachtet wurde.

Eine Behandlung mit mehr als 10 mg Prednison pro Tag - das entspricht
einer mäßigen bis hohen Kortisondosis - war mit einer höheren
Wahrscheinlichkeit eines Klinikaufenthalts verbunden. Prednison ist ein
Glukokortikoid, das in der Rheumatologie häufig als schnell wirksamer
Entzündungshemmer eingesetzt wird.

Weniger als die Hälfte der Patienten mussten ins Krankenhaus eingewiesen
werden (277; 46 Prozent), während 55 Todesfälle (9 Prozent) auftraten.
Dies sollte nicht als die tatsächliche Rate von Krankenhausaufenthalten
und Todesfällen bei Patienten mit rheumatischen Erkrankungen, die mit
SARS-CoV-2 infiziert sind, interpretiert werden. Aufgrund des Mechanismus,
mit dem Falldaten gesammelt werden, ist es wahrscheinlicher, dass schwere
Fälle an die Datenbank gemeldet werden (d.h. milde oder asymptomatische
Fälle werden seltener gemeldet), wodurch die Rate der
Krankenhauseinweisungen/Todesfälle in der Gruppe der gemeldeten Patienten
künstlich erhöht wird.

"Die Studie zeigt, dass sich die meisten Patientinnen und Patienten mit
rheumatologischen Erkrankungen - unabhängig davon, welche Medikamente sie
erhalten - von COVID-19 erholen", so Professor Dr. med. John Isaacs, The
University of Newcastle, Großbritannien, Vorsitzender des
wissenschaftlichen Programm-Komitees beim EULAR. "Dennoch ist es
notwendig, mehr Wissen über den Verlauf einer Infektion mit dem neuen
Corona-Virus bei Patienten mit entzündlich-rheumatischen Erkrankungen
zusammenzutragen."

Innerhalb von nur wenigen Wochen haben sich daher Rheumatologen weltweit
zusammengeschlossen, um ein internationales COVID-Register aufzubauen
(www.rheum-covid.org). Die Europäische Liga gegen Rheuma (EULAR) unterstützt
das Projekt und hat im März bereits eine europäische Forschungsdatenbank
eingerichtet (www.eular.org/eular_covid19_database.cfm). "Es besteht ein
dringender Bedarf, die Ergebnisse von Patienten zu verstehen, die an
SARS-CoV-2 erkrankt sind und gleichzeitig Steroide, synthetische oder
biologische krankheitsmodifizierende Antirheumatika und nichtsteroidale
Entzündungshemmer erhalten", betont Dr. med. Pedro Machado, Vorsitzender
des Ständigen Ausschusses für Epidemiologie und Forschung im
Gesundheitswesen der EULAR und Co-Autor der Studie. "Dies wird
Rheumatologen und andere Kliniker, wie zum Beispiel
Fachkrankenpflegepersonal, bei der Beratung ihrer Patienten unterstützen
und deren Betreuung verbessern."


Literaturhinweis:

Gianfrancesco M., Hyrich Kl., Al-Adely S. et al.: Ann Rheum Dis 2020.
[epub ahead of print.] doi:10.1136/ annrheumdis-2020-217871.

(1) Medikamentengruppen, die in der Therapie rheumatischer Erkrankungen
verwendet werden

Bei Autoimmunerkrankungen wie rheumatoider Arthritis oder systemischem
Lupus erythematodes wendet sich das Immunsystem gegen den eigenen Körper
und löst an vielen Stellen Entzündungen aus. Um den Krankheitsprozess
langfristig zu unterdrücken, ist eine Basistherapie mit Immunsuppressiva
erforderlich. Im klinischen Sprachgebrauch wirken krankheitsmodifizierende
Antirheumatika (Disease Modifying Anti-Rheumatic Drugs, DMARDs), indem sie
die Grunderkrankung verändern, anstatt die Symptome zu behandeln. Sie sind
keine Schmerzmittel, aber sie verringern über einen Zeitraum von Wochen
oder Monaten Schmerzen, Schwellungen und Steifheit, indem sie die
Krankheit und ihre Auswirkungen auf die Gelenke verlangsamen. Es gibt zwei
Arten: konventionelle DMARDs und biologische Therapien. Biologische
Therapien (auch als Biologika bekannt) sind neuere Medikamente, die in den
letzten Jahren entwickelt wurden. Sie zielen auf einzelne Moleküle im
Krankheitsprozess wie den Tumornekrosefaktor alpha (TNF-alpha) ab und
wirken in der Regel schneller als herkömmliche DMARDs. Zusätzlich zu
diesen Therapien werden kortisonhaltige Medikamente wie Glukokortikoide
zur Behandlung von rheumatischen Erkrankungen eingesetzt, die die
Entzündungsreaktion wirksam und schnell unterdrücken können. Eine weitere
Gruppe von Medikamenten zur Behandlung rheumatischer Erkrankungen sind
nicht-steroidale Antirheumatika (NSAR), die Schmerzen und Steifheit in den
Gelenken lindern und die Beweglichkeit verbessern.
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MEDIEN/1052: Neue Covid-19 Daten online - Wöchentliche Sterbefallzahlen für 15 Länder (idw)

Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 04.06.2020

Neue Covid-19 Daten online: Wöchentliche Sterbefallzahlen für 15 Länder



Mit wöchentlichen Sterbefallzahlen lässt sich berechnen, wie viele
Menschen aktuell während der Covid-19-Pandemie mehr sterben, als es nach
dem Trend der vergangenen Jahre zu erwarten wäre. International zeigen
sich deutliche Unterschiede: Während in England die Sterbefallzahlen im
März und April fast doppelt so hoch waren wie in den fünf Jahren vorher,
und auch in Schweden deutlich mehr Menschen gestorben sind, als in den
Vergleichsmonaten der vergangenen Jahre, ist der Anstieg in Deutschland
moderat. Der Höhepunkt scheint aber in allen drei Ländern überwunden.

Rostock. Wie stark wirkt sich die Coronavirus-Pandemie auf die
Sterblichkeit in verschiedenen Ländern aus? Diese Frage lässt sich am
besten mit Sterbefallzahlen aufgeschlüsselt nach Kalenderwochen,
Geschlecht und Alter beantworten. Für 15 Länder - darunter Deutschland,
England, Schweden und die USA - sind diese Daten nun öffentlich in der
Human Mortality Database, einem gemeinsamen Projekt des
Max-Planck-Instituts für demografische Forschung in Rostock und der University of
California, Berkeley, abrufbar. Die Daten für weitere Länder werden im
Laufe des Jahres folgen.

"Mit wöchentlichen Sterbefallzahlen lässt sich die Übersterblichkeit
zwischen verschiedenen Ländern auf vernünftige Weise vergleichen", sagt
Dmitri Jdanov, Leiter des Datenlabors am Max-Planck-Institut und
mitverantwortlich für die Human Mortality Database. Denn diese Daten
hängen nicht davon ab, wie viele Menschen in einem Land auf Covid-19
getestet werden oder wie ein Covid-19-Todesfall definiert wird, auch das
ist von Land zu Land unterschiedlich.

Es zeigt sich, dass Deutschland im internationalen Vergleich vorerst
glimpflich durch die Krise gekommen ist. "Aber das gilt nur, solange wir
keine zweite Infektionswelle erleben", schränkt Dmitri Jdanov ein.

In England und Wales starben auf dem Höhepunkt der Pandemie in der 16.
Kalenderwoche, Mitte April, gut 22.000 Menschen. In den fünf Jahren vorher
waren es in der Kalenderwoche 16 zwischen 9.000 und 11.000 Menschen und
damit weniger als die Hälfte. In Schweden setzte der Höhepunkt mit gut
2.500 Toten fast zeitgleich ein. Hier lag die Fallzahl rund 70 Prozent
über dem Fünfjahrestrend von rund 1.700 Verstorbenen.

In Deutschland sind die wöchentlichen Sterbefallzahlen im März und April
auch höher, als der Trend der vergangenen Jahre erwarten ließe. Allerdings
starben vor zwei Jahren im Frühling 2018 noch mehr Menschen während einer
ernsten Grippe-Epidemie. "Ich muss verdeutlichen, dass diese Grippewelle
nicht mit der jetzigen Situation vergleichbar ist. Nie zuvor gab es so
starke Gegenmaßnahmen zur Eindämmung der Infektionen. Außerdem wissen wir
nicht, wie viele Menschen damals mit der Grippe infiziert waren. Es lässt
sich also nicht berechnen, wie hoch der Anteil der Verstorbenen an den
Infizierten ist.", warnt Dmitri Jdanov.

In der jetzigen Situation beeinflussen die Infektionsschutzmaßnahmen mit
Kontaktbeschränkungen die Sterblichkeit auch indirekt. So sterben aktuell
zum Beispiel weniger Menschen bei Verkehrsunfällen. "Beim Blick in die
Zukunft erwarten wir allerdings auch schwerwiegende negative
Langzeiteffekte. Wir wissen noch nicht, wie sich der psychische Stress auf
Menschen auswirken wird, die alleine leben, ihren Job verlieren oder
Kinderbetreuung und Job zu Hause vereinbaren müssen. Es ist auch noch
nicht abzusehen, wie sich wegen der Pandemie verschobene medizinische
Eingriffe auf die Gesundheit der Betroffenen auswirkt", sagt Dmitri
Jdanov.


Die Pressemitteilung und Grafik in hoher Auflösung können Sie diesem Link

https://www.demogr.mpg.de/go/Covid-19-Sterbefallzahlen entnehmen.


Weitere Informationen finden Sie in der Human Mortality Database

(www.mortality.org).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.demogr.mpg.de/go/Covid-19-Sterbefallzahlen

http://www.mortality.org

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80084

Wöchentliche Sterbefallzahlen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution763

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5236: Sony Music Press Relations Newsletter - KW24/2020 (Sony Music)

SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW24/2020

München, 9. Juni 2020



Neues Datum I - "Such Pretty Forks In The Road" von Alanis
Morissette erscheint am 31. Juli

Alanis Morissettes neues Album "Such Pretty Forks In The Road" ist
nun ab dem 31. Juli erhältlich. Der Longplayer, der in Zusammenarbeit
mit dem Songwriter Michael Farrell (Morrissey, Macy Gray) und der
Produzentin Alex Hope (Troye Sivan, Ben Platt, Tove Lo) entstand, ist
der Follow-up zu "Havoc And Bright Lights", das 2012 Platz zwei der
Offiziellen Deutschen Charts erreichte und mit Gold ausgezeichnet
wurde.

Seit 1995 zählt Alanis Morissette zu den einflussreichsten
Singer/Songwritern und Musikern. Ihre Musik und ihre Performances
wurden von der Kritik hoch gelobt und mit sieben Grammys
ausgezeichnet. Nach Morissettes Debütalbum im Jahr 1995, "Jagged
Little Pill", folgten neun weitere vielseitige und von der Kritik
hochgelobte Alben.

Tracklisting:

• Smiling

• Ablaze

• Reasons I Drink

• Diagnosis

• Missing The Miracle

• Losing The Plot

• Reckoning

• Sandbox Love

• Her

• Nemesis

• Pedestal


Neues Datum II - "Spirits In The Forest" von Depeche Mode
erscheint am 26. Juni

Die Presse war begeistert, die Fans aus dem Häuschen und die Kinos
weltweit voll - am 26. Juni erscheint die innovative
Full-Length-Dokumentation beziehungsweise der Konzertfilm "Spirits In
The Forest" von Depeche Mode nun auch als DVD und Blu-ray Disc. Das
Package, das vier Discs (zwei Video-Discs und zwei Audio-Discs)
enthalten wird, besteht aus der "Spirits In The
Forest"-Dokumentation, die unter der Regie von Anton Corbijn entstand
und "Live Spirits", dem Mittschnitt der beiden finalen Konzerte der
Band im Rahmen ihrer "Global Spirit Tour" in der legendären Waldbühne
in Berlin. Das Material wurde in seiner Gesamtheit noch nirgendwo
gezeigt, ausgestrahlt oder veröffentlicht.

Das "Spirits In The Forest"-Package, das vom Forbes Magazin als "der
neue Goldstandard in Sachen Konzertfilm" geadelt wurde, setzt neue
Maßstäbe, was das Konzept "Musik-Dokumentation" angeht. Corbijn zeigt
die Geschichte von sechs "Superfans" aus verschiedenen Erdteilen, die
alle extrem unterschiedlich sind - geeint einzig durch ihre Liebe zu
Depeche Mode und dem Einfluss der Musik der legendären britischen
Band auf ihr Leben. Dazwischen sieht man Aufnahmen der finalen
Berlin-Show auf der legendären Waldbühne (= "Forest Stage"), die den
Abschluss der Rekorde brechenden "Global Spirit Tour 2018" bildete.
Im Rahmen der Konzertreise, die 115 Shows umfasste, spielten Depeche
Mode vor mehr als drei Millionen Fans überall auf der Welt.

Im vergangenen November feierte "Spirits In The Forest" seine
Kino-Premiere auf über 3.000 Leinwänden in knapp 80 Ländern. Der Film
lockte mehr als 220.000 Zuschauer in die Lichtspielhäuser und spielte
dabei mehr als 4,5 Millionen Dollar ein. In über 130 Ländern ist
"Spirits In The Forest" im Programm von Prime Video zu sehen und
überdies auch bei iTunes verfügbar.

"Live Spirits" Audio CD Tracklist:

Disc 1

• Intro

• Going Backwards

• It's No Good

• A Pain That I'm Used To

• Useless

• Precious

• World in My Eyes

• Cover Me

• The Things You Said

• Insight

• Poison Heart

Disc 2

• Where's the Revolution

• Everything Counts

• Stripped

• Enjoy the Silence

• Never Let Me Down Again

• I Want You Now

• Heroes

• Walking In My Shoes

• Personal Jesus

• Just Can't Get Enough


Kommende Alben-Veröffentlichungen

12.06. Lolo Zouai - Beautiful Lies (EP)

12.06. Gone West - Canyons

12.06. Marie Reim - 14 Phasen

15.06. Hank von Hell - Dead

19.06. Bob Dylan - Rough And Rowdy Ways

19.06. John Legend - Bigger Love

26.06. Depeche Mode - Spirits In The Forest

26.06. Bruckner - Hier

26.06. Reezy - Weißwein & Heartbreaks

26.06. O.S.T. - Eurovision Song Contest: The Story Of Fire Saga

26.06. Tenille Townes - The Lemonade Stand

26.06. Tim Bendzko - Filter + Live 2019

26.06. Ray LaMontagne - Monovision

27.06. Yebba - Dawn

03.07. Bury Tomorrow - Cannibal

17.07. Joel Brandenstein - Frei

17.07. Kaiser Franz Josef - III

24.07. Marina Marx - Der geilste Fehler

31.07. Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

31.07. Apache207 - Treppenhaus

07.08. Julian Le Play - Tandem

07.08. Zugezogen Maskulin - 10 Jahre Abfuck

07.08. Gashi - 1984

07.08. Yellow Days - A Day In A Yellow Beat

21.08. Declan McKenna - Zeros

28.08. Indochine - Singles Collection (2001 - 2021)

04.09. Melissa Naschenweng - LederHosenRock

22.01.2021 Wardruna - Kvitravn

??? Alicia Keys - Alicia

??? Dixie Chicks - Gaslighter


On Tour

Jeff Lynne's ELO

(abgesagt)

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11. Dortmund - Westfalenhalle

26.11. München - Olympiahalle

28.11. Mannheim - SAP-Arena

30.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.12. Hamburg - Barclaycard-Arena

Harry Styles

Support: King Princess

(Nachholtermine)

20.02.2021 München - Olympiahalle

04.03.2021 Hamburg - Barclaycard-Arena

06.03.2021 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

26.03.2021 Köln - Lanxess-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5235: Warner Music Medien Newsletter KW 24 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 24

Hamburg, 9. Juni 2020



Unter dem Motto #BlackoutTuesday, als Zeichen der Solidarität mit
der #BlackLivesMatter -Bewegung sowie als Protestaktion gegen
Polizeigewalt und Rassismus, stand die Musikindustrie in der letzten
Woche für einen Tag still. Am vergangenen Wochenende gingen auch in
einigen Städten Deutschlands tausende Menschen bei Demonstrationen
auf die Straße, um lautstark Position zu beziehen und grundlegende
gesellschaftliche und politische Veränderungen einzufordern. Auch wir
sind uns darüber bewusst, dass es damit nicht getan ist und wir
weiterhin entschieden gegen rassistisches Verhalten und hasserfülltes
Gedankengut vorgehen müssen. Jedoch möchten wir an dieser Stelle
erstmal einigen starken Statements unserer Künstler den nötigen Raum
geben:

Am vergangenen Freitag präsentierte der US-Rapper Meek Mill, den der
Rolling Stone als "eine der wenigen Stimmen im Rap für
Jedermann" pries, seinen wütenden neuen Protestsong "Other Side
Of America" [1], während sich R&B-Superstar Trey Songz in seinem
schmerzerfüllten neuen Song "How Many Times" [2] fragt: "Wie oft
noch?" Ein Teil der Erlöse dieses Songs gehen an Black Lives
Matter [3] sowie an das National Bail Fund Network [4].

Alle weiteren Warner-Themen der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ALI GATIE

Der kanadische Sänger und Songwriter Ali Gatie ist auf dem besten Weg
zum globalen Superstar. Nach dem Erfolg seiner 2019er Debüt-EP "YOU",
legte er Anfang des Jahres seinen Smash-Hit "What If I Told You That
I Love You" [5] vor (knapp 500 Mio. Streams und 50 Mio. Views) und
vor Kurzem mit seiner brandneuen Single nach.

Pünktlich zu seinem 23. Geburtstag präsentierte Ali Gatie am 31.05.
mit "Runnin On My Mind" einen weiteren mächtigen Track, der die
Herzen seiner Fans im Sturm erobern dürfte und der im begleitenden
Lyric Video bereits über drei Mio. Views zählt.

Nach nur anderthalb Jahren im Geschäft hat sich Ali Gatie mit über
2,8 Mrd. Streams fest als eine der aufregendsten neuen Stimmen in der
Popmusik etabliert.


LIAM GALLAGHER

1996 musste Liam Gallagher die damalige "MTV Unplugged"-Session
seiner Band Oasis krankheitsbedingt absagen. Im letzten Jahr wurde
ihm dann doch noch einmal die Ehre zuteil, an dem berühmten Format
teilzunehmen.

Im Rathaus von Hull gab Liam im vergangenen Sommer einige seiner
größten und liebsten Tracks in reduzierten Arrangements zum Besten,
darunter neben "Gone" [6] auch eine Neuinterpretation der Oasis-
Rarität "Sad Song" [7], die ursprünglich als Bonus-Track der
japanischen Edition ihres 1994er Albums "Definitely Maybe" erschien.

Liam Gallaghers "MTV Unplugged"-Album erscheint diesen Freitag.
Jeder, der eine Version des Albums kauft oder sich hier [8]
registriert, hat die Chance am 17.06. an einem Zoom-Call mit Liam und
seinem Gitarristen Bonehead teilzunehmen.


TION WAYNE

Das britische Hiphop-Schwergewicht Tion Wayne lieferte kürzlich einen
neuen Highlight-Track, der die Sommersaison einläutet. Als
wortgewaltige Verstärkung holte er sich dazu den aufstrebenden
Drill-Rapper Dutchavelli und keinen Geringeren als UK-Rap-König
Stormzy zur Seite.

"I Dunno" heißt der hymnische Neuling, der mit eingängiger Produktion
glänzt und drei Vorzeigekünstler in Höchstform präsentiert. Es ist
zugleich das erste Feature von Stormzy, seitdem dieser Ende 2019 sein
umjubeltes #1-Album "Heavy Is The Head" veröffentlichte. Das
dazugehörige Musikvideo [9] zählt bereits über vier Mio. Views.

Nach zwei Platin-Auszeichnungen, zahlreichen Kollabos und
ausverkauften Konzerten, markiert "I Dunno" für Tion Wayne einen
weiteren Meilenstein seiner steilen Karriere.


HAYLEY WILLIAMS

Vor wenigen Wochen erschien das überragende, 15 Tracks starke
Solo-Debütalbum "PETALS FOR ARMOR" der Grammy-prämierten und als
Frontfrau der amerikanischen Erfolgsband Paramore bekannten
Künstlerin Hayley Williams - produziert von ihrem Bandkollegen Taylor
York.

"Unsere Leben sind niemals ordentlich verpackt und mit Schleife
verziert. Die Geschichten gehen immer weiter, und jede einzelne ist
mit Schmerz und Hoffnung verbunden. Diese Geschichten übergebe ich
nun voll und ganz an euch alle", schrieb Hayley Williams in einer
Nachricht an ihre Fans über das Album.

Zuletzt hatte sie daraus die aktuelle Single "Dead Horse" samt
offiziellem Musikvideo [10] enthüllt. Dazu erschien kürzlich ein
eindrucksvoller Synth-Remix von Glass Animal, den es hier [11] zu
hören gibt.


CALLEJON

"Metropolis", das legendäre 1920er Filmprojekt von Fritz Lang, diente
der Düsseldorfer Metalcore-Band Callejon zugleich als
Projektionsfläche und Gestaltungsraum für ihr ganz eigenes
Metropolis. Denn am 28.08. erscheint mit "Metropolis" das neue Album
der Band, aus der sie vor Kurzem auch die gleichnamige neue Single
enthüllten.

Die neue Single erschien Ende Mai in Begleitung eines neunminütigen
offiziellen Musikvideos [12], bei dem das langsam aufbauende,
düster-bombastische Intro des Songs in die unausweichliche Härte des
typischen Callejon-Metalsounds mündet.

"Metropolis" ist übrigens auch in der brandneuen sechsten Folge von
"EMP Metal Yoga" [13] zu hören, inklusive weiterer Tracks von POD,
Fever 333 und In This Moment - für alle, die sich aktuell etwas
reaktivieren möchten.


TRACK OF THE WEEK • Mausio - "Love In Your Eyes (feat.
Bibiane Z)"

Mit seiner Single "Friends" versüßte der 25-jährige DJ/Producer aus
dem Ruhrgebiet seinen Fans die Quarantäne und brachte uns die volle
Dröhnung Club-Feeling ins eigene Zuhause. Nun führt uns Mausio auf
die Bowling-Bahn und räumt mit seiner brandneuen Power-Single "Love
In Your Eyes" ab. Für die Vocals tat er sich erneut mit Bibiane Z
zusammen: "Ich habe für 'Love In Your Eyes' sehr lange nach einer
passenden Stimme gesucht. Nach dem Erfolg des Club-Hits 'Through The
Night', der sowohl live als auch im Streaming ein Dauerbrenner ist,
war es längst überfällig, dass ich wieder mit Bibiane Z an neuen
Songs arbeite", berichtet Mausio. Fürs dazugehörige Video [14]
brachten er und sein Team die deutsche Version des Dudes ("The Big
Lebowski") auf die Leinwand, der alles für einen Strike gibt.



  [1] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84740c8239b22cc23fe253ad67a2605b89e87039273ce287d83af1c30dead1f1d9a70b613cd8d3f9ee

  [2] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d8426a1861a3407fefe92c78e3639b150b281b9fc6f9402de85fdeecb5a91e5ab7267da2d550d5e7c60

  [3] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84b9f5b8043e446c291afdee1a206244cad681585543a0faf9822d660478e52ec97c10c8f35447226a

  [4] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d845f9c754311d3d93e1b89f4a89ba4d529a732a2f81359505b0fbf16afefee9fcbf38f816a0e6ac0f4

  [5] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84e07db0ea84a3cbbb9bc1727a59d08456706309439feac6306b154e0cfadfa6c04be8d4d208f1f1c1

  [6] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84ce09d19dbfad3fa71f91f6fd29eb3e213c771afba3efc733304e0e266ceff97a0397b76bf5ba7471

  [7] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84ebc41d95e69fcceecb63332126dec933fc7397fe17f836590b76f209f23309be2cca32f51b04d15e

  [8] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84673077ea97b6102754d1f521f16cb3a91e9319444b71f6c595acd86594c32c22042be64e2d00e9af

  [9] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d846200fb39e818761171d4f699d426b7f602236ca93a00e48b2ea124d061efbd96a65146feaf42923d

[10] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84fb6ca7bc2765965401b82318627af89f773af84d9923f1529b00c47361e88f1c6fc51dc5bec3645b

[11] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d84b4e3ea216d1f7146ed44077d5651fc53b1acb51c2197c30be89c05490de0cfa3f57612b5d72ba1c4

[12] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d8499a21b62a1704b3705a42e7111c4c802b655f248e628572aa1de6791b58189004432071b493c80e5

[13] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d842bc07423fe3b8bd1e5e8b8743ceddf38e545d7da752117263fba2a0cc9e222def784ae7e7c666135

[14] http://click.e.wmg.com/?qs=1d01987a467d1d842c0605bc23df9030f5b076ea3d81e38029d9574abd70597ddfb801b0f3febd00530fea9524068580

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9431: Aus aller Welt - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Palästinenser präsentieren Vorschlag für Zwei-Staaten-Lösung mit Israel

Die Palästinenserführung hat einen eigenen Nahostplan ausgearbeitet
und diesen den USA, Rußland, den Vereinten Nationen und der
Europäischen Union vorgelegt. Wie Ministerpräsident Mohammed
Schtajjeh heute in Ramallah mitteilte, wird darin die Gründung eines
souveränen, unabhängigen, entmilitarisierten Palästinenserstaates
vorgeschlagen. Im Januar hatte US-Präsident Donald Trump im Weißen
Haus einen umstrittenen Nahostplan vorgestellt, der unter anderem die
Annexion jüdischer Siedlungen und des Jordantals im Westjordanland
durch Israel vorsieht. Den Palästinensern wird zwar ein eigener Staat
in Aussicht gestellt, aber ohne Ost-Jerusalem als Hauptstadt.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9431: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bremer Polizei beschlagnahmt Cannabis-Pflanzen

Eine professionell betriebene Cannabis-Indoorplantage mit 690 Pflanzen
hat die Bremer Polizei in einem Gebäude in der Neustadt aufgespürt.
Der mutmaßliche 39jährige Betreiber wurde von Beamten in der Nähe der
Anlage gestellt und vorläufig festgenommen. Gegen den Mann werde nun
wegen des illegalen Anbaus und Handels von Cannabis ermittelt,
teilten die Behörden mit.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9428: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Militärische Muskelspiele in der Taiwanstraße

Wenige Tage nach der Fahrt der USS Russel, einem amerikanischen
Zerstörer der Arleigh-Burke-Klasse, durch die geostrategische
Taiwanstraße, die die Republik China auf Taiwan von der Volksrepublik
China auf dem Festland trennt, erhöhen die chinesischen Streitkräfte
ihrerseits den militärischen Druck in der Region. Unmittelbar nach
der Ankündigung der taiwanesischen Regierung, im Juli ein
großangelegtes Manöver zur Abwehr einer Invasion abzuhalten, sollen
nach Angaben von Taipeh kurzzeitig chinesische Kampfflugzeuge in den
taiwanesischen Luftraum eingedrungen sein. Einem Bericht der South
China Morning Post zufolge hatte sich eine Gruppe chinesischer
Kampfjets am Dienstag kurz Taiwan genähert, nachdem ein
US-Transportflugzeug die Südwestküste der Insel überflogen hatte. Die
Regierung in Beijing hat Washington bereits mehrmals vor
Waffenlieferungen an Taiwan gewarnt.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9430: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Minister distanzieren sich von Parteichefin Esken

Nachdem SPD-Chefin Saskia Esken vor dem Hintergrund des Todes von
George Floyd in den USA erklärte, daß auch die deutsche Polizei ein
Problem mit Rassismus habe, distanzieren sich mehrere SPD-Minister
von den Äußerungen ihrer Parteivorsitzenden. Esken setze damit die
mehr als 300.000 Polizisten in Deutschland einem ungerechtfertigten
Generalverdacht aus, sagte Niedersachsens Innenminister Boris
Pistorius. Eine solche Sicht verdrehe die Perspektive, kritisierte
Berlins Innensenator Andreas Geisel. Rassistische Ausfälle bei der
Polizei habe er in seinen 14 Amtsjahren nie erlebt, sagte der
rheinland-pfälzische Innenminister Roger Lewentz. Verfehlungen
einzelner Menschen gebe es immer, nicht nur bei der Polizei, sondern
überall in der Gesellschaft, so Lewentz.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9428: Tragisches und Kurioses - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ölkatastrophe in Sibirien

Nach dem Austritt von mindestens 20.000 Liter Dieselöl in einem
Heizkraftwerk in der ostsibirischen Stadt Norilsk hat sich die
Verschmutzung weiter ausgebreitet. Schwimmende Barrieren auf dem Fluß
Ambarnaja haben die massive Umweltverschmutzung des Gebietes nicht
stoppen können. Nach Angaben des Gouverneurs der Region Krasnojarsk,
Alexander Uss, erreichte das Dieselöl inzwischen den 70 Kilometer
langen und 15 Kilometer breiten Pjasino-Süßwassersee. Norilsk liegt
rund 300 Kilometer nördlich des Polarkreises.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8513: Aus Forschung und Technik - 09.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Europäisch-japanische Raumsonde auf dem Weg zum Merkur

Zwei Jahre nach ihrem Start vom europäischen Weltraumbahnhof in
Kourou absolvierte die Forschungssonde BepiColombo ihr erstes von
insgesamt neun Swing-By-Manövern an einem Planeten zur Steigerung
ihrer Geschwindigkeit. Nach einer Annäherung an die Erde von weniger
als 12.700 Kilometer nahm die vier Tonnen schwere Sonde Kurs auf die
Venus, um dort das nächste Swing-by-Manöver durchzuführen. Läuft
weiterhin alles nach Plan, wird der Instrumententräger
voraussichtlich im Dezember 2025 in eine Umlaufbahn um seinen
Zielplaneten einschwenken. BepiColombo ist eine Kooperation zwischen
der Europäischen Weltraumorganisation ESA und der japanischen
Raumfahrtbehörde JAXA.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8527: Aus aller Welt - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Pjöngjang schließt Kommunikationskanäle nach Südkorea

Die Regierung der Volksrepublik Nordkorea wollte nach eigenen Angaben
am Mittwoch alle Kommunikationskanäle zum benachbarten Südkorea
schließen. Der Grund sollen Heißluftballons mit rund einer halben
Million Propagandazetteln gewesen sein, welche südkoreanische
Aktivisten über die Grenze treiben ließen. Zu den Maßnahmen
Pjöngjangs gehören die Schließung des gemeinsamen Verbindungsbüros in
der Grenzstadt Kaesong sowie die Unterbrechung der
Kommunikationsleitungen zwischen den Regierungen und Streitkräften
beider Länder. Außerdem berichtete die staatliche nordkoreanische
Nachrichtenagentur KCNA, hochrangige nordkoreanische Regierungsbeamte
hätte beschlossen, bei ihrer Arbeit den Süden wie einen Feind
anzusehen.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8479: Medizin und Gesundheitswesen - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronakrise: Nur 350 Neuerkrankungen

Die Lockerungen des Shutdowns in Deutschland hat bisher nicht zu der
gefürchteten Zweiten Welle geführt. Ganz im Gegenteil. Wie dpa
meldete, gab es nach Angaben des Robert-Koch-Instituts (RKI) in den
letzten 24 Stunden nur 350 neue Infektionen mit dem Coronavirus.
Damit haben sich hierzulande seit Beginn der Coronakrise 184.543
Menschen nachweislich mit Sars-CoV-2 angesteckt. Insgesamt 8711 mit
dem Virus infizierte Menschen (37 mehr als am Vortag) starben bisher.
Und etwa 170.200 Menschen gelten als von der Infektion genesen. Das
sind 600 mehr als vor einem Tag.

9. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8515: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Polizei von Los Angeles verzichtet erstmal auf Würgegriff

Die Polizei in Los Angeles wendet nach eigenen Angaben ab sofort
nicht mehr den Würgegriff bei Festnahmen an. Außerdem werden
Polizisten nicht mehr auf den Würgegriff trainiert. Das LAPD
verzichtet auf diesen mindestens solange, wie eine Untersuchung dazu
läuft. Die Methode, die beim Betroffenen die Blutzufuhr zum Hirn
unterbricht, kann zu dessen Tod führen. In Kalifornien soll der
Würgegriff gesetzlich verboten werden, ebenso im Bundesstaat New
York. Der Bürgermeister von Minneapolis (Minnesota) hat eine
Polizeireform angekündigt, die unter anderem ein Verbot des
Würgegriffs vorsieht. Vor zweieinhalb Wochen war in der Stadt der
Schwarze George Floyd bei einer Festnahmeaktion durch weiße
Polizisten erstickt worden. Der Vorfall hatte weltweiten Protest
gegen rassistische Polizeigewalt hervorgerufen, der immer noch anhält.

9. Juni 2020
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KULTUR/8437: Sprache, Kunst und Medium - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Flackbunker wird aufgestockt

Auf dem Heiligengeistfeld am Rande von Hamburg-St.Pauli soll noch in
dieser Woche das erste von fünf zusätzlichen Stockwerken auf dem Dach
des letzten noch intakten Flackbunkers aus dem Zweiten Weltkrieg
fertig werden, wie NDR 90,3 berichtete.

Das hatte die Pressestelle des privat finanzierten Projekts am
Dienstag mitgeteilt. Auf dem gewaltigen alten Klotz sollen bis zum
kommenden Jahr fünf Etagen mit Kunst- und Kulturflächen für
Stadtteilinitiativen, einem Gedenkort für die Opfer des NS-Regimes,
ein Hotel und ein Park in luftiger Höhe entstehen.

Das Projekt wird schätzungsweise 40 Millionen Euro kosten.
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MILITÄR/8504: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Kampf um Dörfer in syrischer Provinz Idlib

Für die Provinz Idlib im Nordwesten Syriens hatten Anfang März
Rußland als Unterstützer der Regierung in Damaskus und die Türkei als
Helfer der aufständischen Milizen im syrischen Bürgerkrieg eine
Waffenruhe vereinbart. Diese wurde gebrochen, als Kämpfer der Al
Kaida nahestehenden Gruppe Hurras al-Din am Montag die Dörfer Fatatra
und Manara überfielen. Die Ortschaften wurden nach wenigen Stunden
von Regierungseinheiten mit Unterstützung durch russische
Kampfflugzeuge zurückerobert. Aber Hunderte von Zivilisten wurden
von den Kämpfen in die Flucht getrieben. Außerdem kamen 22
Dschihadisten und 19 syrische Soldaten ums Leben, wie die in London
ansässige, oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte mitteilte. Bei der amtlichen syrischen
Nachrichtenagentur Sana hieß es anderslautend, zwei Armeestützpunkte
seien angegriffen worden.
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POLITIK/8518: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Heiko Maas in Israel

Bundesaußenminister Heiko Maas hat für Mittwoch seinen Antrittsbesuch
bei der neuen israelischen Regierung unter dem alten
Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu geplant. Nach Angaben des
Berliner Außenamts steht eine Reihe bilateraler und regionaler Themen
an, die zu besprechen wären. Maas dürfte sich nicht zuletzt in der
Frage der Annexionspläne von US-Präsident Donald Trump und Netanjahu
für große Teile des Westjordanlands und der dort völkerrechtswidrig
errichteten israelischen Siedlungen positionieren. Die Haltung der
Bundesregierung wird in der Zeit ihrer Ratspräsidentschaft in der
Europäischen Union und ihres Vorsitzes im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen im zweiten Halbjahr wichtig sein. Ebenfalls Anfang
Juli könnte die israelische Regierung mit der Umsetzung ihrer
Annexionspläne für das Palästinensergebiet beginnen.

Maas wird auch mit seinem israelischen Amtskollegen Gabi Aschkenasi
und Verteidigungsminister Benny Gantz zusammentreffen. Direkte
Kontakte zur palästinensischen Führung sind wegen der mit der
Coronavirus-Pandemie verbundenen Umständlichkeiten nicht geplant.
Aber von Jordanien aus, dem nächsten Ziel der Nahostreise von Maas, will
dieser per Video mit dem palästinensischen Ministerpräsidenten
Mohammed Schtaje sprechen. Dieser hat am Dienstag den Regierungen der
USA und Rußlands sowie der EU und der Uno Vorschläge für eine
Zweistaatenlösung des Nahostkonflikts zugestellt. Dem
Ministerpräsidenten geht es um der Gründung eines souveränen,
unabhängigen und entmilitarisierten Staates Palästina weitgehend
innerhalb bestehender Grenzen.
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SONSTIGES/8487: Tragisches und Kurioses - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Indiens höchstes Gericht verordnet Hilfe für Wanderarbeiter

In Delhi hat Indiens höchstes Gericht die Zentralregierung und die
Bundesstaaten angewiesen, gestrandete Wanderarbeiter innerhalb der
kommenden 15 Tage in ihre Dörfer zu bringen.

Seit Monaten sind in dem Riesenland Millionen Wanderarbeiter teils
völlig mittellos und zu Fuß unterwegs, weil sie wegen des Ende März
kurzfristig angesetzten Lockdowns plötzlich aus den großen Städten
vertrieben wurden und nun ohne Unterkunft und Einkommen sind.

Die Menschen fürchten zu verhungern und machen sich daher in Richtung
ihrer Heimatdörfer auf. Dabei kam und kommt es zu zahlreichen
Todesfällen. Gleichzeitig gehen die Zahlen der Corona-Infizierten
immer weiter nach oben.

9. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8516: Arbeit, Soziales und Familie - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Welthungerhilfe erwartet über eine Milliarde Hungernder

In den Maßen, wie sich die Coronavirus-Pandemie in den ärmeren
Ländern vor allem Afrikas ausbreitet, steigen dort die Preise
für Grundnahrungsmittel. Ein Problem stellt die Schließung
lokaler Märkte dar, auf denen Kleinbauern ihrer Produkte verkaufen
und Lebensmittel erwerben können. Die Welthungerhilfe befürchtet
deswegen eine Zunahme der hungernden Menschen in der Welt auf über
eine Milliarde. Angesichts dessen will die Welthungerhilfe 100
Millionen Euro einsammeln, um fünf Millionen Menschen in 36 Ländern
über die kommenden beiden Jahre auch bei der Bekämpfung der Pandemie
zu unterstützen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8490: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Brasilien forciert Rodung des Amazonas-Regenwaldes

Brasilien will die Rodung des Amazonas-Regenwaldes vorantreiben. Das
meldete gerade Die Welt in ihrer Online-Ausgabe. Dabei hat die
brasilianische Regierung längst Fakten geschaffen. Aufnahmen des
Nationalen Instituts für Weltraumforschung (INPE) zeigen, daß von
Januar bis April 2020 insgesamt 1200 Quadratkilometer abgeholzt
wurden. Das entspricht einer Fläche von 120.000 Fußballfeldern.
Bekanntlich ist vor allem die Agrarindustrie, die die Flächen für den
Sojaanbau nutzt, Hauptnutznießer davon. So verzeichnete Brasilien im
Mai einen Exportrekord von 12,2 Millionen Tonnen Soja. Hauptabnehmer
ist China, das in den ersten Monaten dieses Jahres auch Rekordmengen
an Fleisch aus Brasilien einkaufte.
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WIRTSCHAFT/8504: Märkte und Finanzen - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Großbritannien zwei Monate ohne Kohleverstromung

In Großbritannien ohne Nordirland sind noch vier Kohlekraftwerke in
Betrieb. Am 9. April setzte das letzte die Produktion aus, so daß das
Land zwei Monate durchgehend ohne Kohleverstromung ausgekommen ist.
Zehn Jahre zuvor gewann Großbritannien noch 40 Prozent seines Stroms
aus Kohlekraftwerken. Seitdem wurden an den Küsten die weltweit
leistungsstärksten Offshore-Windparks errichtet. Das größte Kraftwerk
bei Drax in Yorkshire, welches fünf Prozent des in Großbritannien
verbrauchten Stroms liefert, stellte weitgehend von Kohle auf
Holzpellets um. Dafür werden sieben Millionen Tonnen Pellets im Jahr
aus den USA bezogen. Die Atomkraft mit einem Anteil von rund 18
Prozent gewinnt an Bedeutung. Mehrere 2019 ausgefallene AKW werden im
laufenden Jahr wieder ans Netz gehen. Die Inbetriebnahme des neuen
Blocks Hinkley C ist für 2026 geplant. Die Gasverstromung trägt zum
Strommix in Großbritannien mehr als 40 Prozent bei.
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WISSENSCHAFT/8513: Aus Forschung und Technik - 09.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Öffentliche Verkehrsmittel im Visier von Google Maps

Galt das Hauptaugenmerk des Navigationsdienstes Google Maps bislang
den Autofahrern, die auf kürzesten Weg zu ihrem Ziel geleitet wurden,
so bietet die App jetzt zunehmend Funktionen, von denen auch andere
Bewohner der urbanen Zentren profitieren. Wie golem.de meldete, haben
die App-Entwickler von Google Maps den öffentlichen Nahverkehr im
Visier. Unter anderem soll die App Angaben zur Auslastung von
Verkehrsmitteln im Nahverkehr bereitstellen. Dazu ist es natürlich
erforderlich, daß die Fahrgäste das Ziel, die Route und die
Verkehrsmittel eintragen, die verwendet werden sollen. Bislang ist
unklar, wie das Unternehmen diese dazu bewegen will. Außerdem soll
Google Maps Informationen dazu geben, wie viele Personen an einer
Bushaltestelle oder auf dem Bahnsteig warten. Die Daten hierfür
sollen automatisch erhoben werden, wenn Nutzer - natürlich freiwillig
- den Google-Standortverlauf aktiviert haben, der standardmäßig
ausgeschaltet ist. Selbstverständlich sollen die Daten auch
ausreichend anonymisiert sein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/706: Erste globale Karte der Felsstürze auf dem Mond (idw)

Max-Planck-Institut für Sonnensystemforschung - 08.06.2020

Erste globale Karte der Felsstürze auf dem Mond



136.610 Gesteinsabgänge zeigt die erste globale Karte von Felsstürzen auf
dem Mond - und dass selbst die ältesten Landschaften dort noch immer im
Wandel sind.




[image: Bild: © NASA/GSFC/ASU]

Beispiel eines etwa 13 Meter breiten, lunaren Felssturzes in
Nicholson Krater, der sich von einem Felsvorsprung (rechts) gelöst
hat, und fast einen Kilometer den Hang hinuntergerollt ist (links).

Bild: © NASA/GSFC/ASU



Im Oktober 2015 kam es in den Schweizer Alpen zu einem spektakulären
Felssturz: In den späten Morgenstunden löst sich plötzlich ein mehr als
1500 Kubikmeter großer, schneebedeckter Felsbrocken vom Gipfel des Mel de
la Niva. Auf seinem Weg in die Tiefe zerbricht er in mehrere Brocken, die
ihren Weg ins Tal fortsetzen; einer der großen Brocken kommt erst am Fuße
des Gipfels neben einer Berghütte zum Stillstand. Er hat eine etwa 1,4
Kilometer lange Schneise in Wald und Wiese geschlagen.

Auch auf dem Mond stürzen immer wieder Felsen ins Tal und hinterlassen auf
ihrem Weg beeindruckende Spuren, wie seit den ersten unbemannten Flügen zu
unserem nächsten Nachbarn im All in den 60er Jahren bekannt ist. Während
der späteren Apollo-Missionen untersuchten Astronauten solche Spuren vor
Ort und brachten Gesteinsproben zurück zur Erde. Eine Übersicht zu
gewinnen, wie verbreitet solche Felsbewegungen sind und wo sie auftreten,
war bis vor wenigen Jahren dennoch schwierig. "Die allermeisten
abgestürzten Felsbrocken auf dem Mond haben einen Durchmesser zwischen
sieben und zehn Metern", erklärt der Erstautor der neuen Studie Valentin
Bickel, der am MPS und an der ETH promoviert. "Frühere Raumsonden, die den
Mond untersucht haben, konnten solch kleine Strukturen nicht überall
sichtbar machen", fügt er hinzu. Erst der Lunar Reconnaissance Orbiter der
NASA kartiert seit 2010 die gesamte Mondoberfläche mit der nötigen
räumlichen Auflösung und Abdeckung.

Ein Archiv mit mehr als zwei Millionen dieser Aufnahmen hat Bickel in den
vergangenen Monaten durchforstet. Natürlich nicht händisch. Stattdessen
entwickelte er einen Suchalgorithmus, der auf der Grundlage neuronaler
Netzwerke nach und nach lernt, die typischen Spuren abgehender Felsstürze
in Satellitenbildern zu erkennen.

Entstanden ist so eine Karte der Mondoberfläche zwischen 80 Grad nördlich
und 80 Grad südlicher Breite, die 136.610 Felsstürze mit Durchmessern von
mehr als zweieinhalb Metern verzeichnet. "Die Karte bietet uns erstmals
die Möglichkeit, das Auftreten von Felsstürzen auf einem anderen
Himmelskörper und deren Ursachen zu untersuchen", so Dr. Urs Mall vom MPS.
Bisher hatten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler angenommen, dass
vor allem Mondbeben Felsbrocken lösen und in Bewegung versetzen. Wie sich
jetzt zeigt, scheinen Einschläge von Asteroiden eine deutlich wichtigere
Rolle zu spielen. Sie sind anscheinend - direkt oder indirekt - für mehr
als 80 Prozent aller Felsstürze verantwortlich.

"Ein Großteil der Felsstürze findet sich in der Nähe von Kraterwänden", so
Prof. Dr. Simon Löw von der ETH Zürich. Einige der Brocken lösen sich
vermutlich bald nach dem Einschlag, andere deutlich später. Die Forscher
gehen davon aus, dass nach einem Impakt an der Einschlagstelle ein
Netzwerk aus Rissen im Untergrund entsteht. Teile der Oberfläche können so
selbst noch nach sehr langen geologischen Zeiträumen mobil werden.

Selbst in den ältesten Landschaften des Mondes, also in den Gebieten der
Prä-imbrischen Periode, die vor bis zu 4 Milliarden Jahren entstanden,
finden sich an uralten Kratern Spuren von frischen Felsstürzen. Da solche
Abdrücke nach einigen Millionen Jahren verwittern müssten, sind offenbar
selbst diese alten Oberflächen noch immer im Wandel, selbst Milliarden von
Jahren nachdem sie entstanden sind.

"Asteroideneinschläge beeinflussen und verändern die Geologie einer Region
offenbar über sehr, sehr lange Zeiträume hinweg", so Bickel. Zudem legen
die Ergebnisse nahe, dass sich auch andere, sehr alte Oberflächen auf
Körpern ohne Atmosphäre wie etwa auf dem Merkur oder dem großen Asteroiden
Vesta noch immer verändern könnten.

Dort, wo die Felsstürze nicht in Zusammenhang mit Kratern stehen, deutet
viel auf einen seismischen oder vulkanischen Ursprung hin. So fanden die
Forscher etwa Gesteinsabgänge an vermutlich seismisch aktiven tektonischen
Gräben und an Vulkanschloten mit charakteristischen Rissen und Gängen. Die
neue Übersichtskarte kann so helfen, noch unbekannte, seismisch aktive
Regionen zu identifizieren. Für künftige robotische oder gar bemannte
Missionen zum Mond stellen solche Gebiete eine potentielle Herausforderung
dar.


Originalpublikation:
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Mall:

Impacts drive lunar rockfalls over billions of years,

Nature Communications, 8. Juni 2020

DOI: http://dx.doi.org/10.1038/s41467-020-16653-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution51

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Sonnensystemforschung, 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/444: Warum sich die Victoria-Platte in Afrika dreht (idw)

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 08.06.2020

Warum sich die Victoria-Platte in Afrika dreht

Schwächere und stärkere lithosphärische Regionen im Ostafrikanischen
Grabensystem verursachen die Rotation der Victoria-Mikroplatte, wie
Computermodelle vermuten lassen.



Das Ostafrikanische Grabensystem (engl. East African Rift System, EARS)
ist eine sich neu bildende tektonische Plattengrenze, an der der
afrikanische Kontinent in mehrere Platten aufgeteilt wird. Es handelt sich
jedoch dabei nicht um einen sauberen Bruch. Das System umfasst mehrere
Spaltarme und eine oder mehrere kleinere so genannte Mikroplatten. Laut
GPS-Daten bewegt sich die Victoria-Mikroplatte im Gegensatz zu den anderen
beteiligten Platten im Gegenuhrzeigersinn relativ zu Afrika.




[image: Foto: © Corinna Kalich, Universität Potsdam)]

Das Olorgesailie-Becken im Kenia-Grabenbruch, Teil des östlichen Zweigs
des ostafrikanischen Grabensystems. Im Hintergrund die hohe Topographie
der Grenzverwerfungen des Rifts.

Foto: © Corinna Kalich, Universität Potsdam)



Frühere Hypothesen haben nahe gelegt, dass diese Drehbewegung durch die
Wechselwirkung eines Mantelplumes - ein nach oben gerichteter Strom von
heißem Gestein im Erdmantel - mit dem dicken Kraton, also dem Kernbereich
der Mikroplatte und dem Riftsystem angetrieben wird. Nun aber haben
Forschende des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam rund um Anne
Glerum Hinweise gefunden, die darauf hindeuten, dass vorwiegend die
Konfiguration von schwächeren und stärkeren lithosphärischen Regionen die
Drehung der kontinentalen Mikroplatten und insbesondere von Victoria
steuert. Ihre Ergebnisse wurden in der Zeitschrift Nature Communications
veröffentlicht.

In der Veröffentlichung argumentieren die Forschenden, dass eine bestimmte
Konfiguration von mechanisch schwächeren beweglichen Gürteln und stärkeren
lithosphärischen Regionen im EARS zu gekrümmten, überlappenden Riftzweigen
führt, die unter der Dehnungsbewegung der großen tektonischen Platten eine
Drehbewegung auslösen. Sie haben nummerische 3D-Modelle über den
Gesamtumfang des EARS erstellt, um die Lithosphäre und die Dynamik des
oberen Mantels der letzten 10 Millionen Jahre zu berechnen.

"Solche großen Modelle laufen auf Hochleistungs-Computerclustern", sagt
Anne Glerum, Hauptautorin der Studie. "Wir haben die Vorhersagekraft
unserer Modelle getestet, indem wir ihre Geschwindigkeitsvorhersagen mit
GPS-Daten und unsere Stressvorhersagen mit der World Stress Map verglichen
haben, einer globalen Zusammenstellung von Informationen über das heutige
Krustenspannungsfeld, die seit 2009 gepflegt wird. Dabei zeigte sich, dass
die beste Übereinstimmung mit einem Modell erzielt wurde, das die
Festigkeitsverteilungen erster Ordnung der Lithosphäre der EARS so
enthielt, wie das auch bei dem von uns erstellten Modell der Fall war."




[image: Foto: © Corinna Kalich, Universität Potsdam)]

Wolken, die sich im Magadi-See in Kenia spiegeln, der sich im östlichen
Zweig des ostafrikanischen Grabensystems befindet. Im Hintergrund die
hoch aufragenden Flanken der Grenzverwerfungen des Grabens.

Foto: © Corinna Kalich, Universität Potsdam)



Es gibt viele weitere kontinentale Mikroplatten und Fragmente auf der
Erde, von denen man annimmt, dass sie sich drehen oder sich gedreht haben.
Der in der neuen Studie vorgeschlagene lithosphärengetriebene Mechanismus
der Mikroplattenrotation hilft, diese beobachteten Drehungen zu
interpretieren und die tektonischen Bewegungen der Platten im Laufe der
Erdgeschichte zu rekonstruieren.


Originalpublikation:

Glerum, A., Brune, S., Stamps, D. S., Strecker, M., 2020.

Victoria continental microplate dynamics controlled by the lithospheric
strength distribution of the East African Rift.

Nature Communications.

DOI: 10.1038/s41467-020-16176-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNEN/3215: Wir dulden keine Form von Rassismus, Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juni 2020

Wir dulden keine Form von Rassismus, Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung



Zum Jahresbericht 2019 der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
erklärt der Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter:

Strukturelle Benachteiligung, Diskriminierung und Rassismus vergiften
auch Deutschland. Es wird auch hierzulande noch immer viel zu wenig
dagegen getan. Benachteiligung bei der Ausbildungsplatz- und
Arbeitssuche, im Wohnungsbereich sowie Abwertung und rassistische
Zuschreibungen in alltäglichen Situationen: das ist eine bittere
Erfahrung, die viele Menschen viel zu häufig machen müssen - aufgrund
ihres Aussehens, ihrer vermeintlichen Herkunft oder
Religionszugehörigkeit, Geschlecht oder sexueller Identität. Es muss
uns alle alarmieren, dass die Zahl der Diskriminierungsfälle und
insbesondere der Fälle rassistischer Diskriminierung in 2019 erneut
stark gestiegen ist.

Es ist unerträglich, wie gerade menschenfeindliche Enthemmung Gift in
unsere Gesellschaft treibt. Wut allein reicht dagegen nicht. Es braucht
eine unmissverständliche Antwort: Wir dulden keine Form von Rassismus
und Menschenfeindlichkeit. Diskriminierung, Abwertung und Ausgrenzung
müssen wir an jeder Stelle entschieden entgegentreten.

Das bereits bestehende Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist
leider nicht mehr als ein zahnloser Tiger. Es reicht bei weitem nicht
aus, um Diskriminierung effektiv zu bekämpfen.

Wir fordern daher eine Reform des AGG. Wir brauchen ein AGG, das
Betroffene in der Durchsetzung ihrer Rechte wirkungsvoll unterstützt
und echten Rechtsschutz gewährleistet.

Das in Berlin verabschiedete Landesantidiskriminierungsgesetz ist ein
wichtiger Schritt, das Betroffenen unter anderem auch bei
Diskriminierung durch öffentliche Stellen Beschwerdewege und
Schadensersatz- und Entschädigungsansprüche eröffnet.

Auch in Deutschland gibt es nicht aufgeklärte Fälle, beispielsweise
von rassistisch motivierter Polizeigewalt. Das ist nicht akzeptabel.
Es geht nicht darum, unsere Verwaltung unter Generalverdacht zu
stellen, sondern darum, überall rechtzeitig hinzuschauen. Zudem wäre
ein unabhängiger Polizeibeauftragter hilfreich, der als
Ansprechpartner bei rassistischen oder rechtsextremen Vorfällen zur
Verfügung steht.

Es ist auch an der Zeit für ein wichtiges Zeichen: der Begriff "Rasse"
sollte aus dem Grundgesetz gestrichen werden. Er impliziert eine
Unterteilung von Menschen in verschiedene Kategorien - es ist
überfällig, das zu beenden.

Rassismus ist unser aller Problem. Unsere Gesellschaft muss Rassismus
endlich verlernen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3605: Deutschlandhaus an Bundesstiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung übergeben

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juni 2020

Deutschlandhaus an Bundesstiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung
übergeben

Eröffnung im Sommer 2021 geplant - Vertreter der Russlanddeutschen
für Stiftungsrat nominiert



Das Deutschlandhaus wird am heutigen Dienstag nach Bestätigung des
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat durch das Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung (BBR) an die Bundesstiftung Flucht,
Vertreibung, Versöhnung zum Einbau der Ersteinrichtung übergeben.
Dazu erklärt der Vorsitzende der Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler
und deutschen Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Eckhard Pols:

"Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag begrüßt, dass mit der
heutigen Übergabe des Deutschlandhauses an die Bundesstiftung Flucht,
Vertreibung, Versöhnung der Startschuss für den Einbau der
Dauerausstellung sowie der übrigen Ersteinrichtung erfolgt.

Der geplanten Eröffnung im Sommer 2021 steht somit nichts mehr im
Wege, worauf die Heimatvertriebenen und deren Angehörige bereits seit
langem warten. Der Umbau und die Erweiterung des denkmalgeschützten
Gebäudes für das Ausstellungs- und Dokumentationszentrum der
Bundesstiftung hat fünf Jahre gedauert und rund 60 Millionen Euro
gekostet.

Schwerpunkt der Dauerausstellung soll gemäß einstimmigen Beschlusses
des Stiftungsrates Flucht und Vertreibung der Deutschen am Ende des
Zweiten Weltkrieges sein - mit über 14 Millionen betroffenen Menschen
bis heute die größte Zwangsmigration weltweit.

Da der Stiftungsrat keinen Gesamtüberblick über die
Ausstellungsthemen bekommen hat, bleibt zu hoffen, dass der
erinnerungspolitische Auftrag auch mit Empathie für das Schicksal der
Heimatvertriebenen eingelöst wird. Auch der Aspekt der Versöhnung mit
unseren östlichen Nachbarstaaten ist bei dem zentralen Gedenkvorhaben
der Bundesregierung von großer Bedeutung. Die spektakuläre
Architektur der Österreicher Stefan und Bernhard Marte hat eine
ebenso anspruchsvolle Ausstellungsgestaltung verdient.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag begrüßt ebenfalls, dass
der Bundesvorsitzende der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland,
Johann Thießen, vom Präsidium des Bundes der Vertriebenen als neues
Mitglied des Stiftungsrates nominiert wurde. Damit verfügt die
wichtige Bevölkerungsgruppe, die im Zuge des Kriegsfolgeschicksals
nach Deutschland gekommen ist, über einen überaus couragierten
Fürsprecher in der Bundeseinrichtung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2076: Durch Corona wird Partnergewalt unsichtbar

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juni 2020

Durch Corona wird Partnergewalt unsichtbar



Zum heute tagenden Runden Tisch von Bund und Ländern gegen Gewalt an
Frauen können Sie die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, gern wie folgt zitieren:

"Jeden dritten Tag wird eine Frau von ihrem Partner oder Ex-Partner
getötet. Das ist nach der Statistik des BKA der bundesweite
Durchschnitt - vor der Corona-Pandemie. Mit der Aufforderung,
möglichst zuhause zu bleiben und Kontakte zu anderen Menschen zu
minimieren, rutscht die Partnergewalt ganz in den unsichtbaren
Bereich. Derzeit kann niemand abschätzen, was hinter den
verschlossenen Haustüren passiert ist und noch immer passiert. Die
eigenen vier Wände, die derzeit den sichersten Schutz vor dem Virus
bieten, sind für von Gewalt betroffene Frauen und Kinder zugleich ein
gefährlicher Ort.

Seit Beginn der Lockerungen verzeichnen Beratungsstellen einen
Anstieg an Frauen, die Hilfe suchen. Wahrscheinlich werden auch viele
von Gewalt betroffene Frauen Zuflucht in Frauenhäusern suchen. Doch
in den Hilfeeinrichtungen stehen nicht immer ausreichend Plätze zur
Verfügung. Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt daher, dass die im
Koalitionsvertrag vereinbarte finanzielle Unterstützung des Bundes
für den Bau, die Modernisierung und Sanierung von Frauenhäusern
endlich umgesetzt wird. Dafür sind im Etat des Frauenministeriums für
dieses Jahr 30 Millionen Euro eingestellt. Es ist gut, dass Bund,
Länder und Kommunen sich am Runden Tisch treffen, um
Unterstützungsangebote für von Gewalt betroffene Frauen
weiterzuentwickeln.

Vielen Frauen fällt es schwer, Freunden oder Bekannten anzuvertrauen,
dass sie Gewalt erleiden. Leichter können sie oft mit professionellen
Helfern darüber sprechen, was ihnen angetan wird. Daher ist es gut,
dass der Bund auch das deutschlandweite Hilfetelefon 'Gewalt gegen
Frauen' eingerichtet hat und finanziert. Die Mitarbeiter beraten
anonym rund um die Uhr unter der kostenlosen Rufnummer 08000 116 016.
Sie verstehen sich auch als Lotsen zu anderen Fachberatungsstellen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/962: Kundgebungen - Solidarität mit "Solidarsemester 2020"

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Solidarität mit "Solidarsemester 2020" Kundgebungen



Deutschlandweit gingen heute Studierende unter dem Motto
"Solidarsemester 2020" auf die Straße. Sie möchten damit auf die
universitären Problemlagen hinweisen und die Notsituation der
Studierenden in den öffentlichen Fokus rücken. Besonders finanziell
hat sich die Lage vieler Studierenden durch die Corona-Pandemie
verschlechtert. Zur Existenzsicherung bietet der Bund zinslose
Darlehen als KfW-Kredite sowie einen Nothilfefonds im Rahmen von 100
bis 500 Euro an. Hierzu sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE
LINKE:

"Bereits vor der Corona-Pandemie gingen laut 21. Sozialerhebung des
Deutschen Studierendenwerkes 68 Prozent aller Studierenden einem
Nebenjob nach. Diese Einnahmequelle brach laut einer aktuellen
repräsentativen Umfrage für 40 Prozent der Studierenden im Zuge der
Pandemie weg. Seit Beginn der Pandemie befinden sich diese
Studierenden in einer sozialen und finanziellen Notlage.

Die vom Bund aufgelegte Nothilfe kann hier wenig Abhilfe schaffen. Sie
hat ihren Namen nicht verdient: Sie kommt zu spät, ist zu gering und
hilft vielen Studierenden nicht. Aktuell wird von einer Auszahlung von
Mitte/Ende Juni ausgegangen. Zwei, drei oder mehr Monate ohne
Einkommen heißt im schlimmsten Fall Abbruch des Studiums. Auch die
Darlehenslösung ist für viele Studierende ein Problem, da sie neben
dem BAföG weitere Schulden aufnehmen müssen.

Die betroffenen Studierenden brauchen unbürokratische Soforthilfen.
Deshalb fordern wir die Einrichtung eines Sozialfonds in Höhe von drei
Milliarden Euro, der diesen Studierenden einen rückzahlungsfreien
monatlichen Zuschuss in Höhe von 632 Euro zzgl. der tatsächlichen
Mietkosten auf die bisherigen und zukünftigen anzunehmenden
COVID-19-bedingten Einkommensverluste gewährt. Die Studierenden
brauchen eine Soforthilfe, die ihrem Namen gerecht wird und sie nicht
weiter verschuldet.

Auch muss das BAföG dauerhaft krisensicher ausgestaltet werden. Die
Bundesregierung sollte die Sondersituation der Corona-Pandemie dafür
nutzen, eine grundlegende Änderung der Studierendenfinanzierung
anzugehen und umzusetzen. Dazu gehört unter anderem die Anhebung der
BAföG-Sätze auf ein existenzsicherndes Niveau, die Einführung eines
elternunabhängigen BAföGs in Höhe von 1.050 Euro, die Abschaffung der
Altersgrenzen, die Anpassung der Wohnpauschale auf das lokale
Mietniveau und die Förderung als Vollzuschuss.

Die finanziellen Bedingungen für Studierende müssen sich kurzfristig
und nachhaltig verbessern. Ihren Protesten gilt unsere vollste
Solidarität."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1209: Corona-Warn-App-Gesetz ist unverzichtbar

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Juni 2020

Corona-Warn-App-Gesetz ist unverzichtbar



"Der Entwicklungsprozess der neuen Corona-Warn-App war überraschend
partizipativ, die Software ist open source - das ist vertrauensbildend
und trägt zu einer hohen Qualität der App bei, was ich ausdrücklich
begrüße. Leider ist das bisher eine absolute Ausnahme bei IT-Projekten
des Bundes", erklärt Anke Domscheit-Berg, netzpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Ankündigung von
Bundesgesundheitsminister Spahn zur Einführung der Corona-Warn-App in
der kommenden Woche. Domscheit-Berg weiter:

"Ich habe jedoch keinerlei Verständnis für den Verzicht auf ein
Corona-Warn-App-Gesetz und die undemokratische Umgehung des Parlaments
bei der Einführung der App. Ein solches Gesetz hätte festschreiben
müssen, dass der Einsatz der App vollkommen freiwillig ist und jede
Verbindung von Vor- oder Nachteilen durch die Nutzung oder
Nichtnutzung durch staatliche Stellen oder beliebige Dritte verboten
ist. Auch für eine strenge Befristung auf die Dauer der Pandemie und
die enge Zweckbindung ohne Möglichkeit der späteren Änderung braucht
es das Gesetz.

Die bisher geplante Umsetzung der Verifikationshotline wäre zudem ein
Bruch mit dem Versprechen der Anonymität, denn zum Versand einer TAN
auf ein Handy muss man fremden Mitarbeitern einer Telekom-Hotline die
eigene Handynummer mitteilen. Ein weiteres Problem ist der mögliche
Missbrauch der App als Immunitätsausweis, wenn das vom Labor an die
App geschickte Testergebnis länger als nötig gespeichert wird. Nutzer
und Nutzerinnen muss das Abwägen zwischen höheren Sicherheitsrisiken
bei stets angeschaltetem Bluetooth und besserem Gesundheitsschutz
durch Warnung bei Covid-19-Kontakt erleichtert werden, dazu muss das
BSI zeitnah gerätespezifische IT-Sicherheitsinformationen
bereitstellen.

Für den Erfolg der App und ein Verhindern unerwünschter Nebenwirkungen
ist es unabdingbar, dass alle noch bestehenden Probleme bis zum Start
der App gelöst werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Juni 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5134: Katja Kipping zum Bericht der Antidiskriminierungsstelle

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Katja Kipping zum Bericht der Antidiskriminierungsstelle



Heute wurde der Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
vorgestellt. Dazu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE
LINKE:

"Der Bericht der Antidiskriminierungsstelle ist ein weiterer Beweis
dafür: Wir haben ein Rassismusproblem. Mit der rohen Gewalt in den USA
im Blick, lehnen wir uns gerne zurück, beruhigt darüber, dass es ein
Problem der anderen ist.

Aber die Gewalt, die George Floyd getötet hat, beginnt lange bevor ein
sadistischer Polizist ihm fast neun Minuten lang die Luft abgedrückt
hat.

Rassistische Gewalt beginnt auch dort, wo weiß sein als mehr definiert
wird, als eine Hautfarbe. Sie beginnt auch hierzulande dort, wo
Menschen Jobs und Wohnungen nicht bekommen, wo sie sich nicht
angstfrei auf der Straße bewegen können, weil Name oder Aussehen nicht
in das passen, was als deutsch definiert wird.

Wir müssen das Problem Rassismus auch hierzulande benennen und wir
müssen uns Rassismus entgegenstellen. Für die Politik ist es ein
klarer Auftrag: Diskriminierung bei der Wohnungssuche, auf dem
Arbeitsmarkt, im öffentlichen Raum und in allen staatlichen
Institutionen muss verboten und konsequent geahndet werden. Wir
brauchen ein wehrhaftes Anti-Diskriminierungsgesetz.

Gerne werden solche rechtlichen Schritte als ein Angriff auf das
friedliche Zusammenleben diffamiert. Wer das meint, dem kann ich nur
sagen: Sie können dieses Zusammenleben nur friedlich finden, weil sie
kein Opfer rassistischer Diskriminierungen und Übergriffe sind."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INNEN/5133: Der Staat muss die Bevölkerung besser vor Diskriminierung schützen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juni 2020

Der Staat muss die Bevölkerung besser vor Diskriminierung schützen



"Der Staat muss mehr tun, um die Bevölkerung vor Diskriminierung zu
schützen", erklärt Jan Korte, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer
der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen Jahresbericht der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Korte weiter:

"Der Bericht zeigt eindrücklich, dass Rassismus und Diskriminierung
jeden Tag Menschen verletzen, Vertrauen zerstören und unsere
Demokratie bedrohen. Bund und Länder täten gut daran, den Forderungen
des kommissarischen Leiters der Antidiskriminierungsstelle, Bernhard
Franke, nach Antidiskriminierungsstellen in den Ländern oder
Ombudsstellen bei der Polizei nachzukommen.

Das neue Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz sollte für andere
Länder als Vorbild genommen werden. Es spricht Bände, dass CDU, FDP
und AfD gegen ein Gesetz Sturm laufen, welches zum Ziel hat, dass
niemand im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns aufgrund des
Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion und Weltanschauung,
einer Behinderung und einer Reihe weiterer Merkmale diskriminiert
werden darf. Da stimmt bei einigen der Kompass nicht mehr."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Juni 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2268: Bernd Riexinger zum Exporteinbruch

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Zum Einbruch der Exporte im April 2020 um 31,1 % gegenüber dem April 2019 sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



Der Einbruch der Exporte erinnert an die fatale Abhängigkeit der
deutschen Wirtschaft vom Kauf deutscher Produkte im Ausland.
Internationale Krisen schlagen deshalb besonders stark auf die
deutsche Wirtschaft durch.

Es ist höchste Zeit, die Binnennachfrage zu stärken. Das funktioniert
erwiesenermaßen am besten mit einer Stärkung der niedrigen Einkommen.
Wer am Ende des Monats jeden Cent umdrehen muss, wird zusätzliches
Geld eher direkt vor Ort ausgeben. Das geht sehr gut einem höheren
Mindestlohn, einer sanktionsfreien Mindestsicherung, einer
Mindestrente und einem existenzsichernden BAföG.

Die Linke fordert einen Mindestlohn von 13 Euro sowie eine
sanktionsfreie Mindestsichereung, eine Mindestrente und ein
elternunabhängiges BaföG von jeweils 1050 Euro.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/9900: Heute im Bundestag Nr. 593 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 593

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 15.09 Uhr

1. Krankenkassen warten länger auf Geld

2. Größere Mengen an Medizinalcannabis

3. Korrekturbitten bei BMI-Behörden

4. Corona-Nothilfe für Studierende



1. Krankenkassen warten länger auf Geld

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die gesetzlichen Krankenkassen werden in diesem Jahr
aufgrund der Belastungen in der Coronakrise länger auf Zuweisungen aus
dem Gesundheitsfonds warten müssen. Durch die stundungs- und
konjunkturbedingten Mindereinnahmen sowie durch die weiteren
Corona-bedingten Entnahmen aus der Liquiditätsreserve hätten sich seit
Ende März 2020 die im Gesundheitsfonds verfügbaren liquiden Mittel
verringert, heißt es in der Antwort (19/19520) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/19098) der Linksfraktion.

Die zu Beginn eines Zuweisungsmonats an die Krankenkassen
auszuzahlenden Mittel fielen daher bereits seit April 2020 niedriger
aus. In der Folge könnten die monatlichen Zuweisungen an die
Krankenkassen erst später abgeschlossen werden. Es sei aber
sichergestellt, dass die Zuweisungen entsprechend der gesetzlichen
Frist bis spätestens zum 15. des Folgemonats vollständig ausgezahlt
würden.

Wegen der langfristig stabilen Liquiditätsreserve sei es in den
vergangenen Jahren möglich gewesen, die Zuweisungen schon zum Ende des
laufenden Monats, also zwei Wochen vor der Frist, vollständig an die
Kassen auszuzahlen. Die Bundesregierung räumte ein, dass die nun
veränderten Rahmenbedingungen die Krankenkassen vor Herausforderungen
stellen und zumindest in der Übergangsphase eine Anpassung ihrer
Liquiditätsplanung erforderlich sei.

Der Gesundheitsfonds verfügte den Angaben zufolge zum 15. Januar 2020
über eine Liquiditätsreserve in Höhe von rund 10,2 Milliarden Euro.
Die Mindestreserve der liquiden Mittel liegt bei rund 4,3 Milliarden
Euro, 20 Prozent einer Monatsausgabe. Kann der Gesundheitsfonds über
die Liquiditätsreserve seine finanziellen Verpflichtungen nicht
erfüllen, leistet der Bund dem Fonds ein Liquiditätsdarlehen in Höhe
der fehlenden Mittel.

Die gesetzlichen Krankenkassen verfügten Ende 2019 über Finanzreserven
in Höhe von insgesamt rund 19,8 Milliarden Euro.

 * 

2. Größere Mengen an Medizinalcannabis

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die zwischen der Cannabisagentur und den Anbauern
geschlossenen Verträge ermöglichen eine Ausweitung der Liefermenge.
Der Jahresplanbedarf für die vergebenen 13 Lose betrage insgesamt
2.600 Kilogramm. Bei einer höheren Produktionsmenge sei der
Auftraggeber verpflichtet, bis zu 150 Prozent des Jahresplanbedarfs
abzunehmen, heißt es in der Antwort (19/19521) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/18528) der FDP-Fraktion.

Unabhängig davon könne der Auftraggeber mit dem Auftragnehmer
vereinbaren, dass die zu liefernde Menge um bis zu zehn Prozent erhöht
werde. Dies könne zu einer Erhöhung des Jahresplanbedarfs auf
insgesamt bis zu 2.860 Kilogramm führen.

Auch bei einem um bis zu zehn Prozent erhöhten Jahresplanbedarf sei
der Auftraggeber verpflichtet, bis zu 150 Prozent dieses erhöhten
Wertes abzunehmen. Über die 150 Prozent hinaus bestehe keine
vertragliche Verpflichtung zur Abnahme.

 * 

3. Korrekturbitten bei BMI-Behörden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Angaben zu etwaigen Korrekturbitten von
verschiedenen Geschäftsbereichsbehörden des Bundesministeriums des
Inneren, für Bau und Heimat (BMI) gegenüber Medien enthält die Antwort
der Bundesregierung (19/19065) auf Kleine Anfragen der AfD-Fraktion
(19/18658, 19/18659, 19/18660). Danach hat die Zentrale Stelle für
Informationstechnik im Sicherheitsbereich (Zitis) im August 2019
ebenso keine solche Korrekturbitten erhoben wie das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) und das Bundesausgleichsamt (BAA) im
Folgemonat.

 * 

4. Corona-Nothilfe für Studierende

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Bündnis 90/Die Grünen erkundigen sich in einer
Kleinen Anfrage (19/19673) zur Corona-Nothilfe für Studierende und
wollen wissen, ab wann Studierende Geld aus dem Nothilfefonds
beantragen können und wann erstmals Geld an die Studierenden fließt.
Ferner fragen sie, ob die Förderbeträge einheitlich sein sollen oder
ob die Bedürftigkeit über die Höhe des Auszahlungsbetrags entscheidet
und für wie viele Studierende nach den Plänen der Bundesregierung Geld
aus dem Nothilfefonds zur Verfügung steht.

 * 
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BUNDESTAG/9899: Heute im Bundestag Nr. 592 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 592

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. Illegaler Heimtierhandel

2. Tierversuche in Deutschland

3. Kampagne gegen Hamsterkäufe

4. Lage im Obst- und Gemüseanbau

5. AfD fragt nach BLE Korrekturbitten

6. Arbeitseffizienz im BMEL



1. Illegaler Heimtierhandel

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Das Ausmaß des rechtswidrigen Handels mit Hunden und
Katzen ist der Bundesregierung nicht bekannt. Das geht aus der Antwort
(19/19390) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/18974) hervor. Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, wie
viele Tiere bei der Einfuhr in Deutschland ohne Herkunftsnachweise und
Impfung aufgegriffen und wie viele Verfahren deswegen eingeleitet
wurden. Die entsprechenden Kompetenzen liegen nach Angaben der
Bundesregierung bei den Ländern, sodass auf Bundesebene nur sehr
wenige Informationen vorliegen. Eine Schätzung zum Ausmaß des
Welpenhandels könne ebenfalls nicht abgegeben werden.

Der Tierhandel im Internet sei eine komplexe Herausforderung, da die
Vollstreckungsbehörden die vielen Angebote und Züchter oft nicht
nachverfolgen können. Zu diesem Ergebnis komme ein EU-Monitoring, an
dem sich auch das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
beteiligt habe. Zudem würden Welpen zu jung oder krank verkauft, nicht
geimpft oder entwurmt eingeführt oder mit falschen Dokumenten
verkauft. Um den Tierschutz zu verbessern will die Bundesregierung die
Tierschutz-Hundeverordnung ändern, der Bundesrat soll darüber Ende
2020 abstimmen. Geplant sind Ausstellungsverbote für Rassen mit
Qualzuchtmerkmalen und neue Anforderungen für deutsche Hundezüchter,
um "den Sozialisierungserfordernissen der Welpen Rechnung zu tragen".

 * 

2. Tierversuche in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Zahl der für wissenschaftliche Zwecke getöteten
Tiere ist seit 2014 rückläufig. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/19540) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18852) hervor. Im Jahr 2018 erwachten 138.677 Tiere nicht mehr aus
Versuchen, die unter Vollnarkose durchgeführt wurden (2014: 271.881).
Dazu kommen 686.352 Tiere, die getötet wurden, ohne dass an ihnen
zuvor Eingriffe oder Behandlungen vorgenommen wurden (2014: 819.094).
Die Zahlen lagen, bis auf 2017, jeweils unter den Vorjahreswerten.

Viele Tiere werden nach Angaben der Bundesregierung bei der
Herstellung und Qualitätskontrolle von Medizinprodukten oder für
toxikologische Sicherheitsprüfungen verwendet. Zu den häufigsten
Versuchstieren zählen Mäuse, Ratten und Kaninchen, dahinter folgen
verschiedene Fischarten. Alle Verwendungszwecke zusammengenommen seien
2018 3.288 Affen eingesetzt worden, fünf Tiere hätten die Versuche
nicht überlebt.

Tierversuche dürfen nur erfolgen, wenn es keine Alternativmethoden
gibt und es für den Zweck der Forschung unerlässlich ist, heißt es in
der Antwort weiter. Die entsprechenden Anträge werden von den Ländern
geprüft und gegebenenfalls bewilligt. Der Bundesregierung sei es
besonders wichtig, "Tierversuche möglichst schnell durch
Alternativmethoden zu ersetzen", daher gebe es verschiedene
wissenschaftliche Förderprogramme.

 * 

3. Kampagne gegen Hamsterkäufe

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Für die Aufklärungskampagne "Kauf nur was du
brauchst" wurden Grafikleistungen im Wert von 1.400 Euro (ohne
Mehrwertsteuer) erstellt. Das schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/19653) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/19308). Der Aufruf erfolgte schwerpunktmäßig zwischen dem 25. März
und 5. April 2020 in den sozialen Netzwerken, um den Verbrauchern "zu
signalisieren, dass Hamsterkäufe nicht nötig sind, weil die Versorgung
dauerhaft gewährleistet war". Die Bundesregierung geht davon aus, dass
die Kampagne zur Aufklärung der Bevölkerung beigetragen hat.

 * 

4. Lage im Obst- und Gemüseanbau

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die aktuelle Situation im deutschen Obst- und
Gemüseanbau interessiert die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage
(19/19667) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, wie
wettbewerbsfähig die deutschen Bauern im EU-Vergleich sind. Daneben
erfragen sie die Zulassungskriterien für Pflanzenschutzmittel und
deren mögliche Auswirkung auf die Biodiversität.

 * 

5. AfD fragt nach BLE Korrekturbitten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE) im September 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/19633) danach, "aus welchen Anlässen" die BLE im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Arbeitseffizienz im BMEL

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) "Bürokratie und Personaleffizienz im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft" (BMEL), lautet der Titel einer Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/19347). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
wie sich der Personalbedarf im Geschäftsbereich des Ministeriums
entwickelt hat und welche Schritte die Bundesregierung unternimmt, um
die Gemeinsame Agrarpolitik der EU zu vereinfachen.

 * 
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BUNDESTAG/9898: Heute im Bundestag Nr. 591 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 591

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 13.23 Uhr

1. Grüne fordern europäische Verkehrswende

2. Änderung der AU-Richtlinie

3. Bahnverkehr von und nach Tschechien

4. Zweiter Citytunnel der S-Bahn Hamburg

5. Folgen von Corona für den Schiffsverkehr

6. Notschlepper in Nord- und Ostsee



1. Grüne fordern europäische Verkehrswende

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, sich während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft
für eine europäische Verkehrswende einzusetzen. Im Zusammenspiel
zwischen Europäischer Kommission, Europäischem Parlament und
Mitgliedstaaten müsse erreicht werden, dass die Erfahrungen aus der
Corona-Pandemie "in eine Krisenstrategie für grenzübergreifende
Verkehre überführt werden, um bei vergleichbaren künftigen Ereignissen
Beschränkungen und nationale Alleingänge auf ein Minimum zu reduzieren
und stattdessen mithilfe einheitlicher und rasch greifender Maßnahmen
die Versorgung im Binnenmarkt aufrecht zu erhalten", heißt es in einem
von der Fraktion vorgelegten Antrag (19/19558).

Darin sprechen sich die Grünen auch für eine deutliche Verbesserung
der Sozialstandards im europäischen Güterverkehr aus. Insbesondere die
Sozialstandards der Berufskraftfahrer - gemeinsame europäische Regeln
für Mindestlöhne und Grundsicherungssysteme, Prinzip des gleichen
Lohns für gleiche Arbeit, hohe Hygienestandards von Rastanlagen und
anderes - müssten angehoben und mit europaweit einheitlichen
Kontrollstandards durchgesetzt werden. Auch sollte nach Auffassung der
Abgeordneten die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der EU an
die Anerkennung grundlegender Arbeits- und Sozialstandards geknüpft
werden.

Gestärkt werden müsse auch der grenzüberschreitende Güterverkehr auf
der Schiene, heißt es in dem Antrag. Dazu müsse die EU vermehrt in
Terminals und innovative Verladesysteme für den kombinierten Verkehr
investieren, den Wagenladungsverkehr auf eine tragfähige Basis stellen
und die Grundlage für die weitgehende Automatisierung und
Digitalisierung des europäischen Schienengüterverkehrs legen, indem
die Modalitäten und der Zeitplan zur Einführung der digitalen
automatischen Kupplung (DAK) festgelegt werden.

Die Grünenfraktion verlangt außerdem, ein europäisches Nachtzugnetz
mit grundsätzlich allen EU-Hauptstädten sowie weiteren Großstädten und
Ballungsräumen zu erarbeiten und bis 2030 umzusetzen. Dabei müssten
Infrastrukturentgelte dauerhaft abgesenkt und vor allem in der
Anfangsphase Anschubfinanzierungen geleistet werden. Des Weiteren
sollte aus Sicht der Fraktion ein Masterplan "Missing Links"
konzipiert werden, mit dem bislang fehlende oder stillgelegte
Bahnverbindungen zwischen den Mitgliedsstaaten bis 2030 in spürbarer
Größenordnung reaktiviert beziehungsweise neu geschaffen werden.

Unter den Forderungen findet sich auch jene nach Schaffung eines
europäischen Mautsystems, mit dem bereits bestehende Mautsysteme auf
ein einheitliches System umgestellt werden. Bei der Überarbeitung der
Wegekostenrichtlinie müsse zudem sichergestellt werden, "dass sich der
Lkw-Verkehr ab 3,5 Tonnen vollständig an seinen externen Kosten
beteiligt", indem eine Differenzierung der Mautgebühren nach
CO2-Emissionen eingeführt wird und den Nutzern weitere externe Kosten,
etwa durch Luftschadstoffe und Lärm, "vollständig verursachergerecht
angelastet werden", schreiben die Grünen.

 * 

2. Änderung der AU-Richtlinie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit der Verkehrsblatt-Verlautbarung Nr. 158 vom 20.
September 2017 ist die Einführung der Messung der Partikelanzahl bei
Dieselfahrzeugen mit Inkrafttreten zum 1. Januar 2021 festgeschrieben
worden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19086)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18601).
Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) sei im März 2017 vom
Bundesministerium für Verkehr und digitalen Infrastruktur (BMVI)
beauftragt worden, ein Verfahren zur Messung des Partikelausstoßes im
Rahmen der Abgasuntersuchung (AU) zu entwickeln. In Zusammenarbeit mit
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) und unter Einbindung
aller betroffenen Marktteilnehmer (Technische Dienste,
Messgerätehersteller, Fahrzeughersteller und dem Zentralverband
Deutsches Kfz-Gewerbe) werde dieses Projekt umgesetzt, heißt es in der
Antwort.

Der Entwurf für eine Messprozedur und einen Grenzwert befinde sich
derzeit in der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung. Es sei
vorgesehen, die notwendigen Messgerätespezifikationen bis Ende Oktober
2020 zu erarbeiten.

Wie die Regierung schreibt, unterliegen AU-Messgeräte in Deutschland
der "gesetzlichen Eich- und Kalibrierpflicht". Daher sei es notwendig,
neben der Geräteentwicklung, parallel auch neue Eich- und
Kalibriervorgaben zu erstellen. Diese Vorgaben würden derzeit von der
PTB gemeinsam mit den betroffenen Kreisen erarbeitet. Aufgrund der
notwendigen Arbeitsschritte im Bereich der Eichung und Kalibrierung
werde ein neuer Einführungszeitpunkt abgestimmt. "Die Bekanntgabe der
Änderung der AU-Richtlinie mit Messprozedur und neuem
Einführungstermin wird nach aktuellem Planungsstand im 3. Quartal 2020
erwartet, wenn das EU-Notifizierungsverfahren abgeschlossen ist",
heißt es in der Antwort.

 * 

3. Bahnverkehr von und nach Tschechien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Anzahl der Güter- und Personenverkehre auf der
Bahnstrecke zwischen Deutschland und Tschechien am Grenzübergang Bad
Schandau (Sachsen) ist in den vergangenen Jahren gestiegen. Laut einer
Antwort der Bundesregierung (19/19316) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18524) waren 2019 19.937
Güterverkehrszüge (GV) und 6.980 Personenverkehrszüge (PV) aus
Tschechien kommend nach Deutschland eingefahren. Im Jahr 2005 lag die
Zahl bei 9.796 (GV) und 2.521 (PV).

Deutlich zurückgegangen ist den Angaben zufolge der
grenzüberschreitende Güterzugverkehr am Grenzübergang Furth im Walde
(Bayern) von 2.486 Zügen im Jahr 2005 auf 549 Güterverkehrszüge im
Jahr 2019. Einen geringeren Rückgang beim Güterverkehr gab es am
Grenzübergang Schirnding (Bayern) von 2.843 im Jahr 2005 auf 2.653 im
Jahr 2019.

 * 

4. Zweiter Citytunnel der S-Bahn Hamburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Planungen für einen zweiten Citytunnel der S-Bahn
Hamburg thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19306). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wann mit den Planungen und wann mit dem Bau des neuen
Citytunnels begonnen werden soll. Gefragt wird auch, wie die Anbindung
der Universität Hamburg nach den aktuellen Planungen für den neuen
S-Bahn-Citytunnel gewährleistet werden soll.

 * 

5. Folgen von Corona für den Schiffsverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Auswirkungen der Corona-Krise auf den
Schiffsverkehr im Ostseeraum interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/19314) erkundigen sich die
Abgeordneten bei der Bundesregierung nach der Anzahl der
Schiffsanläufe von Handels-, Passagier- und Fährschiffen an deutschen
Häfen in den ersten Monaten der Jahre 2019 und 2020. Gefragt wird
auch, welche Auswirkungen die Bundesregierung auf die Hafenorte,
Häfen, Reedereien sowie direkt Beschäftigte durch die Streichungen von
Fährlinien erwartet.

 * 

6. Notschlepper in Nord- und Ostsee

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Anzahl und Art der Einsätze der Notschlepper in
Nord- und Ostsee seit Januar 2015 bis Januar 2020 erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19269). Die Bundesregierung
wird zudem gefragt, ob es Verletzungen auf Seiten der Besatzungen der
Notschlepper während der Einsätze in Nord- und Ostsee gab.

 * 
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BUNDESTAG/9897: Heute im Bundestag Nr. 590 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 590

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 12.55 Uhr

1. Chemiewaffen-Einsatz in Duma

2. Proteste gegen Kirchengesetz in Montenegro

3. Corona-Desinformation aus dem Ausland

4. Abhängigkeit bei Schutzausrüstungen

5. Kooperation mit IOM in Ost-Afrika



1. Chemiewaffen-Einsatz in Duma

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat keine Hinweise, die die
Ergebnisse des am 1. März 2019 vorgelegten Abschlussberichts der
Organisation für das Verbot von Chemiewaffen (OVCW) zum Einsatz von
Giftgas im syrischen Duma in Frage stellen würden. Wie sie in der
Antwort (19/19657) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/19225)
schreibt, sei der Vorfall in Duma einer von zahlreichen bestätigten
Einsätzen von international geächteten Chemiewaffen in Syrien. "Der
Joint Investigative Mechanism (JIM) der Vereinten Nationen (VN) und
der OVCW hat bis 2017 bei fünf von neun untersuchten Fällen den
Einsatz von Chemiewaffen bestätigt und in vier Fällen die
Verantwortlichkeit des syrischen Regimes festgestellt."

Vorwürfe in Medienberichten, nach denen die OPCW sich gegen einen
russischen Vorschlag geweigert habe, Spezialisten nach Duma zu
schicken, sind aus Sicht der Bundesregierung unbegründet. Die OVCW
habe unmittelbar nach Bekanntwerden des Vorfalls vom 7. April 2018
eine Fact Finding Mission vorbereitet und Experten entsandt. Aufgrund
von Sicherheitsvorgaben der syrischen Streitkräfte sowie der
anwesenden russischen Militärpolizei, die das Gebiet zu dem Zeitpunkt
kontrolliert hätten, sei es der Mission erst ab 21. April 2018 möglich
gewesen, vor Ort zu ermitteln. "Auch das United Nations Office for
Project Services (UNOPS), ein auf Sicherheitsfragen spezialisierter
Dienstleister der Vereinten Nationen, der für die Sicherheit aller
Einsätze der OVCW in Syrien zuständig ist, konnte unter Einbeziehung
der syrischen und russischen Sicherheitsvorgaben erst zu diesem
Zeitpunkt dem Einsatz in Duma zustimmen."

 * 

2. Proteste gegen Kirchengesetz in Montenegro

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um das Gesetz über "Religionsfreiheit und den
gesetzlichen Status der Kirchen und Religionsgemeinschaften" in
Montenegro geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/19648) auf
eine Kleine Anfrage (19/19331) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
hatten darin nach einem Konflikt zwischen der serbisch-orthodoxen und
der montenegrinisch-orthodoxen Kirche sowie nach Protesten der
proserbischen Opposition gefragt, die das neue Gesetz strikt ablehne.

Laut Bundesregierung kam es bei Protesten gegen die Verabschiedung des
Religionsfreiheitsgesetzes im montenegrinischen Parlament an mehreren
Orten im Land zu Zusammenstößen zwischen Polizei und Demonstranten,
bei denen vereinzelt Polizisten wie auch Demonstranten verletzt
wurden. Die deutsche Botschaft in Podgorica habe wegen der Vorfälle
mit der montenegrinischen Polizeiführung sowie mit Vertretern der
serbisch-orthodoxen Kirche und Vertretern von
Nichtregierungsinstitutionen gesprochen. Sie habe ebenfalls mit der
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), der
Delegation der Europäischen Union (EU) in Montenegro und anderen
Botschaften vor Ort im Austausch gestanden. "Die Bundesregierung
betont in Gesprächen mit Regierung, Opposition und serbisch-orthodoxer
Kirche nachdrücklich die Bedeutung der friedlichen
Versammlungsfreiheit und ruft beide Seiten zu Mäßigung und Verzicht
auf Gewalt auf."

 * 

3. Corona-Desinformation aus dem Ausland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Phänomenbereich Rechtsextremismus/-terrorismus
wird laut Bundesregierung im Zusammenhang mit der aktuellen
Corona-Lage auf unterschiedlichen Plattformen im Internet und in den
sozialen Medien eine Vielzahl von Beiträgen mit
verschwörungstheoretischen Inhalten gepostet. Wie aus der Antwort
(19/19709) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18802)
hervorgeht, seien darunter rassistische und antisemitische Narrative
und Stimmen, die eine Ausnutzung der Krise durch die Bundesregierung
zur Aushebelung von Grundrechten, insbesondere der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit, behaupteten. Im Phänomenbereich
Linksextremismus/-terrorismus sei zu verzeichnen, dass deutsche
Linksextremisten die Corona-Pandemie in zahlreichen politischen
Stellungnahmen insbesondere im Internet thematisieren und ihre Kritik
etwa an den staatlichen Schutzmaßnahmen ideologisch begründen.

Wenngleich ausländische und extremistische Akteure sich teilweise
ähnlicher Narrative bedienen und aufeinander Bezug nehmen würden,
könne eine zielgerichtete Einflussnahme aus dem Ausland durch
staatliche oder staatlich unterstützte Akteure (von außerhalb der EU)
auf extremistische Personen oder Personenzusammenschlüsse in
Deutschland bisher nicht festgestellt werden.

 * 

4. Abhängigkeit bei Schutzausrüstungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Umgang der Volksrepublik China mit der
SARS-CoV-2-Pandemie erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19435). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach einer
aus ihrer Sicht wachsenden Abhängigkeit Europas von China bei
hygienischen Schutzausrüstungen sowie nach dem Handeln der
Weltgesundheitsorganisation WHO in der Pandemie.

 * 

5. Kooperation mit IOM in Ost-Afrika

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Zusammenarbeit zwischen deutschen Botschaften in
Ost-Afrika und dem Family Assistance Programme (FAP) der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) stellt die Fraktion
Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/19748). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, auf welcher Grundlage die
Kooperation des FAP mit den deutschen Botschaften in Äthiopien, Kenia,
im Sudan und ehemals in Ägypten beruht und wie es um die
Kompetenzverteilung bei der Bearbeitung von Anträgen auf
Familiennachzug bestellt ist.

 * 
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BUNDESTAG/9896: Heute im Bundestag Nr. 589 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 589

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.54 Uhr

1. E-Sports-Förderung international heterogen

2. Vom Bund geförderte Sportgroßereignisse

3. Fachqualifikation von Stützpunkt-Trainern

4. Versorgung hochgewichtiger Patienten

5. Homeoffice im Gesundheitsministerium

6. FDP erkundigt sich nach Social Freezing



1. E-Sports-Förderung international heterogen

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung verfolgt nach eigenen Angaben
aufmerksam die Entwicklungen des E-Sports in Deutschland. Die
Entwicklung sei fortgeschritten, was sich unter anderem an der
wachsenden Anzahl von E-Sport-Veranstaltungen in Deutschland bemerkbar
mache, heißt es in der Antwort der Regierung (19/19402) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17705).

Im internationalen Vergleich, so teilt die Bundesregierung mit, werde
der E-Sport sehr heterogen gefördert. Dies reiche von keiner Förderung
über eine Förderung mit pädagogischem Schwerpunkt bis hin zu einer
Förderung, die der eines Spitzensportverbandes gleicht. Je nach
Förderschwerpunkt der Regierung habe sich auch der E-Sport in die
jeweilige Richtung entwickelt, heißt es in der Antwort.
"Beispielsweise fördert Frankreich aufgrund des hohen Umsatzpotentials
von E-Sport diesen aus wirtschaftlichen Gründen, ohne damit die
Anerkennung des E-Sports als sportliche Aktivität zu verbinden",
schreibt die Regierung.

 * 

2. Vom Bund geförderte Sportgroßereignisse

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In der Antwort (19/19332) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/17672) listet die Bundesregierung von ihr
unterstützte Sportgroßveranstaltungen für den Zeitraum von 2018 bis
2024 auf. Die Förderung durch das Bundesministerium des Innern, für
Bau und Heimat (BMI) basiere auf dem "Programm des BMI zur Förderung
des Leistungssports sowie sonstiger zentraler Einrichtungen, Projekte
und Maßnahmen des Sports auf nationaler und internationaler Ebene mit
Rahmenrichtlinien (Leistungssportprogramm - LSP)" vom 28. September
2005 und den dazu ergangenen Förderrichtlinien, heißt es in der
Antwort. Für den Zeitraum 2021 bis 2024 seien die
Sportgroßveranstaltungen aufgenommen worden, für die das BMI bereits
eine grundsätzliche Förderzusage erteilt hat. Anzumerken sei, dass
aufgrund abweichender Planungszeiträume für den Behindertensport dem
BMI für den Zeitraum ab 2021 bisher keine Anzeigen für die
Durchführung von Sportveranstaltungen der Behindertensportverbände
(ausgenommen der Special Olympic World Games 2023) vorliegen, schreibt
die Bundesregierung.

Sie verweist zudem darauf, dass das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend seit Jahrzehnten die Deutsche Sportjugend
(DSJ) im Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) aus Mitteln des
Kinder- und Jugendplans des Bundes unterstützt. Eine direkte oder
indirekte Förderung von Sportveranstaltungen erfolge dabei nicht.

 * 

3. Fachqualifikation von Stützpunkt-Trainern

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben
"keine genauen Kenntnisse darüber vor, welchen konkreten
Aufgabenumfang einzelne Trainerinnen und Trainer an Bundesstützpunkten
abzudecken haben". Die Festlegung des Aufgabenprofils von Trainerinnen
und Trainern gehöre zu den Kernaufgaben der Organisationen des
autonomen Sports, heißt es in der Antwort der Regierung (19/19335) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17651). Generell spielten
nach Einschätzung der Bundesregierung neben vielen anderen Aspekten
auch pädagogische Gesichtspunkte im Training eine wichtige Rolle. Es
sei Aufgabe und Verantwortung der Bundessportfachverbände, eine
aufgabengerechte Fachqualifikation der Trainerinnen und Trainer
sicherzustellen.

 * 

4. Versorgung hochgewichtiger Patienten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Stigmatisierung und medizinische Versorgung
hochgewichtiger Menschen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/19665)
der Grünen-Fraktion. Die Abgeordneten wollen wissen, wie die
Bundesregierung die Situation einschätzt und ob aus ihrer Sicht zur
Verhinderung von gewichtsbezogener Diskriminierung im Gesundheitswesen
Handlungsbedarf besteht.

 * 

5. Homeoffice im Gesundheitsministerium

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für das
Homeoffice-Angebot des Bundesgesundheitsministeriums in der
Coronakrise. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen Anfrage
(19/19326) nach den Möglichkeiten und der konkreten Umsetzung der
Heimarbeit in den vergangenen Monaten.

 * 

6. FDP erkundigt sich nach Social Freezing

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Einfrieren unbefruchteter Eizellen ohne
medizinische Indikation, dem sogenannten Social Freezing, befasst sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18970). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung wissen, ob das Angebot an Einrichtungen
für Kinderwunschbehandlungen ausreichend ist.

 * 
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BUNDESTAG/9895: Heute im Bundestag Nr. 588 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 588

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.17 Uhr

1. Deutsches Zentrum Mobilität der Zukunft

2. Rollende Landstraße nicht wirtschaftlich

3. Glasfaserinternet in Niedersachsen

4. Dauer von Eisenbahnunfalluntersuchungen

5. Bahnstrecke Hamburg-Lübeck-Puttgarden



1. Deutsches Zentrum Mobilität der Zukunft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit dem Deutschen Zentrum Mobilität der Zukunft
beabsichtigt das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) einen Ort zu schaffen, "an dem die Mobilität von
Morgen neu gedacht und entwickelt wird." Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/19278) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/18787) hervor. Das Zentrum solle auf Basis
neuer technologischer Möglichkeiten Antworten darauf finden, wie sich
Menschen fortbewegen und Waren transportiert werden können, schreibt
die Regierung. Das Deutsche Zentrum Mobilität der Zukunft solle den
notwendigen Freiraum schaffen, "um kreativ, querdenkend,
interdisziplinär und innovativ zukunftsweisende Mobilitätskonzepte zu
erdenken (Denkfabrik), zu entwickeln (Entwicklungszentren) und in der
Praxis unmittelbar zu erproben (Praxiscampus)".

Die wissenschaftliche Anbindung soll der Vorlage zufolge über
Kooperationen mit Hochschulen und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen erfolgen. Eine enge Zusammenarbeit mit der
Industrie soll über gemeinsame Forschungs- und Innovationsvorhaben
anwendungsnahe Entwicklungsaktivitäten starten, die bis zur Marktreife
erprobt werden und bis zur Unterstützung der Gründung von neuen
Unternehmen reichen. Einrichtungen und Institutionen an anderen
Standorten in Deutschland würden künftig Teil dieser breiten
Kooperation sein, heißt es weiter. Entwicklungsschwerpunkte seien
unter anderem Wasserstofftechnologien, synthetische Kraftstoffe,
innovative Logistikkonzepte und vor allem auch digitale,
plattformbasierte Mobilitätskonzepte.

Auf Nachfragen zur Auswahl des Standortes München teilt die Regierung
mit: "Es liegt kein vergaberechtlich relevanter Vorgang bei der
Standortfestlegung oder eine Pflicht zur Durchführung eines
wettbewerblichen Verfahrens vor." Die unmittelbare Nähe zum digitalen
Testfeld entlang der Bundesautobahn A 9 sowie zur Internationalen
Automobil-Ausstellung seien Faktoren für die Metropolregion München
als Standort der Zentrale des Deutschen Zentrums Mobilität der
Zukunft, gewesen, heißt es weiter.

 * 

2. Rollende Landstraße nicht wirtschaftlich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die sogenannte "Rollende Landstraße" (RoLa), bei der
komplette Lkw und Sattelzüge per Bahn transportiert werden, ist aus
Sicht der Bundesregierung "eine vergleichsweise teure Beförderungsart,
die sich nur auf speziellen Relationen rechnet". Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/19103) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/18804) hervor. Im Rahmen der "Task Force RoLa" seien
konkrete Maßnahmen zur Wiedereinführung der RoLa auf der Strecke
zwischen Regensburg und Wörgl und damit insgesamt eine Stärkung der
RoLa auf der Brennerachse geprüft worden, heißt es. Die Task Force
habe aber eine deutlich fehlende Wirtschaftlichkeit für die geprüfte
Strecke Regensburg - Wörgl festgestellt, obwohl sogar zusätzliche
staatliche Betriebszuschüsse in EU-rechtlich zulässiger Höhe
unterstellt wurden, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Glasfaserinternet in Niedersachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Anzahl der Haushalte in Niedersachsen, die über
Glasfaserinternet (Glasfaserausbauweisen, bei denen die Fiberleitungen
direkt bis zum Haus oder Modem des Endkunden führen; FTTH
beziehungsweise FTTB) verfügen, hat sich von 283.000 im Jahr 2018 (7,2
Prozent aller Haushalte) auf 432.000 im Jahr 2019 (10,87 Prozent)
erhöht. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/19111) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18847)
hervor.

Die Verfügbarkeit von FTTH/FTTB bei Schulen stieg den Angaben zufolge
von 82 im Jahr 2018 (2,64 Prozent aller Schulen) auf 206 Schulen im
Jahr 2019 (6,66 Prozent). Bei den Gewerbegebieten stieg der versorgte
Anteil von 321 im Jahr 2018 (6,36 Prozent) auf 789 im Jahr 2019 (15,63
Prozent). Von 197 Krankenhäusern in Niedersachsen waren der Antwort
zufolge im Jahr 2018 sechs und in 2019 zehn mit Glasfaserinternet
versorgt.

 * 

4. Dauer von Eisenbahnunfalluntersuchungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Dauer von Eisenbahnunfalluntersuchungen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19342).
Aus Sicht der Abgeordneten kommt die zuständige Bundesstelle für
Eisenbahnunfalluntersuchung (BEU) ihren Aufklärungspflichten zusehends
nicht mehr fristgerecht nach. Auf der ersten Ebene verzögere sich die
Freigabe der Strecke. Selbst bei kleineren Unfällen ohne
Personenschäden, wie der Flankenfahrt in Würzburg am 16. Februar 2020,
sei die Strecke für drei Tage gesperrt gewesen. Auf der zweiten Ebene
verzögerten sich die abschließenden Untersuchungsberichte und
überschritten die eindeutigen EU-Vorgaben.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, worauf sie die steigende Zahl
"nicht fristgerechter Berichte" der BEU zurückführt. Wissen wollen die
Liberalen auch, welche Maßnahmen von Seiten der BEU in den vergangenen
Jahren unternommen wurden, um die Bearbeitungszeit von
Untersuchungsberichten zu verkürzen.

 * 

5. Bahnstrecke Hamburg-Lübeck-Puttgarden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Ausbau beziehungsweise Neubau der Bahnstrecke
Hamburg - Lübeck - Puttgarden (Maßnahme ABS/NBS Hamburg - Lübeck -
Puttgarden Hinterlandanbindung Feste Fehmarnbeltquerung) dient laut
Bundesregierung der Zu- und Abführung der prognostizierten stark
wachsenden Schienenverkehre nach Fertigstellung des Tunnels der Festen
Fehmarnbeltquerung in der Region. Das geht aus dem "Bericht über das
Ergebnis der Vorplanung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zur
Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg - Lübeck - Puttgarden" hervor, der
als Unterrichtung durch die Bundesregierung (19/19500) vorliegt.
Vorgesehen sei der zweigleisige Ausbau zwischen Bad Schwartau und
Puttgarden mit einer Streckenlänge von 88 Kilometern (55 Kilometer
Neubau) sowie die Elektrifizierung zwischen Lübeck und Puttgarden.

Das Land Schleswig-Holstein habe von 2010 bis 2014 ein
Raumordnungsverfahren (ROV) nach Paragraf 14 des
Landesplanungsgesetzes durchgeführt, heißt es in der Vorlage. Der
Lösungsvorschlag des ROV sei in der weiteren Planung vor allem im
Hinblick auf Umweltverträglichkeitsbelange optimiert worden und bilde
die vorgelegte Vorzugsvariante. Diese diene der Erreichung des
Projektziels und erfülle - vorbehaltlich der Ergebnisse der
Planfeststellungsverfahren - die gesetzlichen Anforderungen an die
Umweltverträglichkeit "vollumfänglich".

Aufgrund des maßvollen Umgangs mit Forderungen aus der Region geht das
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) der Vorlage zufolge davon aus, "dass mit der
Vorzugsvariante der zuwendungsrechtlich geforderte Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gewahrt wird". Der Projektbeirat
erhebe zusätzliche Forderungen zur Vorzugsvariante, "die über die
gesetzlichen Regelungen hinausgehen und folglich in der
Vorzugsvariante nicht berücksichtigt werden konnten", heißt es in dem
Bericht. Die Forderungen bezögen sich im Wesentlichen auf Maßnahmen
entlang der Strecke zu einer weitergehenden Lärmminderung, die das
gesetzlich normierte Maß "deutlich übersteigt".

Sollten diese Forderungen im Zuge der Projektrealisierung umgesetzt
werden, würde dies laut EBA zu erheblichen Mehrkosten, einer damit
verbundenen Verringerung des Nutzen-Kosten-Faktors und einer
Verlängerung der Bauzeit von bis zu sieben Jahren führen. Unter
Berücksichtigung wirtschaftlicher und gesetzlicher Aspekte könnten die
zusätzlichen Forderungen der Region nicht zur Umsetzung empfohlen
werden. "Die Empfehlung lautet daher, die zuvor beschriebene
Vorzugsvariante der DB Netz AG für die weiteren Planungen zu Grunde zu
legen", heißt es in der Unterrichtung.

 * 
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BUNDESTAG/9894: Heute im Bundestag Nr. 587 - 09.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 587

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juni 2020, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Motivlage für Anschlag von Hanau

2. Auswirkungen des Green Deals

3. IS-Gefangene in Nord- und Ostsyrien

4. Eskalation im Nordwesten Syriens

5. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik



1. Motivlage für Anschlag von Hanau

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Motivlage für den Anschlag von Hanau von Februar
dieses Jahres ist Gegenstand der Antwort der Bundesregierung
(19/19725) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/19300). Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 29. Mai ausführt, bestehen
ungeachtet der Tatsache, dass die Ermittlungen noch nicht
abgeschlossen sind und daher ein Abschlussbericht des
Bundeskriminalamts nicht vorliegt, für den Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof "auf der Basis der bereits vorliegenden Erkenntnisse
keine vernünftigen Zweifel an der Tatsache, dass der Anschlag von
Hanau aus rassistischen, rechtsextremen Beweggründen geplant,
vorbereitet und durchgeführt" wurde. "Weitere persönliche
Dispositionen und Motivationen des Tatverdächtigen vermögen an dieser
Bewertung nichts zu ändern", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Auswirkungen des Green Deals

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion will wissen, wie die
Bundesregierung die ökonomischen Auswirkungen des European Green Deals
auf die deutsche Volkswirtschaft einschätzt. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/19645) danach, ob die Regierung mit
Verlusten oder dem Hinzugewinn von Arbeitsplätzen rechnet. Weiter
möchten die Abgeordneten wissen, welche Kenntnisse über den
Finanzierungsplan vorliegen.

 * 

3. IS-Gefangene in Nord- und Ostsyrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Umgang mit gefangenen Mitgliedern des
"Islamischen Staates" in Syrien thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/19704). Die Bundesregierung soll unter
anderem Angaben machen zur Zahl der inhaftierten IS-Mitglieder und den
deutschen Staatsbürgern unter ihnen sowie zur Situation in
Gefängnissen und Lagern in Nord- und Ostsyrien.

 * 

4. Eskalation im Nordwesten Syriens

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um Kampfhandlungen zwischen syrischen und russischen
Truppen einerseits und türkischen Truppen sowie islamistischen Gruppen
im Nordwesten Syriens andererseits geht es in einer Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion (19/19668). Wie die Abgeordneten darin schreiben, sei
das Ziel der verbündeten Syrer und Russen die Zurückeroberung des
gesamten, türkisch besetzten Territoriums mit den Städten Idlib und
Aleppo sowie die Wiederherstellung der uneingeschränkten Souveränität
Assads und die Vertreibung islamischer Milizen. Die Bundesregierung
soll unter anderem mitteilen, wie sie die Möglichkeit bewertet, dem
"Abkommen von Sotschi" Geltung zu verschaffen und dieses als Grundlage
für eine Befriedung der Region zu nehmen und welche Alternativen sie
derzeit sieht, um eine Friedensregelung an der Nordwest-Grenze Syriens
zu erreichen.

 * 

5. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Über die Interparlamentarische Konferenz für die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungspolitik im März dieses Jahres in Zagreb
informiert die deutsche Delegation in einer Unterrichtung (19/19425).
Demzufolge waren eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik, die
EU-Beitrittsperspektiven für die Westbalkanländer und die Situation
der Flüchtlinge an der türkisch-griechischen Grenze Themen der
Sitzung; in einer Dringlichkeitsdebatte sei zudem über die Situation
in Libyen und Syrien diskutiert worden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2041: Regierungspressekonferenz vom 8. Juni 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 8. Juni 2020

Regierungspressekonferenz vom 8. Juni 2020

Themen: Aufhebung des Importverbots für Produkte aus Serbien durch
den neuen Ministerpräsidenten der Republik Kosovo, zusätzliche
Kabinettssitzung in dieser Woche, Reise des Bundesaußenministers nach
Israel und Jordanien, COVID-19-Pandemie (Demonstrationen gegen Rassismus
unter häufiger Missachtung der Abstandsregeln, Verhalten der Polizei bei
diesen Demonstrationen, Corona-Warn-App), Medienberichte über eine
Reduzierung der Zahl der in Deutschland stationierten US-Soldaten,
G7-Gipfeltreffen, Nord Stream 2, Initiative des ägyptischen
Staatspräsidenten zur Befriedung Libyens, Strompreise, Rassismus in den
USA, Aufarbeitung der deutschen Kolonialverbrechen mit Namibias Regierung,
Erhöhung der Bezüge der Mitglieder der Bundesregierung, geplante Senkung
der Mehrwertsteuer


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Wogatzki (BMF), Grünewälder
(BMI), Collatz (BMVg), Eichler (BMWi), Ewald (BMG), Krüger (BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Ich habe zwei Dinge, die ich vorweg bekanntgeben möchte.

Das Eine betrifft die Beziehung zwischen Kosovo und Serbien. Die
Bundesregierung begrüßt, dass die neue Regierung der Republik Kosovo unter
Ministerpräsident Hoti beschlossen hat, die sogenannten reziproken
Beschränkungen für die Einfuhr von Produkten aus Serbien aufzuheben. Damit
entfällt eines der Haupthindernisse für die Wiederaufnahme des
Normalisierungsdialogs, den die EU ja vermittelt. Nun ist es wichtig, dass
unter Führung des Hohen Vertreters Josep Borrell und des
EU-Sonderbeauftragten Miroslav Lajcak Serbien und Kosovo an den
Verhandlungstisch zurückkehren, um auf eine umfassende Normalisierung der
Beziehungen ihrer beiden Staaten hinzuarbeiten. Diese Bemühungen des
Auswärtigen Dienstes, besonders des Sonderbeauftragten Lajcak, wird die
Bundesregierung natürlich auch aktiv unterstützen.

Dann wollte ich noch einen Terminhinweis für diese Woche geben.

Neben der regulären Kabinettssitzung am Mittwoch wird es zur Umsetzung der
Ergebnisse des Koalitionsausschusses vom 3. Juni an diesem Freitag, den 12.
Juni, eine weitere Kabinettssitzung um 9.30 Uhr geben.

Burger: Ich habe Ihnen heute eine Reise des Außenministers anzukündigen,
und zwar seine erste außerhalb von Europa seit Beginn der Coronakrise.

Am Mittwoch wird Außenminister Maas nach Israel und nach Jordanien fliegen.
In Israel hat die neue Regierung erst im Mai ihr Amt angetreten. Das ist
jetzt die erste Gelegenheit zu einem persönlichen und intensiven Austausch
mit dieser neuen israelischen Regierung. Wir freuen uns deshalb sehr, dass
es trotz der ungewöhnlichen Umstände so schnell möglich ist und wir die
ersten europäischen Besucher nach Ausbruch der Coronapandemie in Israel
sind.

Deutschland und Israel haben sich auch während der Pandemie eng
ausgetauscht und zum Beispiel im Rahmen der Rückholaktionen eng kooperiert.
Das zeigt: Deutschland und Israel haben außerordentlich enge und breit
gefächerte Beziehungen, und nach mehr als anderthalb Jahren - so lange ist
der letzte Besuch von Außenminister Maas in Israel her - gibt es auch viel
zu besprechen. Daher wird es in Gesprächen von Außenminister Maas vor Ort
um die gesamte Bandbreite der bilateralen und regionalen Themen gehen,
darunter natürlich auch um die Zukunft des Nahost-Friedensprozesses.

Außenminister Maas wird vor Ort mit dem neuen israelischen Außenminister
Gabi Aschkenasi sowie mit dem israelischen Premierminister Benjamin
Netanjahu und dem alternierenden Premierminister Benny Gantz
zusammentreffen.

In Jordanien trifft Außenminister Maas mit dem jordanischen Außenminister
Ayman Safadi zusammen. Jordanien und Deutschland arbeiten bei einer
Vielfalt von regionalen und internationalen Themen eng zusammen. Jordanien
kommt zudem im Nahostfriedensprozess als Nachbarland und als Hüter der
heiligen muslimischen Stätten in Jerusalem eine besondere Rolle zu.

Wir sind mit der palästinensischen Seite zudem im Gespräch über eine
Videokonferenz von Außenminister Maas und seinem jordanischen Amtskollegen
mit dem palästinensischen Premierminister Schtajjeh zu den letzten
Entwicklungen im Nahostdossier.

Frage: Diese neue Regierung ist ja mit sehr knapper Mehrheit gewählt
worden. Deutschland und Frankreich versuchen derzeit aktiv, den Dialog
zwischen Kosovo und Serbien zu unterstützen. Wie beurteilen Sie die
Fähigkeit der jetzigen Regierung, das Kosovo durch die Verhandlungen mit
Serbien zu führen?

Zweite Frage. Die letzte Regierungskrise ist ja aufgrund einer etwas
undiplomatischen Einmischung des US-amerikanischen Botschafters Grenell
entstanden. Gibt es inzwischen Versuche, die Haltung der EU und der USA
bezüglich Kosovo zu koordinieren, und werden die EU und die USA auch in
Zukunft um den größten Einfluss im Kosovo wetteifern?

Burger: Ich hatte dazu am Freitag hier schon kurz ausgeführt, dass sich die
Bundesregierung natürlich auf die Zusammenarbeit mit der neuen Regierung
des Kosovo freut und wir mit dieser Regierung eng zusammenarbeiten wollen.
Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass diese Regierung vor allem die
ambitionierte Rechtsstaatsagenda der Vorgängerregierung sowie den Kampf
gegen Korruption und organisierte Kriminalität konsequent fortsetzt, auch
als Schlüsselfaktor für die weitere Heranführung des Landes an die EU und
an die wirtschaftliche Entwicklung.

Herr Seibert hat in seinen Ausführungen ja schon die Bedeutung des von der
EU geleiteten Normalisierungsdialogs zwischen Serbien und Kosovo
herausgestellt. Das ist aus unserer Sicht wirklich der Schlüssel zur
nachhaltigen Verbesserung der Stabilität in der Region und für eine weitere
Annäherung beider Länder an die EU. Denn aus unserer Sicht ist die
Perspektive sowohl von Kosovo als auch von Serbien klar in Europa.
Natürlich stimmen wir uns in unseren Bemühungen mit unseren Partnern, auch
mit den amerikanischen Partnern, ab.

Frage: Herr Burger, noch einmal zum Thema Kosovo. Vielleicht können Sie uns
noch einmal - das ist ja eben schon angesprochen worden - eine Einschätzung
über die diplomatischen Bemühungen der US-Regierung und vor allem des
früheren US-Botschafters abgeben, wie hilfreich oder schädlich sie
eigentlich für diesen Prozess gewesen sind. Denn die Amerikaner hatten ja
eine Zeitlang einen Landtausch zwischen Serbien und Kosovo ins Gespräch
gebracht, den ja die Bundesregierung abgelehnt hatte. Glauben Sie, das ist
jetzt überwunden? Hat das den Weg für die von Ihnen erwähnte Annäherung
beider Länder an die EU freigemacht?

Burger: Ich kann nur noch einmal hervorheben, dass aus unserer Sicht der
entscheidende Prozess der von der EU vermittelte Normalisierungsdialog
zwischen Serbien und Kosovo ist. Er ist eben nicht zufällig institutionell
so angelegt, wie er zwischen der EU, Serbien und Kosovo angelegt ist. Aus
unserer Sicht ist die europäische Perspektive des Westbalkans ein ganz
entscheidendes Element für die Stabilitätsperspektive in der Region und
auch für die Perspektive beider Länder, für Wohlstand und wirtschaftliche
Entwicklung. Insofern gilt unsere Unterstützung. Wir haben uns schon im
Vorfeld der Ernennung des EU-Sonderbeauftragten Miroslav Lajcak intensiv
dafür eingesetzt.

Frage: Eine ganz allgemeine Verständnisfrage: Der Status des Kosovo gilt ja
immer noch als umstritten. Kosovo ist ja nach wie vor nicht Mitglied der
Vereinten Nationen. Da würde mich einfach interessieren: Wie bewertet denn
aktuell das Auswärtige Amt den Status des Kosovo aus völkerrechtlicher
Perspektive?

Burger: Wir haben mit dem Kosovo diplomatische Beziehungen.

Zusatzfrage: Wie ich schon ausgeführt habe, ist der Kosovo zum Beispiel
nicht Mitglied der Vereinten Nationen. Es gibt ja sonst nur wenige
Nationen, mit denen Deutschland in Kontakt steht, die nicht von der UN
anerkannt sind. Deswegen wollte ich einfach nur wissen, wie das Auswärtige
Amt - - -

Burger: Genau. Sie haben ja nach der Auffassung der Bundesregierung
gefragt, und die Auffassung der Bundesregierung ist, dass der Kosovo ein
unabhängiger Staat ist und wir mit ihm voll umfängliche diplomatische
Beziehungen pflegen. Teil dessen, was Ziel des Normalisierungsdialogs
zwischen Serbien und Kosovo ist, ist natürlich, dass es in dieser Hinsicht
eine größere internationale Einigkeit geben soll.

Frage: Eine ganz kurze Nachfrage, weil es immer wieder hochkommt. Sind denn
dem Auswärtigen Amt oder der Bundesregierung diese angeblichen
Landtauschpläne bekannt, von denen immer gesprochen wird, dass also die
US-Regierung oder Herr Grenell angeblich versucht hätten, einen Landtausch
zwischen Serbien und Kosovo hinzubekommen? Gab es diese? Oder geistern sie
nur immer durch die Gegend?

Burger: Ich sehe mich jetzt nicht als denjenigen berufen, der hier über
mögliche Pläne der USA, die existieren oder nicht existieren, Auskunft
gibt. Ich glaube, das müssten Sie bei den amerikanischen Stellen erfragen.

Zusatzfrage: Ob sie Ihnen bekannt waren, wissen Sie doch?

Burger: Es ist darüber jedenfalls öffentlich diskutiert worden. Es ist ja
auch keine ganz neue Diskussion. Ich glaube, wir haben unsere Auffassung zu
solchen Vorstellungen hier in der Vergangenheit sehr deutlich gemacht.

Frage: Herr Seibert, ich hätte ganz gern nachgefragt, was genau auf der
Kabinettssitzung als Thema steht. Ist das nur die Mehrwertsteuerumsetzung
zum 01.07., oder sollen dort auch noch weitere Themen behandelt werden?
Können Sie etwas zu den weiteren Schritten der Verabschiedung dieses
Gesetzes sagen? Gibt es auch mit dem Bundestag und mit dem Bundesrat schon
eine Verständigung, wie das Gesetzespaket oder nur dieses eine Gesetz zur
Mehrwertsteuer durchgebracht werden soll?

StS Seibert: Die Ressorts haben ja jetzt kurzfristig die Aufgabe, die
zahlreichen gesetzlichen Regelungen umzusetzen oder zu erarbeiten, die
notwendig sind, um die Beschlüsse des Koalitionsausschusses umzusetzen. Wie
sich das auf die kommenden Kabinettssitzungen verteilt, kann ich Ihnen
heute, am Montagvormittag, noch nicht sagen. Das wird sich wie immer kurz
vor der betreffenden Kabinettssitzung herausstellen. Jedenfalls gibt es in
vielen Ressorts eine Arbeit mit großer Intensität. Denn Sie wissen: 57
Punkte hat das Konjunktur- und Zukunftsprogramm. Da ist viel auf breiter
Front zu erarbeiten.

Wogatzki: Ich würde mich den Worten des Regierungssprechers anschließen. Es
ist ja ganz klar, dass das eine ganze Latte von Maßnahmen ist, die
umgesetzt werden. Es betreffen auch viele das Bundesministerium der
Finanzen. Sie können sicher sein, dass wir mit Nachdruck daran arbeiten,
dass wir viele der Punkte ganz zeitnah umsetzen können. Sicherlich ist der
Kabinettstermin am Freitag eine Wegmarke dafür.

Zusatzfrage: Ich hatte ja auch nach der Abstimmung mit Bundestag und
Bundesrat gefragt. Gibt es schon eine Verständigung, wann die weiteren
Schritte erfolgen sollen?

Wogatzki: Es gibt sicherlich interne Planungen, die ich jetzt hier aber
noch nicht offenlegen werde.

Frage: Bundesminister Scholz beziffert den Umfang des Konjunkturpaketes mit
130 Milliarden Euro. Die zentrale Datenstelle der Länder, die alle Punkte
des Ergebnispapiers aufaddiert hat, kommt auf 167 Milliarden Euro. Wie
kommt es zu dem Unterschied, und was rechnet Herr Scholz gegebenenfalls
heraus?

Wogatzki: Wie Sie wissen, haben sich die Koalitionsspitzen ja am 3. Juni
auf ein Eckpunktepapier geeinigt. Das enthält zum einen das
Konjunkturpaket, um Deutschland wieder schnell auf einen nachhaltigen
Wachstumspfad zurückzubringen. Gleichzeitig wurde ein Zukunftspaket
geschnürt, damit Deutschland gestärkt aus der Krise hervorgeht. Die Mittel
für das Konjunkturpaket wurden mit 130 Milliarden Euro beziffert. Das gilt
für 2020 bis 2021.

Wie üblich - das hatte ich ja gerade schon gesagt - arbeiten wir nach
Vereinbarung der Koalition mit Nachdruck an der Umsetzung. Die
entsprechenden Umsetzungsvorschläge, hinterlegt mit Zahlen, werden wir
Ihnen so bald ... (akustisch unverständlich).

Frage: Ist es Ziel der Bundesregierung, schon kurzfristig wieder zur
schwarzen Null zurückzukehren?

Wogatzki: Bundesfinanzminister Scholz hat sich häufig dazu geäußert, dass
es eine gute Politik ist, wenn man in Zeiten, in denen es einem gutgeht,
etwas spart, und man in Zeiten, in denen es nicht so gut läuft,
Konjunkturimpulse setzt. Dieser Grundsatz wird auch das Handeln seiner
weiteren Politik prägen.

Frage: Ist daran gedacht, durch Reduzierung der Mehrwertsteuer auf Getränke
auch die zahlreichen Clubs zu unterstützen?

Wogatzki: Sie kennen die Koalitionsbeschlüsse. Wir setzen die
Koalitionsbeschlüsse um.

Sie sprechen jetzt wahrscheinlich eher das Rettungspaket an, das erste
Corona-Steuerhilfegesetz. Da ist ganz klar in Umsetzung der
Koalitionsbeschlüsse die Reduktion der Mehrwertsteuer auf die Speisen
beschränkt, wobei man natürlich sagen muss, dass die generelle Reduktion
auch für die Getränke gelten wird.

Frage (zur Reise des Bundesaußenministers nach Israel): Ich würde gerne
wissen, welche Druckmittel der Außenminister im Rucksack hat, um in Israel
die israelische Seite von der völkerrechtswidrigen Annexion von Teilen des
Westjordanlands abzubringen. Wird er Mahnungen, Appelle, Forderungen
vortragen?

Burger: Was die Themen dieses Besuchs sind und dass sie sehr breit
aufgestellt sind, habe ich in meiner Reiseankündigung dargestellt. Das
Thema, das Sie ansprechen, ist natürlich eines, was in Israel zurzeit
diskutiert wird. Ich glaube, man verrät nicht zu viel, wenn man sagt, dass
das sicherlich auch Teil der Gespräche sein wird.

Ich will im Übrigen den Gesprächen jetzt aber nicht weiter vorgreifen. Ich
glaube, wir haben hier in den letzten Wochen ausführlich unsere Position
zur Annexionsfrage dargestellt. Diese hat sich seither nicht verändert.

Zusatzfrage: Die Position ist ja klar. Es geht ja darum, dass Deutschland
freundschaftlichen Kontakt zur israelischen Regierung hat. Man ist enger
Partner. Man will ja nicht, dass annektiert wird. Wie versucht der
Außenminister vor Ort, die israelische Seite davon abzubringen?

Burger: Wie gesagt, ich möchte jetzt den Gesprächen im Einzelnen nicht
weiter vorgreifen. Wie wir dieser Frage insgesamt gegenüberstehen, haben
hier, glaube ich, vorletzte Woche Herr Seibert und Frau Adebahr ausführlich
dargestellt.

Frage: Herr Burger, ich möchte noch einmal die Frage des Kollegen
aufgreifen. Wie besorgt ist die Bundesregierung über diese Annexionspläne?

Muss Israel irgendwelche Konsequenzen fürchten, oder würden Sie diese
völkerrechtswidrige Aktion, wie so viele andere Aktionen Israels,
tolerieren?

Burger: Ich darf auf die Regierungspressekonferenz vom 29. Mai verweisen,
wo all diese Fragen ausführlich besprochen wurden. Seither gibt es, wie
gesagt, dazu keine neue Haltung.

Frage: Herr Burger, die Durchführung solcher Reisen hat ja immer
symbolischen Wert. Wenn ich das richtig verstehe, wird der Außenminister
nicht in die besetzten und demnächst eventuell annektierten Gebiete reisen,
sondern es wird wohl probiert, eine Videokonferenz durchzuführen. Warum
verzichtet man auf einen physischen Besuch?

Burger: Wir stehen mit der palästinensischen Führung in einem engen
Austausch. Der Außenminister hat sich vor Kurzem auch erst mit dem
palästinensischen Premierminister im Rahmen des deutsch-palästinensischen
Lenkungsausschusses ausgetauscht. Es ist nun aber so, dass wir in
besonderen Zeiten unter besonders erschwerten Bedingungen durch die
Coronapandemie reisen. Vor diesem Hintergrund ist dieses Mal die Reiseroute
zu erklären.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass Sie konkret befürchten, dass die
Ansteckungs- und Infektionsgefahr in den besetzten Gebieten höher ist als
in den anderen Reisezielen? Das wäre ja eigentlich der alleinige Grund,
warum man auf einen physischen Besuch verzichtet, wenn man sowieso in der
Region ist.

Burger: Das Gespräch mit der palästinensischen Seite ist uns wichtig.
Deswegen versuchen wir, diesen Kontakt während der Reise und im Rahmen der
Reise von Jordanien zu ermöglichen.

Wie gesagt, die besonderen Einschränkungen, die wir alle im Rahmen der
Maßnahmen, die es in jedem einzelnen Land zur Coronaprävention gibt,
kennengelernt haben, bedingen es in diesem Fall, dass die Reiseroute so
verläuft, wie sie verläuft.

Zusatzfrage: Entschuldigung, wenn ich nachfrage. Meine Frage ist nicht
beantwortet. Haben Sie konkrete Hinweise oder Befürchtungen, dass ein
erhöhtes Infektionsrisiko bei einem physischen Besuch in den besetzten
Gebieten besteht?

Burger: Ich fürchte, ich kann nur noch einmal wiederholen, dass
Reisebeschränkungen, die ja in vielen Ländern bestehen, die Grenzmaßnahmen
und die besondere Auflagen, die zum Infektionsschutz in verschiedenen
Ländern zu erfüllen sind, dieses Mal dazu führen, dass die Reise so gelegt
wird, wie sie gelegt wird. Es ist uns, wie gesagt, sehr wichtig, dass das
Gespräch mit der palästinensischen Seite auch im Rahmen dieser Reise
stattfinden kann.

Frage: Ist das eine Entscheidung, die auf Ihren Erkenntnissen zur
Coronapandemie basiert? In den besetzten Gebieten ist die Pandemie ja nicht
so sehr ausgeprägt wie auf der israelischen Seite. Oder hat Ihnen die
palästinensische Seite davon abgeraten?

Können Sie Angaben zum Reisetross des Ministers machen? Wer wird ihn
begleiten?

Herr Seibert, hat sich die Kanzlerin mittlerweile in den Prozess
eingeschaltet, um die Annexion zu verhindern?

Burger: Was die Delegation angeht, kann ich Ihnen sagen, dass die
Delegation aus Gründen, die mit der Coronapandemie und den Maßnahmen, die
überall auf der Welt getroffen werden, um das Infektionsrisiko zu
minimieren, minimiert ist. Das heißt, der Außenminister wird nur von einer
Kerndelegation begleitet.

Zuruf: Wer ist das?

Burger: Das sind seine wichtigsten Berater.

Ansonsten habe ich, was die epidemiologische Einschätzung zur Lage in
beiden Gebieten angeht, nichts weiter hinzuzufügen.

StS Seibert: Ich kann nur sagen: Es ist gut, dass der Außenminister nach
Israel reist, um dort das erste ausführliche Gespräch mit der neuen
Regierung zu führen. Das entspricht der Bedeutung der deutsch-israelischen
Beziehungen. Die Haltung der Bundesregierung zu gerade auch den kritischen
Themen wird er dort natürlich vorbringen, so wie wir sie hier ja auch schon
mehrfach öffentlich vorgetragen haben.

Es entspricht der deutsch-israelischen Freundschaft und der Tiefe unserer
Beziehungen, dass bei diesen Gesprächen Offenheit herrscht und dass man da,
wo es Meinungsverschiedenheiten gibt, offen miteinander spricht, weil die
Israelis wissen, dass wir unsere Haltung auf der Basis eines ganz klaren
Eintretens für Israels Sicherheit und Israels Staatlichkeit vertreten.

Frage: Mich würde interessieren, ob die Palästinensische Autonomiebehörde
in irgendeiner Form artikuliert hat, ob sie einen direkten Besuch von Herrn
Maas vorzieht.

Burger: Ich habe ja gesagt, dass wir mit der palästinensischen Führung in
einem engen Austausch stehen. Mehr kann ich zu diesem Zeitpunkt noch nicht
sagen.

Frage: Die israelische Seite will bestimmt das Thema Iran thematisieren.
Wie reagiert die deutsche Regierung auf den letzten Bericht der
Internationalen Atomenergiebehörde, wonach der Iran die internationale
Vereinbarung sehr stark verletzt?

Burger: Ohne den Gesprächen des Außenministers in Israel vorgreifen zu
wollen, kann ich Ihnen sagen, dass der Quartalsbericht der IAEO, der am
Freitag erschienen ist, zeigt, dass Iran weiter systematisch seine
Verpflichtungen aus dem JCPOA verletzt. Darüber sind wir sehr besorgt. Wir
rufen Iran auf, wieder voll umfänglich zur Einhaltung seiner
Verpflichtungen zurückzukehren.

Besonders besorgt macht uns die hohe Menge von niedrig angereichertem Uran
und die fortlaufenden iranischen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten mit
fortschrittlichen Zentrifugen. Wir sind weiter auf allen Ebenen und in
unterschiedlichen Formaten in intensiven Gesprächen mit allen Partnern der
Wiener Nuklearvereinbarung, um zu einer Lösung in diesen Fragen zu kommen.
Mit diesem Thema hat sich ja auch die letzte Joint Commission befasst.

Frage: Herr Seibert, wir haben am Wochenende große Demonstrationen in
mehreren deutschen Städten gegen Rassismus gesehen, allerdings weitgehend
ohne Einhaltung von Auflagen und vor allem von Abstandsregelungen. Was sagt
die Kanzlerin angesichts solcher Bilder, die auch begründet worden sind,
jetzt noch den Menschen, die wegen der Coronaregeln landesweit um ihre
Existenz fürchten oder die ihre Kinder nicht in Schulen und Kitas bringen
können?

StS Seibert: Sprechen wir also über diese Demonstrationen. Es ist gut, wenn
auch in Deutschland Menschen mit einem klaren Bekenntnis gegen Rassismus
auf die Straßen gehen. Dem Rassismus müssen wir uns überall
entgegenstellen, auch hier bei uns.

Die Bilder, die dabei am Wochenende zum Teil herauskamen, waren aber nicht
gut. Es muss beides möglich sein: friedlich demonstrieren, was ein
Grundrecht ist, und die Regeln einhalten, und zwar die Regeln, die uns
Schutz und Sicherheit in der Coronaepidemie geben.

Es muss also möglich sein, auch auf solchen Veranstaltungen Masken zu
tragen und den Mindestabstand von 1,50 Meter einzuhalten. Davon war bei
vielen Demonstranten nicht viel zu sehen - da haben Sie recht -, und damit
haben sie für sich und andere ein großes Risiko herbeigeführt.

Es ist ja so: Leider zeigen uns Ereignisse rund um Gottesdienste,
Familienfeiern und Ähnliches, bei denen die Regeln missachtet werden, wie
schnell es gehen kann, dass die Infektionszahlen lokal hochschnellen und -
Beispiel Schulschließungen in Göttingen - wie sehr das viele andere
Unbeteiligte in Mitleidenschaft zieht. Natürlich ist es ungewohnt, bei
Demonstrationen den Abstand einzuhalten, aber es ist möglich
beziehungsweise Teilnehmer und Organisatoren können das lernen. Sie müssen
es lernen, denn wir wollen natürlich an unserem Ziel festhalten, die
Ausbreitung des Virus weiter auf diesem derzeit niedrigen Niveau zu halten
beziehungsweise dann noch weiter einzudämmen. Das wollen nicht wir
aufgeben.

Zusatzfrage: Heißt das, die Polizei hätte einschreiten müssen?

StS Seibert: Das ist die Grundhaltung zur Frage, wie man friedliches
Demonstrieren und Einhalten der Sicherheitsmaßnahmen und der Hygieneregeln
miteinander verbinden kann. Ich sage: man kann. Man muss das lernen. Daraus
können lokale und regionale Behörden dann ihre Schlüsse ziehen. Das kann
ich hier nicht tun.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem anderen Aspekt dieser Demos. Herr
Seibert, es gab in mehreren Städten Demos mit über 100 000 Teilnehmern. Was
sagen Sie denn zu den Bildern in Sachen Polizeigewalt? In der Hansestadt
Hamburg wurde mit Wasserwerfern und Pfefferspray gegen Jugendliche
vorgegangen; in Berlin gab es zahlreiche Videos, wo zu sehen ist, dass es
zum Teil Auseinandersetzungen zwischen Jugendlichen und der Polizei, aber
auch ganz klare Fälle von ungerechtfertigter Polizeigewalt gab. Wie
bewertet die Kanzlerin das angesichts der aktuellen Thematik, wenn sie das
sieht?

StS Seibert: Das sind Dinge, die sind am besten und eigentlich nur wirklich
zu bewerten sind, wenn man die genauen Ereignisse vor Ort kennt, wenn man
Bilder einordnen kann. Deswegen denke ich, dass solche Fragen an die lokal
Verantwortlichen gerichtet werden müssen. Sie werden ja sicherlich auch an
sie gerichtet.

Zusatzfrage: Hat die Kanzlerin diese Bilder gesehen? Haben Sie die Bilder
gesehen?

Herr Grünewälder, wie bewerten Sie diese Polizeigewalt am Wochenende?

StS Seibert: Ich habe Ihnen meine Antwort dazu gegeben.

Zusatz: Ich weiß jetzt nicht, ob Sie die Bilder gesehen haben.

StS Seibert: Ich weiß nicht einmal, ob wir über die exakt gleichen Bilder
sprechen. Ich habe Bilder gesehen; Sie haben vielleicht auch Bilder
gesehen. Ich glaube, es hat jetzt nicht viel Zweck, einander
entgegenzuhalten, wer welche Bilder gesehen hat.

Sie wissen, dass so etwas im Gesamtgeschehen vor Ort zu beurteilen ist. Da
wird es beurteilt. Solche Videoaufnahmen sind ja oft dazu geeignet, um an
die Verantwortlichen Fragen zu stellen.

Grünewälder: Ich kann mich dem Regierungssprecher hier nur anschließen. Vom
grünen Tisch oder aus Berlin kann man solche Sachen nur sehr schwer und
sehr pauschal so beurteilen, wie Sie das jetzt gerade wollen. Sondern man
muss jeweils vor Ort sehen, in welchen Zusammenhang das Agieren der Polizei
zu stellen ist. Nach dem Eindruck des Bundesinnenministeriums liegt in den
allermeisten Fällen hier ein sehr verantwortungsvolles, deeskalierendes und
verhältnismäßiges Vorgehen der Polizei vor. Wenn das in einzelnen Fällen
nicht der Fall sein sollte, muss man dem nachgehen, und dann muss das
untersucht werden. Dieses ist hier aber nicht die richtige Stelle, um dies
vonseiten der Bundesregierung zu tun, sondern das muss, wie Herr Seibert
richtig sagt, vor Ort bei den jeweiligen Polizeibehörden passieren. Das
geschieht ja auch.

Frage: Hält das Bundesinnenministerium eine unabhängige Stelle zur
Aufarbeitung von Polizeigewalt für sinnvoll?

Grünewälder: Das ist eine Forderung, die schon seit längerer Zeit besteht.
Das Bundesinnenministerium ist skeptisch, was eine zentrale Stelle dieser
Art angeht. Wie Sie wissen, gibt es aufgrund der föderalen Strukturen
sowohl die Bundespolizeibehörden als aber auch Polizeibehörden der Länder.
Für den Bund kann ich sagen, dass es solche Stellen bereits gibt, an die
man sich als Betroffener, aber auch als Polizeibeamter, dem es wichtig ist,
anonyme Hinweise zu geben, wenden kann. Es gibt direkt bei der
Bundespolizei im Rahmen der Leitung eine externe Beschwerdestelle, bei der
es möglich ist, mögliches Fehlverhalten von Bundespolizisten zu melden. Es
gibt aber auch bei der Bundespolizei eine Vertrauensstelle für Beamte,
denen etwas aufgefallen ist und die möchten, dass diese Hinweise anonym
aufgegriffen werden.

Ich kann aber insgesamt dazu sagen, dass die Bundespolizei insgesamt auf
dem Boden des Grundgesetzes steht und im Rahmen der rechtlichen Regelungen
handelt. Sie wissen, dass Artikel 3 auch für die Bundesbehörden Geltung
entfaltet, dass Rassismus, Racial Profiling und ähnliche Dinge nicht
geduldet werden, dass jedem Einzelfall, der auftritt, nachgegangen wird und
dass er aufgeklärt wird. Ich kann für die vergangenen Jahre sagen, dass es
wirklich nur Einzelfälle gab, in denen rassistisches Verhalten der
Bundespolizei vorgeworfen worden ist, sowohl von außen als auch durch
Hinweise von innen. In den letzten acht Jahren waren das nur 25
Verdachtsfälle, die zutage getreten sind und die alle untersucht worden
sind. Zum Teil sind die Verfahren noch anhängig. Es wird aber wirklich
jedem Einzelfall nachgegangen, weil die Bundespolizei und weil die
Sicherheitsbehörden des Bundes solche rassistischen Fälle eben nicht
dulden. Wie gesagt: Das sind Einzelfälle, und jedem Einzelfall wird
nachgegangen.

Frage: Nun haben wir ja die Situation, dass - einfach durch die Verbreitung
von Bildern gerade in den sozialen Netzwerken - eine ganz eigene Dynamik
entsteht, die auch eine politische Wirkung entfaltet. Deswegen interessiert
mich die Frage, wie auch das Bundesinnenministerium damit umgeht, wenn
solche Bilder kursieren und Eindrücke entstehen. Dann reicht es ja nicht,
zu sagen, dass das vor Ort aufgeklärt werden muss.

Ein konkretes Beispiel - ich bin mir sicher, dass Sie das im Ministerium
auch gesehen haben - ist, dass am Alexanderplatz ein junger Mann mit
dunkler Hautfarbe mit erhobenen Händen einen halben Meter vor einer
Polizeikette steht, und auf einmal springt ihn wirklich ein Polizeibeamter
an, springt ihm an den Hals, reißt ihn zu Boden, und dann folgen im
weiteren Verlauf Festnahmeszenen. Ohne einen längeren Kontext zu kennen,
ist diese konkrete Situation verbreitet worden. Die macht weltweit die
Runde. Das beeinträchtigt unweigerlich sehr das Ansehen der deutschen
Polizei. Wie gehen Sie in dieser Dynamik mit der Aufarbeitung einer solchen
Situation um?

Grünewälder: Die entscheidende Stelle in Ihrer Frage war gerade der Satz
"ohne einen längeren Kontext zu kennen". Das ist genau der Punkt. Natürlich
kursieren Bilder im Internet, auf denen Szenen gezeigt werden, die den
Eindruck erwecken, hier sei ein Fehlverhalten zu beobachten. Aber man kennt
den längeren Kontext nicht. Man weiß nicht, was vorher vorgefallen ist. Man
kann auch akustisch nicht jedes Wort hören, das dort gefallen ist. Deswegen
ist es richtig, dass man das vonseiten der Bundesregierung nicht aus der
Ferne beurteilt, sondern dass man sich vor Ort jeden Einzelfall anschaut
und dass geprüft wird, ob hier ein Fehlverhalten festzustellen ist. Das
wird dann verfolgt. Das wird aufgeklärt, in jedem einzelnen Fall; denn die
Bundespolizei und die Sicherheitsbehörden des Bundes - das gilt für die
Länder genauso - dulden, wie gesagt, dulden keinen Rassismus, dulden kein
Racial Profiling, dulden keine Diskriminierung.

Zusatzfrage: Wegen der nun wirklich auch internationalen Dynamik, die da
entsteht, frage ich noch einmal: Gibt es eine Art von Clearingprozess, in
den, auch wenn die Einsatzleitung vor Ort liegt - in diesem Fall in Berlin -
, die Bundesregierung beziehungsweise das BMI aktiv eingebunden sind?

Grünewälder: Ich kann noch einmal darauf hinweisen: Wir haben einen
Föderalismus. Das heißt, die Sicherheitsbehörden vor Ort sind jeweils
selbstständig dafür verantwortlich, solche Fälle aufzuklären. Der Bund ist
verantwortlich - für die Bundesregierung das Bundesinnenministerium -, was
die Sicherheitsbehörden des Bundes, die Bundespolizei und das
Bundeskriminalamt angeht, sofern dort Fälle auffallen. Ich habe Ihnen die
Zahlen gerade genannt. Das sind Einzelfälle, sehr wenige Einzelfälle. Dem
wird nachgegangen. Das wird untersucht. Das wird im Zweifel dann auch
disziplinarisch untersucht. Aber das sind wirklich nur Einzelfälle.

Es wird übrigens auch im Rahmen der Ausbildung der Bundespolizei darauf
geachtet, dass die Bundespolizisten, die ausgebildet werden, für solche
Fälle sensibilisiert werden. In praxisorientierten Trainings und auch in
Rollenspielen werden Szenen durchgespielt, in denen man so etwas erleben
kann, und es werden konkrete Maßnahmen geschult, wie darauf zu reagieren
ist. Das heißt, die Bundespolizisten werden im Rahmen ihrer dreijährigen
Ausbildung sensibilisiert. Das ist länger als in manch anderen Ländern,
auch über den Atlantik hinaus. Insofern ist die Bundespolizei hierauf gut
vorbereitet, und es sind nur Einzelfälle, über die wir hier reden.

Frage: War die Bundespolizei bei irgendwelchen dieser Demos im Einsatz?

Herr Seibert, war irgendein Mitglied der Bundesregierung auf einer dieser
Demos?

Grünewälder: Die Bundespolizei war meines Wissens nicht beteiligt. Das
müsste ich aber gegebenenfalls nachreichen.

StS Seibert: Ich kann das nicht beantworten. Ich weiß nicht, ob ein
Mitglied der Bundesregierung auf einer dieser Demos war. Ich habe von
keinem gehört.

Zusatzfrage: Gibt es irgendein Ministerium, das uns das sagen kann?

Frage: Ich habe noch eine Frage zum angedrohten US-Truppenabzug. Es ist ja
jetzt schon ein bisschen her, dass es Berichte aus Washington gab, nach
denen Donald Trump das plane. Hat die Regierung, Herr Seibert oder Herr
Burger, in irgendeiner Form mit Washington Kontakt aufgenommen, um
herauszubekommen, was an diesen Drohungen dran ist? Wie ernst nehmen Sie
diese Drohungen heute?

StS Seibert: Was es gibt, sind unbestätigte Medienberichte. Zu denen gebe
ich keine Stellungnahme ab. Wir warten, bis es dazu offizielle
Informationen aus Washington gibt. Wenn es die geben wird, dann werden Sie
die Bundesregierung auch Stellung nehmen hören.

Frage: Ich fand es interessant, dass Herr Maas am Wochenende gesagt hat,
dass die Stationierung von US-Truppen in Deutschland im Interesse beider
Länder sei. Es gab ja auch eine entgegengesetzte Berichterstattung. Zum
Beispiel hat in der "New York Times" der ehemalige Commander Hodges gesagt:
"The reason we have troops overseas in Germany is not to protect Germans,
everything we have is for our benefit." Er sagt also: Wir sind da nicht
wegen der Deutschen. Wir schützen da nicht die Deutschen. Das ist alles nur
in unserem eigenen Interesse.

Nehmen Sie diese Aussagen wahr? Sagt Ihnen die US-Seite das auch so? Warum
behaupten Sie, dass das im Interesse beider Länder sei?

Burger: Ich kann vielleicht einmal eine Äußerung des Außenministers vom
letzten Nato-Außenministertreffen im November zitieren. Da hat er gesagt:

"Die Nato ist seit 70 Jahren die Lebensversicherung Europas. Damit das so
bleibt, müssen wir unser Bündnis auf aktuelle Herausforderungen einstellen
und vermehrt europäische Verantwortung in der Sicherheitspolitik
übernehmen, und wir dürfen nicht vergessen, was die Nato 70 Jahre lang
stark gemacht hat: ihr unerschütterlicher Zusammenhalt über den Atlantik
hinweg. Wir müssen die Nato aber auch konzeptionell und politisch
weiterentwickeln."

Ich glaube also, es herrscht insofern große Einigkeit innerhalb der
Bundesregierung darüber, dass die enge Zusammenarbeit innerhalb der Nato
auch mit den Vereinigten Staaten und eben natürlich auch mit den anderen
Nato-Partnern ganz unmittelbar maßgeblich für Deutschlands Sicherheit ist.

Zusatz: Aber die Frage war ja, ob Sie die amerikanische Haltung kennen. Das
ist ja jetzt kein US-Präsident, der verrückt twittert, sondern ein
ehemaliger Chef der US-Truppen in Europa, der sagt "Wir sind wegen uns
hier, nicht wegen euch".

Burger: Diese einzelne Äußerung werde ich jetzt hier nicht kommentieren.
Ich habe Ihnen die Haltung der Bundesregierung genannt, dass die
Zusammenarbeit mit den amerikanischen Streitkräften und mit den USA
insgesamt im sicherheitspolitischen Bereich für die Sicherheit Deutschlands
und für die Sicherheit in Europa natürlich ganz wichtig ist.

Frage: Herr Seibert, ich hätte gerne noch einmal nachgefragt. Wenn Sie
sagen, dass Sie keine unbestätigten Presseberichte kommentieren,
interpretiere ich das so, dass Sie von der US-Seite keine Bestätigung
dieser Berichte bekommen haben. Gab es also Kontakte?

Herr Burger, an Sie hätte ich die Frage ganz gerne wiederholt: Hat der
Außenminister denn auf direktem Wege mit seinem Amtskollegen irgendeine
Klärung dieses Sachverhaltes hinbekommen, ob wir nun vor einer
Truppenreduzierung stehen oder nicht?

Burger: Wir stehen natürlich bezüglich Fragen unserer gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Kontakt mit der amerikanischen
Seite, mit unseren amerikanischen Partnern, und zwar auf verschiedenen
Ebenen. Über Inhalte solcher vertraulichen Gespräche kann ich Ihnen hier
wie üblich nicht weiter Auskunft geben.

StS Seibert: Ich habe Herrn Burger da nichts hinzuzufügen.

Zusatz: Aber wenn Sie von unbestätigten Berichten sprechen, dann heißt das
doch in der logischen Konsequenz, dass es keine Information der
Bundesregierung über diesen Sachverhalt gibt!

StS Seibert: Na ja, eine offizielle öffentliche Bestätigung gibt es ja auch
nicht. Deswegen nehmen wir jetzt zu Medienberichten keine Stellung, sondern
wir warten auf Informationen. Wenn es Informationen offizieller Art gibt,
dann kann man dazu Stellung nehmen.

Unsere Grundhaltung, was den Nutzen und den Wert der amerikanischen
Soldaten angeht, die in Deutschland seit Jahrzehnten im Rahmen des
Bündnisses stationiert sind, ist bekannt.

Frage: Wie bewerten denn das Auswärtige Amt und die Kanzlerin die
augenscheinliche Tatsache, dass die Bundesregierung in diese Entscheidung
oder zumindest diese Überlegung bezüglich des Truppenabzugs nicht
einbezogen wurde?

Burger: Ich glaube, Herr Seibert und ich haben jetzt alles zu dem
Sachverhalt gesagt, was wir zum heutigen Zeitpunkt dazu zu sagen haben.

Zusatzfrage: Sie haben ja jetzt noch einmal die Bedeutung der
US-Truppenpräsenz in Deutschland betont. Sieht die Bundesregierung denn
nicht auch eine Chance darin, wenn etwa Soldaten aus Ramstein als Dreh- und
Angelpunkt des völkerrechtswidrigen Drohnenkriegs oder auch die
US-Atomwaffen abgezogen werden?

Burger: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Das war ja eine Frage. Da gibt es ja nichts hinzuzufügen,
sondern zu beantworten! - Sieht die Bundesregierung in dem Abzug von
US-Soldaten auch eine Chance für mehr Sicherheit in Deutschland und Europa?

Burger: Auch diese Frage bezieht sich auf das, was Herr Seibert
"unbestätigte Presseberichte" genannt hat, und wie Herr Seibert gesagt hat,
wird man dann zu einer Bewertung kommen, wenn es offizielle belastbare
Informationen geben wird.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium mit der Bitte um
eine Einschätzung: Was bedeuten die amerikanischen Soldaten, die hier sind,
für die Sicherheit Deutschlands?

Können Sie uns Informationen darüber geben, wer die US-Truppen eigentlich
bezahlt? Wir hatten diese Diskussion ja schon einmal 2019 geführt.
Vielleicht können Sie uns darüber aufklären.

Collatz: Im Grunde kann ich den Worten meiner beiden Vorredner inhaltlich
nichts deutlich hinzufügen. Die Zusammenarbeit mit den amerikanischen
Kräften sowohl im Einsatz als auch bei der Ausbildung innerhalb des
Nato-Rahmens ist gut, sicher, eng und vertrauensvoll. Ich weiß aus den
Beziehungen zu den amerikanischen Soldaten und ihren Familien, die wir
zahlreich pflegen, dass sie sich in Deutschland wohl fühlen, und ich gehe
davon aus, dass das auch in Zukunft so sein wird.

Was die Fragen der Finanzierung angeht, wäre das weit jenseits dessen, was
in die Bundeswehrzuständigkeit fällt. Deswegen kann ich diesbezüglich dann
auch nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Dann würde ich die Frage nach der Finanzierung weitergeben.
Ich weiß nicht, ob das das Finanzministerium oder das Auswärtige Amt
betrifft.

Burger: Letztlich, glaube ich, kann ich auch zu dieser Frage zum jetzigen
Zeitpunkt nur sagen: Eine Bewertung des ganzen Sachverhalts wird man dann
vornehmen können, wenn es offizielle belastbare Informationen darüber geben
wird.

Zusatzfrage: Entschuldigung, das war ein Missverständnis. Es geht um die
Finanzierung der jetzt in Deutschland anwesenden Truppen. Deutschland
übernimmt doch, wenn ich das richtig verstehe, einen Teil dieser Kosten. Da
hätte ich ganz gerne gewusst, wie viel das ist.

Burger: Okay. Wenn das tatsächlich in der Federführung des Auswärtigen
Amtes liegt, muss ich Ihnen das nachliefern.

Frage: Sie haben uns ja gesagt, dass Sie auf Informationen warten. Halten
Sie diesen Vorgang denn für so wichtig, dass Sie sich selbst aktiv um
Klärung bemühen? Haben Sie das vielleicht sogar schon eingeleitet?

Burger: Ich habe ja gesagt, dass wir bezüglich Fragen unserer gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik mit den amerikanischen Partnern in
intensivem Kontakt stehen.

Zusatzfrage: Auch bezüglich dieser Frage? Haben Sie dazu eine Frage
gestellt? Man kann sich nämlich schon fragen, ob es akzeptabel ist, dass
das jetzt immer in diesem Hauruckverfahren und auf diese Art und Weise
abläuft. Bei Afghanistan oder bei Syrien war es ja auch nicht unähnlich.
Das ging ja auch alles sehr ad hoc, auch wenn das eine Kleinere Dimension
war.

Burger: Ich weiß nicht, ob ich mir die Parallelen zu eigen machen möchte.
Ich kann nur noch einmal wiederholen: Wir stehen mit der amerikanischen
Seite auf verschiedenen Ebenen in Kontakt bezüglich aller Fragen, die sich
im Rahmen des Komplexes unserer gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik stellen. Über Inhalte dieser Gespräche kann ich hier
wie üblich keine Auskunft geben.

Frage: Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung. "Wir stehen in Kontakt" -
 das ist so ein vager Begriff, der wenig über die Gesprächsdynamik aussagt.
Wenn Sie - das haben wir jetzt dreimal gehört - "unbestätigte
Pressemitteilungen" darüber lesen, dass ein größerer Truppenabzug geplant
sei, dann, würde ich naiv sagen, erkundigt man sich doch einmal bei der
Regierung und fragt: Was ist da dran? Bitte gebt uns Bescheid. Was sind
eure Pläne? - Ist eine solche konkrete Nachfrage im Hinblick auf diese
unbestätigten Pressemitteilungen von Ihnen proaktiv gestellt worden?

Burger: Wie gesagt, sind wir mit den USA auf verschiedenen Ebenen in
intensivem Kontakt zu allen Fragen, die sich im Rahmen unserer gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik stellen. Die einzelnen
Gesprächskontakte - das ist so auch völlig üblich - unterliegen der
Vertraulichkeit. Deswegen werde ich darüber jetzt nicht im Einzelnen
Auskunft geben.

Zusatz: Sie können jetzt im Moment also nicht sagen: Ja, selbstverständlich
haben wir nach dem konkreten Inhalt oder der Wahrheit oder dem
Realitätsgehalt dieser unbestätigten Presseberichte im Hinblick auf das
US-amerikanische Regierungshandeln gefragt. - Das können Sie so - - -

Burger: Ja, selbstverständlich stehen wir in engem Kontakt mit den
amerikanischen Partnern zu allen Fragen, die sich im Rahmen der gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik stellen.

Frage: Ich verstehe, dass Sie keine unbestätigten Meldungen kommentieren.
Aber können Sie nachvollziehen, dass sich deutsche Parlamentarier dazu
besorgt und angespannt geäußert haben? Herr Burger, können Sie verstehen,
dass Fritz Felgentreu von der SPD sagt, es wäre eine Schwächung der Nato,
wenn Personen in diesem Umfang, also knapp 10 000 Personen von 35 000 hier
in Deutschland stationierten, abgezogen würden?

Herr Seibert, können Sie Roderich Kiesewetter von der CDU verstehen, der
sagt: "Wir würden gern besser informiert für den Fall, dass da etwas
kommt"?

StS Seibert: Ich denke, es ist grundsätzlich nicht unsere Aufgabe als
Sprecher der Bundesregierung, hier Noten zu verteilen oder Kommentare zu
dem abzugeben, was frei gewählte deutsche Abgeordnete sagen.

Ich kann nur wiederholen: Selbstverständlich steht die Bundesregierung auf
verschiedenen Ebenen mit der amerikanischen Regierung zu all diesen Fragen
im Kontakt. Wenn es offizielle Informationen gibt, dann können wir dazu
auch Stellung nehmen. Reine Medienberichte sind für uns kein Anlass.

Die grundsätzliche Haltung zum jahrzehntelangen Aufenthalt von US-Truppen
hier in Deutschland im Rahmen des Bündnisses, das unsere Sicherheit
gewährleistet, haben wir genannt.

Frage: Ich habe eine Nachfrage an Herrn Seibert, um einen Sachverhalt zu
klären, der zumindest in der amerikanischen Berichterstattung damit in
Verbindung gebracht wird. Es könnte sich nämlich um eine Racheaktion für
die Absage der Teilnahme am G7-Gipfel durch die Kanzlerin handeln.

Deswegen möchte ich konkret nachfragen: Hat die Kanzlerin ihre Teilnahme am
G7-Gipfel im Juni eigentlich offiziell abgesagt, oder hatte sie noch nicht
zugesagt?

StS Seibert: Auch das alles haben wir hier ja besprochen. Die Kanzlerin
hatte gesagt, dass sie für die Einladung zum G7-Gipfel - damals war die
Einladung ja noch auf Ende Juni bezogen - danke, dass sie sich aufgrund der
pandemischen Gesamtlage aber - Stand: zu dem Zeitpunkt - nicht in der Lage
sehe, ihr persönliches Erscheinen, ihre persönliche Reise nach Washington
zuzusagen.

Nun haben wir aus den USA gehört - auch Sie haben es ja gehört -, dass kein
G7-Gipfel Ende Juni mehr geplant wird, sondern dass die Planungen jetzt in
eine andere Richtung gehen. Nun warten wir auf Informationen durch die USA,
die ja der Gastgeber und die Präsidentschaft in diesem Jahr sind, wann und
wie sie sich den Gipfel 2020 vorstellen.

Frage: Laut Medienberichten gehen diese Drohungen auch auf Nord Stream 2
zurück. Wie sieht die Bundesregierung das? Wie ist Ihre Haltung, sollte es
wirklich dazu kommen, also in Bezug auf Sanktionen?

Meine Frage geht an das Auswärtige Amt oder den Sprecher der
Bundesregierung.

StS Seibert: Ich denke, dass wir zu den Medienberichten alles gesagt haben
und dass Sie verstanden haben, dass wir dazu keine Stellungnahme abgeben.

Zum ganzen Themenkomplex Nord Stream 2 ist hier über viele Stunden
berichtet worden. Unsere Haltung dazu ist bekannt. Sie ist auch unseren
amerikanischen Partnern bekannt.

Frage: An das BMWi und an Herrn Seibert: Der Gesetzentwurf mit Sanktionen
gegen Nord Stream 2 ist jetzt laut Republikaner Ted Cruz im US-Senat
gelandet. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass alle an dem Projekt beteiligten
Unternehmen sanktioniert werden können. Das beträfe nicht nur Gazprom,
sondern auch einige europäische Konzerne.

Was unternimmt die Bundesregierung in dem Fall? Mit welcher
Sanktionsentwicklung rechnet die Bundesregierung?

Eichler: Auch ich kann dem, was Herr Seibert gesagt hat, nicht viel
hinzufügen. Es ist klar, dass wir die Entwicklung in den USA verfolgen. Wir
kommentieren das aber nicht.

Unsere grundsätzliche Haltung in dieser Sache ist auch klar: Wir lehnen
extraterritoriale Sanktionen ab.

Frage: Am Freitag gab es die ausdrückliche Aufforderung deutscher
Unternehmen des Ost-Ausschusses an die deutsche Bundesregierung, deutsche
Firmen gegen diese möglichen US-Sanktionen in Schutz zu nehmen.

Wenn Sie das jetzt nicht kommentieren, heißt das, dass Sie nicht dafür
kämpfen, dass deutsche Firmen nicht von diesen Sanktionen belegt werden,
oder was tun Sie? Wie reagieren Sie auf die Forderungen?

Eichler: Das heißt es nicht. Ich kommentiere das jetzt nicht, auch nicht
die Forderungen der Unternehmen. Wie ich es gesagt habe, beobachten wir die
Lage ständig und befinden uns auch im Austausch dazu. Mehr kann ich im
Moment dazu nicht sagen.

Frage: Können Sie uns sagen, für wie bald Sie ein Inkrafttreten dieser
Sanktionen erwarten?

Eichler: Auch dazu kann ich Ihnen keine näheren Erkenntnisse mitteilen.

Frage: Herr Spahn hat angekündigt, dass nächste Woche - damit meinte er
wahrscheinlich die Woche, die am 12. Juni beginnt - die Corona-Warn-App
vorgestellt werde. Wir wüssten aber auch gern, wann sie denn zum Download
bereitsteht. Wird das am gleichen Tag sein?

StS Seibert: Die nächste Woche beginnt am 15. Juni, wenn ich das sagen
darf. Natürlich wird die App von der Bundesregierung dann vorgestellt, wenn
die Menschen auch sofort, sofern sie sich dazu freiwillig entscheiden, den
Download machen können.

Zusatzfrage: Also am 15.?

StS Seibert: Nein, ich habe das nur gesagt, weil Sie sagten, die Woche
beginne am 12. Die nächste Woche beginnt am 15. Das war ein rein
kalendarischer Hinweis.

Zusatzfrage: Ja. Und in der Woche ab dem 15. - - -

StS Seibert: Die Corona-Warn-App wird in der kommenden Woche
veröffentlicht, und wir werden Ihnen selbstverständlich rechtzeitig
Bescheid geben.

Frage: Wann genau kommt diese App? Können Sie schon sagen, wann in dieser
Woche? Kommt dann bereits die endgültige Fassung der App oder erst eine
Betaversion?

Wird die Bluetooth-Low-Energy-Technik die Telefonakkus tatsächlich
übermäßig stark belasten oder schonen?

Wie funktioniert die Abstandsmessung inzwischen?

Wie gut funktioniert der Schutz vor Missbrauch speziell bei der Eingabe
eines positiven Coronatests?

Ewald: Ich denke, Herr Seibert hat es gesagt. In der nächsten Woche werden
wir die Anwendung vorstellen. Ich weise noch einmal darauf hin, dass sich
Herr Spahn heute in der "Rheinischen Post" zum Thema der App und auch zum
Thema der Energieleistung geäußert hat. Er hat gesagt:

"Die App muss auf allen Endgeräten genutzt werden können und soll
beispielsweise auch dann messen, wenn man mit dem Handy Musik hört. Sie
muss strenge Vorgaben beim Datenschutz, der Datensicherheit und bei der
Energieeffizienz erfüllen. Eine App, die in wenigen Stunden den Akku des
Handys leerzieht, nutzt keiner."

Das beantwortet einen Teil der Anfrage. Aber ich würde es an dieser Stelle
dabei belassen wollen, dass wir alle Details der Anwendung dann vorstellen
und beschreiben, wenn in der nächsten Woche ein Termin für die Vorstellung
gefunden ist.

Frage: Herr Seibert, wird der Quellcode der fertigen App im Vorfeld
veröffentlicht, oder quasi mit der Veröffentlichung der App? Denn dann
laden sich vielleicht ein paar Millionen Menschen schon eine App herunter,
die von der Zivilgesellschaft, die Sie durch die Veröffentlichung des
Quellcodes ja unbedingt einbinden wollen - - - Vielleicht gibt es ja viel
zu kritisieren, und dann sagen die vielleicht: Die sollte man nicht
herunterladen.

StS Seibert: Die beiden Unternehmen, die mit der Entwicklung der App
betraut sind, haben seit Mitte Mai verschiedene Elemente dieser Anwendung
auf der Open-Source-Plattform GitHub veröffentlicht. Das heißt, der gesamte
bisher programmierte Quellcode der App ist öffentlich. Im Sinne der
maximalen Transparenz können Interessierte und Experten die Entwicklung,
die Entstehung, die Genese der App beobachten und tatsächlich auch
begleiten, auch kritisch begleiten.

Ich denke, sowohl die Entwicklerfirmen als auch wir in der Bundesregierung
sind begeistert von der hohen Resonanz und danken der gesamten Community
für solch einen angeregten Austausch und für so großes Engagement. Die
Zahlen sind ja sehr eindrucksvoll. Seit der Veröffentlichung des ersten
digitalen Bestandteils am 18. Mai hat es mehr als 400 000 Views auf diese
digitalen Objekte und über 65 000 einzelne Besucher, 260 Meldungen und 285
Verbesserungsvorschläge gegeben. Das ist ein tolles Engagement. Das zeigt,
welch lebhafte Softwareentwicklungskultur wir in Deutschland haben. Das ist
sehr positiv.

Zusatzfrage: Aber Sie haben meine Frage sicherlich verstanden: Wird die
fertige Version vorab noch von der Zivilgesellschaft geprüft werden können,
bevor sie live geht?

StS Seibert: Ich habe ja gesagt, der gesamte bisher programmierte Quellcode
der App ist öffentlich. Alles ist Schritt für Schritt auf GitHub
eingestellt, diskutiert und öffentlich und transparent präsentiert worden.

Frage: Können Sie die Kritik der FDP nachvollziehen, die Verzögerung bei
der Entwicklung der App sei nicht nötig gewesen? Sie spricht von einem
Zickzackkurs des Ministers Spahn.

Inwiefern wurde das, was die App leisten soll, durch die Verzögerung
verändert oder verbessert?

Ewald: Ich bitte um Nachsicht, dass ich Äußerungen aus dem
parlamentarischen Raum jetzt nicht unmittelbar kommentiere. Wir haben an
dieser Stelle mehrfach darauf hingewiesen, dass wir sehr hohe Anforderungen
an Datenschutz und Datensicherheit definiert haben. Insofern bedarf es bei
dem Prozess der Erarbeitung sehr viel Sorgfalt. Herr Spahn hat auch gesagt:
Diese Zeit brauchten wir bei der Entwicklung, weil wir genau diese hohen
Anforderungen erfüllen müssen.

Wir sind jetzt am Ende dieses Prozesses. Noch einmal ein Hinweis: Wir
werden das dann in aller Konkretheit und in allen Details in der nächsten
Woche vorstellen.

Frage: Herr Burger, der ägyptische Staatspräsident Al-Sisi hat eine neue
politische Initiative zur Befriedung Libyens vorgestellt. Können Sie dazu
eine Reaktion abgeben?

Burger: Wir begrüßen das ägyptische Engagement für einen Waffenstillstand.
Wir rufen schon lange beide Seiten dazu auf, eine Waffenruhe einzuhalten
und an den Verhandlungstisch zurückzukehren. Wenn das jetzt gelänge, wäre
dies ein großer Fortschritt.

Das Treffen in Kairo hat unterstrichen, dass die Wiederaufnahme des durch
die Vereinten Nationen geleiteten Dialogprozesses unbedingt notwendig ist.
Dazu gehören zunächst die sogenannten 5-plus-5-Gespräche mit beiden
Konfliktseiten über einen nachhaltigen Waffenstillstand.

Wir sehen aber gleichzeitig mit großer Sorge, dass sich die militärische
Lage am Wochenende erneut in Richtung einer weiteren Eskalation bewegt hat.
Das gilt es zu stoppen. Deswegen rufen wir alle Verantwortlichen in Libyen
dazu auf, jetzt von der militärischen Logik auf eine politische Logik
umzuschalten und die Zukunft des gesamten Landes zu betrachten und nicht
nur einzelne Geländegewinne.

StS Seibert: Ich möchte hinzufügen, dass unter genau dieser Überschrift
"Wir müssen von der militärischen zur zivilen Logik, zur politischen
Verhandlungslogik kommen" die Bundeskanzlerin am Freitag mit dem libyschen
Präsidenten As-Sarradsch telefoniert hat. Sie hat begrüßt, dass sich die
Konfliktparteien zur Wiederaufnahme dieser UN-geführten Gespräche über
einen Waffenstillstand entsprechend dem, was in Berlin vereinbart worden
war, bereitgefunden haben. Sie hat das Erfordernis hervorgehoben, parallel
dazu den politischen Gesprächsprozess wiederzubeleben. Zur Unterstützung
dessen bleibt Deutschland bereit. Gleichwohl - das hat Herr Burger sehr
richtig gesagt - entwickelt sich die militärische Lage sehr dynamisch.

Zusatzfrage: Herr Burger, Sie haben gerade die militärische Lage
angesprochen. Wie sehen Sie grundsätzlich die Chancen dafür, dass es jetzt
zu einer Befriedung kommen kann? In der Vergangenheit gab es seit der
Berliner Konferenz ja mehrfach Versuche zu einem Waffenstillstand, die
gescheitert sind. Wie sehen Sie jetzt die Chancen dafür, dass es zu einem
anhaltenden Waffenstillstand kommen kann?

Burger: Wir arbeiten dafür. Das Gespräch der Bundeskanzlerin, das Herr
Seibert gerade genannt hat, ist ein Beispiel dafür. Wir sind auch in
intensivem Kontakt mit den internationalen Unterstützern beider Seiten, die
wir auch dazu aufrufen, das Aufrüsten zu beenden und ihren Einfluss auf die
Konfliktparteien geltend zu machen, damit endlich wieder verhandelt wird.

Wir begleiten das gleichzeitig auch im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen, in dem es Ende vergangener Woche gelungen ist, übrigens unter
deutscher Federführung, die Resolution, die die völkerrechtliche Grundlage
für die Operation "Irini" ist, einstimmig zu verlängern. Diese Mission ist
inzwischen angelaufen. Insbesondere die Informationsweitergabe und die
Koordinierung mit dem Expertenpanel der Vereinten Nationen, das ja die
Überwachung des Waffenembargos zur Aufgabe hat, funktionieren bereits gut.

Frage: Die Bundesregierung unterstützt bekanntlich die Regierung der
nationalen Versöhnung, während Paris den ehemaligen General Haftar
unterstützt. Bedeutet dies einen Kampf um Einfluss zwischen Berlin und
Paris?

Burger: Ich würde mir Ihre Darstellung der Unterstützung für einzelne
Seiten hier sicherlich nicht zu eigen machen. Unsere Aufforderung, sich an
eine Waffenruhe zu halten und an den Verhandlungstisch zurückzukehren,
gilt, wie ich das gesagt habe, für alle Seiten. Alle Seiten tragen
Verantwortung dafür, dass es jetzt gelingt, wie ich das vorhin gesagt habe,
von der militärischen auf die politische Logik umzuschalten.

Frage: Herr Burger, Sie haben gerade gesagt, Sie würden nicht irgendeine
Seite unterstützen. Aber aus Ihrer Sicht ist die Sarradsch-Regierung
weiterhin eine legitime Regierung, habe ich das richtig verstanden?

Burger: An der Beschlusslage der Europäischen Union und auch im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat sich dazu ja nichts geändert;
insofern hat sich auch an der Haltung der Bundesregierung diesbezüglich
nichts geändert. Trotzdem haben wir - das ist ja auch schon im Berliner
Prozess Arbeitsgrundlage gewesen - selbstverständlich die Erwartung an alle
Konfliktparteien, sich daran konstruktiv zu beteiligen.

Zusatzfrage: Ist es aus Ihrer Sicht eine legitime Regierung, die Sie so,
wie sie jetzt ist, anerkennen?

Burger: Wie gesagt, an der völkerrechtlichen Ausgangslage, an der
Beschlusslage innerhalb der Europäischen Union und des Sicherheitsrats, die
es in der Vergangenheit gegeben hat, hat sich insofern ja nichts geändert.

Frage: An das Wirtschaftsministerium: Heute ist eine Studie veröffentlicht
worden, wonach die Strompreise für Privathaushalte in diesem Jahr um 6
Prozent gestiegen seien, was viel ist, weil die Börsenstrompreise
gleichzeitig im Fallen sind. Wie bewerten Sie das Verhalten der Anbieter,
gerade vor dem Hintergrund, dass es im Zusammenhang mit dem Konjunkturpaket
darum geht, die Strompreise für die Verbraucher zu senken?

In diesem Zusammenhang: Besteht die Gefahr, dass die Strompreiserhöhungen
die durch Senkung der EEG-Umlage und der Mehrwertsteuer geplanten
Strompreissenkungen auffressen könnten?

Eichler: Die Studie, auf die Sie sich jetzt beziehen, kenne ich nicht;
deshalb kann ich mich dazu konkret nicht äußern.

Grundsätzlich ist es so, wie Sie auch sagen: Wir haben das Ziel, die
Strompreise zu senken, und dazu haben wir auch Festlegungen getroffen, wie
wir das umsetzen, nämlich durch eine Senkung der EEG-Umlage noch über die
Einnahmen aus dem CO2-Handel hinaus. Daran halten wir natürlich fest.

Frage: An das Bundesjustizministerium: Gestern wurde auf der Webseite eines
russischen DJs, der in Berlin lebt und arbeitet, mitgeteilt, dass er in
Berlin verhaftet wurde und schon seit einer Woche in Moabit in
Untersuchungshaft sitzt. Ihm wurde vorgeworfen, er habe sich mit der
Geldwäsche und mit Dark-Web-Aktivitäten beschäftigt. Auf seiner Webseite
wurde natürlich behauptet, dass das alles nicht stimme. Ich möchte wissen,
ob es irgendwelche Informationen dazu gibt. Was ist mit dem?

Krüger: Vielen Dank für diese Frage. - Zu konkreten Fällen können wir uns
ja sowieso nicht äußern. Ich würde Sie hier auch an die Berliner Behörden
verweisen. Vielleicht richten Sie Ihre Fragen zum Beispiel an die Berliner
Generalstaatsanwaltschaft beziehungsweise an die Berliner Behörden; denn
Sie schildern das ja so, dass das ein Sachverhalt ist, der in Berlin eine
Rolle spielt. Vonseiten der Bundesregierung kann ich Ihnen dazu nichts
mitteilen. Ich stelle deshalb anheim, bei den Berliner Behörden
nachzufragen.

Frage: Zwei Dutzend UN-Rechtsexperten haben am 5. Juni ein Dokument
veröffentlicht, in welchem sie - ich zitiere - eine moderne Form von
Rassenterror und ein straffreies Lynchregime in den USA verurteilen und
auch eine grundlegende Reform des US-Rechtssystems fordern. Da würde mich
interessieren: Ist dem Auswärtigen Amt dieses Dokument bekannt, und wenn
ja, unterstützen Sie diese Forderung?

Burger: Mir ist das derzeit nicht bekannt. Ob es dem Auswärtigem Amt
bekannt ist oder nicht, müsste ich Ihnen nachliefern.

Zusatzfrage: Zeitgleich haben 45 UN-Menschenrechtsexperten ein weiteres
Statement verfasst, in welchem sie ein Ende des systematischen Rassismus in
den USA fordern und erklären - ich zitiere erneut -, das Problem seien
nicht nur ein paar faule Äpfel, sondern wie das gesamte wirtschaftliche,
soziale und politische Leben in den USA strukturiert sei. Liegt Ihnen
dieser Aufruf, der ebenfalls am 5. Juni auf der Webseite der UN
veröffentlicht wurde, vor, und teilen Sie diese Einschätzung?

Burger: Auch das werde ich Ihnen gerne nachliefern.

Frage: Herr Burger, zum Stichwort Namibia: Der dortige Präsident hat
gesagt, die Einigung zum Thema Herero und Nama stehe jetzt unmittelbar
bevor und Deutschland würde sich auch entschuldigen. Das hat man ja schon
mal so ungefähr gehört. Was ist im Moment der konkrete Stand? Stimmt die
Aussage, dass wir da bald mit einem Abschluss der langen Verhandlungen
unter anderem mit Herrn Polenz rechnen können?

Burger: Ich habe hier schon am Freitag genau zu dieser Frage geantwortet,
deswegen möchte ich es ganz kurz machen: Die Bundesregierung führt mit der
Regierung von Namibia Gespräche über eine zukunftsgerichtete Aufarbeitung
der gemeinsamen Kolonialgeschichte. Die Gespräche verlaufen im
gegenseitigen Vertrauen und konstruktiv. Beide Seiten haben Vertraulichkeit
vereinbart, und deswegen kommentieren wir hier Verlauf und Inhalt der
Gespräche nicht. Ich kann aber noch einmal wiederholen, was wir hier in der
Vergangenheit schon dargestellt haben, nämlich dass es Ziel der Gespräche
ist, dass am Ende eine Bitte um Entschuldigung steht, aber dann eben auch
in einer Form, in der diese von der namibischen Seite als solche gewährt
werden kann.

Zusatzfrage: Es war ja schon länger bekannt, dass im März oder April ein
Treffen hier in Berlin zu diesem Thema mit Regierungsvertretern hätte
stattfinden sollen; das ist wahrscheinlich wegen Corona jedenfalls physisch
nicht zustande gekommen. Hat das in irgendeiner Form stattgefunden, und
wenn es nur virtuell ist?

Burger: Wie gesagt, zum konkreten Verhandlungsstand kann ich Ihnen hier
keine Auskunft geben. Was Gesprächstermine angeht, werde ich gern prüfen,
ob wir dazu etwas nachreichen können.

Frage: Der namibische Präsident hat die Vertraulichkeit ja schon einmal
gebrochen, indem er gesagt hat, Deutschland sei bereit, sich zu
entschuldigen. Kann das Auswärtige Amt diese Äußerung bestätigen, dass Sie
bereit wären, sich zu entschuldigen?

Burger: Ich habe, glaube ich, hier gerade schon gesagt, wie unsere Haltung
zu diesem Thema ist. Das möchte ich jetzt eigentlich nicht wiederholen.

Frage: An Herrn Seibert: Die Erhöhung der Bezüge der Mitglieder der
Bundesregierung ist turnusgemäß zum 1. März in Kraft getreten. Es gibt aus
dem parlamentarischen Raum die Forderung, dass die Regierungsmitglieder auf
diese Erhöhung verzichten sollten, analog zum Beschluss des Bundestages,
auf die diesjährige Diätenerhöhung zu verzichten, auch als Ausdruck der
Solidarität mit Menschen, deren Einkommen infolge von Corona geschmälert
wird. Erwägt die Bundesregierung, diesem Begehren Folge zu leisten? Werden
Sie auf Einkünfte, die Ihnen eigentlich zustehen, verzichten? Die
österreichische Bundesregierung tut das in gewisser Weise; auch die
neuseeländische Premierministerin Ardern verzichtet. Erwägt die
Bundesregierung ebenfalls einen solchen Verzicht?

StS Seibert: Mir ist ein solches Vorhaben derzeit nicht bekannt.

Frage: Ist das für die Kanzlerin und die Bundesregierung kein Thema? Sie
reden hier ja auch ständig von Solidarität.

StS Seibert: Es ist ja korrekt dargestellt worden: Diese Erhöhung der
Bezüge der Mitglieder der Bundesregierung kommt aus dem
Bundesministergesetz in Verbindung mit dem Bundesbesoldungsgesetz und dem
Versorgungsanpassungsgesetz. Das alles ist 2018 in Kraft getreten und wird
jetzt schrittweise umgesetzt. Mir ist nicht bekannt, dass es da
Überlegungen gibt; deswegen kann ich Ihnen das nicht sagen. Ein solches
Vorhaben kann ja auch nur symbolischen Charakter haben. Ich kann Ihnen das
nicht sagen. Solidarität ist für uns in der täglichen politischen Arbeit,
ganz besonders in dieser Coronakrise, ein Leitfaden, und ich denke, viele
der politischen Maßnahmen, die in den letzten Wochen und Monaten ergriffen
worden sind, drücken auch aus, wie die Mitglieder dieser Bundesregierung
genau dafür arbeiten.

Zusatzfrage: Die Mitglieder der österreichischen Regierung haben ihren
Nettomonatslohn für wohltätige Zwecke gespendet. Gibt es irgendeinen
Minister oder irgendeine Ministerin in der Bundesregierung, die auf ihr
Gehalt verzichtet haben oder für wohltätige Zwecke gespendet haben? Kann
uns das ein Sprecher sagen, ist das bekannt?

Vorsitzender Feldhoff: Ich sehe keine Meldungen.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, ein solches Vorhaben oder solche
Erwägungen seien Ihnen derzeit nicht bekannt: Gibt es dafür ein Verfahren?
Wer könnte das vorschlagen? Wäre es die Kanzlerin, die sagen sollte
"Mensch, sollen wir das nicht auch machen, auch wenn es uns zusteht?", oder
könnte das jeder einzelne Minister im Kabinett vorbringen und sagen
"Sollten wir nicht vielleicht einmal ..."? Wie wäre da das Verfahren, wenn
jemand doch auf den Gedanken käme?

StS Seibert: Grundsätzlich - und das gilt ja für alle Arten von wohltätigen
Spenden - steht so etwas jedem Mitglied der Bundesregierung frei, und es
steht demjenigen oder derjenigen vor allem auch frei, etwas zu tun und
darüber öffentlich zu sprechen oder nicht. Für die gesamte Bundesregierung
ist mir ein solches Vorhaben nicht bekannt.

Frage: Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat ja in seiner
Corona-Ansprache erklärt, es sei jetzt Zeit, dass wir alle den Gürtel etwas
enger schnallen müssen. In diesem Zusammenhang würde mich interessieren:
Inwieweit schnallen denn die erwähnten Minister und auch die Kanzlerin den
Gürtel im Sinne der Ansprache des Bundespräsidenten enger?

StS Seibert: Ich habe Ihnen gesagt, dass da ein Gesetz aus dem Jahre 2018
wie damals beschlossen in drei Schritten umgesetzt wird. Das ist der
Vollzug der gesetzlichen Vorschriften, und mehr kann ich Ihnen dazu nicht
sagen. Die Bundesregierung arbeitet intensiv daran - und die letzten Tage
und Wochen haben das, glaube ich, gezeigt -, dass unser Land insgesamt -
und zwar sowohl die Wirtschaft als auch die Bürger individuell - gut und
mit möglichst geringen Schäden durch diese Krise kommen. Dafür arbeitet die
Bundesregierung rund um die Uhr.

Zusatzfrage: Aber jetzt haben wir ja die Situation, dass Hundertausende
Kurzarbeitergeld bekommen und Soloselbstständige kurz vor dem Konkurs
stehen. Da reicht ja auch - Sie haben es schon erwähnt - eine symbolische
Handlung. Auch symbolische Schritte in dieser Hinsicht sind bisher
vonseiten der Bundesregierung aber nicht geplant?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat in einem Umfang, den es vorher noch
nie gegeben hat, Hilfen für Wirtschaft und für Bürger beschlossen, hat
jetzt gerade ein Konjunktur und Zukunftsprogramm beschlossen und
erarbeitet, das an ganz vielen Stellen ansetzt und das auch sehr vielen
Menschen Hilfe und Unterstützung bringen wird. Das ist die Arbeit, die eine
Bundesregierung typischerweise tut. Die ist nicht symbolisch, die ist
praktisch.

Zusatzfrage: Ja, aber in diesen Zeiten hat Symbolik ja vielleicht auch ihre
Relevanz, und da wollte ich wissen, ob solche symbolischen Akte geplant
oder angedacht sind. Das können Sie einfach mit Ja oder Nein beantworten.

StS Seibert: Ich habe den drei Kollegen, die vorher schon Fragen dazu
gestellt haben, bereits geantwortet, dass ich von so etwas derzeit nicht
berichten kann.

Frage: Die Senkung der Mehrwertsteuer ab dem 1. Juli sorgt für einen
enormen bürokratischen Aufwand. Die Wirtschaft drängt auf Erleichterungen.
Ist eine Verschiebung auf den September denkbar? Befürchten Sie, dass am
Ende zu wenig beim Kunden ankommt?

Wogatzki: Die Senkung der Umsatzsteuer soll ja einen Kaufimpuls beinhalten,
der unsere Wirtschaft voranbringt und auch den Kundinnen und Kunden
zugutekommt. Dafür, dass das auch bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern
ankommt, sprechen trotz der gerade geäußerten Kritik doch einige Indizien.
Zum einen wird die Öffentlichkeit sicherlich kritisch beobachten, ob die
Reduktion auch weitergegeben wird, und zum anderen hat die Wirtschaft
selber ein Eigeninteresse - auch wenn die Stimmen jetzt vielleicht etwas
anders klingen - und will sicherlich den Nachfrageimpuls durch
Preissenkungen weitergeben. Das gilt insbesondere im deutschen
Einzelhandel, der ja unter erheblichem Wettbewerbsdruck steht. Das hat mein
Kollege Herr Kolberg am Freitag ja auch schon mit Beispielen hinterlegt, an
denen man durchaus sehen konnte, dass die Preissenkungen weitergegeben
werden.

Zu der Kritik der Wirtschaft kann man sagen, dass wir die
Koalitionsbeschlüsse jetzt schnellstmöglich im Rahmen von Gesetzen und auch
Anwendungserlassen umsetzen werden und dass wir wie immer das Bestmögliche
versuchen werden, um die Regelungen so flexibel und leicht administrierbar
wie möglich auszugestalten.

Montag, 8. Juni 2020
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AUSSEN/1946: Bundesregierung macht sich zum Komparsen des chinesischen Regimes

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juni 2020

JENSEN: Bundesregierung macht sich zum Komparsen des chinesischen
Regimes



Zum Jahrestag der Proteste in Hongkong erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Die Menschen, die seit einem Jahr in Hongkong für ihre Freiheit auf
die Straße gehen, sind keine Separatisten, keine Aufwiegler, keine
Unruhestifter. Damals wie heute demonstrieren die Hongkonger für den
Erhalt ihrer verbrieften Grund- und Freiheitsrechte und treffen dabei
auf Xi Jinpings autoritäre und brutale Übermacht, die dieser auch auf
die Sonderverwaltungszone ausgeweitet hat. Diese Proteste werden
nicht aufhören. Seit einem Jahr versuchen Bundeskanzlerin Merkel und
Bundesaußenminister Maas den Konflikt einfach auszusitzen. Mit ihrer
neutralen Haltung macht sich die Bundesregierung auf der Weltbühne zu
einem willfährigen Komparsen des chinesischen Regimes. Als einer der
wichtigsten Handelspartner Chinas und Inhaber der
EU-Ratspräsidentschaft ab dem 1. Juli muss die Bundesregierung den
Druck auf Xi Jinping in der Hongkong-Frage und im Hinblick auf die
zahllosen Menschenrechtsverletzungen in der Volksrepublik erhöhen.
Die Bundesregierung hat die Verantwortung, ihr politisches Gewicht
endlich auch einzusetzen."
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INNEN/4886: Politik muss Polizei vor unberechtigtem Generalverdacht schützen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juni 2020

KUHLE: Politik muss Polizei vor unberechtigtem Generalverdacht
schützen



Zur Debatte über Rassismus bei der Polizei erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Politik muss die Polizei vor einem unberechtigten
Generalverdacht schützen. Die allermeisten Beamten fühlen sich den
Werten des Grundgesetzes verpflichtet. Leider gibt es aber auch in
der Polizei Extremismus und Rassismus. Um diesen zu bekämpfen, sollte
die Polizei nach dem Vorbild des Beirats Innere Führung bei der
Bundeswehr länderübergreifend einen eigenen Beirat Innere Führung
einrichten, der in Zusammenarbeit mit den Innenministerien und den
Ausbildungsstätten der Polizei Leitlinien für die Innere Führung bei
der Polizei entwickelt. Dabei sind auch die Empfehlungen der
Polizeiseelsorge zu beachten. Seit dem Jahr 2015 besteht bei der
Bundespolizei eine sogenannte Vertrauensstelle, an die sich Beamte
vertrauensvoll wenden können, wenn sie etwa extremistische Tendenzen
in ihrem Dienstumfeld beobachten. Dieses Modell sollten auch die
anderen Sicherheitsbehörden in Bund und Ländern anwenden. Außerdem
müssen sich auch Bürger an Vertrauensstellen bei der Polizei wenden
können."
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WIRTSCHAFT/3131: Bundesregierung muss Außenhandel in den Fokus nehmen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juni 2020

HOUBEN: Bundesregierung muss Außenhandel in den Fokus nehmen



Zum Exporteinbruch erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Der beispiellose Exporteinbruch führt vor Augen, wie sehr unser
Wohlstand auf den europäischen Binnenmarkt und den Welthandel
angewiesen ist. Umso unverständlicher ist es, dass Innenminister
Seehofer so lange an den Grenzschließungen festgehalten hat. Wir
müssen schleunigst zu einem Ende aller EU-Grenzkontrollen kommen,
wenn die Exportwirtschaft nicht noch mehr Schaden nehmen soll. Die
Bundesregierung muss nach diesem dramatischen Einbruch der Exporte
den Außenhandel in den Fokus nehmen. Damit die Unternehmen ihre
Produkte weiterhin in alle Welt verkaufen können, braucht es vollen
Einsatz für regelgebundenen Freihandel. Ganz oben auf die Agenda der
Bundesregierung gehören deshalb die Ratifizierung von CETA, ein neuer
Anlauf für ein Freihandelsabkommen mit den USA und eine Reform der
Welthandelsorganisation."
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HAMBURG/5175: Rot-grüne Regierungsbildung - Behinderung bleibt Armutsgefahr (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Juni 2020

Rot-grüne Regierungsbildung: Behinderung bleibt Armutsgefahr



Anlässlich der Wahl des neuen Senats in der Bürgerschafssitzung am
Mittwoch kritisiert die Fraktion DIE LINKE, dass im Koalitionsvertrag
zwischen Grünen und SPD zu wenig für Menschen mit Behinderung geplant
werde. "Erfreulich finde ich, dass Inklusion an der einen oder anderen
Stelle als Querschnitt im Koalitionsvertrag mitgedacht wird. Es gibt
jedoch keine Strategie, wie Hamburg inklusiver werden kann und wie
verhindert wird, dass eine Behinderung ein Armutsrisiko ist", erklärt
Cansu Özdemir, inklusionspolitische Sprecherin der Fraktion.

Die Grünen hätten in ihrem Wahlprogramm versprochen, den Mindestlohn
auch für arbeitnehmer_innenähnliche Beschäftigte einzuführen - das
betrifft zum Beispiel die Werkstätten für Menschen mit Behinderungen.
Im Koalitionsvertrag stehe davon nichts mehr. Menschen mit seelischen
Behinderungen hätten immer noch keine Rechtssicherheit über ihr
Beschäftigungsverhältnis in den ehemals Sonstigen
Beschäftigungsstätten, da diese noch nicht in andere
Leistungsanbieter_innen umgewandelt wurden - obgleich das
Bundesteilhabegesetz das zum 1.1.2018 vorsah. Die Beschäftigten würden
nur einen Bruchteil ihrer Motivationszuwendung erhalten, und müssten
zu den Tafeln gehen.

"Davon zu sprechen, das Bundesteilhabegesetz werde konsequent
umgesetzt, ist schlicht falsch", so Özdemir. "Insgesamt liest sich der
Koalitionsvertrag zu Inklusion wie ein Flickenteppich, zwar mit guten
Punkten drin, aber eine Antiarmuts-Strategie für Menschen mit
Behinderungen fehlt. Hier müssen SPD und Grüne nachsitzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/5174: Perspektive der Auszubildenden mit einbeziehen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Juni 2020

Perspektive der Auszubildenden mit einbeziehen!



Der Hamburger Senat hat auf seiner Landespressekonferenz Maßnahmen
vorgestellt, um einen möglichen Corona-bedingten Stellen- und
Bewerber_inneneinbruch auf dem Ausbildungsmarkt abzufedern. "Die
Maßnahmen in Absprache mit Gewerkschaften und Handels- und
Handwerkskammer begrüßen wir im Ansatz", erklärt die
ausbildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Insa Tietjen. "Uns ist es jedoch auch
wichtig die zum Teil prekäre Lage der Auszubildenen mit einzubeziehen.
Wenn jetzt nicht entschlossen genug gehandelt wird, werden große Teile
der Jugend als Verlierer_innen dastehen. Sie werden die Krise am
stärksten zu spüren bekommen durch Einkommensverluste, gebrochene
Erwerbsbiografien, Warteschleifen und Perspektivlosigkeit."

DIE LINKE wird für die Bürgerschaftssitzung am 24.06. einen Antrag mit
eigenen und ergänzenden Maßnahmen für den Ausbildungsbereich
einbringen. Darin wird auch die Perspektive der Auszubildenden
berücksichtigt.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. Juni 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5173: HVV-Ausbau ist eine gute Investition - auch für das Klima (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Juni 2020

HVV-Ausbau ist eine gute Investition - auch für das Klima



Die Zahl der Menschen, die den HVV nutzen, ist im letzten Jahr spürbar
gestiegen. "Weiter so, mehr Fahrgäste in Bus und Bahn sind klasse!",
erklärt die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Die immer mehr und
immer größer werdenden Autos können nur zurückgedrängt werden, wenn
der HVV massiv ausgebaut wird - das Geld dafür ist gut investiert,
auch als Maßnahme gegen die Klimakrise. Deshalb muss es Unterstützung
geben, um die wegen der Corona-Pandemie derzeit niedrigen Einnahmen
auszugleichen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/5507: Viel Bürokratie, wenig Hilfe für Studierende (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.06.2020

Viel Bürokratie, wenig Hilfe

Johannes Klomann zu den Soforthilfen für Studierende



Zum Soforthilfe-Programm für Studierende in Not erklärt der
hochschulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Johannes
Klomann:

"Wochenlang hat Bundesbildungsministerin Anja Karliczek Studierende in
Deutschland und Rheinland-Pfalz zappeln gelassen, wann und unter
welchen Bedingungen sie in der Corona-Krise mit finanzieller
Unterstützung rechnen können. Nachdem nun die Konditionen des
Soforthilfe-Programms für Studierende auf dem Tisch liegen,
bewahrheiten sich die schlimmsten Befürchtungen: Das
100-Millionen-Euro-Programm für Studierende in Not entpuppt sich als
wahres Bürokratiemonster, von dem am Ende nur wenige Studentinnen und
Studenten profitieren werden. Dass pro Student beziehungsweise pro
Studentin maximal 500 Euro ausgezahlt werden sollen, wird der
Lebenssituation der Studierenden in keinster Weise gerecht und geht an
den tatsächlichen Bedarfen für Unterkunft und Lebensunterhalt vorbei.
Wie Studierende in Städten wie Mainz, Trier oder Landau mit 500 Euro
über die Runden kommen sollen, bleibt das Geheimnis von
Bundesbildungsministerin Karliczek. Einen Zuschuss erhält überdies
nur, wer weniger als 500 Euro auf dem Konto hat. Wer aus Studentenjobs
bescheidene Ersparnisse angehäuft hast, geht leer aus. Durch ihre
unterlassene Hilfeleistung lässt Bundesbildungsministerin Karliczek
vielen Studierenden in existentieller Not keine andere Wahl, als ihr
Studium abzubrechen. Um dies zu verhindern, wäre eine unbürokratische
Öffnung des BAföGs das geeignete Instrument gewesen, für die sich auch
die SPD-Landtagsfraktion gemeinsam mit der SPD-Bundestagsfraktion
stark gemacht hatte. Stattdessen hat das Bundesbildungsministerium
eine Lösung gestrickt, die Studierenden in Not außer viel Bürokratie
wenig bringt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217
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RHEINLAND-PFALZ/5506: US-Streitkräfte sind wichtige militärische Verbündete und vertraute Partner (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.06.2020

Schweitzer: US-Streitkräfte sind wichtige militärische Verbündete
und vertraute Partner



Zu den Spekulationen über einen möglichen Teilabzug US-amerikanischer
Truppen aus Rheinland-Pfalz und Deutschland erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:

"Die in Deutschland und Rheinland-Pfalz stationierten US-Truppen sind
seit vielen Jahren wichtige militärische Verbündete und vertraute
Partner. Eine Reduzierung der US-Truppen in Rheinland-Pfalz und
Deutschland wäre ein bitterer Rückschlag für die transatlantische
Partnerschaft. Ob in Landstuhl, Ramstein, Baumholder oder Spangdahlem -
 Amerikaner und Rheinland-Pfälzer arbeiten vertrauensvoll und
freundschaftlich zusammen. Die Truppenstützpunkte sind ein bedeutsamer
Wirtschaftsfaktor, vom dem insbesondere kleinere und mittelständische
Unternehmen vor Ort profitieren. Deutsche und amerikanische Familien
sind seit vielen Jahren freundschaftlich miteinander verbunden. Seit
mehr als sieben Jahrzehnten sind die amerikanischen Truppen in
Deutschland ein Garant für die Sicherheit und den Frieden in Europa.
Ein Teilabzug amerikanischer Truppen aus Deutschland und
Rheinland-Pfalz würde zu einer Schwächung der bewährten
Sicherheitsarchitektur führen. Es ist daher zu hoffen, dass die
US-Regierung unter Präsident Donald Trump ihre Pläne für eine
Reduzierung der US-Truppen überdenken wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217
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EUROPA/1667: Wir übernehmen Verantwortung für Europa in schwierigen Zeiten

SPD-Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Wir übernehmen Verantwortung für Europa in schwierigen Zeiten



Am 1. Juli 2020 übernimmt Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft, in
einer Zeit existentieller Herausforderungen für die Europäische Union.
Die SPD wird dabei für Orientierung und Handlungsfähigkeit sorgen.
Dafür hat der SPD-Parteivorstand heute einen klaren Beschluss gefasst:

Wir übernehmen Verantwortung für Europa in schwierigen Zeiten
Gemeinsam. Solidarisch. Zukunftsgewandt.

In die Europäische Ratspräsidentschaft werde sich die SPD mit ganzer
Kraft und Verantwortungsbereitschaft einbringen, so der
Parteivorsitzende Norbert Walter-Borjans. Die Corona-Krise müsse ein
Weckruf für Europa sein. Zwischenzeitlich müsste den Letzten klar
sein, dass nationale Egoismen jeden der Mitgliedstaaten zurückwerfen.
"Mit dem Rettungs- und dem Wiederaufbaufonds haben wir schon vorab für
einen Wechsel zu einem solidarischen Miteinander gesorgt: Wir setzen
gute Nachbarschaft an die Stelle des erhobenen Zeigefingers", so
Walter-Borjans.

Der SPD-Europabeauftragte Udo Bullmann erklärt weiter:

"Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft steht vor historischen Aufgaben.
In den Wochen und Monaten seit Ausbruch der Covid-19-Pandemie hat die
SPD erneut unter Beweis gestellt, dass sie Verantwortung zum Wohle
aller Menschen in Europa übernimmt. Wir haben mit Olaf Scholz als
Finanzminister auf europäischer Ebene den Weg zu einem mutigen und
zukunftsfesten Wiederaufbauprogramm geebnet. In diesem Geiste wollen
wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten die kommenden sechs
Monate gestalten: Die Krise überwinden und den Weg in ein stärkeres
und geeintes Europa für die Zeit nach Corona ebnen.

Zentral wird dabei die sozial-ökologische Transformation der EU sein.
Der European Green Deal darf nicht nur eine sehr gute Idee bleiben.
Wir müssen entschlossen für die Durchsetzung eines nachhaltigeren und
klimafreundlichen Europas einstehen. Auch das Gestalten der
Europäischen Säule Sozialer Rechte wird eine wichtige Rolle spielen.
In Zeiten von wachsenden sozialen Unsicherheiten in ganz Europa ist
der Schritt hin zu einem stärkeren europäischen Sozialstaat
unausweichlich.

Für die SPD ist die Europäische Union kein Selbstzweck. Einzig wenn
wir die Kooperation und den Zusammenhalt stärken, werden wir auch in
Zukunft eine Europäische Union haben, die das Leben aller Bürgerinnen
und Bürger verbessert und den europäischen Gedanken mit Leben füllt.
Nur in einem zukunftsgewandten und sozial intakten Europa kann es auch
Deutschland gutgehen. Dafür wird die SPD unermüdlich ihren Beitrag
leisten - in der EU-Ratspräsidentschaft und darüber hinaus."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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WIRTSCHAFT/2903: Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen begrüßt das Konjunkturpaket

SPD-Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

AGS begrüßt das Konjunkturpaket



Zum Konjunkturpaket erklärt der Bundesvorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen in der SPD (AGS) Ralph
Weinbrecht:

"Das Konjunkturpaket der Bundesregierung ist mutig und trägt
unverkennbar die Handschrift der SPD.

Hier werden die richtigen Impulse gesetzt, um das Wiederanlaufen der
Wirtschaft und des öffentlichen Lebens zu unterstützen.

Gerade die Senkung der Mehrwertsteuer wird die Konsumlaune stimulieren
und so den lokalen Handel und das Handwerk stärken."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507
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MARKT/2292: Corona-Folgen - Ökonomen ermitteln weiter erhöhte Inflation bei Lebensmitteln (idw)

Universität Hohenheim - 08.06.2020

Corona-Folgen: Ökonomen ermitteln weiter erhöhte Inflation bei
Lebensmitteln

• Zweite Erhebung des "Chili-con-Carne-Index" zeigt steigende
Teuerungsrate bei Lebensmitteln

• Forscher befürchten Folgen einer zu expansiven Geldpolitik



Trotz stagnierender Inflationsrate steigen die Lebensmittelpreise. Um
deren Entwicklung besser zu veranschaulichen, haben
Wirtschaftswissenschaftler von der Universität Hohenheim in Stuttgart den
"Chili-con-Carne-Index" entwickelt. Bereits Mitte April hatten sie einen
Preisanstieg von 6 % für dieses Gericht errechnet. Ein Trend der sich
fortsetzt, wie eine zweite Erhebung Ende Mai bestätigte: Innerhalb von
vier Monaten verteuerten sich die Zutaten bereits um rund 7,5 %. "Sind
hierin die inflationären Folgen der expansiven europäischen Geldpolitik zu
erkennen?" fragen sich die Wissenschaftler.

Der Trend ist eindeutig: Von Anfang Februar bis Ende Mai sind die Zutaten
für Chili-con-Carne um ca. 7,5 % teurer geworden. Preistreiber war dabei
vor allem das Gemüse. So stiegen die Preise für Paprika um fast 15 %, für
Mais um 14 % und für Tomaten um rund 13 %, während der Preisanstieg für
Hackfleisch eher moderat ausfiel.

Für ihre Analyse beobachten die Wirtschaftswissenschaftler Jan Swiatkowski
und Marius Puke aus dem Team von Prof. Dr. Hans-Peter Burghof seit Februar
2020 die Preisentwicklung der Online-Angebote großer europäischer
Supermarktketten. "Sollte die Teuerungsrate konstant so hoch bleiben,
müssen die Verbraucher damit rechnen in diesem Jahr für Nahrungsmittel
deutlich tiefer in die Tasche greifen zu müssen", sind sie überzeugt.

Corona-Krise verändert das Konsumverhalten der Menschen

Mit ihrer Analyse beleuchten die Nachwuchswissenschaftler ein Detail, das
in Inflations-Statistiken weniger im Fokus steht. Deren Grundlage für die
Berechnung der Teuerungsrate ist der so genannte Warenkorb. Das ist ein
Bündel von Gütern und Dienstleistungen, dessen Zusammensetzung aus dem
Konsum der Verbraucher in der Vergangenheit abgeleitet ist.

Doch durch die Corona-Krise hat sich das Konsumverhalten der Menschen
verändert: Es sei zu befürchten, dass sich die Preissteigerungsrate für
Haushalte mit niedrigerem Einkommen deutlich von der anhand des Warenkorbs
ermittelten Inflationsrate unterscheidet, vermuten die Ökonomen der
Universität Hohenheim. Dies sei darauf zurückzuführen, dass Lebensmittel
mit gerade bei wirtschaftlich schwächeren Haushalten einen
überdurchschnittlich hohen Anteil des üblichen Konsums ausmachen.

Vor allem Obst und Gemüse zeigen einen deutlichen Preisanstieg

Um die unterschiedliche Entwicklung zu veranschaulichen, haben die
Wissenschaftler den "Chili-con-Carne-Index" eingeführt. Dieses Gericht ist
nicht nur bei Studierenden besonders beliebt und kann leicht nachgekocht
werden. In dem Warenkorb wurden ca. 70 Produkte zusammengestellt, die als
Zutaten für die Herstellung dieses Gerichts Verwendung finden können.
Dieser Warenkorb mache Inflation für den Normalverbraucher "erlebbar", so
die Erfinder des Index.

Expertenliste: Corona-Krise und ihre Folgen

Die weltweite Corona-Pandemie hat bereits jetzt einschneidende Folgen: der
Bildungssektor, die Wirtschaft, die Arbeitswelt allgemein, aber auch das
menschliche Miteinander werden voraussichtlich auch nach der Krise anders
sein als vorher. Um damit sinnvoll umgehen zu können, sind sowohl in der
Krise selbst als auch für die Zeit danach wissenschaftliche Fakten
wichtiger denn je. Expertinnen und Experten der Universität Hohenheim
informieren über die verschiedenen Aspekte der Corona-Krise und ihre
Folgen. Ergebnisse und Experten:

www.uni-hohenheim.de/expertenliste-corona-krise.

Text: Stuhlemmer / Klebs


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-hohenheim.de/expertenliste-corona-krise

- "Expertenliste Corona-Krise"

http://bank.uni-hohenheim.de

- "Lehrstuhl für Bankwirtschaft und Finanzdienstleistungen"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPRESSION/1707: Türkei - kurz, Präsident Erdogan hat die Macht ... (SB)



"Ich werde festgenommen. Widerstand heißt Leben."

Kurdische HDP-Politikerin Leyla Güven per Twitter aus Diyarbakir [1]

Recep Tayyip Erdogan hat die parlamentarische Demokratie de facto
beseitigt und die Türkei in einen protofaschistischen Staat umgeformt.
Die formale Gewaltenteilung existiert nicht mehr, die Exekutive
diktiert Gesetzgebung und Rechtsprechung, die Medien sind nahezu
gleichgeschaltet. Unablässige Wellen von Säuberungen haben
Streitkräfte und Polizei auf Regierungskurs gebracht, der mächtige
Geheimdienst und die Religionsbehörde gehen Erdogan zur Hand.
Wenngleich sein Stern in Meinungsumfragen sinkt, will das nichts
besagen. Das Präsidialregime läßt sich mit demokratischen Verfahren
wie Wahlen oder Gerichtsurteilen nicht mehr abschaffen. Wo immer es
eng zu werden droht, geht das Regime mit massivsten Mitteln wie der
Inhaftierung oppositioneller Politiker zu Werke. Erdogan, der
ideologisch der Muslimbruderschaft nahesteht, schwebt eine
patriarchal-islamistische Gesellschaft vor, deren reaktionäre Ordnung
er dem Land gegen alle Widerstände aufzuoktroyieren versucht.

Um die Opposition im Parlament einzuschüchtern, zu schwächen und zu
dezimieren, wurden drei Abgeordneten durch die Mehrheit aus der
Regierungspartei AKP und ihrer faschistischen Koalitionspartnerin MHP
die Mandate und die damit verbundene Immunität entzogen. Begründet
wurde dieses Vorgehen mit noch nicht vollstreckten gerichtlichen
Verurteilungen der drei Abgeordneten. Obwohl die maßgeblichen
Gerichtsurteile schon geraume Zeit zurückliegen, hatte die AKP das
Thema bisher nicht ins Parlament gebracht. Nun aber nutzte die
Regierungspartei die erste Sitzungswoche nach einer Corona-Pause, um
die Urteile im Parlament verlesen zu lassen und den
Oppositionsabgeordneten damit die Mandate abzuerkennen. [2]

Der Entzug der Mandate wurde in einer äußerst angespannten Sitzung des
Parlaments beschlossen. Abgeordnete der Opposition schlugen mit den
Fäusten auf ihre Tische und riefen zu einer geschlossenen Front gegen
den "Faschismus" auf. Die Demokratische Partei der Völker (HDP)
verurteilte die Maßnahme als "korrupten, unmoralischen und
faschistischer Putsch" gegen den "freien Willen der Völker". Der
CHP-Vorsitzende Kemal Kilicdaroglu schrieb auf Twitter ebenfalls von
einem "Putsch" und kritisierte die "Feindseligkeit" der regierenden
AKP von Präsident Recep Tayyip Erdogan "gegenüber den Kurden".

Nur wenige Stunden später wurden die kurdische Politikerin Leyla Güven
von der HDP und ihr Parteikollege Musa Farisogullari in Diyarbakir
verhaftet. In Istanbul brachte die Polizei den gleichfalls verhafteten
Enis Berberoglu von der kemalistischen CHP ins Gefängnis von Maltepe.
Der Journalist Berberoglu war 2018 unter dem Vorwurf der Spionage zu
fast sechs Jahren Haft verurteilt worden, weil er der Tageszeitung
Cumhuriyet Filmmaterial über illegale Waffenlieferungen des türkischen
Geheimdienstes an dschihadistische Kampfverbände in Syrien zugespielt
haben soll. Eine Vollstreckung der Strafe, die durch eine 16monatige
Untersuchungshaft schon teilweise abgegolten war, hatte das Gericht
mit Blick auf die Wiederwahl Berberoglus ins Parlament ausgesetzt.

Güven und Farisogullari waren im Jahr 2009 im Rahmen von Operationen
festgenommen worden, die sich vor allem gegen kurdische
Kommunalpolitiker richteten. Sie wurden im September 2019 wegen
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung - gemeint ist die
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) - zu Haftstrafen von sechs Jahren und
drei Monaten beziehungsweise neun Jahren verurteilt. Da beide bereits
fünf Jahre in Untersuchungshaft gesessen hatten, ist gegen Güven nur
eine Reststrafe von zwei Monaten offen. Daher bezeichnete ihre
Anwältin Reyhan Yalcindag die jetzige Verhaftung als völlig
unbegründet. Zudem seien beide Verfahren noch beim Verfassungsgericht
anhängig und der Mandatsentzug daher rechtswidrig.

Die 54jährige Güven engagiert sich seit Jahrzehnten in der
Frauenbewegung. Sie wurde 2009 zur Bürgermeisterin der Stadt
Viransehir gewählt und war als Kovorsitzende des als eine Art
kurdisches Regionalparlament agierenden "Demokratischen
Gesellschaftskongresses" (DTK) tätig. Leyla Güven gilt als Symbolfigur
für die HDP, führte sie doch 2018 und 2019 einen rund 200 Tage
andauernden Hungerstreik für die Aufhebung der Isolationshaft Abdullah
Öcalans durch. Ihr Hungerstreik, dem sich zuletzt Tausende in der
Türkei inhaftierte PKK-Mitglieder sowie Aktivisten in Europa
angeschlossen hatten, endete im Mai 2019, nachdem sich Öcalan in einem
Brief gegen eine Fortsetzung ausgesprochen hatte.

Der HDP-Vorsitzende und stellvertretende Parlamentspräsident Mithat
Sancar erklärte, seine Partei werde sich nicht aus dem Parlament
zurückziehen, sondern weiter in der Volksvertretung für die Demokratie
kämpfen. "Alle Probleme müssen mit demokratischen Mitteln gelöst
werden", unterstrich Sancar. Erdogan greift die CHP in vielen seiner
Reden an. Der HDP, die eine legale Partei ist, wirft er vor, der
verlängerte Arm der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK zu sein.
Die HDP weist das zurück. Zuletzt wurden Mitte Mai fünf
HDP-Bürgermeister wegen Terrorvorwürfen festgenommen und des Amtes
enthoben. Einer Sprecherin der Partei, Bermali Demirdögen, zufolge
sind seit den Kommunalwahlen Ende März 2019 insgesamt 45
HDP-Bürgermeister abgesetzt worden. Damals waren zahlreiche
Bürgermeisterposten an HDP-Politiker gegangen. Nur noch zwölf von
ihnen verblieben im Amt. Üblicherweise setzt die Regierung
Zwangsverwalter aus den eigenen Reihen ein. [3]

Meinungsumfragen sehen Erdogan und seine seit mehr als 17 Jahren
regierende AKP infolge der durch die Coronapandemie weiter
verschärften wirtschaftlichen Krise in einem Zustimmungstief. Die
"Volksallianz" aus AKP und MHP käme derzeit nur noch auf 43 bis 48
Prozent. Auf den ersten Blick erscheinen daher mögliche vorgezogene
Neuwahlen vor dem regulären Abstimmungstermin 2023 für den Präsidenten
nicht ratsam. Da sich die Wirtschaftslage jedoch aller Voraussicht
nach weiter verschlechtern wird, rechnen Oppositionskreise damit, daß
die Regierung einen früheren Zeitpunkt anstrebt. Dafür spricht, daß
AKP und MHP Änderungen des Wahl- und Parteiengesetzes zu ihren Gunsten
planen. So sollen Wahlallianzen, die kleinen Parteien das Überspringen
der Zehn-Prozent-Hürde ermöglichen, ebenso abgeschafft werden wie die
für Erdogan derzeit nicht ohne weiteres zu erreichende Mindestmenge
von 50 Prozent plus einer Stimme für die Wahl zum Präsidenten. Auch
soll die gegenseitige Unterstützung von Oppositionsparteien durch den
Parteiwechsel von Abgeordneten verboten werden. Mit dem
Abgeordnetentransfer können sich kleinere Parteien die Teilnahme an
Wahlen sichern, ohne die sonst nötigen Voraussetzungen wie den
Nachweis von Parteibüros in mindestens der Hälfte des Landes zu
erfüllen. Derzeit bauen die ehemaligen Erdogan-Mitstreiter Ali Babacan
und Ahmet Davutoglu eigene Parteien auf, die AKP-Wähler abwerben
wollen.

Das Regime erweckt vordergründig den Eindruck, es fänden demokratische
Wahlen statt, um einen Sieg der AKP und MHP zu legitimieren. In der
Türkei haben jedoch seit Jahren keine Urnengänge mehr stattgefunden,
die nicht von der Regierung massiv manipuliert worden wären. Stets
wurde die Opposition durch Propaganda, Verbote, Inhaftierungen und
offene Gewalt unter Druck gesetzt. Daß sie dennoch wie bei den
letztjährigen Kommunalwahlen in allen großen Städten gewann, war
zweifellos ein Alarmsignal für das Regime, die Fortschreibung des
Präsidialsystems und der Regierungsmacht zu sichern, bevor der
Widerstand gegen die reaktionäre und repressive Umgestaltung der
Gesellschaft nicht mehr einzudämmen ist. So hat das Parlament vor
wenigen Tagen mit Regierungsmehrheit beschlossen, eine Hilfspolizei zu
bewaffnen, die als Miliz Erdogans fungieren wird. Die sogenannten
Nachbarschaftswächter wecken nicht von ungefähr Befürchtungen vor
einer Art Schariapolizei, die monierte Abweichungen aller Art
bespitzelt, denunziert und sanktioniert.

Welche Verhältnisse der türkischen Gesellschaft kraft dieses Regimes
zugedacht sind, zeigt der Kurs Erdogans seit 2014 in aller
Deutlichkeit. Hatte er bis dahin Kreide gefressen, um westliche Werte
zu demonstrieren, setzt er seither die Ablehnung und Verfolgung
ethnischer Minderheiten, das Primat eines fundamentalistischen Islam
und den Kampf gegen emanzipatorische Bestrebungen wie insbesondere die
Frauenbewegung auf seine Agenda. Damit kehrte er seine Herkunft aus
dem Weg der Muslimbruderschaft und eines autokratischen Staates wieder
hervor. 2002 wurde in der Türkei ein Gesetz verabschiedet, wonach der
Ehemann nicht mehr das Oberhaupt der Familie sei. Seit 2004 steht in
der Verfassung: "Frauen und Männer sind gleichberechtigt; der Staat
ist verpflichtet, die Gleichheit zu verwirklichen." Die türkische
emanzipatorische Frauenbewegung kämpft dafür, daß das nicht nur auf
dem Papier steht.

Dagegen baut die AKP die konservative Frauenorganisation Kadem auf,
deren Vizepräsidentin und Mitbegründerin Erdogans Tochter Sümeyye ist.
Um die Gleichstellung von Frauen geht es dabei nicht, denn wie Erdogan
2014 auf einem Kadem-Kongreß unter Beifall klarstellte, könne man
Frauen und Männer nicht gleichstellen, da das gegen die Natur sei.
Kadem vertritt die Auffassung, daß die beiden Geschlechter von der
Schöpfung her unterschiedlich seien und daher auch nicht
gleichgestellt sein könnten, sondern einander ergänzen müßten.

Für heftige Debatten sorgt derzeit ein Gesetzentwurf der AKP, wonach
der Mißbrauch von Kindern nicht mehr unter Strafe stehen soll, wenn
Opfer und Täter heiraten. Sexuelle Kontakte zwischen Erwachsenen und
Minderjährigen könnten rückwirkend für straffrei erklärt werden, wenn
der Altersunterschied zwischen den beiden nicht mehr als fünfzehn
Jahre beträgt, das Opfer den Täter nicht angezeigt hat und einer Ehe
zustimmt. Verteidigt wird das Vorhaben damit, daß Tausende Männer im
Gefängnis säßen, weil sie mit einer Minderjährigen verheiratet seien,
da auch in der Türkei das gesetzliche Heiratsalter bei achtzehn Jahren
liegt. Schon seit langem plant die Regierung ein weiteres Gesetz, das
einem Vergewaltiger Strafmilderung zusichert, wenn dieser sein Opfer
heirate, weil dadurch die "Ehre der Frau" wiederhergestellt sei. Das
Gesetz scheiterte trotz mehrmaliger Versuche am Protest der
Frauenorganisationen, steht nun aber wieder auf der Agenda.

Die Türkei ratifizierte 2012 ein umfassendes Abkommen zur Bekämpfung
der Gewalt gegen Frauen, die sogenannte Istanbul-Konvention, deren
Umsetzung jedoch bis heute auf sich warten läßt. Im Februar 2020
kündigte Erdogan an, die Konvention noch einmal zu überprüfen, da sie
Familien untergrabe und Männer zu Sündenböcken mache. Dabei steigt die
Zahl von Frauenmorden und häuslicher Gewalt in der Türkei an. Allein
im Jahr 2018 wurden 440 Frauen von ihrem Partner oder einem
Familienmitglied ermordet, fast viermal so viele wie in Deutschland,
und 2019 fielen in der Türkei 474 Frauen tödlichen Übergriffen zum
Opfer.

Frauen, die gegen Gewalt, Mißbrauch und sexuelle Belästigung
protestieren, bezeichnete Erdogan als "unislamisch". Gewalt gegen
Frauen wird durch die Regierungspolitik der AKP befeuert und
legitimiert, Repressionen gegen die Frauenbewegung nehmen zu:
Frauenorganisationen werden verboten, neue Frauenhäuser oder
Krisenzentren für Vergewaltigungsfälle bei der Polizei sind nicht in
Sicht, Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen ist unerwünscht.
Schon 1998 nannte Erdogan, damals Bürgermeister von Istanbul,
Verhütung einen "Verrat", der den Fortbestand der Nation gefährde.
2014 bezeichnete er Frauen, die lieber arbeiten und Karriere machen
wollen, als "mangelhaft". Frauen sollten mindestens drei Kinder
gebären, damit die Türken nicht zur Minderheit werden. Das türkische
Religionsministerium Diyanet rät Frauen, die häuslicher Gewalt
ausgesetzt sind, "Ruhe zu bewahren", den Mann zu besänftigen und,
statt die Polizei zu rufen, lieber "abends etwas Schönes zu machen".
[4] Das sind die Zustände patriarchaler Ausbeutung, Unterwerfung und
Gewalt, die das Erdogan-Regime allen Frauen im Land als gottgewollte
Ordnung aufzwingen will.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/379685.repression-in-der-türkei-schlag-gegen-opposition.html

[2] www.tagesspiegel.de/politik/erdogan-entzieht-eigenmaechtig-mandate-putsch-gegen-das-parlament/25891744.html

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-parlament-entzieht-drei-oppositionspolitikern-das-mandat-a-aff2d11b-247c-452e-be62-47d14a029e87

[4] www.heise.de/tp/features/Tuerkei-Zerschlagung-der-Frauenbewegung-4776562.html
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STANDPUNKT/966: Hongkong und Minneapolis (Rüdiger Rauls)

Hongkong und Minneapolis

von Rüdiger Rauls, 7. Juni 2020



Zwei Städte stehen im Zentrum der weltweiten Aufmerksamkeit. Sie
stehen nicht nur für sich alleine. Sie stehen für Grundsätzliches. In
Minneapolis offenbart sich der gesellschaftliche Verfall des Westens,
besonders seiner Führungsmacht USA. An Hongkong offenbart sich seine
Angst vor diesem Verfall. Hongkong belegt die Ohnmacht des Westens
gegenüber China.

Amerikanische Zustände

Über 100.000 Corona-Tote, etwa 40 Millionen Arbeitslose, Reiche, die
immer reicher werden, und Arme, die immer mehr werden. Das ist die
Lage im Land der unbegrenzten Möglichkeiten. Unbegrenzt sind die
Möglichkeiten aber nur für Investoren und Kapitalbesitzer. Alle
anderen stoßen sehr schnell an die Grenzen des American way of life.
Besonders die schwarzen Bürger versinken immer mehr im Elend. Ihre
Zahl an den Arbeitslosen ist mehr als doppelt so hoch wie ihr Anteil
an der amerikanischen Bevölkerung. Dasselbe Verhältnis gilt auch für
ihre Toten durch die Corona-Epidemie und durch Polizeigewalt.

Im Mutterland der westlichen Werte scheinen diese für einen Großteil
der eigenen Bevölkerung nicht zu gelten. Die Menschenrechte, denen die
USA nicht nur unter Trump immer wieder gegenüber Russland und China
Geltung verschaffen wollen, wären für die Wortführer im Weißen Haus am
leichtesten im eigenen Land umzusetzen. Von Guantanamo ganz zu
schweigen, das mittlerweile aus der westlichen Menschenrechtsheuchelei
ganz verschwunden ist. Nicht dass dieses Problem gelöst wäre. Es
interessiert die Wortführer nicht mehr, auch nicht die alternativen.

In Minneapolis entladen sich Wut und Verzweiflung über die
gesellschaftlichen Verhältnisse, aber nicht nur dort. Dass der
wiederholte Tod eines schwarzen US-Bürgers durch Polizeigewalt eine
solche Welle der Empörung auslöste, macht deutlich, dass es sich um
ein landesweites Problem handelt.

Die amerikanische Gesellschaft zerfällt unter dem Druck der
Arbeitslosigkeit, der miserablen Gesundheitslage, dem
zehntausendfachen Sterben infolge von Corona, dem Verfall der Städte
und Infrastruktur, der Kriminalität, dem Niedergang der Industrie und
zunehmend auch der Landwirtschaft. Die USA erscheinen immer deutlicher
als ein aufgeblasener Heißluftballon, aus dem die Luft entweicht.

Unangemessen

Vermutlich werden die Proteste bald wieder abklingen, wie sie immer
abgeklungen sind, nachdem die Wut erschöpft war. Sie laufen sich tot,
weil es kein klares Ziel gibt. Und vor allem: Es gibt keine
Organisation, die wie zu Zeiten von Martin Luther King und der
Bürgerrechtsbewegung den Protest bündeln und ihm eine Stoßrichtung
geben könnte. Die Gruppen in den einzelnen Städten scheinen im Moment
noch weitgehend für sich zu agieren.

Es ist ein spontaner Protest, hervorgerufen durch ein aktuelles
Ereignis. Eine landesweite Vereinheitlichung von Forderung und Handeln
ist nicht zu erkennen. Es fehlt die politische Organisierung und die
übergeordnete Organisation, der sich die Vielen freiwillig unterordnen
im Bewusstsein, dass sie mit einem untereinander abgestimmten
Verhalten und Vorgehen ihre Schlagkraft und Erfolgsaussichten erhöhen.
Empörung ist kein Ziel.

Das wird es der Regierung und ihren paramilitärischen Kräften leicht
machen, die Kontrolle zu behalten und die Oberhand zu gewinnen. Wenn
auch bürgerkriegsähnliche Zustände herrschen, so kommt die
US-Regierung bisher nicht in Bedrängnis. Die Regierung setzt die
Nationalgarde ein, droht mit militärischer Gewalt und zieht über
tausend Soldaten der regulären Armee zusammen. Das ist mehr als bei
manchen Auslandseinsätzen.

Nun ist die Lage sicherlich nicht so ernst, wie Trump sie zu sehen
scheint, weshalb auch gerade altgediente Generäle sich heftig gegen
den Einsatz regulärer Truppen gegen das eigene Volk stellen. Sie tun
das aber nicht aus grundsätzlichen Erwägungen, nicht weil es der
westlichen Menschenrechts-Beschallung widersprechen würde, die seit
Jahren aus den Hauptstädten des Wertewestens in die Hirne der Menschen
dringt.

Sie stellen sich gegen den Einsatz von Militär, weil es unter den
gegebenen Umständen nicht angemessen ist, denn, so General Martin
Dempsey, "Amerika sei kein Schlachtfeld" (1). Auch
Verteidigungsminister Esper bestätigte: "Der Einsatz von aktiven
Soldaten im Inland sollte nur das letzte Mittel in den dringlichsten
und äußersten Situationen sein... Wir befinden uns derzeit nicht in
einer solchen Situation." (2) Tags zuvor jedoch hatte sich Esper
vollkommen anders geäußert. Da war er mit seinem Oberbefehlshaber
Trump noch einer Meinung, dass es nötig sei, "das Schlachtfeld zu
dominieren" (3).

Der Einsatz militärischer Gewalt gegen die eigene Bevölkerung ist also
nicht grundsätzlich tabu, sondern nur abhängig von der Situation. In
diesem Grundsatz stimmen die Meinungen des amtierenden
Verteidigungsministers und der altgedienten Generäle überein. Die
Unterschiede zwischen ihnen bestehen alleine in der Einschätzung der
Lage, was die Generäle zu ihrer Kritik bewogen hatte.

Vielleicht wollten gerade diese erfahrenen Militärs verhindern, dass
die Erinnerung an die Zeiten wachgerufen wird, als amerikanische
Präsidenten schon einmal Demonstranten zu Hunderten niederkartätschen
ließen, weil sie für Bürgerrechte und gegen den Vietnam-Krieg
protestierten. Menschenrechte hin - Menschenrechte her.

Seinerzeit hielt man es anscheinend der Situation angemessen, auf das
eigene Volk zu schießen. Wären also die Umstände heute andere, hätte
selbst das hohe Gut der Menschenrechtsorientierung, das man immer
wieder gerne anderen Staatsführern unter die Nase reibt, kein
Hindernis dargestellt, nicht doch auf das eigene Volk anzulegen.

Von Balken und Splittern

Aber gelten solche Abwägungen zwischen den Freiheitsrechten der Bürger
und dem Schutz des Staates nur für die Demokratien des Wertewestens?
Gilt dasselbe Recht, die Stabilität des eigenen Staates und der
Gesellschaft sicherstellen zu wollen, nicht auch für den chinesischen
Staat und Hongkong? Während in Minneapolis und anderen amerikanischen
Städten Demonstranten für Freiheitsrechte demonstrieren, von
amerikanischer Polizei zusammengeknüppelt und von der amerikanischen
Führung verunglimpft werden, macht sich der Präsident der USA trotzdem
für die Freiheitsrechte stark, zwar nicht in Minneapolis, aber in
Hongkong.

Er droht China mit weiteren Sanktionen, wenn die chinesische Regierung
dasselbe in Hongkong tut wie die amerikanische Regierung in
Minneapolis und etwa hundert anderen amerikanischen Städten, nämlich
für die Aufrechterhaltung der öffentliche Ordnung zu sorgen. Nach den
Unruhen des vergangenen Jahres in Hongkong mit gewalttätigen
Ausschreitungen will die chinesische Regierung mit einem neuen
Sicherheitsgesetz verhindern, dass sich so etwas wiederholt. Steht
solches Vorgehen nur den Staaten des Wertewestens zu?

Zwar ist noch nicht bekannt, was in diesem Gesetz stehen wird, denn es
ist ja auch noch nicht veröffentlicht. Aber die Medien im Westen
wissen jetzt schon ganz genau, dass es die Freiheiten der Bürger
einschränken wird. In den Stimmungsberichten der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung kommen nur Kritiker dieses Gesetzes zu Wort. Auch
sie kennen seinen Inhalt noch nicht, dennoch wird ihnen reichlich Raum
gegeben, ihre Befürchtungen zu äußern.

Was aber ist mit den Menschen in Hongkong, die sich nach der Gewalt
und den Ausschreitungen des letzten Jahres mehr Sicherheit wünschen?
Diese kommen in den Berichten der westlichen Medien nicht zu Wort. Man
tut so, als gäbe es keine Befürworter in Hongkong und China. Durch das
Verschweigen solcher Stimmen wird der Eindruck erweckt, dass es nur
Kritiker und Gegner des Gesetzes und der Regierungen in Hongkong und
China gibt. Vielleicht sind die westlichen Medienvertreter auch
mittlerweile durch den Balken im eigenen Auge so blind geworden, dass
sie nur noch das wahrnehmen, was sie wahrhaben wollen.

Die Schwäche des Westens

Besonders beunruhigt scheint der Wertewesten darüber zu sein, dass die
chinesische Regierung die Einflussnahme von NGOs auf die Vorgänge in
Hongkong in die Schranken verweisen will. Diese hatten während der
Unruhen erheblichen Einfluss auf die sogenannte
Demokratie-Bewegung (4). Aus Berichten der FAZ geht hervor, dass auch
die Zeitung selbst in ständigem Austausch und Kontakt mit deren
Vertretern stand. Und wer weiß, wie stark ihr Einfluss auf diese war.

Wie würden wohl die Vertreter des Wertewestens reagieren, wenn die
hiesigen Corona-Demonstrationen von chinesisch oder russisch
geförderten NGOs beeinflusst würden? Deutschen Medienvertretern und
Politikern ist ja schon die alleinige Existenz und Gegenöffentlichkeit
der russischen Medien RT und Sputnik ein Dorn im Auge. Und denen
konnte bisher weder Einflussnahme im Stile der westlichen NGOs
vorgeworfen noch nachgewiesen werden.

Selbst während der Coronakrise und den derzeitigen Unruhen in den USA
hat keine der westlichen Regierungen Vorwürfe gegenüber China erheben
können, die Schwäche der westlichen Staaten auszunutzen, um Einfluss
zu gewinnen und die Lage weiter zu destabilisieren. Diese
Zurückhaltung erlegt sich der Wertewesten nicht auf. Die Versuche,
sich in Hongkong und China einzumischen, gehen unvermindert weiter wie
auch die Absicht, die wirtschaftliche Entwicklung des Landes zu
behindern.

Denn dessen rasante wirtschaftliche Entwicklung ist der eigentliche
Hintergrund der Spannungen mit China und der Einmischungsversuche
vonseiten des Westens. China ist auf dem Sprung, die
Technologieführerschaft in der Welt zu übernehmen und dem Westen in
jedem Bereich wirtschaftlicher Entwicklung den Rang abzulaufen. Das
gelingt China durch Konzentration auf die eigene Kraft und die eigenen
Fähigkeiten, unterstützt durch die Geschlossenheit seiner
Gesellschaft. Vergleichbare Kraft zu entwickeln, gelingt dem Westen
nicht mehr.

Seine Gesellschaften sind zerfressen durch die widerstrebenden
Interessen der gesellschaftlichen Gruppen. Deshalb sind sie nicht mehr
in der Lage, sich auf gemeinsame Ziele zu einigen, denen sich alle
Gesellschaftsmitglieder unterordnen, weil sie darin auch den
gemeinsamen Vorteil erkennen. Auf dieser Ebene ist der Westen China
nicht gewachsen. Und weil er dem Land nicht kraftvoll entgegentreten
kann, bleibt nur, Chinas Entwicklung zu behindern.

Die Menschenrechte der anderen

Das Aufbegehren der Katalanen, die Proteste der Gelbwesten in
Frankreich, in Deutschland gegen die Corona-Maßnahmen und in den USA
gegen die Polizeigewalt offenbaren die Zerrissenheit der westlichen
Gesellschaften. Je schwieriger es wird, die auseinanderstrebenden
Interessen im Zaum zu halten, um so mehr greifen die Regierungen des
Wertewestens zu den Mitteln, die er immer nur als Maßnahmen von
Unrechtsstaaten dargestellt hatte. Umso schwieriger wird es auch, die
Unterschiede noch darzustellen zu können zwischen dem eigenen
Verhalten und dem jener Staaten und Regierungen, denen man die
Missachtung der Menschenrechte vorwirft.

Dabei ist die Bedrohungslage in den USA, Deutschland, Frankreich und
Spanien bei weitem nicht zu vergleichen mit den Angriffen, denen sich
Syrien, Venezuela, der Iran und letztlich auch China Hongkong
gegenüber sahen. In den westlichen Staaten schlägt den Regierungen nur
die Unzufriedenheit von Teilen der eigenen Bevölkerung über die
gesellschaftlichen Zustände entgegen. Da sind keine Kräfte von außen
am Werke.

Da gibt es keine von außen finanzierten und mit Waffen belieferten
Milizen. Es stehen keine fremden Truppen im Land. Keine Stützpunkte
feindlicher Staaten befinden sich in Grenznähe und richten ihre Waffen
auf das eigene Staatsgebiet. Nicht einmal von fremden Kräften
unterstützte NGOs treiben dort ihr Unwesen. Nicht einmal Sanktionen
gibt es von fremder Seite. Dennoch sind die Abwehrmaßnahmen der
Staaten des Wertewestens kaum noch zu unterscheiden von denen der
bedrängten "Schurkenstaaten".

Aber trotzdem fühlt sich keine andere Regierung aufgerufen, die
Staaten des Wertewestens zur Ordnung zu rufen, wenn diese ihre Bürger
wie Feinde behandeln. Weder China, Russland, Venezuela, Iran, Syrien,
Nordkorea, Libyen oder all die anderen Staaten maßen es sich an, den
westlichen Staaten Lektionen zu erteilen, Vorschriften zu machen oder
sie zu ermahnen, sich nach Wertvorstellungen zu verhalten und zu
richten, die von außen an sie herangetragen werden.

Während also der Westen immer wieder unter dem Deckmantel von
Menschenrechten glaubt, andern Völkern die eigenen Vorstellungen vom
gesellschaftlichen Zusammenleben aufdrängen zu dürfen, bleibt er
selbst von diesen Einmischungsversuchen der Bedrängten weitgehend
verschont. Auf welcher Grundlage glaubt der Westen, anderen
vorschreiben zu dürfen, wie sie ihr gesellschaftliches Leben zu
gestalten haben? Würden sich die westlichen Staaten in ihr
innergesellschaftliches Leben hineinreden lassen?

Was aber unterscheidet die gewalttätigen Demonstranten in Minneapolis
oder seinerzeit in Paris und in Katalonien von denen in Hongkong? Was
unterscheidet den Einsatz von Polizei, Nationalgarde und eventuell der
US-Armee im sogenannten Rechtsstaat von dem der Sicherheitskräfte in
Hongkong, das zum "Unrechtsstaat" China gehört? Das fällt den
Vertretern des Wertewestens immer schwerer zu erklären. An die Stelle
überzeugender Sichtweisen treten Glaube und Dogma.

Und je schwieriger dieser propagandistische Drahtseilakt wird, um so
unverständlicher und verworrener werden die Erklärungsversuche und
Rechtfertigungen der Meinungsmacher im Westen. Die antichinesische
Propaganda offenbart sich immer mehr als eine Mischung aus Neid und
Hilflosigkeit. Sie ändert nichts an den Verhältnissen in China. Es
geht ihr nur um Einfluss auf das Denken der Menschen im eigenen
Einflussbereich. Mit Menschenrechten hat das nichts zu tun.

Wer es mit den Menschenrechten wirklich ernst meint, soll im eigenen
Land damit anfangen. Der soll den Menschen im eigenen Land eine
verlässliche Lebensgrundlage geben, damit sie nicht bei jedem
Konjunktureinbruch um ihren Arbeitsplatz bangen und sich um die
Zukunft ihrer Kinder sorgen müssen. Der soll dafür sorgen, dass in
Epidemien genug Betten, Beatmungsgeräte, Schutzmasken und gesundes
Pflegepersonal vorhanden sind. Der soll dafür sorgen, dass man sicher
sein kann vor staatlicher Gewalt und Kriminalität. Der soll dafür
sorgen, dass die Menschen in Frieden zusammen leben können. Wenn die
Menschen in gesicherten Verhältnissen leben, klappt es auch mit den
Werten.


Anmerkungen:

(1) Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5.6.20: Aufstand der alten Generäle

(2) ebenda

(3) ebenda

(4) siehe dazu:

https://ruedigerraulsblog.wordpress.com/2019/08/12/facebook-revolten/

https://ruedigerraulsblog.wordpress.com/2019/08/20/zuendeln-in-hongkong/
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AFRIKA/2215: USA und Europa befeuern Kriege in Afrika ... (SB)



Die Menschen in der Sahelzone müssen sich nicht nur vor den
Dschihadisten fürchten, die sich dort in mehreren Ländern breitgemacht 
haben, um ein religiös konnotiertes Regime aufzubauen, sondern auch 
vor den regulären Armeen. Es häufen sich die Berichte über von ihnen 
verübte Hinrichtungen, Massentötungen, Folterungen und das 
Verschwindenlassen von Menschen. Hinzu kommt, daß Frankreich,
Deutschland und zahlreiche weitere europäische Länder sowie die USA
immer mehr Soldaten entsenden und Kriegsgerät an die nationalen
Streitkräfte liefern. Entgegen der Propaganda auch seitens der
Bundesregierung werden die Kampfhandlungen dadurch nicht eingedämmt,
sondern verstärkt.

Zur Beantwortung der Frage, wann der Konflikt in Afrika, respektive
in der Sahelzone angefangen hat, muß man sicherlich bis zum
europäischen Kolonialismus zurückgehen. Auch wenn die Zeit davor
nicht konfliktfrei gewesen war, hat doch das von den europäischen
Unternehmen und Staaten eingebrachte industrielle
Verwertungsinteresse mit Sklavenhandel, Kautschukgewinnung, Erzabbau
und Zugriff auf landwirtschaftliche Flächen sowie den willkürlichen
Grenzziehungen die sozialen Unterschiede innerhalb der afrikanischen
Regionen und damit das Konfliktpotential enorm verstärkt. Ähnlich
verhält es sich auch mit dem neuzeitlichen Bekriegen bewaffneter
Gruppen und Organisationen in der Sahelzone unter dem Label
"Terrorismusbekämpfung" seit ungefähr Mitte der Nuller Jahre.

Es läßt sich nicht genau bestimmen, was zuerst da war, der sogenannte
Terrorismus oder dessen Bekämpfung. Als die USA nach den Anschlägen
vom 11. September 2001 den Globalen Krieg gegen den Terror ausgerufen
und im Verlaufe dessen ihre militärische Präsenz in der Sahelzone
ausgebaut haben, um, wie es hieß, illegale Kombattanten zu bekämpfen,
hatte es bis dahin in Westafrika das Phänomen der
Sprengstoffanschläge durch islamistische Gruppen noch gar nicht
gegeben. Heute hingegen kann man die Sahelzone als Kriegsgebiet
bezeichnen, auch wenn dort keine klassischen Fronten zwischen zwei
oder mehr Kriegsparteien existieren.

In diesem Krieg wurden schon Tausende Soldaten und Zivilisten
getötet, berichtet AFP in einem Übersichtsartikel. [1] Zu der Zahl
der getöteten Dschihadisten liegen keine Angaben vor. Die
Bevölkerungen von Mali, Niger und Nordnigeria, in Teilen auch in
Burkina Faso, Tschad und weiteren Ländern sind zwischen die
Mühlsteine geraten. Von beiden Seiten werden gezielte Tötungen
vorgenommen. Deshalb würde es der Sache nicht gerecht, von
Kollateralschäden zu sprechen. Allein die malische Armee hat zwischen
Januar und März dieses Jahres 101 außergerichtliche Hinrichtungen
durchgeführt, wird seitens der UN-Friedensmission in Mali, MINUSMA,
gemeldet. Im selben Zeitraum haben nigrische Soldaten auf malischem
Boden weitere knapp 30 Menschen extralegal exekutiert.

Ähnliche Verdachtsfälle würden auch aus Burkina Faso geschildert,
schreibt AFP. Dort seien im Mai dieses Jahres in Polizeigewahrsam
zwölf Personen, denen dschihadistische Aktivitäten zu Last gelegt
worden waren, ums Leben gekommen. Angehörige und
Nichtregierungsorganisationen erklärten, daß es sich bei den
Getöteten um einfache Zivilisten gehandelt hat und daß diese
gemeinsam exekutiert worden sind. Inzwischen haben burkinabische
Behörden zugesagt, Ermittlungen zur Aufklärung der Todesumstände
aufzunehmen.

Laut der International Crisis Group werden aus der westnigrischen
Region Tillaberi 102 Zivilisten vermißt. Mutmaßlich wurden sie von
Soldaten verschleppt. Der Verteidigungsminister Nigers hat eine
Untersuchung der Vorfälle angekündigt. Sicherlich würde es die Moral
der Truppen schwächen, würden die angekündigten Untersuchungen mit
der gleichen Konsequenz betrieben wie bei zivilrechtlichen Verfahren.
Anders gesagt: Es wäre nicht verwunderlich, verliefen die
Ermittlungen im Sande.

Laut AFP zählen vor allem Menschen von der Volksgruppe der Fulani zu
den Opfern staatlicher Gewalt. Die Fulani betreiben vorzugsweise
Viehwirtschaft und obschon einige von ihnen sich den Dschihadisten
angeschlossen haben, wäre es eine schwere Fehleinschätzung, sie
pauschal zu bezichtigen. Denn das schürt lediglich den Haß und spielt
ausgerechnet jenen in die Hände, deren Einfluß man von staatlicher
Seite zurückzudrängen versucht.

Die wirksamste Bekämpfung des Dschihadismus bestünde vermutlich
darin, dafür zu sorgen, daß die Lebensverhältnisse der Bevölkerung im
allgemeinen angehoben und die Einkommensunterschiede reduziert
werden. Nur solange die bewaffneten Kämpfer Rückhalt zumindest in
Teilen der Bevölkerung genießen, haben sie es leicht, unentdeckt zu
bleiben. Ohne einen solchen Rückhalt wäre es kaum möglich, sich
dauerhaft vor den Regierungssoldaten zu verstecken. Wobei dazu
ergänzt werden muß, daß die Dichte des Straßennetzes und die
Entfernungen in der Sahelzone nicht mit europäischen Verhältnissen
vergleichbar sind. Das Kerngebiet der Kämpfe erstreckt sich über
mehrere tausend Kilometer von Mali im Westen bis Tschad im Osten.
Mauretanien, Senegal, Ghana, Elfenbeinküste, Zentralafrikanische
Republik und andere Länder der Großregion sind mit unterschiedlicher
Intensität ebenfalls in den Konflikt involviert.

Eben weil kaum klare Fronten existieren, kann der Gegner nicht
gestellt werden, und daß es überhaupt ein "Gegner" ist, entspringt
bereits dem westlichen, regierungsnahen Sprachgebrauch. Der muß sich
keineswegs mit dem der Menschen vor Ort decken, die von ihren
Regierungen vernachlässigt wurden und nicht von den Soldaten
geschützt werden. Die Dschihadisten haben auch deshalb einen gewissen
Zulauf, weil sie eben nicht nur Menschen töten, Mädchen entführen und
ganze Dörfer brandschatzen, sondern weil sie regional auch schon mal
Versorgungsstrukturen aufbauen, die denen des Staates überlegen sind.
Diese Art der sozialen Absicherung auf der einen Seite und die
Repressionen seitens der Regierungssoldaten auf der anderen Seite
sorgen dafür, daß die islamistisch orientierten Kampfgruppen ihren
Einfluß ausdehnen konnten.

Die ehemalige Kolonialmacht Frankreich wird von vielen als die neue
Kolonialmacht Frankreich angesehen. Diese hat inzwischen alles in
allem 5.100 Soldaten im Rahmen der Operation Barkhane entsandt und
wurde bzw. wird teilweise noch von anderen Ländern wie dem
Vereinigten Königreich, Dänemark, Kanada, Estland sowie den
G5-Staaten Mauretanien, Mali, Niger, Burkina Faso und Tschad
unterstützt. Letztgenannte haben auch eine eigene, 5.000 Mann starke
G5-Sahel-Force eingerichtet, die sogenannten Terrorismus,
Menschenschmuggel und Drogenhandel bekämpfen soll.

Takuba nennt sich eine weitere von zahlreichen europäischen Ländern
abgesegnete Kampftruppe, die an der Seite der malischen Armee und
eingebunden in die Befehlsstruktur der Operation Barkhane, bewaffnete
Gruppen in der Region Liptako im Grenzgebiet von Burkina Faso, Niger
und Mali bekämpfen soll.

An der Europäischen Ausbildungsmission in Mali (EUTM) sind neben
Deutschland mehr als zwei Dutzend europäische Staaten beteiligt. Sie
sollen die malischen Streitkräfte nicht nur trainieren, sondern auch
waffentechnisch aufrüsten. MINUSMA wiederum ist eine
"Friedensmission" unter UN-Schirmherrschaft, die rund 13.000
Blauhelmsoldaten umfaßt, darunter 1100 aus Deutschland.

Es sind deutlich voneinander zu unterscheidende Vorgehensweisen, ob
die Soldaten Islamisten und Schlepper bekämpfen oder ob sie die
Zivilbevölkerung beschützen. Das gilt auch für die westlichen
Interventionstruppen. Sie sind in erster Linie nicht zum Schutz der
örtlichen Bevölkerung da, sondern zum Schutz der eigenen hegemonialen
Interessen. Deshalb ist es alles andere als selbstverständlich, daß
sie von den Einheimischen als jene "Befreier" angesehen werden, als
die sie sich selbst gerne präsentieren. Das gilt auch für die Truppen
unter UN-Mandat in Afrika.

Ohne eine Entflechtung der verschiedenen Interessenslinien und den
Rückzug ausländischer Interventionstruppen sowie die Streichung
militärisch-finanzieller Hilfe sämtlicher beteiligter Parteien
dürften die Chancen zur Beilegung der Konflikte in der Sahelzone
äußerst gering sein. Selbstverständlich ginge der Schuß nach hinten
los, würde ein Machtvakuum geschaffen, daß dann durch andere
Interessen, zum Beispiel seitens der Türkei, Rußlands oder einem der
Golfstaaten, gefüllt wird. Doch der gemeinsame Ausgangspunkt des
Dschihadismus und der Migrationsströme bildet die soziale
Ungleichheit sowohl innerhalb der afrikanischen Länder als auch
zwischen Afrika und Europa. Bekämpft werden die Folgeerscheinungen
und nicht die Voraussetzungen der Konflikte.

Solange Afrika mal von oben herab (kolonialzeitlich), mal auf
Augenhöhe (neokolonial) als Ressourcenkontinent und unteres Ende der
Wertschöpfungskette wahrgenommen wird und Menschen mit Gewalt daran
gehindert werden, das riesige Wohlstandsgefälle räumlich zu
überwinden und nach Europa zu migrieren, ist kein Ende der Kämpfe
absehbar.


Fußnote:

[1] https://www.africadaily.net/reports/Sahel_armies_accused_of_disappearances_and_killings_raising_alarm_999.html
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ORGANISATION/397: Gesund, sozial, klimagerecht - Bündnis fordert Nachbesserungen des Konjunkturprogramms (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband

Gemeinsame Pressemeldung vom 09.06.2020

Gesund, sozial, klimagerecht: 

Bündnis fordert Nachbesserungen des Konjunkturprogramms



Ein ungewöhnliches Bündnis aus den Bereichen Gesundheit, Soziales, Klima
und Entwicklung sowie Kirchen hat weitergehende Vorschläge für ein
Konjunkturpaket hin zu einer gesünderen, sozialen und klimagerechten
Gesellschaft und Wirtschaft formuliert. Morgen befasst sich das
Bundeskabinett mit dem Konjunkturpaket. Die Verbände fordern die
Bundesregierung und den Bundestag mit einem gemeinsamen Programm auf, die
drei Themen stärker zusammenzudenken und beim Corona-Konjunkturpaket in
diesem Sinne deutlich nachzubessern.

Seit Jahren verfolgen die Verbände mit Sorge, wie die Kluft zwischen Arm
und Reich wächst und eine zunehmende Klimakrise und Artensterben die
Lebensgrundlagen der Menschheit zerstört. Die Corona-Krise wirft ein
Schlaglicht auf diese Probleme: Sie zeigt, wie die Zerstörung der
natürlichen Lebensgrundlagen massive Gefahren für die menschliche
Gesundheit provoziert. Arme Länder und auch sozial benachteiligte Menschen
in aller Welt leiden stärker unter der so entstandenen Krise. Ein
entschiedenes Umsteuern ist nötig, um diese Gefahren abzuwehren.

Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbandes: "Das Konjunkturpaket der Bundesregierung lässt Millionen
Bezieher*innen von Grundsicherungsleistungen außen vor. Dabei ist die
gezielte Unterstützung derjenigen, die das Geld am nötigsten brauchen und
es auch umgehend ausgeben, aus konjunkturpolitischer, ökologischer und
sozialer Perspektive dringend angezeigt. Hier müssen Bundesregierung und
Bundestag unbedingt nachbessern, auch um den sozialen Zusammenhalt in und
nach der Krise zu stärken."

Die Verbände fordern, das Konjunkturpaket in allen Bereichen darauf
auszurichten, die globale Erderwärmung auf möglichst 1,5 Grad zu begrenzen.
So sollten Wirtschaftshilfen grundsätzlich an die Bedingung geknüpft
werden, dass Unternehmen mit hohen Emissionen sich auf einen
Transformationspfad hin zu Klimaneutralität spätestens bis 2050
verpflichten. Die EU-Taxonomie bietet sich als geeignetes Instrument zur
Überprüfung dabei an, da sie etwa Kriterien für klimaverträgliche
Investments festlegt. Die einfache Absenkung der Mehrwertsteuer ist
hingegen problematisch, weil davon Wohlhabende stärker als Ärmere
profitieren und sie keinerlei positive ökologische Lenkungswirkung
entfaltet.

Dr. Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland:
"Klimaschutz muss sich im Konjunkturprogramm durch alle Bereiche ziehen. An
Unternehmen dürfen Gelder nur vergeben werden, wenn diese sich auf
Klimaneutralität bis spätestens 2050 verpflichten. Verwundert und besorgt
beobachten wir, dass Rüstungsprojekte vorgezogen werden sollen, um die
Konjunktur zu stabilisieren. Mit Rüstung Impulse für die konjunkturelle
Erholung zu setzen ist das Gegenteil einer zukunftsfähigen Entwicklung."

Das vorgelegte Konjunkturpaket enthält nach Ansicht der Verbände durchaus
richtige und wichtige Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung, für den Klimaschutz
und zur Entlastung der Kommunen. So ermöglicht das Paket den Kommunen
weiterhin investiv auch im Klimaschutzbereich tätig zu sein. Es stößt
notwendige Schritte zur Transformation der Grundstoffindustrie an und lässt
erstmals einen breiteren Blick auf die Mobilitätswende erkennen. Damit das
Ziel der Förderung von elektrisch angetriebenen Fahrzeugen konsequent
greift, sollte die Förderung von Plug In Hybrid-Fahrzeugen von der
tatsächlichen Nutzung des Elektroantriebs abhängig gemacht werden.

Dr. Eckart von Hirschhausen, Gesellschafter, Stiftung Gesunde Erde -
Gesunde Menschen: "Der Klimawandel ist die größte Bedrohung der
menschlichen Gesundheit im 21. Jahrhundert. Das Gesundheitswesen und seine
Beschäftigten sind systemrelevant - das hat die Corona-Pandemie uns
deutlich gezeigt. Ärzte und Pflegende sind angetreten, um Leben zu
schützen. Aber gegen die Klimakrise und menschenfeindliche Temperaturen
gibt es keine Impfung oder Immunität. Deshalb braucht es jetzt
Investitionen, um beispielsweise auch in den Krankenhäusern, Pflegeheimen
und sozialen Einrichtungen Mitarbeiter und Patienten vor Hitze zu schützen.
Es freut mich, dass diese Idee erstmalig im Konjunkturpaket aufgegriffen
wurde. Es braucht aber mehr davon!"

Bei den Maßnahmen im Gesundheitswesen konzentriert sich die Bundesregierung
auf die Stärkung von Strukturen zur Begegnung der Pandemie. Hier sehen die
Verbände die Gelegenheit verpasst, mit zukunftsorientierten Maßnahmen auch
absehbaren Krisen in Folge des Klimawandels zu begegnen, etwa ausgelöst
durch Hitze, Starkwetterereignisse oder Ausfall von Versorgungssystemen.
Vor allem muss das "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" auch darauf
ausgerichtet werden, den ökologischen Fußabdruck der Krankenhäuser
umfassend zu verringern.

Enttäuscht zeigt sich das Bündnis darüber, dass die Pflege in dem
Konjunkturprogramm mit keinem Wort erwähnt wird. Menschen, die in der
bezahlten und unbezahlten Versorgung und Pflege arbeiten, werden in der
Pandemie über ihre Grenzen hinaus belastet. Ihre Berufe gilt es aufzuwerten
sowie Bezahlung und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Die Verbände fordern
daher deutliche Mehrausgaben auch im Bereich Pflege.

Mit Blick auf Europa und global ist es von größter Bedeutung, dass
Deutschland Solidarität mit Menschen in ärmeren und von der Coronapandemie
besonders betroffenen Staaten zeigt. Im Vordergrund sollten dabei der
Schutz und die Stärkung von besonders verletzlichen Menschen stehen. Dafür
schlägt das Bündnis unter anderem eine Stärkung der multilateralen
Zusammenarbeit, eine Entschuldungsinitiative und einen globalen "Grünen
Marshallplan" vor, der sich an der Umsetzung des Pariser Klimaabkommens und
der Agenda 2030 für globale Nachhaltigkeit ausrichtet.

Prof. Dr. h.c. Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von Brot für die
Welt: "Es ist sehr zu begrüßen, dass die Bundesregierung zusätzliche drei
Milliarden Euro für Entwicklungszusammenarbeit und Humanitäre Hilfe
bereitstellt. Doch die sozialen und wirtschaftlichen Probleme, die die
Pandemie nach sich zieht, können nicht kurzfristig mit einer 
Einmal-Finanzspritze gelöst werden. Sie sind auch nicht eben erst entstanden. Die
Corona-Folgen verstärken strukturelle Probleme, die auch strukturelle und
längerfristige Antworten benötigen. Die Klima- und die Corona-Krise treiben
Staaten im Globalen Süden weiter in die Schuldenfalle. Daher braucht es
umfangreiche Entschuldungsinitiativen, für die sich die Bundesregierung auf
internationaler Ebene stark machen sollte."

Über die Konjunkturpakete hinaus ist mittelfristig auch nötig, dass die
Bundesregierung sich über die Einnahmenseite verständigt. Hierfür sollten
umweltschädliche Subventionen abgebaut, Umwelt- und Gesundheitskosten
internalisiert und ein fairer Lastenausgleich in der Gesellschaft
angestrebt werden, etwa über die Besteuerung großer Vermögen oder eine
Reform der Erbschaftssteuer.



Das Programm "Gesund, sozial, klimagerecht: Investitionen in eine
zukunftssichere Gesellschaft" finden Sie unter:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/4365d6bb6fa3954fc12585820026fd98/$FILE/Gesund,%20sozial,%20klimagerecht%20-%20Investitionen%20in%20eine%20zukunftssichere%20Gesellschaft.pdf

 * 
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ENERGIE/2400: Regierung von Mexiko gegen "räuberische" Praktiken privater Strom-Multis (Philipp Gerber)

Regierung von Mexiko gegen "räuberische" Praktiken privater Strom-Multis

Unternehmen und Umweltschutzverbände warnen vor Rückschlag bei
"Energiewende". Regierung legt sich mit internationalen Unternehmen an

Von Philipp Gerber, 7. Juni 2020



Mexiko-Stadt. In Protestbriefen haben Energieunternehmen und die
Vertretungen Kanadas [1] und der Europäischen Union gravierende Eingriffe
in Mexikos Energiemarkt angeprangert. Die Deutsche Welle titelte "Mexiko
stoppt die Energiewende [2]". Danach seien sich Umweltschutzverbände wie
Greenpeace [3] und Unternehmer einig, dass ein neues Dekret der
mexikanischen Regierung unter Präsident Andrés Manuel López Obrador die
erneuerbaren Energien zurückstufe und der dreckigen fossilen Energie den
Vorrang gebe.

Die Entrüstung bezieht sich auf einen regulatorischen Eingriff in den
Strommarkt in Mexiko, bekanntgegeben am 15. Mai, welcher die Energiereform
von 2013 betrifft. Die neoliberale Reform, durchgeführt unter López
Obradors Vorgänger Enrique Peña Nieto, öffnete den strategischen
Energiesektor des Landes. Private Firmen konkurrieren heute mit den
staatlichen Gesellschaften um Produktionszweige und -standorte: mit der
Föderalen Elekrizitätskommission (CFE) im Strombereich, mit dem staatlichen
Mineralölkonzern Pemex im Erdölsektor.

Nun wurde, auch aufgrund des pandemiebedingt schwindenden Energiebedarfs,
der Testbetrieb für neue Werke ausgesetzt. Zudem will die
Regulierungsbehörde Cenace unter anderem die Spielregeln für die
Einspeisung ins Stromnetz überprüfen, denn diese wirkten zuungunsten
Mexikos. López Obrador sprach gar von "räuberischen" Praktiken der
Stromriesen.

Mehrere Vertreter der regierenden Morena-Partei haben inzwischen
klargestellt, dass es nicht darum gehe, die erneuerbaren Energien per se
abzuwerten. Die Abgeordnete Dolores Padierna etwa bedauerte [4], dass die
privaten Elektrizitätsunternehmen ihre Produktion zu überteuerten Preisen
an die CFE verkaufen können, aber sich nicht einmal an den Unterhaltskosten
der Stromverteilungsnetze beteiligen müssen. Aktuell wird 46 Prozent der
Energie in Mexiko von privater Hand produziert, 54 Prozent von der CFE.

Die Öffnung des nach der mexikanischen Revolution im Jahr 1938
verstaatlichten Energiesektors begann schon vor der Energiereform von 2013.
Unter dem rechten Präsidenten Vicente Fox (2000-2006) sei eine Energiekrise
simuliert worden, um transnationalen Unternehmen Zugang zu verschaffen,
erinnert [5] die auf diesen Sektor spezialisierte Investigativjournalistin
Ana Lilia Pérez: "In Mexiko wurde ein Parallelmarkt zugunsten privater
Unternehmen stimuliert, meistens transnationale Unternehmen europäischer
Herkunft, in denen einige Beamte schließlich zum Nutzen dieser Unternehmen
arbeiteten", erinnerte sie sich. Der Drehtüreffekt ging in Mexiko soweit,
dass Jesús Ramírez Stabros, Aufsichtsratsmitglied des spanischen
Energiegiganten Iberdrola, gleichzeitig [6] als Spitzenbeamter im
Verbindungsbüro des Präsidenten Peña Nieto arbeitete. Auch der
Korruptionsfall Néstor Moreno ist unvergessen: Als CFE-Chef hat Moreno sich
private Aufträge von dem Energie- und Automatisierungstechnikkonzern ABB
Ltd. mit Luxusgütern vergelten lassen, wie das schwedisch-schweizerische
Unternehmen in den USA zugab [7]. Moreno entzieht sich [8] jedoch in Mexiko
seit Jahren mit allen juristischen Mitteln erfolgreich einer verhängten
Haftstrafe.

Die Organisationen in indigenen Gemeinden Oaxacas, welche sich seit Jahren
gegen das schmutzige Geschäft mit der sauberen Energie [9] und den riesigen
Windparks auf ihrem Territorium wehren, bekräftigen angesichts der
aktuellen Diskussion, dass erneuerbare Energien in Mexiko lediglich "großen
Unternehmen dienen und zur Enteignung indigener Völker beitragen". Zudem
seien dieselben Windparkbesitzer in anderen Regionen große Verschmutzer,
wie etwa die Bergbaufirmen Grupo México und Grupo Peñoles. "Weder fossile
Brennstoffe noch grüne Energie sind eine Option, wenn sie in den Händen
multinationaler Unternehmen liegen", urteilt [10] die soziale Organisation
APIIDTT.

Die Energiekooperative Onergia begrüßt [11] grundsätzlich den Eingriff des
Staates in den zugunsten der Privaten organisierten Markt, gibt jedoch zu
bedenken, dass "die bipolare Formel Verstaatlichung oder Privatisierung
nicht ausreicht". Onergia geht einen Schritt weiter und schlägt ökologisch
und sozial gerechtere Wege zur Erzeugung und zum Verbrauch von Energie vor,
verbunden mit einer kommunalen, öffentlichen Verwaltung der
Energiesproduktion, an der die Gemeinden partizipieren. Trotz
Wahlversprechen in diese Richtung konnte die Morena-Partei nach eineinhalb
Jahren Regierungszeit noch keine entsprechenden Fortschritte präsentieren.
Die Offenlegung der Praktiken der multinationalen Unternehmen könnte
zumindest ein erster Schritt in diese Richtung sein.


Anmerkungen:

[1] https://www.sinembargo.mx/01-06-2020/3796601

[2] https://www.dw.com/de/mexiko-stoppt-die-energiewende/a-53510746

[3] https://aristeguinoticias.com/0106/multimedia/acuerdos-sobre-energia-no-tomaron-en-cuenta-la-ecologia-greenpeace-enterate/

[4] https://aristeguinoticias.com/2805/mexico/cre-castiga-a-cfe-y-subsidia-a-empresas-privadas-dolores-padierna/

[5] https://aristeguinoticias.com/2905/mexico/cfe-debe-recuperar-su-caracter-social-ana-lilia-perez-mesa-de-analisis/

[6] https://www.sinembargo.mx/25-08-2014/1096209

[7] https://new.abb.com/news/detail/13364/abb-resolves-foreign-corrupt-practices-act-issues-and-will-pay-a-total-of-583-million

[8] https://politica.expansion.mx/mexico/2019/09/30/la-corte-da-luz-verde-para-la-detencion-del-exdirectivo-de-la-cfe-nestor-moreno

[9] https://aristeguinoticias.com/2111/mexico/energia-limpia-y-contratos-sucios-asi-operan-las-eolicas-en-oaxaca-reportaje/

[10] https://desinformemonos.org/ni-los-combustibles-fosiles-ni-la-energia-verde-son-una-opcion-si-estan-en-manos-de-trasnacionales-apiidtt/

[11] https://lacoperacha.org.mx/gestion-publica-comunitaria-resolver-pobreza-energetica/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2020/06/240388/mexiko-praktiken-elektrizitaetsunternehm240388/mexiko-praktiken-elektrizitaetsunternehm

 * 

Quelle:
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UNTERNEHMEN/2848: Corona-Krise sorgt für digitalen Weiterbildungsschub (idw)

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 08.06.2020

Corona-Krise sorgt für digitalen Weiterbildungsschub



Rund ein Drittel der deutschen Unternehmen setzten erfolgreich seit
Beginn der Corona-Krise geplante Präsenzseminare teilweise oder sogar
vollständig in digitaler Form fort. Entsprechend ist die Nutzung digitaler
Lernmethoden im Rahmen der Weiterbildungsaktivitäten in 36 Prozent aller
Unternehmen gestiegen. Trotz Krise weiteten 12 Prozent der Befragten ihr
Angebot sogar aus. Dies zeigt eine Studie des Kompetenzzentrums
Fachkräftesicherung (KOFA) am Institut der deutschen Wirtschaft (IW) zum
Stand der Weiterbildung während der Corona Pandemie.

"Ich habe gerade keine Zeit." Ein Satz, der in Anbetracht der guten
wirtschaftlichen Lage und den vollen Auftragsbüchern in den letzten Jahren
vielen Unternehmern und Mitarbeitenden im Arbeitsalltag häufiger über die
Lippen kam. Auch wenn es um die Weiterbildung der Beschäftigten ging, war
nicht selten weniger das Geld, sondern vielmehr die fehlende Zeit der
limitierende Faktor. Der Corona-Virus hat innerhalb kürzester Zeit das
Wirtschaftsgeschehen dramatisch verlangsamt und teilweise zum Stillstand
gebracht - sei es durch fehlende Zulieferungen notwendiger Vorprodukte
oder durch fehlende Nachfrage seitens der Kunden. Wenngleich diese
Entwicklung mit vielen Sorgen und Ängsten verbunden ist, konnte knapp die
Hälfte der deutschen Unternehmen ihre Weiterbildungsaktivitäten, trotz
Ausnahmezustand, aufrechterhalten. 12 Prozent der Unternehmen weiteten ihr
Angebot sogar aus. Dies zeigt die aktuelle Studie "Weiterbildung in der
Corona Pandemie" des Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (KOFA) am
Institut der deutschen Wirtschaft (IW). War die Einstellung von
Unternehmen zum Einsatz von digitalen Lernmethoden in den letzten Jahren
noch eher verhalten, wandelte fast ein Drittel der Betriebe bereits
geplante

Präsenzveranstaltungen aufgrund der Pandemie, erfolgreich in digitale
Weiterbildungsformate um. Insgesamt zeigt sich ein positiver Trend bei der
Nutzung digitaler Lernmedien: 36 Prozent bauten die Nutzung digitaler
Lernangebote aus. Selbst jedes zehnte Unternehmen, das seine Weiterbildung
insgesamt heruntergefahren hat, setzte in der aktuellen Situation auf den
vermehrten Einsatz von digitalen Formaten. "Die Corona-Pandemie hat der
Nutzung digitaler Lernangebote einen deutlichen Schub gegeben. Ihnen wird
sicherlich auch nach Lockerung der Kontaktbeschränkungen ein höherer
Stellenwert im Rahmen der Weiterbildung zukommen als noch vor der
Pandemie. Die Krise trägt somit zur Beschleunigung der Digitalisierung im
Rahmen der Weiterbildung bei," sagt Regina Flake, Senior Economist am KOFA
und Mitautorin der Studie.

Die Umfrage zeigt zudem, dass auch viele Unternehmen, deren Mitarbeitende
sich in Kurzarbeit befinden, Weiterbildungsmöglichkeiten geschaffen haben.
So gaben rund 15,7 Prozent der befragten Unternehmen an, dass sie die Zeit
der Kurzarbeit für die Weiterbildung ihrer Teams nutzen, weitere 13,5
Prozent haben dies geplant.

Trotz der positiven Entwicklungen in der Weiterbildung, sind dennoch rund
26 Prozent der Unternehmen von den Auswirkungen der Corona-Krise so stark
betroffen, dass sie die Weiterbildungsaktivitäten einschränken mussten. Um
Weiterbildung noch intensiver nutzen zu können, wünschen sich rund 47
Prozent der Unternehmen eine Ausweitung der finanziellen Förderung und
eine bessere technische Ausstattung der Mitarbeitenden als Unterstützung.
Den Wunsch nach mehr Informationen zu E-Learning äußerten knapp 40 Prozent
der Befragten, um die digitale Weiterbildung noch stärker ausbauen zu
können.

Über das KOFA: Das Projekt KOFA (Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung) am
Institut der deutschen Wirtschaft startete im Mai 2011 und wird durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert. Der Fokus
des Projektes liegt in der Unterstützung von kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) bei der Fachkräftesicherung und der Gestaltung ihrer
Personalarbeit. Das KOFA bietet auf seiner Homepage www.kofa.de konkrete
Handlungsempfehlungen und Praxisbeispiele.


Weitere Informationen unter:

http://www.kofa.de

https://www.kofa.de/fachkraefteengpaesse-verstehen/studien-fachkraeftechecks

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PROZESSE/018: Gericht verurteilt aramäische Aktivistin wegen Soli-Konzert von Grup Yorum (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 06.06.2020

Augsburger Gericht verurteilt aramäische Aktivistin wegen Soli-Konzert
von Grup Yorum in Syrien!



Am 05.06.2020 wurde um 14:30 Uhr die Gerichtsverhandlung beim
Augsburger Amtsgericht wegen des angeblichen Verstoßes gegen das
Vereinsgesetz gegen eine aramäische Aktivistin der Revolutionäre
Suryoye fortgesetzt.

Zum 100-Jährigen Gedenken an den Völkermord an den Aramäern 1915 in
der Türkei haben sich intellektuelle Aramäer aus Tur Abdin
zusammengeschlossen und 2015 in Midyat die Volksbewegung Revolutionäre
Suryoye (aramäisch: Suryoye Qauwonye) gegründet.

Neben der Aktivistin aus Augsburg erhielten sieben weitere Aramäer
Strafbefehle von Gerichten in Bayern und Baden-Württemberg. Bei ihnen
handelt es sich um die Betroffenen der am 2. Oktober 2018, nur drei
Tage nach dem Staatsbesuch Erdogans in Deutschland, bundesweit
durchgeführten Razzien.

Den Aktivisten wird vorgeworfen, auf der Augsburger Mai-Demonstration
2018 gegen das Vereinsgesetz verstoßen zu haben.

Nach Auffassung der Behörden führten sie Fahnen der (Revolutionäre
Volksbefreiungspartei-Front) DHKP-C mit sich, tatsächlich handelte es
sich in allen Fällen um Flaggen der "Kommunistischen Aramäer
Mesopotamiens" (SGB) mit Hammer und Sichel auf rotem Grund.

Bei SGB (aramäisch: Suryoye Gawonoye d'Bethnahrin) handelt es sich um
einen Zusammenschluss, der im Jahr 2017 zum 100-jährigen Gedenken an
die sozialistische Oktoberrevolution 1917 durch die aramäische
Volksbewegung Revolutionäre Suryoye gegründet wurde.

Bei der ersten Verhandlung hatte die Richterin jeglichen Beweisantrag
und Zeugen, die der Rechtsanwalt Mathes Breuer für die Verhandlung
für eine sachkundige Zeugenbefragung gestellt hatte, ohne jegliche
Begründung abgelehnt.

Das Gericht beruft sich auf ein Schreiben des Bayrischen
Verfassungsschutzes, in dem es heißt, dass die Flagge der
Kommunistischen Aramäer Mesopotamiens die Flagge der verbotenen
marxistisch-leninistischen DHKP-C sei. Weiter heißt es vom Bayrischen
Verfassungsschutz, es sei die Flagge des militärischen Armes der
DHKP-C, also die Flagge der DHKC.

Rechtsanwalt Mathes Breuer hatte eine schriftliche Bestätigung mit
Bildvorlage vom Bundesinnenministerium dem Gericht vorgelegt, in dem
die Flagge der Kommunistischen Aramäer Mesopotamiens als nicht
verboten eingestuft worden ist und erklärt wurde, dass diese
Symbolkombination in Deutschland nicht strafbar sei.

Nun wurde dieser Beweisantrag von der Richterin ebenfalls ohne
Begründung abgelehnt. Damit hat das Gericht die Sachkenntnisse des
Bundesinnenministeriums dem Bayrischen Verfassungsschutz hierarchisch
untergeordnet.

Rechtsanwalt Mathes Breuer hat in seinem Plädoyer nochmals bekräftigt,
dass die Flagge der DHKC nur eine doppelte Sternenkombination auf
einem roten Grund und die Flagge der SGB klar und deutlich Hammer und
Sichel in dem Stern hat und dass sich somit die Flaggen objektiv und
im Detail voneinander unterscheiden.

Diese und weitere Tatsachen und Beweise ignorierte die Richterin des
Amtsgerichts Augsburg und verurteilte die 24-Jährige aramäische
Aktivistin der Revolutionäre Suryoye, die in Syrien geboren worden
ist, zu einer Geldstrafe in Höhe von 1800,00 EUR.

Das Urteil wurde von der Richterin damit begründet, dass die
aramäische Aktivistin als Revolutionäre Suryoye ein
Solidaritätskonzert der sozialistischen Musikband Grup Yorum, welches
2013 in Syrien stattgefunden hat, in Facebook veröffentlichte und dass
damit eine sogenannte Sympathie für die DHKP-C nachgewiesen wäre.

Die aramäische Aktivistin und ihr Rechtsanwalt Mathes Breuer haben das
Urteil nicht akzeptiert und sind in Berufung gegangen.

Der Volksrat der Aramäer aus Europa kritisiert dieses Urteil des
Augsburger Amtsgerichts gegen eine aramäische Aktivistin, die wegen
des Krieges in Syrien, der sowohl von den imperialistischen USA und
Europa als aber auch der faschistischen türkischen Regierung der AKP
organisiert worden ist und der Millionen Tote und Flüchtlinge
verursacht hat, die deswegen sogar selbst geflohen ist und nun in
Deutschland ebenfalls verfolgt wird, aufgrund eines Beitrages in den
Sozialen Medien, wo für die Brüderlichkeit der Völker ein Konzert von
Grup Yorum in Syrien geworben wurde. Sie deshalb zu verurteilen und
damit auch zu kriminalisieren ist inakzeptabel und ein Skandal.

Wir fordern ein sofortiges Beenden der Kriminalisierung von linken
aramäischen Aktivisten und die Einstellungen der Verfahren gegen alle
Mitglieder der Revolutionäre Suryoye.

 * 

Quelle:

Pressemitteillung vom 6. Juni 2020

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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MELDUNG/089: Teilnahme am religiösen Leben kann Integration erleichtern (idw)

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge - 08.06.2020

BAMF-Forschungszentrum: Teilnahme am religiösen Leben kann Integration
erleichtern



Welchen Religionen fühlen sich Geflüchtete zugehörig, welchen Stellenwert
haben Religion und Glaube in ihrem Leben und wie sozial eingebunden sind
die Angehörigen der unterschiedlichen Glaubensrichtungen? Diesen Fragen
sind die Forscherinnen und Forscher des Bundesamts nachgegangen anhand von
Daten der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten, die in den Jahren 2013
bis einschließlich 2016 nach Deutschland gekommen sind.

"Durch den Zuzug Geflüchteter wird das religiöse Leben in Deutschland
insgesamt vielfältiger", erläutert der Autor der Studie, Dr. Manuel
Siegert. Die überwiegende Mehrheit der Geflüchteten (71 %) rechnet sich
dem Islam zu, mit deutlichem Abstand folgt das Christentum (17 %). Damit
unterscheidet sich die religiöse Zugehörigkeit der Geflüchteten deutlich
von der religiösen Zugehörigkeit der in Deutschland ansässigen
Gesamtbevölkerung. Von dieser gehörten im Jahr 2010 mehr als 60 % dem
Christentum und nur eine Minderheit (ca. 5 %) dem Islam an. Auch der
Anteil der Konfessionslosen war hier deutlich höher als unter den
Geflüchteten. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Geflüchteten
hinsichtlich ihrer religiösen Zugehörigkeit nicht notwendiger Weise
repräsentativ für die jeweilige Bevölkerung in ihren Herkunftsländern
sind. Vielmehr sind insbesondere religiöse Minderheiten zum Teil
überrepräsentiert, wie zum Beispiel christliche Geflüchtete aus dem Iran.

Rund 73 % der muslimischen Geflüchteten stammen aus Syrien, Afghanistan
und Irak. Die sonstige muslimische Bevölkerung in Deutschland ist dagegen
mehrheitlich türkeistämmig. Entsprechend wird sich der Anteil der
türkeistämmigen Personen unter den muslimischen Religionsangehörigen in
Deutschland weiter verringern. "Es ist daher anzunehmen, dass aufgrund der
unterschiedlichen lokalen Traditionen auch das muslimische Leben in
Deutschland vielfältiger wird", so Dr. Siegert.

Eine weitere Erkenntnis der Studie ist, dass Glaube und Religion besonders
den befragten christlichen Geflüchteten wichtig zu sein scheinen. Die
befragten muslimischen Geflüchteten entsprechen diesbezüglich eher den in
Deutschland lebenden Menschen christlichen Glaubens - Den muslimischen
Geflüchteten scheinen Glaube und Religion etwas weniger wichtig zu sein
als den sonstigen muslimischen Religionsangehörigen in Deutschland.

Teilnahme am religiösen Leben und soziale Einbindung stehen in einem
positiven Zusammenhang

Die Teilnahme am religiösen Leben kann Geflüchteten die Integration in
Deutschland erleichtern, da beim Besuch religiöser Veranstaltungen
beispielsweise Kontakte zu Personen der Aufnahmegesellschaft geknüpft
werden können. "Geflüchtete, die sich am religiösen Leben beteiligen, sind
etwas stärker sozial eingebunden als Geflüchtete, die dies nicht tun.
Dabei steht der häufige Besuch religiöser Veranstaltungen auch in einem
positiven Zusammenhang mit der Zeit, die speziell mit Deutschen verbracht
wird. Das heißt, es gibt keine Hinweise darauf, dass die Teilnahme am
religiösen Leben mit einer Abschottung von der Aufnahmegesellschaft 
einhergeht", sagt Dr. Siegert.

Zur Studie:

In der bundesweiten Studie sammelt das Forschungszentrum des Bundesamtes
Erkenntnisse über die Lebenssituation von Schutzsuchenden. Die gemeinsame
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), des
Forschungszentrums des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF-FZ)
und des Sozio-Oekonomischen Panels (SOEP) am DIW Berlin basiert auf einer
repräsentativen Wiederholungsbefragung von Personen, die im Zeitraum vom
1. Januar 2013 bis einschließlich 31. Dezember 2016 nach Deutschland
gekommen sind und hier einen Asylantrag gestellt haben.


Die Studie finden Sie unter folgendem Link:

http://www.bamf.de/kurzanalyse-religion

Originalpublikation:

Siegert, Manuel (2020):

Die Religionszugehörigkeit, religiöse Praxis und soziale Einbindung von
Geflüchteten.

Ausgabe 02|2020 der Kurzanalysen des Forschungszentrums Migration,
Integration und Asyl des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2428

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07296: Treue Gefährten (SB)

Den letzten Todesstoß zu finden, ist nicht immer einfach, entlarvt
jedoch auch eine moralische Seite. Schon der Ausdruck Todesstoß, der
in der Schachliteratur häufig auftritt, kann einer frommen Seele nicht
schmecken, die sogleich eine Teufelei wittert und das Schach aus
ethisch-religiösen Gründen in der Vergangenheit daher auch offen
abgelehnt hat. Schläue, Skrupellosigkeit und wie man die Untugenden
alle nennen möchte, sind unterdessen die treuesten Gefährten des
Schachspielers, und er hat auch keine Probleme damit, andere hinters
Licht zu führen oder sie an eine Mattfolge auszuliefern. Harmonie
verträgt sich eben mit dem Schachspiel nicht, und mag eine
Christenseele darüber auch erbost sein. Einflüsterungen einer
besonders perfiden Art erfuhr jedenfalls Lamberti, als er in seiner
Partie gegen Taylor nach 1...Lc4-b3! 2.Kd2-d3 einen teuflischen Zug
fand. Also Wanderer, im heutigen Rätsel der Sphinx hat Moral nichts zu
suchen.






[image: SCHACH-SPHINX/07296: Treue Gefährten (SB)]



Taylor - Lamberti

Imperia 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Szabó übersah bei seinem Zug 1...Tc8-f8? leider die Remisfolge
2.Df7xg7+!! Tg8xg7 3.Tf1xf8+ Tg7-g8 4.Tf8-f7! und da die schwarze Dame
zur Deckung des bedrohten Feldes h7 nicht herangeführt werden konnte,
fügte sich Szabó notgedrungen nach 4...Tg8-c8 5.Tf7xh7+ dem
Dauerschach.



Erstveröffentlichung am 19. Mai 2007

9. Juni 2020
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FORSCHUNG/181: Erfolgsbedingungen für Armutsbekämpfung in Entwicklungsländern (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 08.06.2020

Erfolgsbedingungen für Armutsbekämpfung in Entwicklungsländern



Ohne Berücksichtigung struktureller Unterschiede zwischen Entwicklungs-
und Industrieländern und ohne Blick über die Grenzen einzelner Fachgebiete
lässt sich das in Entwicklungsländern weit verbreitete Phänomen absoluter
Armut kaum verstehen. Ein "European Joint Doctorate" (EJD) unter
Koordination des Instituts für Entwicklungsforschung und
Entwicklungspolitik der Ruhr-Universität Bochum (RUB) geht neue Wege.

In dieser multidisziplinären Graduiertenschule entwickeln 15
internationale Doktorandinnen und Doktoranden Konzepte zum Zusammenwirken
von absoluter Armut und Wirtschafts- und Reformdynamik und prüfen diese
durch empirische Forschung mit Fokus auf afrikanische Entwicklungsländer.
Die Graduiertenschule wird ab 1. Februar 2021 für vier Jahre mit 3,9
Millionen Euro von der EU-Kommission gefördert.

Noch immer leben Millionen Menschen in extremer Armut

Die weltweite Reduzierung extremer Armut ist das erste der 17 Ziele für
nachhaltige Entwicklung, die die Vereinten Nationen bis 2030 erreichen
wollen. "Zwar haben viele Entwicklungsländer seit 1990 den Anteil der in
Armut lebenden Bevölkerung deutlich reduzieren können, aber eben nicht
alle", sagt Prof. Dr. Wilhelm Löwenstein, Geschäftsführender Direktor des
Instituts für Entwicklungsforschung und Entwicklungspolitik der RUB, kurz
IEE. "In den afrikanischen Staaten südlich der Sahara lebten 2017 noch
immer 400 Millionen Menschen in extremer Armut." Diese Form von Armut -
Hunger, Mangelernährung, fehlender Zugang zu sauberem Wasser oder zu
medizinischer Versorgung und Bildung - wird als Quelle von Instabilität
und Konflikten angesehen.

Traditionell steht die Ursachenforschung im Mittelpunkt, die die Existenz
und die Verbreitung absoluter Armut mit Wachstums- und
Innovationsschwäche, mit mangelnder Rechtsdurchsetzung, schlechter
Regierungsführung und Korruption, mit Diskriminierung und ungleicher
Verteilung begründet. Die aus dieser Diagnose folgenden Rezepte zur
Armutsbekämpfung liegen auf der Hand: Entwicklungsländer müssten nur ihre
Wirtschafts-, Rechts-, Verwaltungs- und Sozialsysteme nach dem Vorbild der
Industrieländer reformieren, dann würde absolute Armut automatisch
verschwinden.

Diese Gleichung ist zwar für Industriestaaten plausibel, sie geht aber in
Entwicklungsländern häufig nicht auf. Daher gibt sich die vom IEE
koordinierte Graduiertenschule nicht mit ihr zufrieden, sondern dreht sie
um: Statt die Wirkungen von Reformen auf absolute Armut in den Mittelpunkt
zu stellen, konzentrieren 15 internationale Doktorandinnen und Doktoranden
ihre Forschungen auf die bisher vernachlässigte Frage, wie das aktuelle
Ausmaß absoluter Armut die Wirtschafts- und Reformdynamik in einem
Entwicklungsland beeinflusst und damit seine Fähigkeit, kurzfristig
nennenswerte Erfolge bei der Armutsreduktion zu erzielen. "Es gibt eine
große Lücke im Verständnis der Faktoren, die über das Gelingen von
Armutsreduktion entscheiden", stellt Löwenstein fest.

Einzigartiges Qualifizierungsprogramm

Das Graduiertenprogramm mit dem Titel "Eradicating Poverty: Pathways
Towards Achieving the Sustainable Development Goals", kurz Adapted,
strukturiert und begleitet die Forschungsarbeiten. Die Antragsteller aus
Deutschland, den Niederlanden, Frankreich und der Türkei wollen gemeinsam
mit weiteren Partnern in Afrika Doktorandinnen und Doktoranden befähigen,
neue, erfolgreichere Wege zur Armutsbekämpfung zu entwickeln. Die 15
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Programms werden in multidisziplinären
Gruppen arbeiten. Sie werden von internationalen Wissenschaftlern betreut
und durch fünf Graduiertenschulen in einem einmaligen
Qualifizierungsprogramm ausgebildet. Zum Programm gehören
Feldforschungsphasen und Praxismodule, die von den zwei größten
europäischen Entwicklungsfinanzierern sowie einem renommierten Think Tank
angeboten werden. "Das bereitet die Doktoranden sowohl auf eine Tätigkeit
in der Forschung als auch in der internationalen
Entwicklungszusammenarbeit oder international aktiven Unternehmen vor", so
Wilhelm Löwenstein.

"Im Begutachtungsprozess hat unser Antrag 98 von 100 möglichen Punkten
erreicht", berichtet er stolz. "Unser Projektvorschlag gehört damit zu den
besten zwei Prozent von mehr als 1.500 begutachteten Anträgen im
Internation-Training-Network-Programm der EU."


European Joint Doctorates

European Joint Doctorates (EJD) sind strukturell den von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geförderten Graduiertenkollegs (GRK) ähnlich,
weisen aber einige Besonderheiten auf. Zielsetzung bei beiden ist die
Qualifizierung von Doktorandinnen und Doktoranden in einem thematisch
fokussierten, dabei aber multidisziplinären Forschungsprogramm sowie einem
exzellenten strukturierten Qualifizierungskonzept. Im Unterschied zu GRKs
vergeben bei EJDs Universitäten aus zwei oder mehr der beteiligten Länder
den Doktorgrad, werden die Doktoranden von internationalen
Professorenteams betreut und verbringen einen Teil ihrer Promotionsphase
bei mindestens einem internationalen Universitäts- und/oder Praxispartner.

Kooperationspartner

• Ruhr-Universität Bochum, Institut für Entwicklungsforschung
(Koordinator des Konsortiums)

• Niederlande: Erasmus-Universität Rotterdam, International Institute
for Social Studies,

• Vrije Universiteit Amsterdam, Kooijmans Institute for Law and
Governance

• Frankreich: Centre National de Recherche Scientifique und Université
Paris 1 Panthéon Sorbonne, Centre d'économie de la Sorbonne

• Türkei: Boğaziçi University, Department of Economics

Weitere Partner:

Deutsche Investitions- und Entwicklungs-GmbH, Agence Française de
Dévelopement, Centre for Research on Multinational Corporations, European
Association of Development Research and Training Institutes sowie sechs
Universitäten aus fünf afrikanischen Staaten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GARTEN/413: Aus Rücksicht auf Vogelwelt warten mit dem Heckenschnitt (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 9. Juni 2020

Früher Heckenschnitt gefährdet Vogelnachwuchs

Schnittmaßnahmen erst Ende Juli vornehmen / Jungvögel am Boden nicht
einsammeln



Der NABU Hamburg bittet jetzt alle Gartenbesitzer, sich noch
mindestens bis Ende Juli mit dem Rückschnitt von Hecken und Sträuchern
zu gedulden. Derzeit brüten viele Singvögel im Schutz des dichten
Blattwerks.




[image: Foto: © NABU/A. Klotz]

Amselnachwuchs

Foto: © NABU/A. Klotz



Im jedem Garten grünt es in diesen Tagen. Für viele Gartenbesitzer ist
dies eine gute Gelegenheit Hecken zu stutzen. Zum Schutz der Vogelwelt
bittet der NABU aber darum, mit dem Hecken- und Strauchschnitt noch
bis Ende Juli zu warten. "Der Nachwuchs vieler Gartenvögel wie zum
Beispiel von Amsel und Zaunkönig wird gerade flügge. In dieser
sensiblen Phase ist ein Strauchschnitt für die Tiere problematisch",
erläutert Marco Sommerfeld, Referent für Vogelschutz beim NABU
Hamburg. "Die Vogeleltern könnten durch Schnittmaßnahmen so sehr
gestört werden, dass sie ihre Brut aufgeben. Auch haben Beutegreifer
ein leichteres Spiel, wenn die schützenden Zweige weggeschnitten
werden und die Nester so leichter zu entdecken sind." Darüber hinaus
gibt es im Juni bei vielen Singvögeln eine zweite Brut, die ebenfalls
durch das Heckenschneiden gefährdet wird.

Auch aus Gärtnersicht lohnt es sich zu warten. Die Pflanzen befinden
sich bis Ende Juni im zweiten Wachstumsschub. Wer zu früh die
Heckenschere auspackt, muss sie in der Regel noch ein zusätzliches Mal
einsetzen. "Auf jeden Fall gehört für naturfreundliche Gärtner vor dem
Schnitt eine intensive Suche nach belegten Nestern in den Sträuchern
dazu", erklärt Sommerfeld. Auch gesetzlich müsse jeder, der Hecken
schneidet, darauf achten, Vögel nicht unnötig zu stören.

Jungvögel am Boden sind nicht in Not - bitte nicht einsammeln!


Derzeit sind zahlreiche Jungvögel schon in der sogenannten
Ästlingsphase. Das bedeutet, sie bewegen sich teilweise noch
unbeholfen und nicht ganz flugfähig auf dem Boden oder im Gebüsch. Für
viele Menschen wirken diese Tiere hilflos. Der NABU appelliert, die
kleinen Vögel nicht aufzunehmen, sondern sie an Ort und Stelle zu
belassen. Oft sieht man die Eltern nicht, weil sie sich an der
Anwesenheit der Menschen stören oder auch noch andere Jungtiere zu
versorgen haben. Eine Strategie der Eltern kann es auch sein, die
Jungen im Nest nicht mehr zu füttern, damit diese das Nest endlich
verlassen. Damit sie nicht verloren gehen, lassen die Jungvögel fast
unablässig so genannte "Standortlaute" hören. Deshalb die Bitte, die
Jungvögel in Ruhe zu lassen und keinesfalls mitzunehmen.

Zahlreiche Gartentipps bietet der NABU unter

www.NABU-Hamburg.de/gartentipps

Die Verordnung der Stadt Hamburg zum Rückschnitt von Bäumen und Hecken
finden Sie unter 

https://www.hamburg.de/Dibis/form/pdf/baumschutz_mb.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.06.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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LUFT/638: Stadtluft wird sauberer - Zahl der Städte über dem NO2-Grenzwert halbiert sich im Jahr 2019 (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:
Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Umweltbundesamt -
Berlin, 9. Juni 2020

Luftqualität

Stadtluft wird sauberer: Zahl der Städte über dem NO2-Grenzwert
halbiert sich im Jahr 2019

Finale Messdaten zur Stickstoffdioxid-Belastung belegen Rückgang



Das Umweltbundesamt hat die finalen Daten für Stickstoffdioxid (NO2)
für das Jahr 2019 vorgelegt. Demnach überschritten im vergangenen Jahr
die NO2-Konzentrationen nur noch in 25 Städten den
Luftqualitätsgrenzwert von 40 Mikrogramm NO2 pro Kubikmeter Luft
(µg/m³) im Jahresmittel. Im Vorjahr waren es noch 57
Städte. Die ersten Daten für 2020 zeigen schon jetzt: Die
Beschränkungen im Zuge der Corona-Pandemie haben an manchen Orten
einen weiteren Rückgang der NO2-Belastungen um bis zu 40 Prozent
bewirkt. Wie sich die Luftqualität 2020 insgesamt verbessert hat, ist
aber noch offen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Luft in deutschen Städten
wird sauberer, die Entwicklung der Luftqualität weist bundesweit in
die richtige Richtung. Das zeigt: Umweltpolitik wirkt. Dennoch reichen
die bisherigen Maßnahmen von Bund, Ländern und Kommunen noch nicht
aus, um den EU-Grenzwert für NO2 zum Schutz der menschlichen
Gesundheit wirklich überall einzuhalten. Die Lösung liegt in
saubereren Fahrzeugen und einer grundlegenden Mobilitätswende."

Hauptquelle der Stickstoffoxide in den Städten ist der Straßenverkehr
und hier sind es vor allem Diesel-Pkw. Überschreitungen des
NO2-Jahresmittelgrenzwertes treten ausschließlich an viel befahrenen
Straßen in Ballungsräumen und Städten auf. An 20 Prozent aller
verkehrsnahen Messstationen überschritten die NO2-Konzentrationen im
Jahr 2019 den Grenzwert von 40 µg/m³ im Jahresmittel. Im
Jahr 2018 waren es mit 42 Prozent noch mehr als doppelt so viele
Messstationen. Der zum Schutz der menschlichen Gesundheit festgelegte
Grenzwert hätte seit dem Jahr 2010 bereits eingehalten werden müssen.

Insgesamt setzt sich der Rückgang der NO2-Belastung in den Städten
deutlich fort. Im Mittel lagen die NO2-Werte (Jahresmittelwerte) an
verkehrsnahen Messstationen rund vier Mikrogramm pro Kubikmeter unter
denen des Jahres 2018. Auf die einzelnen Messstationen bezogen fallen
die Rückgänge unterschiedlich hoch aus. Gründe für den Rückgang sind:
Lokale Maßnahmen wie zum Beispiel Tempolimits, Fahrverbote oder der
Einsatz schadstoffärmerer Busse, bundesweite Maßnahmen wie
Softwareupdates, Förderungen im Rahmen des Sofortprogramms "Saubere
Luft 2017-2020" sowie die Erneuerung der Fahrzeugflotte mit
Fahrzeugen, die auch im realen Betrieb niedrige
Stickstoffoxidemissionen aufweisen, und meteorologische Einflüsse, die
die Ausbreitung von Luftschadstoffen beeinflussen.

Dirk Messner, Präsident des Umweltbundesamtes (UBA): "Wenn die zuvor
genannten Maßnahmen weiterhin Bestand haben, ist auch für das Jahr
2020 ein weiterer Rückgang der NO2-Belastung zu erwarten und
abzusehen, dass die Anzahl der von Grenzwertüberschreitungen
betroffenen Städte weiter abnehmen wird."

Zum Rückgang der NO2-Belastung wird auch die Corona-Pandemie
beitragen. Im Zeitraum der bundesweiten Corona-Beschränkungen wurden
NO2-Konzentrationen um minus 15 bis minus 40 Prozent beobachtet.
Gleichwohl steht noch nicht fest, wie sich diese Reduktion auf die
Einhaltung des NO2-Jahresmittelgrenzwertes für 2020 auswirken wird.
Die Minderung des Stickstoffemissionen durch 30 bis 50 Prozent weniger
Straßenverkehr in den Städten im Zuge der umfassenden Einschränkungen
des öffentlichen Lebens zur Bewältigung der Corona-Pandemie war nur
ein kurzfristiger Effekt von rund vier Wochen. Auf das Gesamtjahr
bezogen ist daher nur eine anteilige Auswirkung zu erwarten.

Dirk Messner, Präsident des Umweltbundesamtes (UBA): "Dass weniger
Verkehr zu besserer Luft und auch weniger Lärm führt und sich damit
die Lebensqualität in unseren Städten erhöht, hat uns die Corona-Krise
vor Augen geführt. Diese positive Erkenntnis sollten wir unbedingt als
weiteren Anlass für eine langfristige Verkehrswende aus dieser Krise
mitnehmen. Für den Schutz der menschlichen Gesundheit brauchen wir
eine dauerhafte und nachhaltige Verbesserung der Luftqualität mit
gezielten Luftreinhaltemaßnahmen."

Hinweis zur Datengrundlage: Die Daten zur Überwachung der Luftqualität
nach den Vorgaben der EU-Richtlinie werden von den Messnetzen der
Bundesländer erhoben. Nachträgliche Datenlieferungen oder Korrekturen
aus den Ländermessnetzen sind bis zum Termin der offiziellen
Berichterstattung an die EU-Kommission am 30.09.2020 noch möglich.




Detaillierte Informationen:

Vollständige Messdaten 2019

www.umweltbundesamt.de/staedte-no2-grenzwertueberschreitungen

FAQs Auswirkungen der Corona-Krise auf die Luftqualität

www.umweltbundesamt.de/faq-auswirkungen-der-corona-krise-auf-
die#welche-auswirkungen-hat-die-corona-krise-auf-die-luftqualität-

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 085/20, 09.06.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmu.bund.de
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MEDIEN/207: Sonderausgabe der Fachzeitschrift "Natur und Landschaft" zur Naturschutzarbeit in Deutschland (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 4. Juni 2020

Naturschutzarbeit in Deutschland - Schwerpunkte im Jahr 2019

- Sonderausgabe der Fachzeitschrift "Natur und Landschaft"
erschienen

- Breites Spektrum an Aktivitäten: zunehmendes Engagement in den
Bereichen Insektenschutz und Stadtnatur



Bonn, 04. Juni 2020: Wie groß und vielfältig das Engagement der
Menschen in Deutschland für den Schutz der Natur ist, zeigt die heute
erscheinende Sonderausgabe von "Natur und Landschaft". In der
Fachzeitschrift berichten 59 Behörden des Bundes und der Länder,
Bildungseinrichtungen, Arbeitsgemeinschaften, Verbände und Stiftungen
von ihren Naturschutzaktivtäten und -schwerpunkten im Jahr 2019.
"Dabei sind die Aktivitäten und Projekte, die in diesem Heft auf 80
Seiten dargestellt werden, nur ein kleiner Ausschnitt des großen und
breit gefächerten Einsatzes für die Natur", betont Prof. Dr. Beate
Jessel, Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz (BfN), das die
Fachzeitschrift herausgibt.

Die Beiträge der Sonderausgabe zeigen, wo und wie Naturschutzarbeit in
den verschiedensten Bereichen umgesetzt wird: etwa im Bereich der Land-
 und Forstwirtschaft, der Binnengewässer und Meere, im Zuge des
Klimawandels und der Energiewende. Dazu gehören auch Berichte zu
Aktivitäten des Naturschutzes in Kulturlandschaften und Städten, im
internationalen Naturschutz, zur Förderung des ehrenamtlichen
Engagements sowie zum Ausbau des naturschutzbezogenen Monitorings.

"Die Berichte der Akteurinnen und Akteure im Naturschutz
verdeutlichen, wie groß der Handlungsbedarf nach wie vor ist, um die
Natur in Deutschland und weltweit zu bewahren und zeigen zugleich
zahlreiche Handlungsmöglichkeiten auf. Die Texte illustrieren auch,
wie stark etwa in den Bereichen Insektenschutz und Stadtnatur das
Engagement bundesweit zugenommen hat", sagt die BfN-Präsidentin.

Mit der Sonderausgabe gewinnen die Leserinnen und Leser Einblicke in
die täglichen Herausforderungen der Naturschutzarbeit. Dies gilt zum
Beispiel für den Waldnaturschutz im Zuge des fortschreitenden
Klimawandels oder für die vielfältigen Aktivitäten in den
Bundesländern im Bereich der FFH-Richtlinie, um mehr Arten und
Lebensraumtypen in einen günstigen Erhaltungszustand zu bringen. Ein
zentrales Handlungsfeld ist die konsequente Berücksichtigung von
Naturschutzanforderungen in der Landwirtschaft. In der Agrarlandschaft
sind die Bestände wild lebender Tier- und Pflanzenarten besonders
stark zurückgegangen. Zahlreiche Initiativen, die in der Ausgabe
vorgestellt werden, zeigen auf, wie eine naturverträgliche
Landwirtschaft beispielhaft gefördert werden kann. Besonders dringlich
ist die Arbeit aller Akteure im Bereich des Insektenschutzes wie das
Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung zeigt, das im
September 2019 beschlossen wurde. Zahlreiche positive Beispiele finden
sich in Projekten des Stadtnaturschutzes, die darauf zielen, die
biologische Vielfalt auch in dicht besiedelten Bereichen zu schützen
und zu entwickeln.

Die Sonderausgabe zeigt den großen Ideenreichtum der Akteure des
Naturschutzes in Deutschland. Sie informiert über
Best-practice-Beispiele, Modellvorhaben und zahlreiche
Aktionsprogramme mit Vorbildfunktion. "Verbände und Stiftungen haben
eine unverzichtbare Rolle in der Naturschutzarbeit, sie geben wichtige
Impulse an die Politik und schaffen es immer wieder, die Menschen in
Deutschland für den Naturschutz zu begeistern", lobt Beate Jessel.

Über die Zeitschrift

"Natur und Landschaft" ist die älteste Fachzeitschrift für Naturschutz
und Landschaftspflege im deutschsprachigen Raum, herausgegeben vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN). Die Monatszeitschrift richtet sich an
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Fachbehörden, Gutachterinnen
und Gutachter, Planungsbüros, Studierende, Verbandsangehörige,
Politikerinnen und Politiker und die interessierte Öffentlichkeit.
Jede Ausgabe enthält begutachtete Original-Aufsätze von Fachautorinnen
und -autoren zu aktuellen Themen aus Naturschutz und
Landschaftspflege. Dazu erscheinen zahlreiche Kurzbeiträge und weitere
Nachrichten in verschiedenen Rubriken. Außerdem gibt es in jedem
Jahrgang Schwerpunktausgaben zu Themen von besonderem Interesse. Die
Zeitschrift erscheint im Verlag W. Kohlhammer.

Bezug:

Die Sonderausgabe 2020 "Naturschutzarbeit in Deutschland 2019 -
Arbeitsschwerpunkte der in Naturschutz und Landschaftspflege tätigen
Institutionen" kann

• als gedrucktes Heft im Bundesamt für Naturschutz, Pressereferat
telefonisch 0228-8491-4444 oder E-Mail: presse@bfn.de kostenfrei
bestellt werden oder

• als Screen-PDF-Datei kostenfrei heruntergeladen werden unter

https://www.natur-und-landschaft.de/de/produkt/sonderausgaben-5

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.06.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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WALD/206: Besser gerüstet gegen Waldbrände (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 04.06.2020

Besser gerüstet gegen Waldbrände



Mit langanhaltender Trockenheit steigt die Waldbrandgefahr. In den
vergangenen beiden Jahren entstanden in Deutschland besonders viele,
mitunter großflächige Feuer. Im Umgang mit Waldbränden haben
Forstwirtschaft und Feuerwehren jedoch noch viele Wissenslücken.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für
Technologie (KIT) erforschen jetzt, wie gefährdete Flächen erkannt,
das Risiko für Brände reduziert und verbrannte Wälder nachhaltig
aufgeforstet werden können. Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe
fördert das Projekt mit rund 1,5 Millionen Euro.

Mit langanhaltender Trockenheit steigt die Waldbrandgefahr. In den
vergangenen beiden Jahren entstanden in Deutschland besonders viele,
mitunter großflächige Feuer. Im Umgang mit Waldbränden haben
Forstwirtschaft und Feuerwehren jedoch noch viele Wissenslücken.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für
Technologie (KIT) erforschen jetzt, wie gefährdete Flächen erkannt,
das Risiko für Brände reduziert und verbrannte Wälder nachhaltig
aufgeforstet werden können. Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe
fördert das Projekt mit rund 1,5 Millionen Euro.

2018 verbrannten in Deutschland 2 349 Hektar Wald. Mit einer Fläche
von fast 3 300 Fußballfeldern entstand nach der Waldbrandstatistik der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung der größte durch Feuer
verursachte Forstschaden seit 26 Jahren. Dr. Fabian Faßnacht vom
Institut für Geographie und Geoökologie (IFGG) des KIT will mit dem
interdisziplinären Projekt "Erweiterung des ökologischen,
waldbaulichen und technischen Wissens zu Waldbränden (ErWiN)" dazu
beitragen, der Gefahr in Zukunft besser begegnen zu können. Denn wenn
es nach aktuellen Klimaprognosen in den kommenden Jahren immer
häufiger Dürreperioden gibt, könnte auch die Zahl von Waldbränden
weiter zunehmen.

Simulationen zum Verständnis von Branddynamiken

Im ersten Teil des im Juni 2020 startenden Projekts übertragen die
Forscherinnen und Forscher bereits vorhandene Feuerausbreitungsmodelle
auf deutsche Verhältnisse. Als Vorbild dienen Simulationen von
Waldbränden aus den USA oder dem Mittelmeerraum. "Da mitteleuropäische
Wälder früher seltener von Bränden betroffen waren, wurde die
Ausbreitung von Feuer in diesen Regionen bisher kaum systematisch
analysiert", sagt Faßnacht. Für die Branddynamik spielen
beispielsweise die Bodenbeschaffenheit, die Lichtdurchlässigkeit der
Baumkronen sowie Wetter und Witterung eine Rolle. Zusätzlich
entwickelt das Team einen Klassifikationsschlüssel für hierzulande
vorkommende Brennmaterialtypen. "Ein dicker Baumstamm fängt
beispielsweise nicht so schnell an zu brennen, wie trockene
Laubblätter", erklärt Faßnacht. Die Datengrundlage dafür erhalten die
Wissenschaftler vom kooperierenden Thünen-Institut für Waldökosysteme.

Anhand von Szenarien betrachtet Faßnacht anschließend mit seiner
Forschungsgruppe, mit welchen Maßnahmen das Brandrisiko effizient
reduziert werden kann. Dazu gehört etwa das Anlegen von Feuerschneisen
oder das Anpflanzen bestimmter Baumarten. "Auch wenn kein Brandexperte
vor Ort ist, sollen es unsere Ergebnisse ermöglichen, die Situation
auf wissenschaftlicher Grundlage einschätzen und entsprechend handeln
zu können", sagt Faßnacht. Das Institut der Feuerwehr
Nordrhein-Westfalen beispielsweise will unter anderem anhand der
Arbeit der Forscher des KIT einen Leitfaden für Einsatzstrategien bei
Waldbränden und Listen für die notwendige Ausrüstung der Feuerwehren
erstellen.

Unterschiedliche Baumarten machen Wald widerstandsfähiger

Im zweiten Teil des Projekts sammeln die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler Daten auf verbrannten Waldflächen in Brandenburg. Das
Bundesland ist in Deutschland am stärksten von Waldbränden betroffen.
Dr. Somidh Saha vom Institut für Technikfolgenabschätzung und
Systemanalyse (ITAS) des KIT will an verschiedenen Stellen
untersuchen, wie sich unterschiedliche Baumarten nach einem Brand
regenerieren. "Wir wollen herausfinden, ob und nach welcher Zeit die
Bäume neue Triebe bilden und wie leistungsfähig sie insgesamt noch
sind", erklärt Saha.

Der Forscher sammelt vor Ort zudem Samen auf den Brandflächen ein und
wird zusammen mit Dr. Nadine Rühr vom Institut für Meteorologie und
Klimaforschung - Atmosphärische Umweltforschung (IMK-IFU) des KIT den
Keimungserfolg in einem hochtechnisierten Gewächshaus am Campus Alpin
in Garmisch-Partenkirchen testen. In einem zweiten Versuch werden
unversehrte Samen der zehn häufigsten Baumarten Deutschlands
simulierten Bränden ausgesetzt. "Nachdem wir die Samen in der Erde
vergraben haben, setzen wir sie Hitze mit unterschiedlichen
Temperaturen aus, wie sie auch bei einem leichten oder mittelschweren
Brand entstehen", so Saha. "Unser Ziel ist es herauszufinden, welche
Samen nach der Hitzebehandlung noch auskeimen können." Da Brachflächen
im Wald nach einem Feuer durch die nun fehlende Beschattung stärkerer
Sonneneinstrahlung ausgesetzt sind und sich der dunkle, verkohlte
Untergrund infolgedessen stark aufheizen kann, wird zudem die
Widerstandsfähigkeit der Keimlinge gegenüber Hitze- und Trockenstress
bestimmt.

Zusammen mit den Ergebnissen aus der Feldstudie will das Team
aufklären, wie sich die verschiedenen Baumarten nach einem Brand
wieder erholen und fortpflanzen können. Dieses Grundlagenwissen kann
die Forstwirtschaft für das zukünftige Waldmanagement nutzen, um den
Wald insgesamt widerstandsfähiger zu machen: "Es ist allgemein
bekannt, dass Mischwälder ein Feuer besser als Monokulturen
überstehen", sagt Saha. Welche Kombination von in Deutschland
vorkommenden Baumarten am geeignetsten ist, um das Risiko für
großflächige Brände zu reduzieren, ist daher ein wesentlicher
Erkenntnisgewinn.

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news748857

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/600: Energie- und Ressourceneinsatz großindustrieller Produktionsverfahren senken (idw)

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 03.06.2020

Forschung gegen Verschwendung

Verfahrenstechniker der Uni Magdeburg wollen enormen Energie- und
Ressourceneinsatz großindustrieller Produktionsverfahren senken



Verfahrenstechniker der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg wollen
durch Computersimulationsmodelle bisher schwer kontrollierbare, aber
sehr energieintensive Partikel-Produktionsverfahren besser
beherrschbar und damit wesentlich energieeffizienter machen. Gemeinsam
mit einem Forschungsteam der Uni Bochum entwickeln sie im Rahmen eines
neuen Sonderforschungsbereiches erstmals exakte Berechnungsmodelle für
den Einsatz von Energie und Ressourcen bei schwer zugänglichen
Produktionsprozessen, zum Beispiel bei der Herstellung von Zement oder
Keramik in Hochtemperaturöfen. Damit könnte der enorme Verbrauch
fossiler Brennstoffe sowie der CO2-Ausstoß während dieser
Partikel-Produktionsprozesse signifikant reduziert werden. Zurzeit
fordern diese großindustriellen Verfahren bis zu 17 Prozent des
deutschen Energiebedarfs.

In dem soeben von der Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG mit fast 10
Millionen Euro bewilligten Sonderforschungsbereich/Transregio 287
"BULK-REACTION" werden rund 40 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universitäten Magdeburg und Bochum aus den
Ingenieurwissenschaften, der Informatik und der Physik innerhalb der
nächsten vier Jahre gemeinsam aufwändige Computersimulationsmodelle
entwickeln und diese anschließend durch experimentelle Messverfahren
validieren. Als Sprecher des Projektes agieren Prof. Dr. Viktor
Scherer, Inhaber des Lehrstuhls für Energieanlagen und
Energieprozesstechnik an der Ruhr-Universität Bochum und Prof.
Dr.-Ing. Dominique Thévenin, Inhaber des Lehrstuhls Strömungsmechanik
und Strömungstechnik der Universität Magdeburg. 40 Prozent der
Fördersumme werden der Universität Magdeburg für Forschungsarbeiten
zur Verfügung stehen.

Bei so genannten thermischen Produktionsverfahren wie sie in Öfen bei
der Weiterverarbeitung von Erzen und Baustoffen, bei der Produktion
von Stahl, aber auch bei der Kaffeeröstung bzw. Trocknung von
Tabletten stattfinden, werden die Partikel der zu verarbeitenden
Grundstoffe, also des Kaffees oder der Medikamente, bewegt und von
Gasen durchströmt. Die so ausgelösten chemischen Reaktionen sorgen für
eine Weiterverarbeitung der Grundstoffe.

Das Problem dabei ist, dass die Berechnungen dieser chemischen
Reaktionen bisher aufgrund der schieren Größe der Produktionsanlagen
sowie der hohen darin vorherrschenden Temperaturen von bis zu 2000
Grad Celsius nur sehr ungenau sind. "Dadurch werde das Potenzial der
Verfahren nicht ausgeschöpft, die Prozesse verlaufen suboptimal und es
entstehen enorme Einbußen bei der Qualität der Produkte, z.B. beim
Röstgrad von Kaffeebohnen, beim Energieverbrauch und der Nutzung
fossiler Ressourcen", so Prof. Dominique Thévenin, Co-Sprecher des
Forschungsverbundes. Das mache Messungen schwierig bis unmöglich. "Wir
wissen also genau, was da in den Ofen hineingeht und wir wissen
ziemlich gut, was herauskommt. Aber wir wollen nun endlich auch
reingucken."

Um dieses Ziel zu erreichen, verfolgen die beiden Forscherteams einen
neuen Ansatz: Sie koppeln numerische Berechnungen und computerbasierte
Simulationen mit experimentellen Messtechniken, um die theoretischen
Vorhersagen zu überprüfen und zu validieren. "Die Herausforderung bei
der exakten mathematischen Beschreibung der Vorgänge in den
hochtemperierten, geschlossenen Systemen besteht darin, trotz mehrerer
Millionen vorhandener Partikel die Rechenzeit zu begrenzen", erklärt
der Verfahrenstechniker Thévenin. Nur dann werde es möglich sein,
künftig Prozesse in großen Industriereaktoren von mehreren 10 Metern
Höhe sinnvoll zu berechnen. Die Schwierigkeit bei den experimentellen
Messungen resultiere hingegen aus den hohen Temperaturen dicht
gepackter Partikel. "Um dieses Problem zu lösen, werden wir eher
ungewöhnliche neue Messverfahren einsetzen, zum Beispiel Radartechnik,
Positronen-Tomographie oder Magnetresonanz-Tomographie."

Durch die Kombination aus numerischen Analysen mit neuartigen
Messverfahren zur Vorhersage industrieller Prozesse steige die
Qualität der Produkte, sinke der Anteil von Ausschuss und reduziere
sich der Energieeinsatz. Die Wissenschaftler versprechen sich von
ihrer Forschung, künftig auch erneuerbare Energieträger wie
Wasserstoff oder Biomasse für diese großindustriellen
Produktionsverfahren einsetzen zu können. "Unsere Motivation ist es,
den CO2-Fußabdruck zu verkleinern", so Prof. Thévenin. "Das kann uns
nur gelingen, wenn wir alle physikalisch-chemischen Prozesse
vollständig verstehen."

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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INITIATIVE/308: Gesund, sozial, klimagerecht - Bündnis fordert Nachbesserungen des Konjunkturprogramms (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Gemeinsame Pressemitteilung, 9. Juni 2020

Gesund, sozial, klimagerecht: Bündnis fordert Nachbesserungen des
Konjunkturprogramms



Ein ungewöhnliches Bündnis aus den Bereichen Gesundheit, Soziales,
Klima und Entwicklung sowie Kirchen hat weitergehende Vorschläge für
ein Konjunkturpaket hin zu einer gesünderen, sozialen und
klimagerechten Gesellschaft und Wirtschaft formuliert. Morgen befasst
sich das Bundeskabinett mit dem Konjunkturpaket. Die Verbände fordern
die Bundesregierung und den Bundestag mit einem gemeinsamen Programm
auf, die drei Themen stärker zusammenzudenken und beim
Corona-Konjunkturpaket in diesem Sinne deutlich nachzubessern.

Seit Jahren verfolgen die Verbände mit Sorge, wie die Kluft zwischen
Arm und Reich wächst und eine zunehmende Klimakrise und Artensterben
die Lebensgrundlagen der Menschheit zerstört. Die Corona-Krise wirft
ein Schlaglicht auf diese Probleme: Sie zeigt, wie die Zerstörung der
natürlichen Lebensgrundlagen massive Gefahren für die menschliche
Gesundheit provoziert. Arme Länder und auch sozial benachteiligte
Menschen in aller Welt leiden stärker unter der so entstandenen Krise.
Ein entschiedenes Umsteuern ist nötig, um diese Gefahren abzuwehren

Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbandes: "Das Konjunkturpaket der Bundesregierung lässt
Millionen Bezieher*innen von Grundsicherungsleistungen außen vor.
Dabei ist die gezielte Unterstützung derjenigen, die das Geld am
nötigsten brauchen und es auch umgehend ausgeben, aus
konjunkturpolitischer, ökologischer und sozialer Perspektive dringend
angezeigt. Hier müssen Bundesregierung und Bundestag unbedingt
nachbessern, auch um den sozialen Zusammenhalt in und nach der Krise
zu stärken."

Die Verbände fordern, das Konjunkturpaket in allen Bereichen darauf
auszurichten, die globale Erderwärmung auf möglichst 1,5 Grad zu
begrenzen. So sollten Wirtschaftshilfen grundsätzlich an die Bedingung
geknüpft werden, dass Unternehmen mit hohen Emissionen sich auf einen
Transformationspfad hin zu Klimaneutralität spätestens bis 2050
verpflichten. Die EU-Taxonomie bietet sich als geeignetes Instrument
zur Überprüfung dabei an, da sie etwa Kriterien für klimaverträgliche
Investments festlegt. Die einfache Absenkung der Mehrwertsteuer ist
hingegen problematisch, weil davon Wohlhabende stärker als Ärmere
profitieren und sie keinerlei positive ökologische Lenkungswirkung
entfaltet.

Dr. Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz
Deutschland: "Klimaschutz muss sich im Konjunkturprogramm durch alle
Bereiche ziehen. An Unternehmen dürfen Gelder nur vergeben werden,
wenn diese sich auf Klimaneutralität bis spätestens 2050 verpflichten.
Verwundert und besorgt beobachten wir, dass Rüstungsprojekte
vorgezogen werden sollen, um die Konjunktur zu stabilisieren. Mit
Rüstung Impulse für die konjunkturelle Erholung zu setzen ist das
Gegenteil einer zukunftsfähigen Entwicklung."

Das vorgelegte Konjunkturpaket enthält nach Ansicht der Verbände
durchaus richtige und wichtige Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung, für
den Klimaschutz und zur Entlastung der Kommunen. So ermöglicht das
Paket den Kommunen weiterhin investiv auch im Klimaschutzbereich tätig
zu sein. Es stößt notwendige Schritte zur Transformation der
Grundstoffindustrie an und lässt erstmals einen breiteren Blick auf
die Mobilitätswende erkennen. Damit das Ziel der Förderung von
elektrisch angetriebenen Fahrzeugen konsequent greift, sollte die
Förderung von Plug In Hybrid-Fahrzeugen von der tatsächlichen Nutzung
des Elektroantriebs abhängig gemacht werden.

Dr. Eckart von Hirschhausen, Gesellschafter, Stiftung Gesunde Erde -
Gesunde Menschen: "Der Klimawandel ist die größte Bedrohung der
menschlichen Gesundheit im 21. Jahrhundert. Das Gesundheitswesen und
seine Beschäftigten sind systemrelevant - das hat die Corona-Pandemie
uns deutlich gezeigt. Ärzte und Pflegende sind angetreten, um Leben zu
schützen. Aber gegen die Klimakrise und menschenfeindliche
Temperaturen gibt es keine Impfung oder Immunität. Deshalb braucht es
jetzt Investitionen, um beispielsweise auch in den Krankenhäusern,
Pflegeheimen und sozialen Einrichtungen Mitarbeiter und Patienten vor
Hitze zu schützen. Es freut mich, dass diese Idee erstmalig im
Konjunkturpaket aufgegriffen wurde. Es braucht aber mehr davon!"

Bei den Maßnahmen im Gesundheitswesen konzentriert sich die
Bundesregierung auf die Stärkung von Strukturen zur Begegnung der
Pandemie. Hier sehen die Verbände die Gelegenheit verpasst, mit
zukunftsorientierten Maßnahmen auch absehbaren Krisen in Folge des
Klimawandels zu begegnen, etwa ausgelöst durch Hitze,
Starkwetterereignisse oder Ausfall von Versorgungssystemen. Vor allem
muss das "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" auch darauf ausgerichtet
werden, den ökologischen Fußabdruck der Krankenhäuser umfassend zu
verringern.

Enttäuscht zeigt sich das Bündnis darüber, dass die Pflege in dem
Konjunkturprogramm mit keinem Wort erwähnt wird. Menschen, die in der
bezahlten und unbezahlten Versorgung und Pflege arbeiten, werden in
der Pandemie über ihre Grenzen hinaus belastet. Ihre Berufe gilt es
aufzuwerten sowie Bezahlung und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Die
Verbände fordern daher deutliche Mehrausgaben auch im Bereich Pflege.

Mit Blick auf Europa und global ist es von größter Bedeutung, dass
Deutschland Solidarität mit Menschen in ärmeren und von der
Coronapandemie besonders betroffenen Staaten zeigt. Im Vordergrund
sollten dabei der Schutz und die Stärkung von besonders verletzlichen
Menschen stehen. Dafür schlägt das Bündnis unter anderem eine Stärkung
der multilateralen Zusammenarbeit, eine Entschuldungsinitiative und
einen globalen "Grünen Marshallplan" vor, der sich an der Umsetzung
des Pariser Klimaabkommens und der Agenda 2030 für globale
Nachhaltigkeit ausrichtet.

Prof. Dr. h.c. Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von Brot für die
Welt: "Es ist sehr zu begrüßen, dass die Bundesregierung zusätzliche
drei Milliarden Euro für Entwicklungszusammenarbeit und Humanitäre
Hilfe bereitstellt. Doch die sozialen und wirtschaftlichen Probleme,
die die Pandemie nach sich zieht, können nicht kurzfristig mit einer
Einmal-Finanzspritze gelöst werden. Sie sind auch nicht eben erst
entstanden. Die Corona-Folgen verstärken strukturelle Probleme, die
auch strukturelle und längerfristige Antworten benötigen. Die Klima-
und die Corona-Krise treiben Staaten im Globalen Süden weiter in die
Schuldenfalle. Daher braucht es umfangreiche Entschuldungsinitiativen,
für die sich die Bundesregierung auf internationaler Ebene stark
machen sollte."

Über die Konjunkturpakete hinaus ist mittelfristig auch nötig, dass
die Bundesregierung sich über die Einnahmenseite verständigt. Hierfür
sollten umweltschädliche Subventionen abgebaut, Umwelt- und
Gesundheitskosten internalisiert und ein fairer Lastenausgleich in der
Gesellschaft angestrebt werden, etwa über die Besteuerung großer
Vermögen oder eine Reform der Erbschaftssteuer.



Das Programm "Gesund, sozial, klimagerecht: Investitionen in eine
zukunftssichere Gesellschaft" können Sie hier herunterladen.

www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Bilder/Content/Presse/Gesund__sozial__klimagerecht_-_Investitionen_in_eine_zukunftssichere_Gesellschaft.pdf
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AFRIKA/127: Der Kilimanjaro im globalen Wandel - Neues Forschungsprojekt der Universität Bayreuth (idw)

Universität Bayreuth - 27.05.2020

Der Kilimanjaro im globalen Wandel: Neues Forschungsprojekt der
Universität Bayreuth



Die Wechselwirkungen zwischen Mensch und Natur am Kilimanjaro zu
analysieren und sie als Teil eines umfassenden sozial-ökologischen
Systems zu begreifen, ist das Ziel des neuen Forschungsverbunds
"Kili-SES". Ein von Dr. Andreas Hemp geleitetes botanisches
Teilprojekt der Universität Bayreuth wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) in den nächsten vier Jahren mit rund
700.000 Euro gefördert. Insgesamt sind 15 Universitäten und
Forschungseinrichtungen aus Deutschland, der Schweiz und Tansania an
dem Verbund beteiligt, die Koordination liegt beim
Senckenberg-Institut in Frankfurt am Main.




[image: Foto: © Andreas Hemp]

Alpine Vegetation mit Riesengreiskräutern vor dem Mawenzi, dem
zweithöchsten Gipfel des Kilimanjaro. 

Foto: © Andreas Hemp



Umweltveränderungen und ökologische Dienstleistungen

Im Mittelpunkt des Projekts steht die Frage, wie die Natur - im
Zusammenspiel mit sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten - die
Lebensverhältnisse der Menschen in der Region des Kilimanjaro
beeinflusst. Entscheidende Faktoren sind dabei die Biodiversität und
die von ihr abhängigen ökologischen Dienstleistungen, wie etwa
sauberes Trinkwasser und fruchtbare Böden. Sie werden durch
klimatische Veränderungen und infolge des Bevölkerungswachstums auch
durch eine intensivierte Landnutzung geschwächt.




[image: Foto: © Claudia Hemp]

Blick auf den Kibo, den Hauptgipfel des Kilimanjaro, von der
benachbarten Stadt Moshi aus.

Foto: © Claudia Hemp



"Im neuen Projekt wollen wir die natürlichen, sozialen und
wirtschaftlichen Faktoren, welche die Lebensbedingungen der Menschen
in der Kilimanjaro-Region prägen, in ihrem Gesamtzusammenhang
herausarbeiten. Wir wollen ihre Wechselbeziehungen präziser
beschreiben, als dies in der Forschung bisher geschehen ist.
Entsprechende Untersuchungen betreffen zum Beispiel die Nährstoffe in
den Böden, die Diversität der Arten und dabei insbesondere solche
Arten, die infolge der Globalisierung erst seit kurzem am Kilimanjaro
heimisch sind. Eine wichtige Rolle spielen auch sogenannte
Bioindikatoren. Dies sind Pflanzen und Tiere, die besonders
empfindlich auf Veränderungen in der Umwelt reagieren, beispielsweise
auf lange Trockenperioden, größere Temperaturschwankungen oder
Schadstoffe in der Luft und im Wasser. In früheren Studien ließen sich
an diesen Organismen bereits erhebliche Umweltveränderungen ablesen,"
sagt Dr. Andreas Hemp.

Forschungsstationen vor Ort

Der Bayreuther Biologe erforscht seit mehr als 30 Jahren gemeinsam mit
Partnern in Deutschland, Kenia und Tansania die Pflanzenwelt am
höchsten Berg Afrikas. Von 2010 bis 2019 hat er die DFG-Forschergruppe
"KiLi" in Afrika geleitet, die erstmals die Ökosysteme des Kilimanjaro
auf 65 Forschungsflächen von der Savanne bis zur Gipfelregion
untersucht hat. In zwei Forschungsstationen am Südhang des Berges wird
Hemp auch im Rahmen des neuen Projekts mehrmonatige
Forschungsaufenthalte verbringen, zusammen mit Dr. Claudia Hemp vom
Senckenberg-Institut, die als Koordinatorin für das afrikanische
Personal und die Infrastruktur in den Stationen zuständig ist. Wie
schon in den Vorjahren ist ein Team afrikanischer Nachwuchsforscher in
das Projekt einbezogen.

Das Ziel: Prognosen über Lebensbedingungen im globalen Wandel

Um jüngste Auswirkungen des Klimawandels auf die Vegetation des
Kilimanjaro ermitteln zu können, werden frühere Messungen wiederholt
und ausgeweitet. Dabei geht es beispielsweise um die Anzahl von Arten
pro Fläche, die jährlich erzeugte Biomasse, die Mengen an Totholz und
den Anteil von Nebelwasser am Wasserhaushalt. Die so gewonnenen Daten
sollen hinsichtlich ihrer wechselseitigen Abhängigkeit ausgewertet und
auf den gesamten Berg hochgerechnet werden. Zugleich wollen Hemp und
sein Team diese Erkenntnisse mit weiteren statistischen Erhebungen
abgleichen. Diese betreffen das Bevölkerungswachstum, staatliche
Steuerungsstrukturen, die Nutzung natürlicher Ressourcen durch Land-
und Forstwirtschaft und die wirtschaftliche Entwicklung in der Region.
So entsteht ein facettenreiches Bild vom gesamten sozial-ökologischen
System des Kilimanjaro.

"Auf dieser Grundlage können wir zuverlässig abschätzen, wie sich
ökologische Dienstleistungen im Zuge des Klima- und
Landnutzungswandels verändern werden. Daraus wiederum lassen sich
Prognosen ableiten, die uns sagen, welche Folgen diese Entwicklungen
für das Wohlergehen der Menschen mittel- und langfristig haben
werden," sagt Hemp.

Ein Forschungsschwerpunkt: Der Kilimanjaro-Nationalpark

Einen besonderen Schwerpunkt der Forschungsarbeiten bildet der rund
1.700 Quadratkilometer große Kilimanjaro-Nationalpark, den die UNESCO
als Weltnaturerbe ausgezeichnet hat. Er erstreckt sich zwischen einer
Höhe von rund 1.800 Metern und der 5.895 Meter hohen Spitze des Kibo,
des Hauptgipfels des Kilimanjaro. Wie schon im Jahr 2001 will das Team
des Bayreuther Forschers das gesamte Gelände überfliegen und eine
erneute Kartierung der Waldschäden vornehmen. Dabei sollen neben
illegalen Aktivitäten wie Holzeinschlag, Köhlerei oder Waldweide auch
Erdrutsch- und Waldbrandgefahren aufgespürt werden. Für die
Weiterentwicklung des Nationalparks und seine touristische Nutzung
ergeben sich daraus wertvolle Erkenntnisse, die auch anderen
Nationalparks in Ostafrika zugute kommen.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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MEER/373: Aufwärts mit dem "Blasen-Taxi" (idw)

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 27.05.2020

Aufwärts mit dem "Blasen-Taxi" 

Mikroorganismen vom Meeresgrund mischen in der Wassersäule bei
Methanumsatz mit



Ein Forscherteam vom Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde
(IOW) konnte jetzt erstmals die Effizienz bestimmen, mit der
Methan-abbauende Bakterien aus dem Meeresboden mittels Gasblasen von
untermeerischen Methan-Austrittsstellen in die freie Wassersäule
aufsteigen und dort biogeochemische Prozesse beeinflussen können.
Dieser Transportprozess kann von Bedeutung für die Reduktion des
Klimagases Methan in der marinen Umwelt und damit für das
Klimageschehen der Erde sein.

Methan ist eines der potentesten Klimagase. Wie und wo es in die
Atmosphäre gelangt und welche Prozesse dies verhindern können, sind
daher wichtige klimarelevante Fragen auch für die Meeresforschung. Im
Fokus stehen unterschiedliche, meist am Meeresgrund liegende
Methanquellen sowie spezialisierte Mikroorganismen in Sediment und
Wassersäule, die Methan als Energiequelle nutzen und so dem Meerwasser
das Treibhausgas entziehen.

Die Abbauprozesse, an denen vor allem Methan-oxidierende Bakterien und
methanotrophe Archaeen beteiligt sind, sind so effektiv, dass Methan
aus dem Meeresboden meist kaum an die Wasseroberfläche und damit in
die Atmosphäre gelangt. Anders ist dies an untermeerischen
Gasaustrittsstellen, sogenannten Seeps, an denen Methan in Form von
Gasblasen aus dem Sediment in die Wassersäule abgegeben wird. Liegen
diese Seeps im relativ flachen Schelfbereich, funktioniert der
mikrobielle Methanfilter nur noch eingeschränkt, denn die Blasen
steigen so rasch an die Meeresoberfläche auf, dass das Methan zu
schnell an Bereichen mit Methan-verbrauchenden Mikroben vorbeiströmt.

"Es fällt auf, dass methanoxidierende Bakterien gehäuft in der
Wassersäule über Methan-Seeps auftreten", sagt Sebastian Jordan.
"Lange Zeit war unklar, wie diese Mikroorganismen dort erhöhte
Populationsdichten erreichen können, denn sie vermehren sich nur
langsam und werden ständig durch Strömungen verdriftet", so der
IOW-Forscher, der in seiner Doktorarbeit intensiv an mikrobiellen
Prozessen rings um Methan-Seeps arbeitet. "Da Gasblasen-freisetzende
Seeps bedeutende Methanquellen sind, wollten wir wissen, wie dieses
Phänomen zustande kommt und welchen Einfluss die bakteriellen
'Methanfresser' auf den Methanfluss vom Sediment in die Atmosphäre
haben", ergänzt Oliver Schmale. Der Geologe ist seit vielen Jahren auf
Methankreisläufe im Meer spezialisiert und leitet das DFG-finanzierte
Projekt Bubble Shuttle II, zu dem auch die aktuelle Studie gehört.

Im Vorfeld war mit einer Pilotstudie an Methan-Austrittsstellen vor
der kalifornischen Küste erstmals die These untersucht worden, dass
methanoxidierende Sedimentbakterien mit aufsteigenden Methanblasen
nach oben in die Wassersäule gerissen werden. Dazu nutzten die
Wissenschaftler*innen ein eigens am IOW entwickeltes Gerät, den
"Bubble Catcher", der kontaminationsfrei aufsteigende Gasblasen für
die Analyse der an ihnen haftenden Bakterien einfängt. "Seit damals
wissen wir, dass es dieses 'Methanblasen-Taxi' nach oben tatsächlich
gibt. Es waren aber noch viele Fragen offen, beispielsweise, ob die in
der Wassersäule freigesetzten Bakterien trotz des drastischen
Lebensraumwechsels weiterleben und wie stark der Einfluss des
Blasentransports auf die Zusammensetzung der Bakteriengemeinschaft in
der Wassersäule tatsächlich ist", schildert Schmale den Ansatz für die
neuen Untersuchungen.

Ein Team von IOW-Wissenschaftler*innen führte daher mit Unterstützung
von US-Kolleg*innen im kalifornischen "Coal Oil Point"-Seep-Feld an
unterschiedlich stark sprudelnden Gasaustrittstellen wiederum Bubble
Shuttle-Experimente durch. Sie untersuchten die Anzahl methanotropher
Bakterien im Sediment, an den Blasen und in der Wassersäule,
analysierten ihre genetische Zusammensetzung und untersuchten den
Einfluss unterschiedlich starker Gasfreisetzung auf den
Blasentransportprozess. Zudem wurden vor Ort Experimente zur
Methanabbauaktivität der an den Blasen haftenden Mikroorganismen
durchgeführt.

"Dass aufsteigende Methanblasen die freie Wassersäule immer wieder mit
Methanotrophen aus dem Sediment animpfen, wird durch unsere
genetischen Analysen gestützt. Denn wir haben die gleichen
Methan-abbauenden Mikroben, etwa aus der Familie Methylomonaceae sowie
ölabbauende Bakterien der Gattung Cycloclasticus, im Sediment, an den
Blasen und in der Wassersäule nachweisen können", schildert Sebastian
Jordan eines der Ergebnisse. Wie effizient dieser Transport ist, wird
offenbar davon bestimmt, mit welcher Intensität das Gas aus dem
Meeresgrund hervorsprudelt. Jordan: "Perlt das Gas langsam hoch,
können mehr als 20.000 Methanoxidierer pro Milliliter Gas mitreisen;
bei deutlich stärkerem Gasfluss sind es nur um die 200." Die
Experimente zur Methanabbauaktivität lieferten einen deutlichen
Hinweis darauf, dass diese Mitreisenden nicht nur im Sediment sondern
auch im freien Wasser überleben und aktiv sein können. Denn nach drei
Tagen zeigten Proben mit eingefangenen Methanblasen eine 1000 Mal
höhere Methanoxidationsrate als die ohne.

"Wir wollten außerdem wissen, ob der Blasentransport tatsächlich
ausreichend Potenzial hat, die erhöhten Populationsdichten von
Methanoxidierern über Seep-Feldern zu erklären. Unsere Modellrechnung,
in die Faktoren wie Transportstrecken, Strömungen, verschiedene
Transportraten von Blasen-Bakterien u. Ä. eingeflossen sind, stütz
diese Hypothese", schließt Sebastian Jordan, Erstautor der jetzt
publizierten Studie.

"Die Studie zeigt erstmals in einer schlüssigen 'Rundumschau', wie
mikrobielle Sediment-bewohner durch den Blasen-Transport
Bakteriengemeinschaften in der Wassersäule beeinflussen und dort an
wichtigen biogeochemischen Prozessen wie der fürs Klima relevanten
Methanreduktion beteiligt sind. Dieser vergleichsweise schnelle
vertikale Transportprozess für Mikroorganismen kann auch für andere
aquatische Lebensräume und Stoffkreisläufe, beispielsweise in Seen,
eine wichtige Rolle spielen", kommentiert Projektleiter Oliver Schmale
abschließend.

Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Originalpublikation:

"Scientific Reports", nature-Gruppe (2020):
Sebastian F. A. Jordan, Tina Treude, Ira Leifer, René Janßen, Johannes
Werner, Heide Schulz-Vogt & Oliver Schmale: Bubble-mediated transport
of benthic microorganisms into the water column: Identification of
methanotrophs and implication of seepage intensity on transport
efficiency. 

https://doi.org/10.1038/s41598-020-61446-9.



Weitere Infos zum DFG-Projekt "Bubble Shuttle II - Bentho-pelagischer
Transport methanotropher Mikroorganismen über Gasblasen" unter:

https://www.io-warnemuende.de/projekt/144/bubble_shuttle_ii_-_schmale.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748062

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution480
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FORSCHUNG/821: Begrenzung der Klimaerwärmung - Bedeutung nichtfossiler Treibhausgase steigt (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 03.06.2020

Begrenzung der Klimaerwärmung - Bedeutung nichtfossiler
Treibhausgase steigt



02.06.2020/Kiel. Die Diskussion um die Begrenzung der Klimaerwärmung
auf 1.5.-2 Grad fokussiert sehr stark auf das Treibhausgas
Kohlendioxid. Dabei wird die Bedeutung weiterer Treibhausgase aus
nichtfossilen Quellen in Zukunft in ihrer Bedeutung steigen, wie eine
Studie unter Federführung einer Forscherin des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel zeigt, die kürzlich in der
internationalen Fachzeitschrift Climate and Atmospheric Science
erschienen ist.

Neben Kohlendioxid (CO2) tragen auch andere Treibhausgase wie Methan
(CH4) oder Lachgas (N2O) zur Klimaerwärmung bei. Dieser Effekt wurde
in der Vergangenheit teilweise durch Abkühlungseffekte verschiedener
Schwefel-und Stickoxidverbindungen kompensiert. Sowohl die
zusätzlichen Treibhausgase als auch die Aerosole entstehen neben
Kohlendioxid bei der Verbrennung fossiler Energieträger, aber
beispielsweise auch durch unsere Landnutzung. Diese verschiedenen
Aktivitäten haben jeweils sehr unterschiedliche Emissions-Fußabdrücke.
So emittieren wir zum Beispiel bei der Verbrennung von fossilen
Energieträgern zusätzlich viele der abkühlend wirkenden Aerosole. Im
Gegensatz dazu entstehen durch unsere Landnutzung zum Beispiel durch
Methanemissionen viele wärmend wirkende zusätzliche Treibhausgase.

Reduziert man jetzt die Kohlendioxidemissionen von fossilen
Brennstoffen deutlich, wie für eine Begrenzung der Erderwärmung
zweifelsohne notwendig ist, steigt die Bedeutung der Emissionen aus
nichtfossilen Quellen, wie zum Beispiel aus der Landwirtschaft.
Zusätzlich sinken dabei auch die Komponenten aus den fossilen
Emissionen, die die Atmosphäre kühlen, sodass der Anteil der wärmenden
Wirkung nichtfossiler Treibhausgase überproportional an Bedeutung
gewinnt. Dies ist eines der Ergebnisse einer Studie unter Federführung
einer Forscherin des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung
Kiel, die jetzt in der im Nature Verlag erscheinenden Fachzeitschrift
Climate and Atmospheric Science erschienen ist.

"Wenn wir also die Emissionen aus fossilen Quellen zurückfahren,
müssen wir dies noch stärker tun, als wir bisher vermutet haben, weil
der die Atmosphäre kühlende Anteil eben auch wegfällt", erläutert Dr.
Nadine Mengis, Hauptautorin der Studie vom GEOMAR. "Dies wurde bei den
bisherigen Klimarechnungen in dieser Form nicht immer berücksichtigt",
so Mengis weiter. Gemeinsam mit ihrem Co-Autor Damon Matthews von der
Concordia University in Montreal, Kanada, untersuchte die
Klimaforscherin verschiedene Szenarien. "Während die Emissionen aus
fossilen Quellen in Zukunft zurückgehen, bleiben die aus der
Landwirtschaft konstant oder nehmen angesichts der weiter steigenden
Weltbevölkerung bis 2050 weiter zu", erläutert Dr. Mengis. Gegenwärtig
liegt der wärmende Klimaeffekt der nicht-CO2 Treibhausgasen und
Aerosolen aus landwirtschaftlichen Aktivitäten bei etwa 0.34 W/m2 und
der kühlende Effekt aus den fossilen Emissionen bei 0.4 W/m2. Während
der positive Anteil aus der Landnutzung nur schwer zu verringern ist,
sinkt der aus den fossilen Emissionen durch bessere Filterung von
Aerosolen und generell sinkenden Emissionen in Zukunft weiter ab, was
die Erhöhung der relativen Bedeutung der Landnutzungseffekte erklärt.

"Wenn man unter diesen Betrachtungen jetzt berechnet, wieviel
Kohlendioxid wir noch emittieren dürfen, um ein 1.5 Grad-Ziel noch zu
erreichen, dann kommt man zu dem Ergebnis, dass die Menge an erlaubten
CO2 Emissionen noch geringer als bisher angenommen ist", so Mengis.
"Wir müssen uns also eigentlich noch mehr anstrengen, wenn wir dieses
Ziel noch erreichen wollen", so die Kieler Klimaforscherin.

Originalpublikation:

Mengis, N., Matthews, H.D., 2020: Non-CO2 forcing changes will likely
decrease the remaining carbon budget for 1.5°C. npj Clim. Atmos.
Sci., 3, 19. doi: 10.1038/s41612-020-0123-3
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FORSCHUNG/820: Kohlenstoffausstoß in der Wirtschaft reduzieren (idw)

Universität Heidelberg - 02.06.2020

Kohlenstoffausstoß in der Wirtschaft reduzieren

Internationales ERC-Projekt: Heidelberger Politikwissenschaftler
forschen zur Klimapolitik



Wie kann die Wirtschaft so umgestellt werden, dass sie einen
niedrigeren Umsatz von Kohlenstoff aufweist? Welche Maßnahmen zur
Dekarbonisierung haben Staaten bereits ergriffen und mit welchem
Erfolg? Diesen Fragen widmet sich ein Forschungsvorhaben, an dem
Wissenschaftler des Instituts für Politische Wissenschaft der
Universität Heidelberg beteiligt sind. Die Arbeiten in Heidelberg
unter der Leitung von Prof. Dr. Jale Tosun beginnen Anfang 2021. Sie
sind Teil eines an der University of East Anglia (Großbritannien)
angesiedelten Projekts, das der Europäische Forschungsrat (ERC) mit
einem ERC Advanced Grant für Spitzenforscher fördert. Dafür stehen
Mittel in Höhe von insgesamt rund 2,4 Millionen Euro zur Verfügung.
Rund 530.000 Euro sind für die Forschung in Heidelberg vorgesehen.

Im Rahmen des Projekts "Deep Decarbonisation: The Democratic Challenge
of Navigating Governance Traps" (DeepDCarb), das Prof. Dr. Andrew
Jordan von der University of East Anglia koordiniert, wollen die
Wissenschaftler das weltweite klimapolitische Handeln zunächst
grundlegend erfassen. Als Basis dafür dienen Datensätze der
vergangenen 30 Jahre, die die Aktivitäten von 41 Ländern mit
unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklungsniveaus abbilden.
Anschließend sollen die Prozesse näher untersucht werden, die in der
Vergangenheit bereits zur Verabschiedung von Gesetzen und Erlassen im
Bereich der Klimapolitik geführt haben. "In einem weiteren Schritt
werden wir die politikwissenschaftliche Forschung mit Ansätzen aus den
Verhaltenswissenschaften verknüpfen. Im Mittelpunkt steht dabei die
Frage, wie Entscheidungssituationen ausgestaltet werden sollten, damit
langfristige Ziele, etwa die Reduzierung der Erderwärmung auf 1,5
Grad, erreicht werden können", erläutert Prof. Tosun.

Die Heidelberger Wissenschaftler werden dazu empirische Modelle
entwickeln, die klimapolitisches Handeln erfassen und so die
Entstehung von Klimapolitik erklären können. "In vorangegangenen
Projekten haben wir bereits Ansätze erarbeitet, um gesetzgeberische
Aktivitäten in diesem Bereich für eine große Anzahl von Staaten sowie
über lange Beobachtungsperioden zu erfassen", so Prof. Tosun. "Mit
unseren Forschungsaktivitäten im Projekt DeepDCarb wollen wir diese
Arbeit weiterführen und praktisch verwertbare Erkenntnisse fördern,
die für Politik und öffentliche Verwaltung von Nutzen sind."

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748761 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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MELDUNG/187: Große Unterschiede in klimapolitischen Anstrengungen von Deutschland, Österreich und der Schweiz (idw)

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 28.05.2020

Große Unterschiede in klimapolitischen Anstrengungen von
Deutschland, Österreich und der Schweiz



Dekarbonisierung bis zum Jahr 2050? Ohne Kurswechsel kaum zu
erreichen, das zeigt eine neue Studie von rwi consult, dem
Beratungsunternehmen des RWI - Leibniz Institut für
Wirtschaftsforschung, im Auftrag von EcoAustria - Institut für
Wirtschaftsforschung in Wien.

Der Vergleich der bisherigen Energiepolitik von Deutschland,
Österreich und der Schweiz offenbart gravierende Unterschiede: Während
Deutschland vorwiegend auf die Subventionierung der erneuerbaren
Energien gesetzt hat, war der Ansatz Österreichs vorwiegend von
ordnungsrechtlichen Maßnahmen wie Ge- und Verboten sowie ebenfalls von
Subventionen geprägt. Die Schweiz setzt hingegen bereits seit dem Jahr
2008 auf das marktwirtschaftliche Instrument der CO2-Abgabe und hat
damit den Energieverbrauch bereits deutlich senken können.

Die wichtigsten Ergebnisse:


	In der Schweiz wurde im Jahr 2008 eine CO2-Abgabe auf Brennstoffe eingeführt, die mittlerweile bei 96 Franken (rund 90 Euro) pro Tonne liegt. Zwei Drittel der Einnahmen dieser Abgabe fließen als "Ökobonus" wieder zurück an private Haushalte und Unternehmen, der Rest in ein energetisches Sanierungsprogramm für Gebäude sowie in einen Technologiefonds.

	Seit seinem Allzeithoch im Jahre 2010 ist der der Primärenergieverbrauch bis 2017 deutlich gesunken. Mit der CO2-Abgabe hat die Schweiz schon früh einen Grundstein für eine gute Klimapolitik gelegt. Langfristig werde das Land allerdings durch einen aktuell geplanten Atomausstieg dennoch die nationalen Klimaziele verfehlen, so die Prognose der Studie.

	Empfehlungen: Die CO2-Abgabe sollte auf Kraftstoffe erweitert werden. Per "Ökobonus" sollte die Regierung die gesamten Einnahmen zurückerstatten, da der Bonus die Akzeptanz erhöht, während beim Gebäudeprogramm Mitnahmeeffekte eine große Rolle spielen.




	Österreich hat durch seine starke Ausrichtung auf Wasserkraft jetzt schon einen hohen Anteil an Erneuerbaren im Energiemix. Doch für die langfristige Erreichung der Klimaziele reichen die Technologien von heute nicht aus, prognostizieren die Forscher.

	Bisher hat die Regierung vorwiegend auf ordnungsrechtliche Maßnahmen gesetzt, wie zum Beispiel die Erneuerung von Heizkesseln.

	Empfehlung: Österreich sollte sich stärker von der Gebots- und Verbotspolitik hin zu einer marktorientierten CO2-Bepreisung orientieren.




	Die Energiewende in Deutschland besteht aus drei Bausteinen: Dem stetigen Ausbau der Erneuerbaren, dem Atomausstieg bis 2022 sowie dem langfristigen Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 2038.

	Durch die EEG-Umlage haben die deutschen Verbraucher seit der Einführung im Jahr 2000 bereits rund 200 Mrd. Euro für die Förderung der Erneuerbaren Energien bezahlt. Für die Zukunft prognostizieren die Forscher zusätzliche 400 Mrd. Euro, die in den nächsten 21 Jahren durch die Einspeisevergütung anfallen könnten. Der Anteil der Erneuerbaren am Primärenergieverbrauch Deutschlands betrug im Jahre 2017 trotzdem lediglich 13,1%.

	Deutschland läuft Gefahr, die Ziele für den Anteil der Erneuerbaren am Bruttostromverbrauch in der Zukunft zu verfehlen. Zielvorgaben sind 65% im Jahr 2030 sowie 80% im Jahre 2050. Laut Prognose der Forscher erreicht Deutschland ohne Kurswechsel in den beiden Jahren nur 60% bzw. 70% Grünstromanteil.

	Empfehlungen: Statt auf massive Subventionen mit geringer Wirkung sollte die deutsche Klimapolitik auf eine marktorientierte CO2- Bepreisung sowie verstärkt auf Forschung und Entwicklung neuer klimafreundlicher Technologien setzen. Mit der 2019 im Klimapaket Deutschlands beschlossenen Bepreisung von CO2 für die Sektoren Wärme und Verkehr werden diese Empfehlungen bereits teilweise umgesetzt. Weitere Schritte sollten folgen.



"Was im Hinblick auf Deutschland besonders ins Auge fällt, ist das
krasse Missverhältnis der hohen Kosten der jüngeren Energiepolitik in
Kombination mit der geringen Wirkung - gerade bei den Erneuerbaren",
sagt Manuel Frondel, Autor der rwi consult-Studie und im Hauptamt
Kompetenzbereichsleiter "Umwelt und Ressourcen" am RWI -
Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung in Essen. "Die
Energiepolitik der drei Länder im Vergleich und besonders das Beispiel
der Schweiz zeigen deutlich: Statt ineffizienter Subventionierung
führt eine marktwirtschaftlich ausgerichtete CO2-Bepreisung und daraus
resultierende Senkungen des Energiebedarfs schneller in eine grüne
Zukunft. Die beste Möglichkeit dazu ist eine international und
sektorübergreifend einheitliche CO2-Bepreisung", so Frondel.

Die Studie der rwi consult GmbH entstand im Auftrag des gemeinnützigen
Vereins EcoAustria - Institut für Wirtschaftsforschung in Wien.
EcoAustria hat eine Vorversion der Studie im März in Österreich
veröffentlicht.




Originalpublikation:

https://www.rwi-essen.de/presse/mitteilung/398/

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.rwi-essen.de/rwi-consult/ 

Die rwi consult GmbH ist ein
Beratungsunternehmen für kundenorientiertes volkswirtschaftliches
Consulting. Es nutzt das Wissen und die Forschungsergebnisse des
"RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung", um den Transfer der
Forschungsergebnisse in Wirtschaft und Praxis zu intensivieren.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment80026

Dekarbonisierung bis zum Jahr 2050? Klimapolitische Maßnahmen und
Energieprognosen für Deutschland, Österreich und die Schweiz

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748178
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MASSNAHMEN/191: Studie - Naturschutz braucht eine funktionierende Agrarumweltförderung (idw)

Universität Rostock - 04.06.2020

Naturschutz braucht eine funktionierende Agrarumweltförderung



Die Vielfalt von Insekten oder Vögeln ist rückläufig in Deutschland.
Neben anderen Gründen haben eine intensivierte Landwirtschaft, das
Verschwinden von Brachen und Landschaftselementen, aber auch die
Aufgabe einer eher traditionellen und extensiven Weidewirtschaft
manchen Arten die Lebensgrundlage entzogen. Um dieser Entwicklung
Einhalt zu bieten, läuft bereits seit den späten 1990er Jahren in
Deutschland die Umsetzung der EU-Naturschutzstrategie "Natura 2000",
die der Landwirtschaft jedoch seit vielen Jahren Probleme bereitet.




[image: Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling auf einer Blüte - Fotoquelle: Rosenzweig, CC BY-SA 3.0]

Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Phengaris nausithous)

Fotoquelle: Rosenzweig, CC BY-SA 3.0



Um den Ursachen dafür auf den Grund zu gehen, arbeitet Professor
Sebastian Lakner von der Agrar- und Umweltwissenschaftlichen Fakultät
der Universität Rostock an einer Studie zur Umsetzung von Natura 2000
in der Landwirtschaft.

Aufgrund der schleppenden Umsetzung der EU-Naturschutzstrategie
"Natura 2000" führt die EU-Kommission seit 2015 ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland durch. Der
Verschlechterung der Lebensräume von Zielarten wie z.B. dem inzwischen
sehr seltenen Wiesenknopfameisenbläuling werde nicht ausreichend
entgegengewirkt. Erst jüngst hat am 19. Mai 2020 die
Bundesumweltministerin Svenja Schulze in Berlin in ihrem "Bericht zur
Lage der Natur" auf den Rückgang der Biodiversität insgesamt und der
Verschlechterung des artenreichen Grünlandes hingewiesen.




[image: Foto: © Sebastian Lakner]

Strukturarme und ausgeräumte Agrarlandschaft

Foto: © Sebastian Lakner



Wie die gegebenen Naturschutzziele gemeinsam mit der Landwirtschaft
erreicht werden können, hat Professor Sebastian Lakner in einer
mehrjährigen Studie mit dem Umweltforschungszentrum (UFZ) in Leipzig
und dem Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB) in Berlin untersucht.

Woran liegt es, dass es den Landwirten so schwerfällt, naturnäher und
umweltfreundlicher zu wirtschaften? Professor Sebastian Lakner
arbeitet seit 2004 an einer Langzeitstudie, um den Fragen der
Umsetzung auf den Grund zu gehen. Dabei hat er sich mit Sachsen gerade
ein Bundesland vorgenommen, dass bei der Umsetzung verhältnismäßig
erfolgreich ist: "In Sachsen hat man versucht", so seine Einschätzung,
"mit den Landwirten im Dialog eine Lösung auf freiwilliger Basis zu
erarbeiten und hat für finanziellen Ausgleich gesorgt, statt einfach
strenge rechtliche Vorgaben festzulegen und gegebenenfalls Bußgelder
zu verhängen." Von diesem erfolgversprechenden Beispiel, so Lakner,
könnten andere Bundesländer lernen, wie die
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH) der Europäischen Union umgesetzt
werden kann.

Für die Studie hat Lakner im Rahmen der FFH-Managementplanung zwischen
2004 und 2011 131 Interviews mit landwirtschaftlichen
Betriebsleiterinnen und -leitern in Sachsen durchgeführt. Wie sich
zeigte, war die Bereitschaft zur Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen
auf Grünlandflächen bei einer "abgemilderten Kompromissvariante" am
größten. "Das ist überraschend. Wäre doch eher zu erwarten gewesen,
dass die Landwirte der Weiterführung der bisherigen Praxis zustimmen
und die aus Sicht des Naturschutzes 'optimale' Variante ganz abwählen
würden", so der Rostocker Agrarökonom Lakner. Des Weiteren zeige sich,
dass die Lage der Grünlandflächen eine wichtige Rolle für die
Umsetzung spiele. Auf besonders weit vom Betrieb entfernten Flächen
wurde eine geringere Bereitschaft zur Umsetzung festgestellt.
Unerwartet sei dagegen, dass die Betriebsgröße keine besondere Rolle
spiele. "Auch große Betriebe können Naturschutz mit hohem Engagement
betreiben", konstatiert Lakner zuversichtlich.

Die Landwirtschaft gilt weithin als traditionsbewusst, was Neuerungen
teilweise im Weg zu stehen scheint. Das wird in der Wissenschaft als
"Pfadabhängigkeit" bezeichnet. Dennoch gibt sich Dr. Yves Zinngrebe
vom Umweltforschungszentrum (UFZ) in Leipzig als Mitautor der Studie
überzeugt: "Mit Hilfe der zielgerichteten Kombination von
FFH-Managementplanung und den spezifischeren Agrarumweltprogrammen
können solche Pfadabhängigkeiten aufgebrochen werden." Dr. Dieter
Kömle vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB) in Berlin ergänzt: "Die Ergebnisse zeigen, dass die
Umsetzungsbereitschaft sowohl von betriebswirtschaftlichen
Überlegungen als auch von bisherigen Erfahrungen mit
Agrar-Umweltprogrammen abhängt. Insbesondere wenn die Umsetzung starke
Änderungen im Betriebsablauf erfordern würden, ist
Umsetzungswahrscheinlichkeit gering."

Die Wissenschaftler der Studie empfehlen als Schlüssel zur
erfolgreichen Umsetzung einer umweltfreundlicheren Landwirtschaft den
Dialog mit den Landwirten, um gemeinsam Lösungen zu entwickeln, die
eine möglichst geringe Änderung im Betriebsablauf erfordern und mit
einer umweltgerechten Agrarförderung verbunden sind.



Weitere Informationen finden Sie unter

Link zur Studie: 

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0264837719316382

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748874

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock - 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juni 2020 
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